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„Die Raumentwicklung in Deutschland – die Entwicklung des Netzes unserer großen und mittleren Städte, der dicht besiedelten 
Regionen und der ländlichen Räume – wird mit darüber entscheiden, ob der Lebensstandard und die Lebensqualität Deutsch-
lands, die Wirtschaftskraft und die Qualität der Umwelt für nachfolgende Generationen gesichert werden können.“ 

Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, 2001

„Wir sind heimlich-unheimliche Lustmörder nicht nur an Luft, Land und Wasser, sondern auch an Brauchtum, Originalität 
und an der so notwendigen Geborgenheit. Raub und Vergewaltigung der Welt sind so selbstverständlich geworden, dass 
selbst der Ökologiebewusste, der Gebildete und Bildungshungrige, der Bildungsvermittelnde frisch-fröhlich mittut …“ 

Hans Boesch, 2001

Heute fahren wir mal raus aus der Stadt. „Das Land 
beginnt meist da, wo das erste Möbelcenter steht, an 

lila-gelber oder orange-grüner Rundumbefl aggung leicht 
zu erkennen. Dann kommt ein Getreidesilo, dann eine 
Kläranlage. Wir fahren über eine Schnellstraße, die ein Dorf 
durchschneidet, und vorbei geht es am Lebensmittelmarkt, 
am Baucenter, am Elektroabholmarkt und am Kraftwerk. Bei 
der Go-Kart-Bahn biegen wir links ab, nun noch zwei Möbel-
center, ein Autoübungsplatz und ein großes eingezäuntes 
Militärgelände, dann kommt wieder ein Dorf. ,Zum grünen 
Kranze’ heißt der Gasthof und ein Schild verspricht sogar 
,Biergarten’“.

Elke Heidenreich, die uns die kleine Wegbeschreibung 
gibt, hat vermutlich nicht an Raumordnung gedacht, als sie 
diesen Text geschrieben hat. Und doch belegt sie mit ihrer Be-
schreibung dieses zersiedelten, hässlichen Raumes ohne Ei-
genschaften, welche Folgen die Nicht-Ordnung des Raumes 
haben kann. Und sie verweist indirekt auf die Ursachen 
dieses Missstandes hin: auf eine egoistisch ausgerichtete 
kommunale Planung, die auf kurzfristige Einnahmemaximie-
rung ausgelegt ist und deshalb die „Grüne Wiese“ ausbaut, 
statt die Innenstadt zu stärken; auf mangelnde Sensibilität bei 
Planungsträgern – Kommunen und/oder Land – für gestalte-
te, ästhetische Räume, die Menschen ansprechen und zum 
Aufenthalt verlocken; auf fehlende Koordination zwischen 
Gebietskörperschaften bei der Planung von Verkehrswegen 
und Gewerbegebieten; vor allem aber auf mangelndes 
Bewusstsein bei Verantwortlichen für die Versiegelung von 
Freifl ächen. So entstehen Räume ohne Ordnung und machen 
eine Ordnung des Raumes umso notwendiger. 

Raumordnung – aber welche   
Raum-Ordnung?
Seit der industriellen Revolution Ende des 19. Jahrhunderts 
hat sich Deutschland stark verändert: Eine durch Geburten 
und Zuwanderung dramatisch wachsende Bevölkerung in 
den Städten und die Notwendigkeit, zentrale Einrichtungen 
der Infrastruktur – etwa Kraft- und Klärwerke – außerhalb 
der Städte aufzubauen, ließen die Stadt großfl ächig in den 
umgebenden Raum wachsen. Heute, zu Beginn des 21. 
Jahrhunderts, leben etwas mehr als Hälfte der Menschen 
in diesen Verdichtungsräumen. Mehr denn je geraten 
die unterschiedlichen Arten und Weisen in Konfl ikt, wie 

Seit seinem Bestehen unterstützt der Informations- und 
Initiativkreis (IIK) Regionalplanung das Präsidium der 

ARL bei seinen Bemühungen, für die Notwendigkeit 
räumlicher Planung auf den verschiedenen Ebenen in 
Deutschland zu werben und dafür regelmäßig Über-
legungen zur Fortentwicklung und Zukunftssicherung 
der Raumplanung – nicht nur, aber ganz besonders der 
Landes- und Regionalplanung – anzustellen. Hier sei 
an die drei jüngsten Positionspapiere des IIK zur gesell-
schaftlichen Bedeutung und Zukunft der Regionalplanung 
(Nr. 61), zu den Verwaltungsreformdiskussionen in den 
Ländern (Nr. 63) und zum großfl ächigen Einzelhandel 
als Herausforderung für die Regionalplanung (Nr. 67) 
erinnert.

Wie gewohnt haben wir die drei Papiere in den Nach-
richten der ARL abgedruckt (Nr. 4/2005, Nr. 1/2006 
und Nr. 3/2006) und in die Website der ARL eingestellt. 
Die Papiere sind gute thematische Ergänzungen zu den 
Stellungnahmen des Präsidiums „Raumplanung tut Not“ 
(ARL-Nachrichten 3/2004) und des Jungen Forums der 
ARL „Raumentwicklung ist Chefsache!“ (ARL-Nachrichten 
4/2004) sowie der gemeinsamen Handreichung der ARL 
mit den Schulgeographen „Raumplanung heute“ (siehe 
ARL-Nachrichten 4/2005).

In Absprache mit dem Präsidium der ARL hat der IIK 
Jürgen Schultheis, Journalist der Frankfurter Rundschau, 
gebeten, auf der Grundlage der genannten Papiere und 
weiterer Materialien aus der ARL in kompakter und pla-
kativer Form darzulegen, warum Raumplanung auf allen 
Ebenen in Deutschland wichtig ist und in Zukunft noch 
an Bedeutung zunehmen wird. Die ARL möchte mit 
einer solch populären Darstellung über ihren bisherigen 
Hauptadressatenkreis hinaus eine breite Öffentlichkeit 
erreichen, möglichst viele Leute thematisch „abholen“. 

Wir geben den Beitrag von Jürgen Schultheis auf diesem 
Weg der interessierten Fachöffentlichkeit zur Kenntnis 
und stellen ihn zur Diskussion. Zugleich hätten wir nichts 
dagegen, wenn das Papier möglichst oft weiterverwendet 
würde. Für diesen Zweck haben wir es auf unsere Website 
(www.ARL-net.de) unter „News und Presse“ gestellt.

Dietmar Scholich, Tel. (+49-511) 3 48 42 - 37
E-Mail: Scholich@ARL-net.de

Raumordnung – wozu?
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diese Räume genutzt werden. Hart stoßen sich die Dinge 
deshalb im Raum, und die Politik ist heute mehr denn je 
gefordert, verbindliche Kriterien und Verfahrensweisen zu 
entwickeln. Konfl ikte zwischen denen, die den Raum nut-
zen, müssen zukunftsweisend und damit langfristig gelöst 
werden, ohne dabei die Möglichkeit zu unterbinden, auf 
veränderte Ansprüche künftig neue Antworten geben zu 
können. Die Politik steht dabei im Spannungsfeld zwischen 
kurzfristig orientierten individuellen Nutzungsabsichten von 
Kommunen, Unternehmen und Bürgern einerseits und den 
Anforderungen einer nachhaltigen Entwicklung andererseits. 
Es ist ihre Aufgabe, zwischen Einzel- und Allgemeininteresse 
immer wieder zu entscheiden.

Das Instrument des Ausgleichs zwischen Einzel- und Allge-
meininteresse, zwischen kurzfristiger Nutzungsabsicht und 
langfristiger Sicherungsleistung ist die Raumordnung oder 
treffender: die regionale Entwicklungspolitik. Sie ist eine 
politische Aufgabe, weil sie im Blick auf die Gesellschaft als 
Gesamtheit der Raumnutzer entscheiden muss, wann wel-
cher Nutzung Vorrang vor einer anderen gegeben werden 
muss. Eine Verwaltungsaufgabe ist sie dann, wenn diese 
Entscheidungen ausgearbeitet und vollzogen werden.

Wie kaum eine andere staatliche Aufgabe greift sie dabei 
in unterschiedliche Sektoren ein, die von der Regionalöko-
nomie und der Frage der Standortkonkurrenz bis hin zu 
Fragen des Naturschutzes und der Biotopvernetzung reichen. 
Raumordung ist im Sinne des Bundesverfassungsgerichtes 
deshalb eine zusammenfassende, übergeordnete Planung 
und Ordnung des Raumes, die vielfältige Fachplanungen 
zusammenführt und aufeinander abstimmt. Sie ist eine kom-
plexe Querschnittsaufgabe in einem ausgeprägt dezentralen, 
föderalen System, das keine einheitliche, auf alle Ebenen 
durchgreifende Gesetzgebungs- und Vollzugskompetenz 
aufweist.

Die Träger der Raumordnung – Bund und Länder – ha-
ben dabei die freie Entfaltung der Persönlichkeit und den 
Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen ebenso zu 
berücksichtigen wie die Voraussetzungen wirtschaftlicher 
Entwicklung und die Möglichkeiten der Gestaltung und 
Nutzung des Raumes. Sie stehen deshalb vor einer äußerst 
komplexen und wenig populären Aufgabe. Die Träger der 
Raumordnung haben vielfältige Konfl ikte zu entscheiden: 
Konfl ikte etwa wegen der Frage, welche Nutzung Vorrang 
hat; Konfl ikte, weil manchmal nicht klar ist, wer das letzte 
Wort hat, wenn der Bund eine ICE-Strecke und das Land 
Bergbau im gleichen Raum genehmigen wollen; Konfl ikte, 
weil unterschiedliche Planungsträger die Frage entscheiden 
müssen, ob ein Wohnbau- oder ein Vogelschutzgebiet Vor-
rang hat. Konfl ikte auch, weil festgelegt werden muss, ob ein 
Park&Ride-Platz nach dem Bebauungsplan der betreffenden 
Kommune oder nach eisenbahnrechtlicher Planfeststellung 
des Bundes ausgewiesen wird.

Raumordnung in einer veränderten Welt
Die Vermittlung unterschiedlicher Interessen in der Raumnut-
zung ist in hohem Maße zeitgebunden. Auch wenn klar ist, 
wer in der Raumordnung sich für welches Ziel entscheidet, ist 
noch lange nicht offensichtlich, ob die Lösung auch auf Dau-
er trägt und angesichts veränderter Anforderungen Bestand 

haben kann. Der Wandel von einer in den 70er und 80er 
Jahren eher umwelt- und ökologieorientierten Raumplanung 
hin zum aktuellen Dreiklang aus ökonomischer, ökologischer 
und gesellschaftlicher Orientierung (Nachhaltigkeit) ist ein 
Beispiel für den Wandel in der Raumordnung. Zugleich ha-
ben sich die Ansprüche derer verändert, die auf den Raum 
einwirken – das sind vor allem Unternehmen und Bürger, 
aber auch planende Gebietskörperschaften. Und schließlich 
haben sich Gesellschaft und Wirtschaft insgesamt verändert, 
für die der Raum geordnet werden soll: Die wachsende 
Mobilität von Unternehmen und Beschäftigten verschärft 
einerseits den Nutzungskonfl ikt in Verdichtungsräumen, 
schafft andererseits neue Aufgaben für die Raumplanung in 
ländlichen Regionen und erfordert Ausgleichslösungen für 
Stadt-Umland-Verfl echtungen. Verschärft wird die Situation 
durch den demographischen Wandel, der Überalterung der 
Bevölkerung ländlicher, häufi g strukturschwacher Gebiete 
und der Abwanderung gerade junger, qualifi zierter Arbeits-
kräfte. Und über allem positioniert sich seit dem Ende der 
90er Jahre die Europäische Union (EU), die das Wachstum 
in den Mitgliedstaaten fördern und den Menschen mehr Be-
schäftigung geben will, und deshalb klare Empfehlungen an 
die Mitgliedstaaten formuliert, dynamische und wettbewerbs-
fähige Stadtregionen und Verdichtungsräume zu schaffen; 
die einen gleichwertigen Zugang zu Infrastruktur und Wissen 
fordert, andererseits aber auch das Kulturerbe schützen und 
die Natur erhalten und entwickelt sehen will.

Raumordnung als Quadratur des Kreises?
Die vielfältigen, nicht nur auf den ersten Blick wider-
sprüchlichen Interessen der Raumnutzer einerseits und 
die als verwirrend wahrgenommene Zieldefi nitions- und 
Regulationszuständigkeit auf den unterschiedlichen Ebenen 
in Europa – von der EU mit ihrem Europäischen Raum-
entwicklungskonzept (Eurek) bis hin zur Gemeinde mit 
ihrer Kompetenz, über den Bebauungsplan zu entscheiden 
– lassen Raumordnung gelegentlich als Versuch erscheinen, 
die Quadratur des Kreises zu unternehmen. Der Beobach-
ter wird bei näherer Anschauung allerdings zwei Zentren 
innerhalb der Raumplanungsebenen entdecken: Da sind 
einerseits die Empfehlungen des Europäischen Raumentwick-
lungskonzeptes der EU, die mit den Leitlinien des Bundes 
weitgehend harmonieren und im Wesentlichen eine groß-
räumige, nachhaltige Entwicklung der EU-Mitgliedstaaten im 
Blick haben und damit im klassischen Sinn raumordnerisch 
ausgerichtet sind. Andererseits liegt der Schwerpunkt bei 
den zwar räumlich kleineren, aber mit hoher Entschei-
dungskompetenz ausgestatteten Regierungsbezirken und 
regionalen Planungsverbänden in den Flächenländern, die 
für die Regionalpläne zuständig sind und damit rechtlich 
verbindliche Vorgaben für die Flächennutzungs- und Be-
bauungspläne auf den nächstniedrigeren Ebene machen 
(Regionen und Kommunen) – und die damit im klassischen 
Sinn raumplanerisch tätig sind. Gelegentlich entstehen erst 
auf Grundlage oder nach enger Absprache mit den Bezirken 
die Landesentwicklungspläne aus den Zielvorgaben der 
Regionalpläne, so dass die Landesentwicklungspläne – statt 
übergeordnet Zielvorgaben zu machen – zuweilen eher 
die Summe aller Zielvorgaben der Regionalpläne sind. In 
anderen Fällen nutzen Landesregierungen die Möglichkeit, 
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über die Zielvorgaben in den Landesentwicklungsplan im 
klassischen Sinne steuernd auf die untere Planungsebene 
einzuwirken und verbindliche Vorgaben zu machen. Die 
Planungspraxis ist bundesweit nicht einheitlich und stark vom 
Selbstverständnis und der Planungstradition in den jeweiligen 
Ländern abhängig. Die beiden Kristallisationspunkte der 
Raumordnung/-planung, nämlich EU/Bund auf der einen 
Seite und Land/Bezirke/Regionen auf der anderen Seite, 
markieren vor diesem Hintergrund Stärke und Schwäche 
des föderalen Systems: Einerseits gewährt das System Spiel-
räume für regionale Selbstbestimmung und schafft damit 
ein Bollwerk gegen zentralistische Tendenzen, andererseits 
schränkt das föderale System aber bei übergeordneten, 
für EU und Mitgliedstaaten wichtigen Zielen auf Landes-, 
regionaler und damit auch lokaler Ebene im Konfl iktfall die 
Durchsetzungsfähigkeit stark ein.

Raumordnung – föderal geschwächt?
Der Gedanke, Räume geordnet zu entwickeln und in einem 
Plan Zielvorgaben zu machen, ist relativ neu. Entstanden ist 
die Raumordnung aus dem Städtebaurecht des späten 19. 
Jahrhunderts, mit dem die Städte erstmals die Möglichkeit 
erhielten, Vorgaben für eine einheitliche Straßenrandbebau-
ung zu machen. Eine staatlich einheitliche Raumordnung gab 
es – trotz der großen Dynamik der industriellen Revolution 
und ihrer häufi g problematischen, räumlichen Auswirkungen 
– nicht einmal in der Weimarer Republik, obgleich Proble-
matik und Notwendigkeit längst erkannt waren. Erst im so 
genannten Dritten Reich mit seinem diktatorisch-zentralis-
tischen System entstand eine reichseinheitliche Baurege-
lungsverordnung, die im Grunde die Basis für eine moderne 
Raumordnung gelegt hat.

Beim Aufbau der Länder und der Bundesrepublik galt 
Raumordnung als fragwürdige Errungenschaft des National-
sozialismus und deshalb mit den Prinzipien des modernen 
Staates nicht vereinbar. Mit „Planung“ assoziierten die 
Akteure vor allem Zwang, der mit freiheitlichen, marktwirt-
schaftlichen Prinzipien als nicht vereinbar galt. Schon bald 
zeigte sich aber, dass es angesichts der großen Aufgabe 
„Wiederaufbau“ notwendig war, die räumliche Entwicklung 
zu koordinieren, um zu verhindern, dass sich Städte und 
Länder nicht zu ungleichmäßig entwickeln und zu große 
Disparitäten entstehen. Anfang der 60er Jahre wurden des-
halb erstmals Grundsätze einer neuen deutschen Raumord-
nungspolitik formuliert. Zentrale Forderungen waren damals, 
gleichwertige Lebensbedingungen im gesamten Bundesge-
biet herzustellen, strukturschwache Gebiete – vor allem das 
so genannte Zonenrandgebiet – wirtschaftlich zu fördern 
und eine weitere Konzentration in den Ballungsräumen zu 
verhindern. Außerdem sollte die Umwelt gepfl egt, Luft und 
Wasser sauberer und Lärmschäden vermindert werden. 

Mitte der 60er Jahre verabschiedete der Bund eine abge-
schwächte Fassung des Entwurfes als erstes Raumordnungs-
gesetz der Bundesrepublik. Damals wurde die Ministerkon-
ferenz für Raumordnung (MKRO) einberufen, mit der die 
Länder Mitsprache bei der Raumordnung auf Bundesebene 
haben – der zentralistische Generalverdacht gegen den Bund 
war wohl noch nicht ganz ausgeräumt. In dieser Phase ver-
abschiedete der Bund auch das Bundesbaugesetz und das 

Städtebauförderungsgesetz als Regelwerke, die Vorgaben 
machen für die kleinräumige Planung.

Mitte der 70er Jahre einigte sich die MKRO auf ein neues 
Raumordnungsprogramm, das in Ergänzung zum ersten 
Raumordnungsgesetz den Ausbau von Entwicklungszentren 
und großräumig bedeutsamer Verbindungsachsen vorsah. In 
den 80er Jahren wurde die Raumordnung um die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung und um das Raumordnungsverfahren 
ergänzt, das zuvor lediglich durch Landesrecht normiert 
war und nun bundeseinheitlich geregelt wurde. Zugleich 
veränderte sich die Raumordnung angesichts von Ölkrise 
und der Tatsache, dass mit einem Mal nicht mehr die Frage 
im Vordergrund stand, wie das Wachstum räumlich organi-
siert werden sollte. 

Mit der wachsenden Europäisierung und Internatio-
nalisierung und aus der Erfahrung der deutschen Wie-
dervereinigung entstanden Anfang und Mitte der 90er 
Jahre der Raumordnungspolitische Orientierungs- und der 
Raumordnungspolitische Handlungsrahmen, die von der 
MKRO vorgelegt wurden. Im Mittelpunkt stehen dabei 
eine stärkere Projektorientierung in der Raumordnung und 
neue Kooperations- und Moderationsmodelle, um Ziele der 
Raumordnung umzusetzen. Zentraler Punkt beider Texte ist 
aber die Etablierung der Region in der Raumplanung, die im 
europäischen Kontext als Innovations- und Wachstumsmotor 
erkannt und defi niert wird.

Die kurze Geschichte der Raumordnung zeigt, dass die 
Raumordnung auf Bundesebene vor allem wegen des Föde-
ralismusprinzips bislang ein schwaches Instrument ist. Der 
Bund kann nachgeordnete Ebenen an seine Vorgaben zur 
Raumordnung nicht rechtlich binden. Insofern formuliert 
die Raumordnung Leitlinien, bietet aber keine rechtsver-
bindlichen Regeln. Die Steuerungskraft der Raumordnung 
des Bundes ist damit äußerst begrenzt. Das zuständige 
Bundesministerium hat auch keine Kompetenz, raum-
ordnerische Ideen und Konzepte in anderen Ministerien 
durchzusetzen. 

Die nächsttiefere Ebene ist die der Landesplanung, deren 
Inhalte häufi g als Gesetz verabschiedet werden. Die Landes-
planung gilt deshalb als durchsetzungsfähigste Stufe in der 
Planung. Der Landesplanung nachgeordnet ist wiederum 
die Regionalplanung als Präzisierung der einzelnen raum-
planerischen Ziele auf Regionsebene in den Flächenstaaten. 
Der Regionalplan defi niert Ziele zur Siedlungsstruktur und 
zur Siedlungsfl ächenentwicklung, zum Freiraumschutz und 
zur Infrastruktur und defi niert Ziele, die für Gemeinden, 
öffentliche Stellen und in einzelnen Bereichen für private 
Dritte rechtsverbindlich sind. 

Raumordnung und Lebensqualität
Europäisierung und Internationalisierung auf der einen 
und eine zunehmende Regionalisierung auf der anderen 
Seite stellen die Raumordnung zum Beginn des 21. Jahr-
hunderts vor große Herausforderungen. Die EU greift über 
unterschiedliche, häufi g raumwirksame Programme und 
Richtlinien in die Regionen ein und postuliert, die EU solle 
sich zu einem modernen und dynamischen Wirtschafts-
raum entwickeln (Lissabon-Strategie von 2000) und dabei 
das Prinzip der Nachhaltigkeit erfüllen (Göteborg-Strategie 
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von 2001). Darüber hinaus versteht die EU die Entwicklung 
und Vernetzung der Metropolregionen als transnationale 
Aufgabe einer europäischen „Raumordnung“.

Die EU und damit die Mitgliedstaaten werden diese Ziele 
nicht erreichen, ohne besonderes Augenmerk auf die Me-
tropolregionen und ihre großen Peripherien – die ländlichen 
Räume – zu richten. Die Metropolregionen müssen attraktiv 
für Unternehmen und für Menschen sein, die ihre Arbeit 
dort fi nden. Das hat einen guten Grund: Ein Großteil der 
nationalen Wertschöpfung wird in den Europäischen Metro-
polregionen erwirtschaftet, vor allem mit wissensintensiven 
und unternehmensbezogenen Dienstleistungen und im 
Bereich Forschung und Entwicklung. Um den Wettbewerb 
im globalen Maßstab bestehen zu können, brauchen die 
Unternehmen in diesen Branchen qualifi zierte Mitarbeiter. 
Diese Beschäftigten werden heute gesucht. Die Entschei-
dung, wo sie sich niederlassen, hängt aber nicht zuletzt von 
der Lebensqualität einer Stadt- oder Metropolregion ab, wie 
Untersuchungen in den USA und Deutschland belegen. Die 
Region ist dabei für Unternehmen wie Beschäftigte wesent-
licher Identifi kationspunkt geworden. Das Lebensgefühl 
der Menschen – ein wichtiger Faktor bei der persönlichen 
Standortwahl – wird immer stärker durch die sinnlich-emoti-
onalen Qualitäten der jeweiligen Umgebung, der jeweiligen 
Stadt und Region mitbestimmt (Gernot Böhme). Aufgabe von 
Raumplanung muss also sein, diese Qualitäten langfristig zu 
erhalten und zu gestalten. Wo Raumplanung versagte, ent-
stehen Räume ohne Eigenschaften, wie sie Elke Heidenreich 
auf ihrem Weg zum „Grünen Kranz“ beschreibt. Räume 
ohne Eigenschaften schaffen aber auch Menschen ohne 
Eigenschaften (Bernhard Waldenfels). 

Der Stand der Dinge
Wer auf die aktuellen Umweltdaten blickt, wird im Blick auf 
eine nachhaltige Entwicklung als Voraussetzung für einen 
ästhetischen Raum mit seinen positiven Eigenschaften 
keine Entwarnung geben können, weil etwa der Schutz der 
Umweltmedien Luft, Wasser und Boden unterschiedlich er-
folgreich war. Die Luftverunreinigung durch Schadstoffe wie 
Schwefeldioxid und Stickstoffoxide hat seit den 60er Jahren 
dramatisch abgenommen, die Wintersmogverordnungen 
konnten deshalb in allen Bundesländern aufgehoben werden. 
Auch die Schadstoffbelastungen in Oberfl ächengewässern 
etwa durch Stickstoff, Phosphor oder Schwermetalle ist stark 
zurückgegangen. Umweltpolitik und Raumordnung haben 
auf diesen Gebieten Erfolge erzielt.

Im Gegensatz zu Luft und Wasser gibt es für die endliche 
Ressource Boden bislang keine Entwarnung, auch wenn der 
tägliche „Verbrauch“ von unversiegelter Fläche seit dem Jahr 
2000 von 127 ha auf heute 93 ha pro Tag zurückgegangen 
ist. Insgesamt hat die Siedlungs- und Verkehrsfl äche in der 
Bundesrepublik zwischen 2001 und 2003 um 115.194 ha 
zugenommen. Das entspricht etwa der 1,3-fachen Fläche der 
Bundeshauptstadt Berlin. Die Länge der Verkehrswege in der 
Bundesrepublik ist seither um mehrere tausend Kilometer 
gewachsen. Beobachter führen die geringere Zunahme bei 
der Flächenversiegelung im Vergleich zu den 90er Jahren 
auf die schwache Konjunktur zurück und fordern für die 
Zukunft verbindliche quantitative Zielvorgaben, um Freifl ä-

chen künftig besser zu schützen. Bis zum Jahr 2020 soll der 
Zuwachs der Siedlungs- und Verkehrsfl äche auf 30 ha pro 
Tag reduziert werden, der Nachhaltigkeitsrat fordert gar, die 
Zunahme bis zum Jahr 2050 auf null zu reduzieren. 

Raumordnung und Föderalismusreform
Wirtschaftlich erfolgreiche und lebenswerte Mitgliedstaa-
ten sind ohne ökonomisch und gesellschaftlich fl orierende 
Metropolregionen nicht denkbar. Welche Lebensqualität sie 
bieten, wird künftig mitentscheidend sein, ob qualifi zierte 
Arbeitskräfte als wichtigste Ressource nicht nur für die global 
vernetzten und lokal/regional verankerten Unternehmen 
verfügbar sind. Lebensqualität in weit stärkerem Maße als 
bisher im Sinne eines für die Gesellschaft wie für die Öko-
nomie wichtigen Faktors zu sichern und auszubauen, wird 
maßgeblich eine Aufgabe der Raumordnung sein. Gute 
Raumordnung schafft Standortvorteile, ihre gelungene Praxis 
Wohlstand. Diese neue Raumplanung steht im Spannungs-
feld zwischen europäischer und regionaler Politik und ist 
dann erfolgreich, wenn sie die Interessen beider Ebenen 
und die der Akteure verknüpft und ergänzt. Tatsächlich ist 
die Raumordnung in ihrer aktuellen föderalen Struktur nur 
bedingt geeignet, diese Aufgabe zu erfüllen. Das Raumord-
nungsgesetz gibt zwar Leitlinien vor, aber die potenziell 
durchsetzungsfähigste Ebene ist die nachgeordnete Lan-
desebene mit den Landesplanungsgesetzen, -programmen 
und Landesentwicklungsplänen und den ihr zugeordneten 
Regionalplänen. Zudem hat das mit der Raumordnung 
betraute Ministerium nicht die Mittel, andere Bundesres-
sorts verbindlich auf konkrete Ziele der Raumordnung zu 
verpfl ichten. Wo der Bund als starkes und aktionsfähiges 
Bindeglied zwischen europäischen Vorgaben und Landes-
/Regionalplanung fungieren müsste, tritt er tatsächlich als 
eher schwacher Akteur auf.

Die Lage wird durch die beschlossene Föderalismusreform 
möglicherweise noch verschärft. Durch die Aufnahme der 
Raumordnung in die so genannte Abweichungsgesetzge-
bung können die Länder die Leitlinien des Bundes für die 
Raumordnung jederzeit ignorieren, ohne dass der Bund 
Sanktionsmöglichkeiten hätte. Die Abweichungsgesetzge-
bung birgt vielerlei Gefahren: Das größte Risiko geht von 
der kurzfristig orientierten Nutzenkalkulation von Investoren 
und Kommunen aus, die das Prinzip der Nachhaltigkeit zum 
Vorteil einer reinen betriebswirtschaftlich ausgerichteten 
standortorientierten Raumplanung aufgeben könnten. Die 
Regionen könnten sich damit in eine Abwärtsspirale bege-
ben, mit der tragfähige Standards zum langfristigen Nachteil 
aller gesenkt, wenn nicht ausgehebelt werden.

Ferner könnte die Planungs- und Genehmigungspraxis 
der Planungsträger mittelfristig derart differieren, dass 
für größere, länderübergreifende Projekte faktisch unter-
schiedliche Genehmigungsverfahren gelten. Damit läuft das 
Bundesgebiet Gefahr, sich von einem nahezu einheitlichen 
Planungsraum in eine überwunden geglaubte Vielstaaterei 
mit unterschiedlichsten Praktiken aufzusplittern. Planungs- 
und Transaktionskosten könnten sich damit vervielfachen, die 
notwendige Länderkooperation bei großräumigen Projekten 
– Schienentrassen, Deiche etc – weitaus schwieriger wer-
den. Die Gefahr ist groß, dass sich Planungen dann deutlich 
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verzögern und spürbar teurer werden. Im europäischen Ver-
gleich könnte die Bundesrepublik als Standort an Attraktivität 
verlieren. In welchem Maße der Bund angesichts der Reform 
dann überhaupt noch in der Lage ist, Planungen etwa für 
Transeuropäische Netze voranzubringen – mit denen nicht 
zuletzt die Metropolregionen als Innovationszentren und 
Wirtschaftsmotoren der EU funktional verknüpft werden 
sollen – ist im Augenblick vollkommen offen.

Das spricht nicht gegen Raumplanung als Steuerungsins-
trument, die angesichts der gesellschaftlichen und wirtschaft-
lichen Umbrüche notwendiger denn je ist. Nachhaltigkeit im 
strengen Wortsinne ist ohne Raumplanung nicht zu haben, 
Verantwortung für die Gesamtheit der Gesellschaft ohne 

Steht das Prinzip gleichwertiger Lebensverhältnisse in al-
len Teilräumen Deutschlands – traditionell ein zentraler 

Grundsatz der Raumordnungs- und Regionalpolitik – zur 
Disposition? In den aktuellen politischen Debatten über 
die Modernisierung des föderalen Staatsaufbaus, über die 
Herausforderungen von Europäisierung und Globalisie-

Raumplanung weder denk- noch praktizierbar. Die aktuellen 
Debatten über Fragen, wo Windkraftanlagen entstehen 
sollen oder ob und welches Einzelhandelskonzept für eine 
Region sinnvoll ist, weisen die Bedeutung von Raumplanung 
auf, die immer wieder zwischen Einzel- und Gesamtinteresse 
verantwortungsvoll und dauerhaft entscheiden muss. Weil 
aber im Zuge der Deregulierung die ohnehin losen Bande 
der Raumplanung weiter gelockert werden, steht mit der 
Praktikabilität und der Frage der Verbindlichkeit planerischer 
Entscheidungen letztlich auch die Zukunftsfähigkeit der 
Gesellschaft auf dem Spiel.

Jürgen Schultheis
Frankfurt, Oktober 2006

Kontakt: JSchulth@aol.com

rung, über Wachstums- und Ausgleichspolitik sowie über 
die Neuausrichtung der Raumordnungs- und regionalen 
Wirtschaftspolitik werden gelegentlich Forderungen nach 
einer Hintanstellung oder gar Aufgabe dieses Prinzips laut. 
In diesen Debatten wird häufi g einseitig pro und contra 
argumentiert.

Nicht erst seit der Wiedervereinigung Deutschlands 
ist die raumordnungspolitische Leitvorstellung 

gleichwertiger Lebensverhältnisse immer wieder kritisch 
hinterfragt worden. Die Erfahrungen mit der Integration 
Ostdeutschlands haben 
besonders deutlich vor 
Augen geführt, dass es 
die stets vorhandenen 
Unterschiede, unter an-
derem in den Bereichen 
Einkommensentwick-
lung und Ausstattung 
mit Arbeitsplätzen, zwi-
schen einzelnen Teilre-
gionen Deutschlands 
auch auf absehbare 
Zeit noch geben wird. 
Der teilweise drama-
tische Rückgang der 
Einwohnerzahlen wird 
zu einer Verschärfung 
der Gegensätze hinsichtlich der Wirtschaftskraft, der kom-
munalen Entwicklungsperspektiven und der Ausstattung 
mit Infrastrukturangeboten in bestimmten Räumen führen. 

Gleichwertige Lebensverhältnisse:   
 eine wichtige gesellschaftspolitische  
 Aufgabe neu interpretieren!

Die ARL hielt angesichts des tief greifenden sozialen und 
ökonomischen Wandels einen Diskurs über die Neude-
fi nition und -konzeption der Leitvorstellung für dringend 
notwendig. Im Oktober 2005 wurde daher der Ad-hoc-Ar-
beitskreis (AAK) „Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse“ 
eingesetzt, der von Prof. Dr. Hans H. Blotevogel, Universität 
Dortmund, geleitet worden ist.

Das Positionspapier Nr. 69 aus der ARL („Gleichwertige 
Lebensverhältnisse: eine wichtige gesellschaftspolitische 
Aufgabe neu interpretieren!“) wurde von den Mitgliedern 
dieses AAK erarbeitet und im September 2006 vorgelegt. 
Wir drucken hier eine gekürzte Fassung ab; Interessenten 
können das gesamte Positionspapier auch als pdf-Datei von 
der Website der ARL (www.ARL-net.de) herunterladen. 

Neben dem Leiter gehörten dem AAK an: Prof. Dr. 
Jürgen Aring, Kassel/Meckenheim; Dipl.-Ing. Michael 
Bräuer, Rostock; Prof. Dr. Rainer Danielzyk, Dortmund; Dr. 
Hans-Peter Gatzweiler, Bonn; Prof. Dr. Ulf Hahne, Kassel; 
Prof. Dr. Heinrich Mäding, Berlin; Prof. Dr. Martin T.W. 
Rosenfeld, Halle (Saale); Dipl.-Ing. Petra Schmidt, Schwerin; 
Dipl.-Ing. Josef Stegt, Berlin.

Andreas Klee, Tel. (+49-511) 3 48 42 – 39
E-Mail: Klee@ARL-net.de
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Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse   
bleibt wichtiges Ziel!
Der von der Akademie für Raumforschung und Landes-
planung eingerichtete Ad-hoc-Arbeitskreis „Gleichwertige 
Lebensverhältnisse“ spricht sich mit Nachdruck dafür aus, 
dass gleichwertige Lebensverhältnisse in allen Teilräumen 
Deutschlands ein zentrales gesellschaftspolitisches Anliegen 
bleiben. Er sieht keinen Grund, dieses grundgesetzlich ver-
ankerte Ziel raumwirksamer Politikfelder wie z. B. der Raum-
ordnung und der regionalen Wirtschaftspolitik in Frage zu 
stellen oder in seiner prinzipiellen Bedeutung zu relativieren. 
Insbesondere ist es nicht begründet, ökonomische Ziele des 
Wachstums und der Wettbewerbsfähigkeit gegen das Prinzip 
der gleichwertigen Lebensverhältnisse auszuspielen.

Gleichwertige Lebensverhältnisse   
neu interpretieren!
Gleichwohl bedarf das Prinzip gleichwertiger Lebensver-
hältnisse vor dem Hintergrund gewandelter Rahmenbedin-
gungen des politischen Handelns einer Präzisierung und 
Neuinterpretation. Mit Nachdruck entgegenzutreten ist 
einer Fehlinterpretation, die Gleichwertigkeit mit Gleich-
heit und Nivellierung verwechselt, denn Gleichwertigkeit 
und Verschiedenheit (Diversität) sind keine Gegensätze. 
Abzulehnen ist auch eine Auffassung, die den Grundsatz 
der Gleichwertigkeit als Ziel verabsolutiert und seinen un-
bedingten Vorrang vor anderen Grundsätzen der Raument-
wicklungspolitik postuliert.

Drei Herausforderungen erfordern   
die Neuinterpretation!
Drei zentrale Herausforderungen erfordern eine Präzisierung 
und Neuinterpretation des Gleichwertigkeitsprinzips.

Der Wandel des Staatsverständnisses vom fürsorgenden 
Wohlfahrtsstaat zum vorsorgenden und aktivierenden 
Gewährleistungs- und Verantwortungsstaat geht nicht nur 
mit einer größeren Selbstverantwortung der Bürgerinnen 
und Bürger einher, sondern auch mit einer kritischen 
Überprüfung des öffentlichen Leistungsumfangs und 
mit einer partiellen Privatisierung der öffentlichen Da-
seinsvorsorge. 

Hinzu kommen die Herausforderungen des demogra-
phischen Wandels, wobei insbesondere der sich in 
Zukunft noch verstärkende Bevölkerungsrückgang die 
Bereitstellung der Leistungen zur Daseinsvorsorge in 
zumutbarer Nähe gefährdet. Besonders betroffen sind 
bisher bereits die dünn besiedelten ländlichen Regionen, 
vor allem in den neuen Bundesländern; das Problem wird 
künftig aber auch in einigen Regionen im westlichen 
Deutschland akut.

Schließlich ist auf die Europäische Integration und die anhal-
tende Globalisierung der Ökonomie zu verweisen. Beide 
Prozesse führen zu einer Intensivierung des Wettbewerbs 
auf sämtlichen Märkten mit der Folge zunehmender regi-
onaler und internationaler Standortkonkurrenz und sich 
beschleunigenden wirtschaftsstrukturellen Wandels.

■

■

■

Neue Akzente bei Finanzausgleich,   
regionaler Wirtschaftspolitik und   
Raumordnung setzen!
Die Neuinterpretation des Gleichwertigkeitsprinzips er-
fordert eine Neujustierung der Ziele und Instrumente der 
Fachpolitiken mit Ausgleichscharakter. Konkrete Vorschläge 
und Anregungen werden im Folgenden für drei wichtige 
Handlungsfelder unterbreitet. 

1. Reform des Finanzausgleichs
Sowohl der horizontale Finanzausgleich (im Folgenden 
„FA“) zwischen den Bundeslän dern als auch der vertikale FA 
(Zahlungen des Bundes an fi nanzschwache Länder und Zah-
lungen der Länder an fi nanzschwache Kommunen) sollen 
dafür sorgen, dass räum liche Unterschiede der Steuerkraft 
tendenziell gemindert und die Gebietskörperschaften in die 
Lage versetzt werden, im gesamten Staatsgebiet annähernd 
gleichwertige Leistungen der öffentlichen Daseinsvorsorge 
zu erbringen. Gleichwohl ist das bestehende Finanzaus-
gleichssystem seit Jahren Gegenstand vielfältiger Kritik. Sie 
entzündet sich vor allem an dem Vorwurf der Intransparenz, 
an der Höhe der Ausgleichszahlungen sowie an man gelnden 
bzw. unzweckmäßigen Anreizwirkungen.

Finanzausgleich nach drei Prinzipien   
reformieren!
Die vor dem Hintergrund einer Neuinterpretation des Gleich-
wertigkeitsprinzips im Folgenden entwickelten Vorschläge 
zur Neuordnung des FA basieren auf drei grundlegenden 
Leitvorstellungen: (I) Erhöhung der Transparenz, (II) Absen-
kung der Transferzahlungen im Rahmen des Finanzausgleichs 
zugunsten eines Ausbaus von aktivierenden Maßnahmen 
im Rahmen der Regionalpolitik und (III) Förderung von 
Kooperationen.

Länderfi nanzausgleich transparenter   
gestalten und um aktivierende Elemente  
ergänzen!
Eine Entfl echtung bei den Gemeinschaftssteuern ließe trans-
parent nachvollziehen, welche Ausgaben welcher Ebenen 
durch Steuerzahlungen fi nanziert werden. In Bezug auf 
den Länderfi nanzausgleich (LFA) wird auch nach der seit 
2005 gültigen Neuordnung von Seiten der Geberländer 
unverändert eine Absenkung der Ausgleichszahlungen 
verlangt. Zwar lassen sich die immer wieder behaupteten 
negativen Anreizwirkungen der heutigen Regelungen für 
die Geberländer bezweifeln, jedoch fehlt dem LFA aufgrund 
seiner heuti gen, auf dem Grundgesetz beruhenden Kons-
truktionsprinzipien ein deutliches aktivieren des Element, 
mit dem die strukturschwachen Länder explizite Anreize zur 
Überwindung ihrer Probleme erhalten. Deshalb sollte die 
Höhe der Ausgleichszahlungen bzw. der Aus gleichsquoten 
zugunsten aktivierender Zahlungen im Rahmen der Regio-
nalpolitik redu ziert werden.

Dabei ist zu berücksichtigen, dass der horizontale Finanz-
ausgleich unter den Ländern gegenüber den vom Bund an 

Diskussion_4-06(S01-18).indd   6Diskussion_4-06(S01-18).indd   6 20.02.2007   12:03:1220.02.2007   12:03:12



ZUR DISKUSSION

4/20067

die fi nanzschwachen Länder gezahlten Bundesergänzungs-
zuweisungen (BEZ) den Vorteil aufweist, dass die Mittelher-
kunft und die interregionalen Zahlungsströme transparent 
sind. Der Abbau der Zahlungen zugunsten der ärmeren 
Län der sollte deshalb eher bei den BEZ als beim FA unter den 
Ländern ansetzen. Es ist zu empfehlen, den Abbau der BEZ 
mit einer Ausweitung von „aktivierenden“ Transferzahlun gen 
im Rahmen der Regionalpolitik zu verknüpfen. Analog sollte 
bei den Transferzahlungen der Länder an fi nanzschwache 
Kommunen vorgegangen werden. 

Kommunalen Finanzausgleich durch   
kompensatorische Transfers, Zentralitäts-
Transfers und Entgelt-Transfers   
zielorientiert ausgestalten!
Für den Kommunalen Finanzausgleich (KFA) sind drei Zielset-
zungen von Bedeutung, und entsprechend werden drei Kate-
gorien von Finanzzuweisungen vorgeschlagen: Erstens zielen 
„kompensatorische Transfers“ an die fi nanzschwächeren 
Kommunen darauf ab, deren Einnahmekraft zu verbessern 
und sie auf diese Art zu befähigen, ein Mindestversorgungs-
niveau mit öffentlichen Leistungen der Daseinsvorsorge zu 
gewährleisten. Zwei tens sollte mit Hilfe von „Zentralitäts-
Transfers“ das Ziel verfolgt werden, die Lasten von Städten 
bzw. Zentralen Orten für ihre zentralörtlichen Leistungen 
zu kompensieren. Schließlich wird eine dritte Kategorie von 
allgemeinen Finanzzuweisungen vorgeschlagen, die sich als 
„Entgelt-Transfers“ bezeichnen lassen und die dazu dienen 
sollen, die Emp fänger in die Lage zu versetzen, die Durch-
führung der ihnen vom Bund und den Ländern übertragenen 
Aufgaben zu fi nanzieren (und die damit als Ersatz für eine 
strikte Anwen dung des Konnexitätsprinzips dienen). 

Zentralitäts-Transfers aufgabengerechter 
bestimmen!
Den Zentralen Orten entsteht aufgrund ihrer besonderen 
Aufgaben und Leistungen ein Finanzbedarf, der vor dem 
Hintergrund einer neuen Interpretation des Gleichwertigkeits-
prinzips deutlicher als bisher Berücksichtigung fi nden sollte. 
Zentralitäts-Transfers sollten drei Aspekte berücksichtigen: 
erstens die Belastungen von Gemeinden mit Einpendler-
überschüssen (Arbeitskommunen), zweitens die kommu-
nalen Leistungen in den Zentralen Orten, die auch von 
Bewohnern des Umlandes zu nicht kostendeckenden Preisen 
in An spruch genommen werden, sowie drittens allgemeine 
Lasten der Zentralen Orte aufgrund ihrer Funktion als wirt-
schaftliche Zentren und Entwicklungspole. Der erste Aspekt 
lässt sich über die Pendlerquoten bemessen; für die beiden 
anderen Aspekte dürften eher Pauschalierungen – ggf. als 
Fortentwicklung der heutigen „Zentrale-Orte-Ansätze“ im 
KFA – zweckmäßig sein. Die heute häufi g im KFA anzutref-
fende Einwohnerveredelung in Zen tralen Orten wird allen 
genannten Funktionen nur unzureichend gerecht und könnte 
dann abgeschafft werden.

Hinsichtlich der Höhe von Entgelt-Transfers wäre zu prüfen, 
ob größere Städte je Einwoh ner höhere Zahlungen als die 
übrigen Kommunen erhalten sollten, weil verschiedene der 
den Kommunen von den Ländern übertragenen Funktionen 

(z. B. im Bereich der Sozial ausgaben) vorwiegend in den 
größeren Städten zu Belastungen führen.

Bei Zweckzuweisungen interkommunale Koo-
perationen fördern!

Hinsichtlich der zweckgebundenen Zuweisungen des 
Bundes an die Länder sowie der Länder an die kommunale 
Ebene sollte zukünftig versucht werden, überlokale bzw. 
über regionale Kooperationen zu fördern. Die wirtschaftliche 
Entwicklung sowie ein effi zienter Betrieb von zentralen Ein-
richtungen werden heute vielfach durch eine mangelhafte 
Ko operation zwischen Kernstädten und ihrem Umland 
sowie zwischen benachbarten Kom munen und Regionen 
behindert. Sofern die Grenzen zwischen den Kommunen 
gleichzei tig auch Ländergrenzen oder Staatsgrenzen sind, 
werden die negativen Effekte zusätzlich verstärkt. Um die 
Grenzen zu überwinden, erscheint es zweckmäßig, zweck-
gebundene Finanzzuweisungen des Bundes oder der Län-
der an die Bedingung einer Kooperation über die Grenzen 
hinweg zu binden. Es wäre auch möglich, die Mittel nicht 
an einzelne Gebietskörperschaften, sondern an funktional 
abgegrenzte Regionen zu vergeben und diesen die weitere 
Verteilung zu überlassen.

2.  Weiterentwicklung der regionalen   
 Wirtschaftspolitik
Ausgleich und Wachstum als Ziele der   
Regionalen Wirtschaftspolitik!
Das primäre Ziel der regionalen Wirtschaftspolitik ist die Unter-
stützung wirtschaftsschwa cher Regionen (Kohäsionsgedanke). 
Durch den Abbau standortbedingter Schwächen und die 
Schaffung wettbewerbsfähiger Arbeitsplätze wird zugleich 
das gesamtwirtschaftliche Wachstum gestärkt und der wirt-
schaftliche Strukturwandel erleichtert (Wachstumsgedan ke). 

Überlagerung von nationaler und    
europäischer Regionalpolitik!
Die explizite Förderung von Regionen zum Abbau von Stand-
ortnachteilen und zur Erleich terung des wirtschaftlichen 
Strukturwandels erfolgt in Deutschland im Wesentlichen 
durch die Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruk tur“ (GRW) sowie durch die 
EU-Strukturpolitik in Form des „Europäischen Fonds für regio-
nale Entwicklung“ (EFRE). Ursprünglich als sich ergänzende 
(„kofi nanzierende“) Politikbe reiche angelegt, liegt der Primat 
hinsichtlich der Finanzmittel und der Rahmenregelungen 
heute eindeutig beim EFRE. Innerhalb des Beihilferechts der 
EU nutzt die GRW verblei bende Spielräume und koordiniert 
die Regionalpolitiken der einzelnen Bundesländer, sodass 
sich die Instrumente überlagern und ergänzen.

In der bisherigen Entwicklung haben sich EFRE und GRW 
insofern voneinander entfernt, als sowohl der regionale 
Bezugsrahmen (Fördergebiete) als auch das Förderinstru-
mentarium immer stärker voneinander abgewichen sind. 
Die Auseinanderentwicklung ging einher mit einer starken 
Bedeutungsverschiebung: Die EU-Regionalförderung setzt in 
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Deutschland inzwischen dreimal so viel Finanzmittel ein, wie 
im Rahmen der GRW von Bund und Ländern zur Verfügung 
gestellt werden. 

Konzentration der EU-Strukturpolitik   
auf wirksame Maßnahmen!
Schon seit längerem verfügt die EU-Strukturpolitik über 
einen wesentlich breiteren Förder ansatz als die GRW, de-
ren Instrumente, der liberalen Ordnungspolitik folgend, im 
We sentlichen auf die Förderung von Sachinvestitionen be-
schränkt sind. Für das breitere Instrumentarium der EU-Struk-
turpolitik lässt sich allgemein anführen, dass neue Problem-
stellungen häufi g auch neue Maßnahmen erfordern. So 
scheinen zum Beispiel human kapitalbezogene Maßnahmen 
grundsätzlich der gewachsenen Bedeutung des Humanka-
pitals als Wirtschaftsfaktor besser zu entsprechen. Die Ver-
zahnung der verschiedenen europäischen Förderfonds (ESF 
und EFRE) gilt als zielgerichtete Antwort auf die notwen dige 
regionsgenaue Anpassung von Qualifi zierungsmaßnahmen 
an die Anforderungen der regionalen Wirtschaft. Schließlich 
stimmt die Förderung der regionalen Kooperation mit der 
Erkenntnis überein, dass die Beseitigung von Standortproble-
men meistens kein lokales, sondern ein regionales Vorhaben 
sein sollte, das am besten in einer gemeinsa men Aktion 
aller regional Betroffenen gelöst werden kann. Dabei darf 
jedoch nicht über sehen werden, dass es sich bislang um eher 
durch Plausibilitätsüberlegungen begründete Anforderungen 
handelt, die bislang empirisch noch nicht hinreichend abgesi-
chert sind. Mit der Breite der Instrumente wird ihre Wirkung 
zunehmend unübersichtlicher.

Förderinstrumente der GRW überprüfen,  
Infrastrukturinvestitionen konzentrieren  
und mit anderen Förderprogrammen   
abstimmen!
Hinsichtlich der GRW lässt sich feststellen, dass die Investiti-
onszuschüsse an private Unternehmen zu einer Kapitalmo-
bilisierung in Richtung auf die strukturschwachen Re gionen 
und zum dortigen Wirtschaftswachstum beigetragen haben. 
Allerdings nimmt die Bedeutung anderer Faktoren der 
Wirtschaftsentwicklung (Qualifi zierung des Humankapi tals, 
Innovationstätigkeit, Bildung von Netzwerken) zu; für deren 
Förderung dürften akti vierende Transfers besser geeignet 
sein. Eine neu ausgerichtete regionale Wirtschafts politik 
könnte versuchen, weniger als bislang auf die Sickereffekte 
von Impulsen aus den Wachstumsräumen zu setzen, sondern 
sich primär darum bemühen, auch in den strukturschwachen 
Regionen „endogene“ regionalspezifi sche Kompetenzen zu 
fördern. Die regionale Wirtschaftspolitik hat zu lange auf die 
Attrahierung regionsexterner Ressourcen gesetzt und An-
strengungen der Regionen in Richtung Unternehmertum, In-
novation und Eigenverantwortlichkeit eher ver nachlässigt.

In Bezug auf die Investitionszuschüsse wird eine intraregi-
onale räumliche Konzentration nicht empfohlen, denn wenn 
ein Investor an einem entlegenen Ort investieren will, wird 
er hierfür seine Gründe haben. Allerdings sollte der Staat in 
solchen Fällen weder vorge schaltete noch komplementäre 

Infrastrukturinvestitionen vornehmen, um solche Standorte 
erst attraktiv zu machen. Vielmehr sollten die Infrastruktu-
rinvestitionen im Rahmen der GRW auf die Zentren in den 
Förderregionen, ihre Verbindung untereinander und ihr jewei-
liges Umland konzentriert und generell mit den aktivierenden 
Transfers verschmolzen werden.

Dasselbe gilt für die Förderung der Infrastruktur im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes“ (GAK) sowie für einen großen Teil 
der Förderung im Rahmen der Europäischen Regionalpolitik 
und der sog. zweiten Säule der Europäischen Agrarpolitik. 
Diese Förderprogramme, die weithin überlappende Zielset-
zungen verfolgen, aber durch unterschiedliche Fachressorts 
umgesetzt werden, bedürfen einer deutlich besseren Abstim-
mung bis hin zur Integration. 

Investitionszulage führt zu Mitnahmeeffekten 
und sollte abgeschafft werden!
Eindeutig nicht bewährt hat sich die Investitionszulage, auf 
die die Unternehmen in den neuen Bundesländern einen 
Rechtsanspruch haben. Sie wird also ohne Prüfung der re-
gionalpolitischen Ziele automatisch gewährt. Nach allen Er-
fahrungen führt sie lediglich zu Mitnahmeeffekten und sollte 
deshalb, wie seit langem in der wissenschaftlichen De batte 
zur Regionalentwicklung gefordert, abgeschafft werden.

Aktivierende Transfers für strukturschwache 
Regionen!
Im Zuge des Abbaus der allgemeinen Finanzzuweisungen an 
strukturschwache Länder und Kommunen wird empfohlen, 
einen Teil der bisherigen FA-Mittel in die Aktivierung von 
Wachstumskräften in strukturschwachen Regionen fl ießen 
zu lassen. Aktivierende Trans fers haben – soweit sie in den 
Empfängereinheiten zu einem höheren Wirtschaftswachs-
tum führen – die Folge, dass die kompensatorischen Transfers 
reduziert werden können. Die Vergabe von Aktivierungs-
Transfers könnte an die Bedingung geknüpft werden, dass die 
fi nanzschwachen Länder bzw. Kommunen die empfangenen 
Mittel explizit für den wirtschaftlichen Aufholprozess einset-
zen, um längerfristig unabhängiger von Transfers zu werden. 
Die Vergabe der Mittel sollte für Entwicklungsprojekte auf 
der Basis von Regiona len Entwicklungskonzepten erfolgen, 
unter Umständen auch im Rahmen von Wettbewer ben unter 
den Regionen um die Mittel. Dabei würden dann solche 
Regionen, die nachvoll ziehbar darlegen können, dass ihre 
Projekte in besonderem Maße wachstumsträchtig sind, 
bevorzugt werden. Eine Verzahnung der Aktivierungsmittel 
mit der bisherigen Re gionalförderung sowie anderen Pro-
grammen ist unabdingbar.

Neuordnung der EU-Regionalpolitik   
mit offenen Fragen
Durch die Neuordnung der Europäischen Strukturfonds für 
2007 bis 2013 ist die Abstim mung der nationalen und euro-
päischen Regionalpolitik in ein neues Stadium eingetreten. 
Konsistente Lösungen für die damit verbundenen Problem-
stellungen gibt es bislang nicht.
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Die Änderungen betreffen im Wesentlichen zwei Aspekte: 
die Abgrenzung der Förderge biete und die thematische Breite 
der Förderung. Im Unterschied zu der bisherigen, 2006 zu 
Ende gehenden Förderperiode hat die EU-Kommission ihren 
früheren Anspruch, selbst EU-weit die Fördergebiete festzu-
legen, zumindest teilweise aufgegeben. Der Verzicht be trifft 
die – ausschließlich im westlichen Deutschland gelegenen 
– früheren Ziel-2-Regio nen. Nun können die Maßnahmen 
des neuen Ziels „Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Be-
schäftigung“ außerhalb der sog. „Konvergenz-Regionen“ 
fl ächendeckend ohne regio nale Einschränkungen eingesetzt 
werden.

Dagegen behält sich die EU weiterhin die Abgrenzung der 
Höchstfördergebiete vor, also der aktuellen Ziel-1-Gebiete 
und künftigen „Konvergenz-Regionen“. In Zukunft sollte 
des halb auch für diese, wie für alle anderen Gebietsabgren-
zungen, das Subsidiaritätsprinzip zur Anwendung kommen: 
Unter Vorgabe eines durch die EU-Kommission und die 
Mit gliedsstaaten gemeinsam bestimmten nationalen För-
derplafonds sollten Bund und Länder – wie bislang bei den 
GRW-Gebieten – gemeinsam festlegen, welche Regionen 
das na tionale Fördergebiet bilden.

EU-Regionalförderung in den westlichen  
Bundesländern auf strukturschwache   
Regionen konzentrieren!
Aus dem Blickwinkel der Subsidiarität ist der Verzicht der 
EU auf die geographische Bestimmung von Ziel-2-Förder-
gebieten ein längst notwendiger Fortschritt. Offen ist aber 
zurzeit, wie nun die Regionen des neuen Ziels „Regionale 
Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung“ auf nationaler 
Ebene abgegrenzt werden. Hier bahnt sich ein Kom promiss 
an, der zwei Ebenen umfasst. Auf der Ebene der Länder 
erfolgt die Verteilung der Mittel nach dem Länderanteil an 
der (früheren) GRW-Förderkulisse. Dieser Entscheidung kann 
aus pragmatischer Sicht zugestimmt werden kann, obgleich 
die neue GRW-Förder kulisse eigentlich sachgerechter ge-
wesen wäre.

Völlig offen ist dagegen die zweite Ebene, nämlich die 
Verteilung der Mittel innerhalb der Bundesländer. Gefor-
dert wird hier ebenfalls eine regionale Konzentration der 
Förderung auf strukturschwache Gebiete, beispielsweise in 
Anlehnung an die (ehemalige) GRW-Förderkulisse. Ohne 
diese Eingrenzung würde der absurde Fall eintreten, dass 
EU-Mittel, die laut EG-Vertrag 158 ff. aus Kohärenzgründen 
explizit für wirtschaftschwache Gebiete bestimmt sind, in 
strukturstarke Regionen fl ießen könnten. Darüber hinaus 
wird eine Konzentration der Mittel auf die Zentren in den 
strukturschwachen Gebieten empfohlen.

EU-Regionalförderung auf aktivierende   
Maßnahmen konzentrieren und in die   
natio nale Regionalpolitik integrieren!
Die zweite Änderung im Rahmen der Neuordnung der 
Europäischen Strukturfonds betrifft die Ausgestaltung des 
Förderinstrumentariums. Die EU-Förderung ist inhaltlich 
wesentlich breiter gefasst. Durch die Einführung der „hori-

zontalen“ Ziele und ihrer strategischen Leitlinien – mit dem 
Hinweis auf die sog. Lissabon-Agenda begründet – ist das 
Themen feld aber inzwischen so breit geworden, dass sich nur 
wenige Vorhaben fi nden lassen, die nicht auf die eine oder 
andere Art dem Lissabon-Ziel „Zusammenhalt, Wachstum 
und Beschäftigung“ dienen könnten. 

Diese Bandbreite muss auf nationaler und regionaler Ebene 
entsprechend dem Subsi diaritätsprinzip konkretisiert und auf 
aktivierende Maßnahmen konzentriert werden, damit sich 
das allgemeine Ziel der Wirkungseffi zienz und Wirkungs-
kontrolle beim Einsatz öffent licher Mittel nachvollziehen 
lässt. Dabei sollten die Maßnahmen an den jeweiligen Eng-
passfaktoren der Regionalentwicklung ausgerichtet werden. 
Besonders kritisch wird die thematische Breite in Verbindung 
mit der oben genannten Aufgabe einer Fördergebiets kulisse 
für das neue Ziel „Regionale Wettbewerbsfähigkeit und 
Beschäftigung“ in den westlichen Bundesländern. Sollte 
Bund und Ländern keine Einigung über die Beschrän kung 
auf besonders strukturschwache Regionen gelingen, dann 
würde die EU-Regio nalpolitik in diesem Bereich ad absurdum 
geführt: Explizit als Mittel zur Unterstützung benachteiligter 
Regionen bestimmt, könnte sie von den Ländern für (fast) alle 
denkbaren Projekte überall eingesetzt werden. Vorausset-
zung wäre lediglich, dass sich der geplante Fördereinsatz mit 
einem der horizontalen Ziele in eine plausible Verbindung 
bringen ließe.

Schon deshalb erscheint eine Integration von europäischer 
und nationaler Regionalpolitik unabdingbar. Sie böte die 
Gelegenheit, die EU-Regionalpolitik wieder klarer auf ihre 
ur sprüngliche Aufgabe auszurichten.

3. Einsatz raumordnerischer Instrumente
Ausgleichspolitischer Auftrag    
der Raumordnung bleibt aktuell!
Der Auftrag der Raumordnung, gleichwertige Lebensver-
hältnisse anzustreben, ist in An betracht der aktuellen und 
künftigen Herausforderungen aktueller denn je. Durch die 
Formulierung von zukunftsorientierten Leitvorstellungen 
und konkreten Hand lungsstrategien sollte die Raumordnung 
stärker als bisher ihre Möglichkeiten nutzen, um als Motor 
der Regionalentwicklung zum Abbau regionaler Disparitäten 
beizutragen.

Zukunftsorientierte Leitbilder und Handlungs-
strategien – eine Grundlage zum Abbau von 
Disparitäten!
Ansätze in dieser Richtung sind auf der europäischer Ebene 
die vorgesehene Weiterent wicklung und Konkretisierung des 
Europäischen Raumentwicklungskonzepts (EUREK) durch 
eine „Territoriale Agenda“ unter deutscher Präsidentschaft im 
Jahre 2007 sowie auf der Bundesebene die von der Minis-
terkonferenz für Raumordnung im Juni 2006 beschlos senen 
neuen „Leitbilder und Handlungsstrategien für die Raument-
wicklung in Deutsch land“, die den Raumordnungspolitischen 
Orientierungs- und Handlungsrahmen von 1993/95 ablösen. 
Vor allem die beiden Leitbilder „Wachstum und Innovation“ 
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und „Da seinsvorsorge sichern“ verdeutlichen eine Neujus-
tierung im Aufgabenverständnis der Raumordnung: Es geht 
um die Stärkung des Entwicklungsziels, die Schaffung von 
Er werbsmöglichkeiten und um eine neue Gewichtung des 
Ausgleichsziels durch die Straf fung des Zentrale-Orte-Sys-
tems und die Neubestimmung von Mindestversorgungsstan-
dards. Auf der Ebene der Bundesländer muss die Chance 
genutzt werden, diese Pro zesse mit der Fortschreibung von 
Landes- und Regionalplänen sowie durch informelle Entwick-
lungskonzepte aufzugreifen und weiterzuführen.

Die Frage, in welchen Bereichen eine Beeinträchtigung 
der Lebensqualität vorliegt, spielt beim Setzen künftiger 
Entwicklungs- und Handlungsschwerpunkte eine wichtige 
Rolle. Hierüber kann nicht allein von Wissenschaft und 
Fachpolitik entschieden werden; die Be antwortung bedarf 
breiter öffentlicher Diskussionsprozesse. Nur wenn die re-
levanten Ak teure einschließlich der kommunalen Ebene in 
den Diskussionsprozess eingebunden wer den, fi ndet das 
Ergebnis breite politische Akzeptanz und wird als Grundlage 
sowohl für die Kommunalpolitik als auch für die Förder- und 
Fachpolitiken mit herangezogen. 

Metropolregionen: Eine enge Vernetzung mit 
ihren globalen und europäischen Part nern ist 
ebenso erforderlich wie ihre zukunftsfähige 
innere Organisation!
Metropolregionen sind wichtige Motoren der wirtschaft-
lichen, sozialen und kulturellen Ent wicklung und zugleich 
bedeutende Knotenpunkte europäischer und globaler 
Netzwerke mit guter Erreichbarkeit im Personen- und Gü-
terverkehr. Damit sie ihre für das gesamte Land wichtigen 
Funktionen wahrnehmen können, bedürfen sie einer engen 
Vernetzung mit ihren globalen und europäischen Partnern, 
wobei insbesondere die Erreichbarkeit durch den Ausbau der 
Kommunikations- und Verkehrsnetze einer weiteren Verbesse-
rung bedarf. Als großstädtische Verdichtungsräume bedürfen 
sie jedoch auch einer zukunfts fähigen inneren Struktur und 
Organisation, und zwar im Sinne einer leitbildgerechten 
sied lungsstrukturellen Gliederung, einer zweckmäßigen Ver-
waltungsorganisation und einer nachhaltigen Funktionenmi-
schung, die u. a. soziale Segregationen vermeidet, innere Er-
reichbarkeiten gewährleistet, Umweltbelastungen begrenzt, 
Freiräume sichert und Nah erholungsräume schafft.

Metropolregionen sind durch einen oder mehrere groß-
städtische Kerne sowie damit ver bundene engere und 
weitere metropolitane Verfl echtungsräume gekennzeichnet. 
Im Sin ne eines Partnerschafts- und Verantwortungsprinzips 
sollten für geeignete Aufgaben Ko operationen zwischen den 
metropolitanen Kernen und den peripher gelegenen, überwie-
gend ländlich geprägten Teilräumen etabliert werden. Die 
Ausgestaltung dieser Koopera tion bleibt eine wichtige Auf-
gabe der Gemeinden, Kreise und Regionen. Die Initiierung 
und Unterstützung der hierzu notwendigen Prozesse gehört 
zu den Aufgaben der Landes- und Regionalentwicklung.

Dünn besiedelte Räume: Stabilisierung durch 
Konzentration!

Gerade für dünn besiedelte, ländlich geprägte und peri-
pher gelegene Räume mit unter durchschnittlicher wirtschaft-
licher Entwicklung, Bevölkerungsverlusten und fehlenden 
Be schäftigungsmöglichkeiten ist die verstärkte Nutzung re-
gionalspezifi scher Kompetenzen und endogener Potenziale 
von besonderer Bedeutung. Eine wichtige Strategie besteht 
in der Stärkung vorhandener Verdichtungsansätze um Mittel- 
und geeignete Kleinstädte, die sowohl als Entwicklungskerne 
als auch als Auffangzentren für unvermeidliche Abwande-
rungs- und Konzentrationsprozesse dienen können. Mit einer 
solchen aktiven gestalten den Strategie kann Raumordnung 
zwar Schrumpfungsprozesse nicht verhindern, jedoch 
drohenden großräumigen Entleerungs- und passiven Sanie-
rungsprozessen entgegenwir ken und dadurch verhindern, 
dass sie sich kumulativ verstärken. Darüber hinaus kann eine 
aktive Kulturlandschaftsgestaltung, welche die spezifi schen 
landschaftli chen Potenziale in Wert setzt, zur Profi lierung 
der Räume beitragen.

Funktionsfähigkeit der Zentralen Orte durch 
die Straffung des zentralörtlichen Netzes  
verbessern!
Insbesondere vor dem Hintergrund der Auswirkungen des 
demographischen Wandels und der immer knapper wer-
denden Mittel der öffentlichen Haushalte sind die stärkere 
Bündelung von Infrastruktureinrichtungen und eine Konzent-
ration auf leistungsfähige Zen tren unvermeidlich. Damit es bei 
dem damit verbundenen Rückbau nicht zu unkoordinier ten 
Schließungen mit der Gefahr eines Dominoeffekts kommt, 
in dessen Folge große un terversorgte Teilräume entstehen, 
ist eine Konzentration auf ein gestrafftes Netz Zentraler Orte 
erforderlich. Durch Synergieeffekte auch im wirtschaft-
lichen Bereich müssen die ver bleibenden Zentralen Orte 
zu multifunktionalen Auffang-, Stabilisierungs- und Entwick-
lungsknoten des unvermeidlich weitmaschiger werdenden 
Siedlungsnetzes ausgestaltet werden. Die notwendige Straf-
fung des Zentrale-Orte-Netzes kann jedoch nicht allein die 
Lösung sein. Konzepte der Neuorganisation von Leistungen 
der Daseinsvorsorge insbe sondere in den Bereichen Bildung, 
Gesundheit, öffentlicher Personennahverkehr sowie der Ver- 
und Entsorgungsinfrastruktur sind zu entwickeln.

Versorgungsqualitäten sichern – innovative 
und kreative Lösungen fi nden!
Die von verschiedenen Seiten geforderte politische Festle-
gung von garantierten Mindest- oder auch Basisstandards der 
Daseinsvorsorge unabhängig von der Bevölkerungsdichte 
und Siedlungsstruktur ist ein möglicher Ansatz, der aufgrund 
seiner erheblichen fi nanziel len Implikationen jedoch schwie-
rige politische Aushandlungsprozesse voraussetzt. Die 
Raumordnung kann hier zum Initiator und Moderator von 
solchen Prozessen werden. Die Festlegung von Standards 
darf jedoch nicht dazu führen, dass neue innovative und 
fl exib le Lösungen außer Betracht bleiben.
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So darf und muss z. B. über die Frage nachgedacht 
werden, ob in den ländlichen Räumen durch die Bildung 
jahrgangsübergreifender Klassen auch sehr kleine Schulen 
erhalten werden können. In den besonders dünn besiedelten 
Gebieten ist zu prüfen, ob die Auf rechterhaltung eines täg-
lichen Schülerverkehrs mit kaum noch zumutbaren langen 
Fahr zeiten der richtige Weg ist oder etwa die Einrichtung von 
Internaten. Die Gesundheitsver sorgung in den dortigen Zen-
tralen Orten kann ergänzt werden durch mobile Angebote 
sowie möglicherweise durch Leistungen der Telemedizin. 
Die dezentrale Versorgung mit Lebensmitteln und anderen 
Gütern und Diensten des täglichen Bedarfs, wie z. B. Medika-
menten und Postdienstleistungen, kann durch die Bündelung 
von Angeboten in Dorf- bzw. Nachbarschaftsläden, durch Be-

Vorbemerkung
Der Ad-hoc-Arbeitskreis der Akademie für Raumforschung 
und Landesplanung zur „Novellierung des Raumordnungs-
gesetzes“ legt seine Empfehlungen vor. Er war dabei bemüht, 
den nach seiner Ansicht notwendigen Regelungsbedarf in 
der ganzen Breite darzustellen. Ob die Regelungen alle auf 
der Ebene des formellen Gesetzes erfolgen sollten oder ob 
nicht in Einzelfällen andere Regelungsebenen zweckmäßiger 
wären, hat der Arbeitskreis offen gelassen.

1. Allgemeine gesetzgebungspolitische 
Empfehlungen
Empfehlung 1
Das Bundesraumordnungsgesetz ist in einer gut 40-jährigen 
Tradition im Einvernehmen zwischen Bund und Ländern 
ausgereift. Deshalb braucht die anstehende Novellierung 
des ROG nicht als die Stunde Null des Raumordnungsrechts 
begriffen zu werden. Des ungeachtet sollte die Novellierung 
mutig und konsequent vorgehen: Bestehendes überprüfen, 
Überfl üssiges abstreifen, Bewährtes beibehalten, neue He-
rausforderungen aufgreifen.

Empfehlung 2
Für das Verhältnis zwischen Bund und Ländern folgt da-
raus:

Die alte Rahmengesetzgebung des Bundes hat zwischen 
Bundes- und Landesgesetzgebung eine Trennlinie gezogen, 
die im Großen und Ganzen in der arbeitsteiligen Verantwor-
tung beider für die Raumordnung in Deutschland gesetzge-
bungspolitisch auch heute noch bedenkenswert ist. 

Eine andere Gewichtung innerhalb des novellierten Raum-
ordnungsrechts ist deshalb nur dort angebracht, wo auf 

stelldienste und mobile Verkaufswagen zumindest teilwei se 
gesichert werden. Innovative Ansätze wie Rufbus und private 
Fahrgemeinschaften können die Mobilität von Haushalten 
ohne Pkw in solchen Gebieten sichern, in denen das ge-
ringe Verkehrsaufkommen keinen regelmäßigen Busverkehr 
rechtfertigt. Standards im Bereich der technischen Ver- und 
Entsorgung müssen auf den Prüfstand, denn nicht jede kleine 
Siedlung muss an eine zentrale Abwasserkläranlage ange-
schlossen sein; auch Kleinkläranlagen sind umweltpolitisch 
vertretbar und können erhebliche Kosten sparen. 

Generell muss Akzeptanz dafür geschaffen werden, dass 
sich die Standards der Daseinsvorsorge in den besonders 
dünn besiedelten Gebieten von denen in verstädterten 
Gebieten unterscheiden.

Mit dem hier abgedruckten Positionspapier Nr. 70 
legt der im Juni 2006 einberufene Ad-hoc-Arbeits-

kreis „Novellierung des ROG“ seine Empfehlungen für 
eine Neufassung des Raumordnungsgesetzes vor. Seine 
Vorschläge stehen unter der Prämisse, Bewährtes zu 
bewahren und neue Herausforderungen aufzugreifen. In 
diesem Sinne enthalten die Empfehlungen eine Vielzahl 
von Neuregelungen, die sich zum einen aus aktuellen 
Entwicklungen heraus als notwendig erwiesen haben, 
die zum anderen aber auch eine grundlegende Neuori-
entierung des Raumordnungsrechts verfolgen. Der Ent-
wurf dieses Positionspapiers wurde auf dem ARL-Work-
shop „Novellierung 
des Raumordnungs-
gesetzes“ am 10. Ok-
tober 2006 im Kreise 
von sachverständigen 
Experten diskutiert; 
die Ergebnisse des 
Workshops sind in die 
Endfassung des Positi-
onspapiers eingefl os-
sen. Das Papier kann 
auch als pdf-Datei 
von der Website der 
ARL (www.ARL-net.
de) heruntergeladen 
werden.
Jana Kenzler, Tel. (+49-511) 3 48 42 – 43, E-Mail: Kenzler@ARL-net.de

Empfehlungen zur Novellierung    
 des Raumordnungsgesetzes

neuere Entwicklungen aus gesamtstaatlichen Gründen mit 
neuen Regelungen geantwortet werden muss. Dies betrifft 
etwa die Bundesraumordnung. Eine höhere Regelungsin-
tensität sollte nur dort in Erwägung gezogen werden, wo 
im wohlverstandenen Interesse der Leistungsfähigkeit der 
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Raumpolitik in Deutschland sich konkretere Regelungen als 
notwendig erweisen. Dies ist beispielsweise im Bereich der 
Regionalplanung der Fall. Umgekehrt ist die Regelungsin-
tensität zurückzunehmen, wo sich einheitliche Vorschriften 
als nicht mehr erforderlich erweisen und die Regelung dem 
Wettbewerb der Länder überlassen bleiben kann. Das ist z. B. 
bei den (unter diesen Gesichtspunkten) zum Teil verzicht-
baren Pfl ichtinhalten der Landesplanung der Fall.

Empfehlung 3 
Der Bund hat eine strategische Führungsrolle in der Raum-
ordnungs- und Raumentwicklungspolitik für Deutschland 
und im europäischen Rahmen. Er muss sich alle ihm zuste-
henden Möglichkeiten vorbehalten, um diese Aufgaben 
auch tatsächlich ausfüllen zu können. Der Bund sollte 
daher die Gesetzgebungsmöglichkeiten, die ihm für seinen 
eigenen Bereich gegeben sind, nutzen und seine bisherige 
Zurückhaltung gegenüber eigenen raumordnerischen Zielen 
aufgeben.

Empfehlung 4
Im Bereich der Gesetzgebung, der die Raumordnung in den 
Ländern betrifft, sollte der Bund zunächst seine Kompetenzen 
so weit ausschöpfen, wie dies angesichts der arbeitsteiligen 
Verantwortung von Bund und Ländern sinnvoll ist:

weil dem Bundesrecht – ungeachtet der bestehenden 
Abweichungsrechte für die Länder – eine Vorbildfunktion 
zukommt,

weil das Bundesgesetz tendenziell die Rechtseinheit 
fördert,

weil das Bundesrecht eine Auffangfunktion für den Fall 
hat, dass abweichendes Landesrecht außer Kraft tritt.

Empfehlung 5
Die Frage, ob und wie die Länder von ihren potenziellen 
Abweichungsmöglichkeiten Gebrauch machen, sollte die 
Bundesgesetzgebung jetzt nicht bestimmen, sondern grund-
sätzlich der zukünftigen Entwicklung überlassen bleiben. 
Allerdings sind bestimmte (formale) Folgeregelungen aus der 
verfassungsrechtlichen Ausgangslage bei der Gesetzgebung 
mitzubedenken (siehe Empfehlung 34).

2. Allgemeine Bemerkungen    
 zur inhaltlichen Präzisierung
Empfehlung 6
Der Begriff „Raumordnung“ allein wirkt sehr statisch und ist 
im europäischen Zusammenhang kaum noch gebräuchlich. 
Überwiegend werden dort die Begriffe „Raumentwicklung“ 
oder neuerdings „Territoriale Kohäsion“ in einem umfas-
senden Sinne verwendet.

Ordnungsaufgaben (Sicherung eines Zustands) und 
Entwicklungsaufgaben (zielgerichtete Veränderung eines 
Zustands) gehören beide zum Tätigkeitsfeld der Raumord-
nung und werden in der Praxis auch gleichberechtigt wahr-
genommen. Es erscheint angebracht, in der Bezeichnung 
des neuen Gesetzes dies zum Ausdruck zu bringen. Eine 

■

■

■

denkbare Bezeichnung wäre: „Gesetz zur Raumordnung 
und Raumentwicklung“ (ROEG).

Ergänzende Bemerkung:
Wird dem gefolgt, sollte auch der Sprachgebrauch des Ge-
setzes durchgängig darauf eingestellt werden. Um Wortunge-
tüme wie „Raumordnungs- und Raumentwicklungsplanung“ 
zu vermeiden, wird vorgeschlagen, dafür den zusammenfas-
senden Begriff „Raumplanung“ zu verwenden, der teilweise 
heute schon gebräuchlich ist. Die Einführung dieses Begriffs 
könnte als Klammerdefi nition in der Eingangsnorm gesche-
hen (siehe Empfehlung 16).

Empfehlung 7
Insgesamt ist der Entwicklungsauftrag der Raumplanung zu 
stärken. Dabei spielt auch die Unterscheidung zwischen 
mehr strategischen Aufgabenstellungen und mehr ope-
rationellen Aufgabenstellungen eine Rolle. Dies gilt nicht 
zuletzt im Verhältnis zwischen Landesplanung und Regio-
nalplanung.

In dem Zusammenhang ist der in der Planungspraxis weiter 
gestiegenen Bedeutung von informalen Vorgehensweisen 
angemessen Rechnung zu tragen. Das betrifft insbesondere 
die strategischen Planungskomponenten. Sie sind auf langfris-
tige Rahmengebung angelegt und müssen im Zeitablauf für 
die dann jeweils fälligen konkreten Interessenkompromisse 
ausreichend Platz lassen. Das wird durch eine informale 
Ausgestaltung gut erreicht. Wenngleich die informalen Vor-
gehensweisen keineswegs ohne jede juristische Bedeutung 
sind, sind sie einer rechtlichen Regelung schwer zugänglich, 
weil auf die Weise der informale Charakter in Frage gestellt 
und die dadurch bewirkte Flexibilität tangiert werden kann. 
Insgesamt sollte allerdings, um Zweifeln an der Rechtmäßig-
keit möglichst von Anfang an zu begegnen, an den in Be-
tracht kommenden Stellen auf die jeweiligen Möglichkeiten 
informalen Handelns hingewiesen werden.

Empfehlung 8
Bestehende Planungsverfahren und -instrumente sind auf 
Effektivität und Effi zienz zu überprüfen. Arbeits- und Zeit-
aufwand müssen in einem angemessenen Verhältnis zu den 
jeweils erreichbaren Problemlösungen stehen. Vor allem 
ist darauf zu achten, dass die Wirksamkeit der Raumpläne 
erhöht wird. Dazu tragen beispielsweise ihre inhaltliche 
Entfrachtung von Unwichtigem und eine größere Umset-
zungsorientierung der Raumplanung bei. 

In letzterem Zusammenhang sollte die weitgehend übliche 
Trennung zwischen Planungsaufgaben und Verwaltungsauf-
gaben überdacht werden. Diese Trennung wirkt sich z. B. 
bei den Umsetzungskompetenzen der Raumplanung nach-
teilig aus; Ansätze zur Überwindung fi nden sich z. B. beim 
(Regional-)Management. Die abnehmende Kongruenz von 
Planungsräumen und Verwaltungsräumen sowie die zuneh-
mende Inkongruenz von unterschiedlichen (insbesondere 
regionalen) Bezugsräumen stellen ebenfalls ein Problem dar. 
Wenngleich unterschiedliche Bezugsräume nicht gänzlich 
vermieden werden können, sollte dem doch im Sinne der 
Einräumigkeit der Verwaltung entgegengewirkt werden.
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3. Europäische Raumentwicklungs-  
 politik und raumplanerische   
 Zusammenarbeit über die deutschen  
 Staatsgrenzen hinweg
Empfehlung 9
Die Bedeutung der raumentwicklungspolitischen Aktivitäten 
der EU wird weiter zunehmen. Dem muss das deutsche Recht 
mehr Rechnung tragen. Der gravierendste Mangel der bishe-
rigen raumentwicklungspolitischen Instrumente der EU (wie 
etwa des EUREK) besteht darin, dass ihre Anwendung in das 
Belieben der Mitgliedstaaten gestellt ist. Die Bundesrepublik 
Deutschland wird diesen Mangel durch ihre innerstaatliche 
Gesetzgebung nicht beheben können. Sie kann aber dafür 
sorgen, dass es den deutschen Trägern der Raumordnung 
nicht gänzlich freigestellt ist, ob und wie sie auf solche euro-
päischen Raumentwicklungskonzepte reagieren. Es ist daher 
sachgerecht, Bundesraumplanung, Landesplanung und Re-
gionalplanung zu verpfl ichten, die europäischen Konzepte 
bei ihren Planungen und Maßnahmen „zu berücksichtigen“. 
Auf die Weise sind die europäischen Belange jedenfalls in 
die Abwägungsprozesse einzubeziehen.

Empfehlung 10
Die Kompetenz des Bundes, auf der europäischen Bühne 
zu agieren, ergibt sich bereits aus dem Grundgesetz. Ergän-
zungsbedürftig erscheinen aber die Regelungen über die 
Beteiligung der Länder und die Einbeziehung ihrer Belange. 
Die verfassungsrechtlichen Grundlagen in Art. 23 GG und 
die bisher dazu ergangenen Ausführungsgesetze reichen 
gerade im komplizierten Gefl echt der gesamtstaatlichen 
Raumplanung nicht hin, um sicherzustellen, dass die Län-
derbelange angemessen und zügig Berücksichtigung fi nden 
können. 

Die notwendige Abstimmung zwischen Bund und Ländern 
kann im Regelfall praktisch nur über die Ministerkonferenz für 
Raumordnung und ihre Gremien erfolgen; sie sollte in den 
Eckpunkten normativ festgelegt werden. Das gilt namentlich 
für die spezielle Organisation der Zusammenarbeit (z. B. 
Ständige Arbeitsgruppe) und die Periodizität der notwen-
digen Aktivitäten.

Empfehlung 11
Den „territorialen Zusammenhalt“ zu festigen, ist ein zu-
nehmend wichtigeres Ziel in der europäischen Raumpoli-
tik. Das kommt auch den Zielvorstellungen der deutschen 
Raumplanungspolitik entgegen. Bund und Länder sollten 
daher verpfl ichtet werden, die grenzüberschreitende und 
transnationale Zusammenarbeit in dem unter den jeweiligen 
Umständen weitestgehenden Rahmen voranzutreiben.

4. Bundesraumordnung    
 und -raumentwicklung
Empfehlung 12
Die europäische und internationale Standortkonkurrenz 
sowie die zunehmenden Disparitäten durch gegenläufi ge 
Wachstums- und Schrumpfungsprozesse in Deutschland 

verlangen nach einheitlichen, zumindest abgestimmten Vor-
gaben und aktiven Koordinationsbemühungen im größten 
zu regelnden Raum; das ist der gesamtstaatliche Raum. Hier 
kommt dem Bund eine raumpolitische Führungsrolle zu, die 
er mit dem bislang üblichen raumordnerischen Instrumentari-
um nicht hinreichend wahrnehmen konnte. Die Bundesraum-
planung hat einen gesetzgeberischen Nachholbedarf. 

Der Bund sollte deshalb ausdrücklich ermächtigt wer-
den, (auch über den bisherigen § 18a ROG hinaus) eigene 
Raumplanungsziele aufzustellen. Darunter sind keine 
„Bundesraumordnungspläne“ mit umfassendem Regelungs-
programm zu verstehen, wie sie etwa in den 1970er Jahren 
angestrebt wurden. Vielmehr geht es – ähnlich wie in den 
Niederlanden – um Kernbeschlüsse, welche die Eckpunkte 
der räumlichen Entwicklung in der Bundesrepublik Deutsch-
land umsetzungsbezogen festlegen (z. B. Teile der bisherigen 
Raumordnungs-Leitbilder des Bundes, die auf diese Weise 
mehr Durchschlagskraft erlangen würden).

Vom Inhalt her sollte der Bund eine Regelungspriorität 
haben:

bei der Bestimmung der Metropolregionen,

bei der Festlegung von Trassen und Standorten für 
großräumige, insbesondere im internationalen Rahmen 
bedeutsame Infrastrukturvorhaben.

Auch die Wahrnehmung anderer Aufgaben kann sich als 
notwendig erweisen, etwa beim grenzüberschreitenden 
Hochwasserschutz.

Daneben steht das informale Instrument der bisherigen 
„raumordnerischen Leitbilder“ für den Bund weiterhin 
offen. 

Ergänzende Bemerkung:
Wenn dem Bund förmliche Planungsmöglichkeiten einge-
räumt werden, sind Fragen des Rechtsschutzes (soweit es 
nicht ausschließlich um verwaltungsrechtliche Bund-Länder-
Streitigkeiten nach § 50 Abs. 1 Nr. 1 VwGO geht) mitzube-
denken, da die vielerorts übliche Normenkontrolle nach 
§ 47 VwGO bislang nicht auf die Kontrolle von Bundesrecht 
ausgerichtet ist. 

Empfehlung 13
Kann der Bund eigene Raumplanungsziele aufstellen, bedarf 
es entsprechender Instrumente zur Sicherung und Verwirk-
lichung. Das betrifft:

die Untersagungsverfügung,

die Einführung eines Anpassungs- sowie eines Erstpla-
nungsgebots gegenüber den Ländern (z. B. zur landespla-
nerischen Darstellung einer bestimmten Metropolregion) 
sowie

ein Zielabweichungsverfahren.

Für besondere Komplexe (Meeresraumordnung in der 
AWZ) ist an ein Raumordnungsverfahren des Bundes 
zu denken.

■

■

■

■

■

■

■

Diskussion_4-06(S01-18).indd   13Diskussion_4-06(S01-18).indd   13 20.02.2007   12:03:1420.02.2007   12:03:14



ZUR DISKUSSION

4/200614

Empfehlung 14
Das Verfahren der Bundesraumplanung ist zum Teil präziser 
zu regeln, als es bei den entsprechenden Vorschriften über 
die Landes- oder Regionalplanung angebracht ist, wo das 
Bundesgesetz sich mehr im Grundsätzlichen äußern sollte. 
So muss z. B. das Beteiligungsverfahren der Länder bei der 
Bundesraumplanung geregelt werden. Ebenso ist die Frage 
der parlamentarischen Rückkopplung im Bund zu klären; 
angeregt wird, eine parlamentarische Zustimmung, jedenfalls 
zu den Zielen der (Bundes)Raumplanung, vorzusehen. 

In dem Zusammenhang empfi ehlt es sich, Folgendes zu 
bedenken:

Die Beteiligungsverfahren sollten generell so beschaf-
fen sein, dass sie für den raumplanerischen Teil auf 
Bundesebene abschließend sind; nur so lassen sich 
z. B. Doppelprüfungen im Rahmen der Strategischen 
Umweltprüfung vermeiden und kann gleichzeitig eine 
Verfahrensentlastung der einschlägigen Bundesfachpla-
nungen erreicht werden.

Die Beteiligung des Parlaments sollte durch qualitative 
Informationen über die Raumplanungspolitik der Bun-
desregierung untermauert werden. Es wäre daher wün-
schenswert, zur früheren Praxis der (bisher so genannten) 
„Raumordnungsberichterstattung“ durch das zuständige 
Ressort unmittelbar (und nicht über das Bundesamt für 
Bauwesen und Raumordnung) zurückzukehren. Das 
würde den politischen Wert der Berichte insbesondere 
auch dann erhöhen, wenn diese einen autorisierten 
Vorausblick über die raumbedeutsamen Vorhaben des 
Bundes enthalten würden (Entwicklungsperspektive).

Empfehlung 15
Der Einfl uss der Bundesraumplanung auf die fachlichen 
Planungen des Bundes ist zu stärken, damit sie ihren Auftrag 
als fachübergreifende und auf lange Sicht angelegte Gesamt-
planung auch tatsächlich erfüllen kann. Dazu ist ein direktes 
Mitwirkungsrecht der Raumplanung bei der Vorbereitung 
und Entscheidung über alle raumbedeutsamen Maßnahmen 
auf Bundesebene einschließlich der Vergabe von Fördermit-
teln (das betrifft namentlich die Strukturförderung und die 
Technologieförderung) erforderlich. 

Die bisherigen Erfahrungen haben gelehrt, dass bei der 
Einführung bzw. Umgestaltung von Steuern/Finanzierungs-
instrumenten die Folgewirkungen auf den Raum nicht immer 
hinreichend bedacht werden. Es empfi ehlt sich deshalb, 
der Bundesraumplanungsbehörde in solchen Verfahren 
ausdrücklich das Recht zuzugestehen, eine eigene Stel-
lungnahme abzugeben. Dass die Raumplanungsbehörde 
sich hierzu der vorbereitenden Mithilfe der ressorteigenen 
Forschungsinstitutionen (BBR) oder anderer Forschungsein-
richtungen bedienen kann, versteht sich von selbst.

5. Gesamtstaatliche Raumordnung   
 und -entwicklung 
Empfehlung 16
Die Eingangsnorm des ROG sollte überarbeitet und strin-
genter gefasst werden. Der bisherige Text wird wegen der 

■

■

Vielzahl der angesprochenen Gesichtspunkte seiner Intenti-
on, die Aufgaben der Raumordnung und Raumentwicklung 
präzise zu bestimmen, nicht mehr gerecht. Der Begriff der 
„Leitvorstellungen“ verschwimmt gegenüber den (in der 
nachfolgenden Vorschrift beschriebenen) „Grundsätzen“; 
die einzelnen Inhalte fi nden sich weitgehend dort wieder.

Es wird vorgeschlagen:

Im bisherigen § 1 Abs. 1 ROG den Satz 1 um eine Legalde-
fi nition, so wie sie das Bundesverfassungsgericht in seinem 
sog. Baurechtsgutachten formuliert hat, zu vervollständigen. 
Die Vorschrift könnte etwa lauten: „Der Gesamtraum der 
Bundesrepublik Deutschland und seine Teilräume sind 
durch eine übergeordnete Planung, die die fachlichen 
Raumbelange zusammenfasst und die überörtlichen 
Raumbelange vorgibt, sowie durch die Abstimmung 
der entsprechenden raumbedeutsamen Maßnahmen zu 
entwickeln, zu ordnen und zu sichern (Raumplanung)“. 
Durch den Klammerzusatz würde zugleich ein neuer, 
zusammenfassender Begriff in das Gesetz eingeführt 
(siehe ergänzende Bemerkung zu Empfehlung 6).

Den bisherigen § 1 Abs. 1 Satz 2 ROG unverändert 
beizubehalten.

Den bisherigen § 1 Abs. 1 Satz 3 ROG (Raumordnungs-
aufgaben in der AWZ) zu streichen. Dieser hat nicht 
das Gewicht, um in der Eingangsnorm verankert zu 
werden; will man ihn überhaupt beibehalten, wäre eine 
Verschiebung in den Abschnitt, der den Aufgaben der 
Bundesraumplanung gewidmet ist, zweckmäßiger.

Stattdessen einen neuen Satz 3 einzufügen, der zwar im 
Hinblick auf die realen Bedingungen die Ausgleichsver-
pfl ichtungen (bisher Nr. 6,7 in Abs. 2) relativiert, aber 
dennoch klarstellt, dass die Raumplanungspolitik sich nicht 
einseitig auf ihre Entwicklungsaufgaben konzentrieren 
darf. Folgende Formulierung wird empfohlen: „Entwick-
lungsaufgaben und Ausgleichsaufgaben obliegen der 
Raumplanung gleichermaßen“.

Den bisherigen § 1 Abs. 2 Satz 1 ROG (nachhaltige Rau-
mentwicklung) unverändert beizubehalten.

Im bisherigen § 1 Abs. 2 ROG den Satz 2 (Aufzählung 
einzelner Leitvorstellungen) überwiegend zu streichen. 
Lediglich die bisherige Nr. 8 sollte inhaltlich in die „Grund-
sätze der Raumordnung“ als eigener Grundsatz eingefügt 
werden (siehe Empfehlung 17, zu Nr. 16 neu). 

Den bisherigen § 1 Abs. 3 ROG (Gegenstromprinzip) 
beizubehalten. 

Die neue, auf das Wesentliche konzentrierte Eingangsnorm 
würde dementsprechend lauten:

„(1) Der Gesamtraum der Bundesrepublik Deutschland und 
seine Teilräume sind durch eine übergeordnete Planung, 
die die fachlichen Raumbelange zusammenfasst und die 
überörtlichen Raumbelange vorgibt, sowie durch die Abstim-
mung der entsprechenden raumbedeutsamen Maßnahmen 
zu entwickeln, zu ordnen und zu sichern (Raumplanung). 
Dabei sind

1. unterschiedliche Anforderungen an den Raum aufeinan-
der abzustimmen und die auf der jeweiligen Planungse-
bene auftretenden Konfl ikte auszugleichen,

■
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2. Vorsorge für einzelne Raumfunktionen und Raumnut-
zungen zu treffen.

Entwicklungsaufgaben und Ausgleichsaufgaben obliegen 
der Raumplanung gleichermaßen.

(2) Leitvorstellung für die Erfüllung der Aufgaben nach Abs. 1 
ist eine nachhaltige Raumentwicklung, die die sozialen 
und wirtschaftlichen Ansprüche an den Raum mit seinen 
ökologischen Funktionen in Einklang bringt und zu einer 
dauerhaften, großräumig ausgewogenen Ordnung führt.

(3) Die Entwicklung, Ordnung und Sicherung der Teilräume 
soll sich in die Gegebenheiten und Erfordernisse des Gesam-
traums einfügen; die Entwicklung, Ordnung und Sicherung 
des Gesamtraums soll die Gegebenheiten und Erfordernisse 
seiner Teilräume berücksichtigen (Gegenstromprinzip).“ 

Empfehlung 17
Die Grundsätze des bisherigen § 2 Abs. 2 ROG bauen gro-
ßenteils immer noch auf den Vorstellungen eines allseitigen 
und allzeitigen Bevölkerungs- und Wirtschaftswachstums auf. 
Sie sollten überarbeitet werden. 

Im Einzelnen ist auf Folgendes hinzuweisen:

Nr. 1 Satz 3
Dass „ausgeglichene wirtschaftliche, infrastrukturelle … Ver-
hältnisse“ in (allen) Teilräumen der Bundesrepublik anzustre-
ben sind, ist als bundespolitische Forderung angesichts der 
sehr differenzierten Problemstrukturen und Entwicklungs-
prozesse in den Teilräumen kaum aufrechtzuerhalten. Die 
Formulierung sollte entsprechend überarbeitet werden. Die 
auch weiterhin erforderliche Gewährleistung der „Grundver-
sorgung der Bevölkerung“ ist bereits unter Nr. 4 verankert.

Nr. 2 Satz 3
Das Aufgabenfeld der Wieder- bzw. Umnutzung bisher 
besiedelter Flächen gewinnt erheblich an Bedeutung. Kenn-
zeichnung und stärkere Betonung der damit verbundenen 
Erfordernisse erscheinen sinnvoll. So sollte der Wiedernut-
zung von brachgefallenen Siedlungsfl ächen, der Umnutzung 
von Gebäuden und Anlagen sowie der angemessenen 
Nachverdichtung von Siedlungen (Innenentwicklung) gene-
rell der Vorrang vor der Inanspruchnahme von Freifl ächen 
(Außenentwicklung) eingeräumt werden.

Nr. 3 nach Satz 2
Im Hinblick auf die große ökologische, volkswirtschaftliche 
und soziale Bedeutung des Freiraumschutzes wird eine 
Ergänzung empfohlen: „Sind bei nachgewiesenem Bedarf 
Freiräume zwingend in Anspruch zu nehmen, muss dies 
möglichst sparsam geschehen“.

Nr. 6 Satz 1 
Im Hinblick auf die zum Teil starken Schrumpfungsprozesse 
in ländlichen Regionen wird eine Neufassung vorgeschlagen: 
„Ländlich geprägte Regionen sind als Lebens- und Wirt-
schaftsräume mit eigenständiger Bedeutung in ihrer Vielfalt 

den jeweiligen strukturellen Gegebenheiten entsprechend 
zu entwickeln oder zu stabilisieren“. 

Nr. 6 Satz 2
Sollte gestrichen werden, da die Förderung einer „ausgewo-
genen Bevölkerungsstruktur“ angesichts der tatsächlichen 
Bevölkerungsentwicklung als genereller Auftrag nicht mehr 
aufrechterhalten werden kann.

Nr. 6 Satz 3
Sollte dahin gefasst werden, dass die Unterstützung der länd-
lichen Räume neben der Sicherung eines funktionsfähigen 
Zentrale-Orte-Netzes sich auf die Entwicklungsschwerpunkte 
konzentriert. 

Nr. 7
Sollte entfallen. Die Berücksichtigung von Ausbildung, 
Berufsbildung und Wissenstransfer ist in den bisherigen 
Grundsatz Nr. 9 einzubeziehen.

Nr. 9 Satz 2 
Sollte neu gefasst werden: „Zur Verbesserung der Standort-
bedingungen für die Wirtschaft und der Erwerbsmöglich-
keiten der ansässigen Bevölkerung sind neben Flächen- und 
Infrastrukturvorhaltung insbesondere Angebote zur Aus- und 
Weiterbildung sowie zur berufl ichen Qualifi zierung und des 
Wissens- und Innovationstransfers auszubauen“.

Nr. 10
Im Eingangssatz stellt sich die Frage, ob der Hinweis auf die 
„bäuerlich strukturierte“ Landwirtschaft unter den Bedin-
gungen der EU-Agrarpolitik noch sinnvoll ist. Bei Satz 2 sollte 
ein Hinweis auf die Bedeutung einer nachhaltigen Land- und 
Forstwirtschaft als wesentlicher Träger der „Kulturlandschaft“ 
erfolgen. Der letzte Satz hat den Charakter einer Leerformel 
und kann entfallen.

Nr. 11 Satz 1
Der Grundsatz ist stark durch frühere Problemlagen in der 
Wohnungswirtschaft geprägt und sollte in dieser Form nicht 
beibehalten werden. Angesichts der unterschiedlichen Pro-
blem- und Aufgabenstrukturen in den Wachstumsregionen 
einerseits und in den übrigen Gebieten andererseits ist eine 
Formulierung erforderlich, die für Differenzierungen Platz 
lässt. Folgende Fassung wird vorgeschlagen: „Der unter-
schiedlichen Entwicklung des Wohnbedarfs ist Rechnung 
zu tragen“.

Neue Nr. 16 einfügen
„Die räumlichen Voraussetzungen für den Zusammenhalt in 
der Europäischen Gemeinschaft und im größeren europä-
ischen Raum sind zu schaffen“ (siehe Empfehlung 16).
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Empfehlung 18
Die Vorschriften zur Verbindlichkeit raumordnerischer Ziele 
sollten differenzierter gefasst und ihre Bindungswirkung 
gegenüber Personen des Privatrechts eindeutig geklärt wer-
den. Will der Plangeber eine Bindungswirkung gegenüber 
Privaten erreichen, muss dies in den Beteiligungsverfahren 
zum Ausdruck kommen.

Die Vorschriften über die Bindungswirkung müssen so-
wohl der Unterscheidung zwischen Ordnungsplanung und 
Entwicklungsplanung als auch der Unterscheidung zwischen 
formaler Entwicklungsplanung und informalen Leitlinien zur 
Entwicklung gerecht werden. Deshalb ist eine Differenzie-
rung angebracht:

Ziele, die vollständig und abschließend abgewogen sind, 
sprechen eine für die Adressaten verbindliche Rechtsver-
pfl ichtung aus (wie bisher § 3 Nr. 2 ROG). 

Sog. Soll-Ziele sprechen ebenfalls eine Rechtsverpfl ich-
tung aus; die Adressaten können aber in Ausnahmefällen 
davon abweichen; Ausnahmen müssen im Ziel hinrei-
chend bestimmbar beschrieben werden. Solche sog. Soll-
Ziele sind vor allem geeignet für Entwicklungsplanungen 
mit offener, fi naler Normstruktur. 

Grundsätze sind in der Abwägung zwingend zu berück-
sichtigen (wie bisher § 3 Nr. 3 ROG). 

Empfehlung 19
Die Novelle sollte die Effektivitäts- und Effi zienzorientie-
rung der Raumplanung durch bessere Wirkungskontrolle 
(Planungscontrolling) steigern. Ansätze dafür sind durch 
das Monitoring bereits vorgegeben, das im Hinblick auf die 
bedeutsamen Umweltauswirkungen durch das EAG Bau 
2004 im Raumordnungsrecht verankert wurde. Darüber 
hinaus existiert eine Reihe von freiwilligen Ansätzen (z. B. Flä-
chenmonitoring). Es ist naheliegend, die einzelnen Ansätze 
zu einem Monitoring-Gesamtsystem für die Raumplanung 
zu verbinden, das dem Charakter dieser Planung als einer 
Gesamtplanung entspricht. Ein solches Monitoringsystem, 
das auf systematischer und fortlaufender Beobachtung 
der raumbeeinfl ussenden Faktoren ausgerichtet ist, bliebe 
allerdings ein wenig sinnvoller Kostenfaktor, wenn seine 
Ergebnisse auf „Datenfriedhöfen“ abgelegt und nicht durch 
Rückkopplung mit dem Planungsprozess zur Anpassung der 
Planungsziele an neue Sachlagen optimal genutzt würden. 
Daher ist das Planungsmonitoring zu einer Wirkungskontrol-
le weiterzuentwickeln.

Die Wirkungskontrolle besteht aus den Elementen:

fortlaufende Beobachtung der Ausgangslagen und der 
Wirkungen der Planung (im Vorgehen und im Ergeb-
nis),

Bewertung der Beobachtungsergebnisse im Hinblick auf 
die Planungsziele,

Entscheidung, ob Änderungen der Planziele oder gar 
der ganzen Planungskonzeption notwendig geworden 
sind.

Um die Wirkungskontrolle handhabbar zu halten, sollten 
von ihr nur die wesentlichen Planungsziele erfasst werden. 
Insgesamt hilft die Wirkungskontrolle, die Raumplanung auf 

■

■

■

■

■

■

einem aktuellen Stand zu halten und damit die inhaltliche 
Qualität der Planungsaussagen zu stabilisieren.

Empfehlung 20
Die Abstimmung zwischen Raumplanung und Fachpla-
nungen ist zu verbessern. Dazu sind zunächst die Mit-
wirkungsmöglichkeiten der Raumplanungsträger bei den 
Entscheidungsprozessen der Fachplanungen zu stärken. Das 
Mitwirkungsrecht sollte insbesondere die Beteiligung bei der 
Aufstellung der fachlichen Förderprogramme einschließen, 
soweit sie raumbedeutsam sind.

Die Träger der Fachplanung sind ihrerseits in die Aufstel-
lung von Raumordnungs- und Raumentwicklungsplänen 
besser einzubinden, indem sie verpfl ichtet werden, sich 
mit eigenen Fachbeiträgen zu beteiligen. Damit könnte die 
bislang vielfach anzutreffende negative Koordination (wech-
selseitiger Hinweis auf Unverträglichkeiten) in eine positive 
Koordination (gegenseitige Unterstützung) umgemünzt 
werden. Es wäre hilfreich, diese Verpfl ichtung nicht allein im 
ROG auszusprechen, sondern parallel in die einschlägigen 
Fachplanungsgesetze aufzunehmen.

Empfehlung 21
Die Umsetzungsorientierung der Raumplanung ist zu er-
höhen:

im überörtlichen Bereich mittels durchgängiger Anpas-
sungs- und Planungspfl ichten (z. B. bauleitplanerisches 
Erstplanungsgebot in allen Ländern);

im überfachlichen Bereich mittels durchgängiger 
Bindungen (z. B. sollte bei fachlichen Planfeststellungs-
verfahren die Entscheidung über Zielabweichungen in 
der Hand der Raumplanung bleiben); raumplanerische 
Standort- oder Trassenentscheidungen dürfen nicht auf 
die Fachplanungsschiene abwandern, weil sie dort ihres 
gesamtplanerischen Charakters entkleidet werden;

raumordnerische Verträge sind ein modernes und auf 
Partnerschaft setzendes Instrument der Planverwirkli-
chung; die defensive Formulierung im bisherigen § 13 
Satz 5 ROG sollte daher überdacht werden.

Empfehlung 22
Die Ausrichtung des bisherigen § 5 ROG ist zu überprüfen. 
Seit dem Ende der 1990er Jahre hat der Bund verstärkt 
Widerspruch gegen raum ordnerische Ziele eingelegt, 
insbesondere gegen solche, mit denen Länder bestimmte 
Infrastrukturentscheidungen erzwingen wollten. Im der-
zeitigen Raumordnungssystem ist das Widerspruchsrecht 
rechts politisch unverzichtbar, da sich der Bund mangels 
eigener raumordnerischer Koordinationsmöglichkeiten 
gegenüber den Landesplanungen nur im Rahmen seiner 
Fachplanungen durchzusetzen vermag. Systematisch stellt 
das Instrument jedoch eine Durchbrechung des tragenden 
Systemgedankens des Raumordnungsrechts dar. Wird dem 
Bund das Recht eingeräumt, insbesondere im Hinblick auf 
seine eigenen Fachplanungen bindende, die Länder zur An-
passung verpfl ichtende Ziele der Raumplanung aufzustellen 

■
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■

Diskussion_4-06(S01-18).indd   16Diskussion_4-06(S01-18).indd   16 20.02.2007   12:03:1520.02.2007   12:03:15



ZUR DISKUSSION

4/200617

(siehe Empfehlungen 12, 13, 28), würde das Widerspruchs-
recht wesentlich an Bedeutung verlieren. 

Empfehlung 23
Angesichts des immer stärker werdenden internationalen 
und europäischen Wettbewerbs können auch Stadtstaaten 
oder große Städte nicht mehr allein alle Standortanforde-
rungen erbringen, sondern sind auf eine arbeitsteilige Koo-
peration mit ihrem Umland angewiesen. Deshalb sollte eine 
Verpfl ichtung zur verstärkten Zusammenarbeit insbesondere 
zwischen Stadtstaaten und Umland (grenzübergreifende 
Region mit echten raumplanerischen Befugnissen) sowie 
bei länderübergreifenden Metropolregionen eingeführt 
werden.

Empfehlung 24 
Das Prinzip der Planerhaltung sollte in das neue Recht 
übernommen werden, allerdings als allgemein geltende 
Verpfl ichtung, bei Präzisierung seiner Voraussetzungen und 
unter Einbeziehung der Entwicklungen im Europarecht. Das 
Prinzip muss dabei zwischen den Geboten der Gesetzmä-
ßigkeit der Verwaltung, des wirksamen Rechtsschutzes, der 
Rechtssicherheit und des Vertrauensschutzes, der Effektivität 
der öffentlichen Aufgabenerfüllung sowie den Positionen 
des Grundrechtsschutzes einen angemessenen Ausgleich 
herstellen. 

In Anlehnung an das bisherige Recht kommen als Stufen 
in Betracht:

Von Anfang an unbeachtliche Verfahrens- und Formfeh-
ler, die auf Vorschriften mit lediglich Ordnungscharakter 
beruhen. Die bisherige Unbeachtlichkeit von Fehlern 
beim Abwägungsvorgang begegnet im Hinblick auf die 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs Beden-
ken und sollte überprüft werden. 

Nach Ablauf einer Rügefrist unbeachtliche Verfahrens- und 
Formfehler, wobei die Rügefrist mit der prozessrechtlichen 
Frist zur Stellung eines Normenkontrollantrags überein-
stimmen sollte.

Unbefristet beachtliche formelle und materielle Fehler, die 
durch ein ergänzendes Verfahren geheilt werden können, 
soweit dadurch die Plankonzeption nicht berührt wird.

Empfehlung 25 
Das Raumordnungsverfahren sollte, wie in der Praxis schon 
vielfach gehandhabt, durch Elemente der Mediation und 
Moderation mehr als bisher zu einem Problemlösungsver-
fahren ausgestaltet werden. Es erscheint ferner zweckmäßig, 
generell die Möglichkeit eines vereinfachten Raumordnungs-
verfahrens vorzusehen, wie es teilweise bereits existiert.

6. Landesplanung

Empfehlung 26
Auf der Landesebene fi ndet zum Ersten die langfristig wir-
kende Ordnungsplanung statt. Diese hat (überwiegend) ver-
bindliche Ziele vorzugeben. Eine solche Ordnungsplanung 

■

■

■

muss – wie bereits der bisherige § 7 Abs. 2 ROG klarstellt 
– enthalten: 

Aussagen zur Siedlungsstruktur,

Aussagen zur Freiraumstruktur und zum raumbedeut-
samen Umweltschutz,

Aussagen zur Infrastruktur.

Im Allgemeinen kann der Inhalt der Landesraumordnungs-
pläne auf diese Mindestanforderungen beschränkt werden. 
Die Länder sollen selbst entscheiden können, was sie an 
bestimmten Raumnutzungen darüber hinaus sichern und in 
welcher Form sie es tun wollen. Die bisherigen Unterpunkte 
im § 7 Abs. 2 Nrn. 1 bis 3 ROG können entfallen.

Empfehlung 27 
Der Landesebene obliegen zum Zweiten die strategischen 
Vorgaben für die raumbedeutsame Landesentwicklung. Die-
se sind sehr viel offener zu formulieren; deshalb arbeitet die 
strategische Entwicklungsplanung auch oft informal. Davon 
ausgehend empfi ehlt es sich, zu unterscheiden zwischen

der formalen Landesentwicklungsplanung (Landesent-
wicklungspläne), die sich rechtlich gesehen weitgehend 
derselben Instrumente und Verfahren bedient wie bisher 
und

der informalen Landesentwicklungsplanung (Leitlinien zur 
Landesentwicklung), deren Formen und deren Vorgehen 
gesetzlich nicht im Einzelnen festgelegt sind.

Empfehlung 28
Die Raumplanung der Länder ist an die Ziele der Bundes-
raumplanung anzupassen (siehe auch Empfehlungen 12, 
13).

Empfehlung 29
Landesentwicklungspläne (siehe Empfehlung 27) sollten 
ebenso wie Regionalpläne insbesondere im Zusammenhang 
mit der Abwägung von Alternativen dem Stand der Sache 
angemessene Kostenüberlegungen (einschließlich der Folge-
kosten) enthalten. Gerade die Regionalplanung kann durch 
kostenbewusstere Planung der regionalen Siedlungsschwer-
punkte Voraussetzungen für erhebliche Einsparpotenziale 
schaffen, die nicht nur den kommunalen Planungsträgern 
zugutekommen.

7. Regionalplanung
Empfehlung 30
Die regionale Ebene gewinnt durch neuere europäische 
und internationale Entwicklungen noch mehr an Gewicht. 
Regionen kristallisieren sich im Zuge der Globalisierung 
als die Identifi kationsräume des weltweiten ökonomischen 
Geschehens heraus (regionale Standorte); Regionen bilden 
den räumlichen Hintergrund für die Verknüpfung von Hu-
manressourcen, Innovationspotenzial und Wissenstransfer; 
Regionen bilden den räumlichen Rahmen, um eine langfris-
tig tragbare und qualitätsvolle öffentliche Daseinsvorsorge 
sicherzustellen. Regionen in diesem Sinne sind freilich 

■
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keineswegs immer mit den Trägern der (raumordnerischen) 
Regionalplanung identisch. Dennoch ist die Regionalplanung 
gerade wegen ihrer planerischen Ordnungs- und Entwick-
lungsfunktionen besonders geeignet, die institutionellen 
Kerne für die Regionalisierungsprozesse abzu geben. Da-
rauf sollte das Recht der Regionalplanung sich bundesweit 
einstellen.

Das bedeutet:

Regionen sollten als eigenständige Akteure auftreten 
können, die ein eigenes regionales Verantwortungsbe-
wusstsein entwickeln können; dazu müssen sie über den 
geeigneten rechtlichen Rahmen verfügen.

Regionen müssen auf demokratische Weise zu ihrem 
Handeln legitimiert sein; hierzu ist – auch zur Förderung 
des Regionalbewusstseins – die unmittelbare Wahl der 
Regionalvertretungen empfehlenswert. 

Regionen sollten in ihrer Struktur geeignet sein, einen 
inneren Zusammenhang darzustellen und Identifi kati-
onsräume zu bilden; dazu sind geeignete Verfl echtungs-
kriterien zu benennen.

Regionen sollten als Akteure im nationalen, im euro-
päischen oder im globalen Wettbewerb ihr Gewicht 
einsetzen können; das bedingt eine Mindestgröße, 
die normalerweise über die bisherigen kommunalen 
Größenordnungen von Kreisen und kreisfreien Städten 
erkennbar hin ausgeht.

Regionen sollten ihre – bislang überwiegend auf die 
Raumordnung konzentrierten Zuständigkeiten – deutlich 
erweitern können; ihnen ist die Möglichkeit zu geben, 
zusätzliche regionale Tätigkeitsfelder zu erschließen (z. B. 
ÖPNV, Ver- und Entsorgung, Regionale Gewerbegebiete, 
Regionalparks, übergreifende Einrichtungen zur Wissens-
verknüpfung und zum Wissenstransfer).

Regionen brauchen einen festen territorialen Kern, schon 
um die demokratischen Legitimationsprozesse rechtssi-
cher durchführen zu können (Prinzip der Wahlgleichheit); 
eine darüber hinausgehende kooperative Erweiterung 
spezieller räumlicher Tätigkeitsfelder muss aber möglich 
bleiben, damit den Problemen die ihnen entsprechenden 
Lösungsräume zugeordnet werden können.

Empfehlung 31
Die Regionalplanung ist konsequenter auf die Vorausset-
zungen für eine Steigerung der Koordinations- und Koope-
rationsleistungen auszurichten. Dazu sollte von Gesetzes 
wegen eine regionale Planungspfl icht bundesweit eingeführt 
werden. Zugleich sollten die Mindestinhalte und der zeitliche 
Überprüfungsturnus festgelegt werden.

Empfehlung 32
Die Regionalplanung sollte generell in die Lage versetzt 
werden, über die deutschen Grenzen hinaus mit Regionen 
anderer Mitgliedstaaten der EU gemeinsame „europäische 
Regionalkonzepte“ aufzustellen, wobei die Gleichartigkeit 
und Gegenseitigkeit der rechtlichen Wirkungen gesichert 
sein müssen. Unter dieser Voraussetzung können die deut-
schen Beteiligten verpfl ichtet werden, die Ergebnisse der 

■
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■

■
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„europäischen Regionalkonzepte“ in ihre eigenen Planungen 
und Maßnamen zu übernehmen.

Empfehlung 33
Das Institut des Regionalen Flächennutzungsplans (RFNP) ist 
zu überprüfen. Die bislang gewonnenen Erfahrungen schei-
nen sehr unterschiedlich zu sein. Teilweise jedenfalls erweist 
sich die Konstruktion wegen der Vielzahl der notwendig 
Beteiligten als schwerfällig, das Verfahren als unhandlich. 
Namentlich in großen polyzentrischen Verdichtungsräumen 
besteht zudem die Gefahr, dass die (fl ächendeckende) Re-
gionalplanung durch Schaffung nicht wirklich integrierter 
(intraregionaler) Teilräume durchlöchert wird; dies wäre 
kontraproduktiv zur Absicht, die Regionalplanung zu stär-
ken. Es könnte in dem Zusammenhang überlegt werden, 
die lokalen und die regionalen Komponenten der RFNP 
verfahrensmäßig insoweit zu trennen, als für die regionalen 
Komponenten die Zustimmung des Regionalplanungsträgers 
vorgesehen wird.

8. Sonstige Bestimmungen
Empfehlung 34
Die verfassungsrechtlichen Veränderungen im Zuge der 
Föderalismusreform (Abweichungsrechte der Länder) ha-
ben die Gefahr erhöht, dass das heute schon vielgestaltige 
Raumordnungsrecht in der Bundesrepublik Deutschland 
vollends unübersichtlich wird. Darauf ist in der öffentlichen 
Anhörung zum Verfassungsänderungsverfahren mehrfach 
eindringlich hingewiesen worden. Im Sinne des rechtstaatli-
chen Transparenzgebots sollten deshalb größere Klarheit und 
mehr Publizität in das Raumordnungsrecht zwischen Bund 
und Ländern gebracht werden. Das kann durchaus durch 
einfaches Bundesrecht geschehen. Es wird vorgeschlagen:

Weichen die Länder von den vom Bund gesetzten Vor-
schriften zur Raumplanung ab, sind die Vorschriften, von 
denen abgewichen werden soll, in der abweichenden 
Regelung zu benennen (Zitiergebot).

Abweichungen der Länder von den vom Bund gesetzten 
Vorschriften müssen immer in die jeweiligen Landespla-
nungsgesetze selbst aufgenommen werden und dürfen 
nicht je nach Bedarf verstreut (nur) in den verschiedensten 
Fachplanungsgesetzen der Länder erfolgen.

Der bestehende Rechtszustand (namentlich die jeweiligen 
Abweichungen) sollte an einer zentralen Stelle zeitnah 
dokumentiert werden; dazu erscheint das Bund-Län-
der-Gremium der Ministerkonferenz für Raumordnung 
(Geschäftsstelle) besonders geeignet.

■

■

■

Diskussion_4-06(S01-18).indd   18Diskussion_4-06(S01-18).indd   18 20.02.2007   12:03:1520.02.2007   12:03:15



4/200619

RAUMFORSCHUNG/
RAUMENTWICKLUNGSPOLITIK

Im Rahmen des von der ARL geleiteten EU-Projektes 
„COMMIN – Promoting Spatial Development by Creating 

COMmon MINdscapes“ waren vom 6. bis 8. November 
2006 Vertreter der Projektpartner der Einladung des Dansk 
Byplanlaboratoriums (Dänisches Stadtplanungsinstitut) 
nach Kopenhagen gefolgt. An diesem 5. SteuerungsTEAM- 
und Arbeitspaket 1-Treffen nahmen Vertreter aus allen 11 
beteiligten Staaten teil. Dies zeigt, wie schon die vorange-
gangenen Treffen, das große Engagement und Interesse aller 
Projektbeteiligten.

Flemming Thornæs vom Dänischen Ministerium für 
Umwelt und Energie begrüßte die Teilnehmergruppe und 
verwies auf die zunehmende Wichtigkeit transnationalen 
Erfahrungs- und Wissensaustausches in einem zusammen-
wachsenden Europa. Das Projekttreffen wurde von Dr.-Ing. 
Evelyn Gustedt vom Sekretariat der ARL moderiert. Grund-
lage für vertiefende Diskussionen boten Berichte zum Stand 
der Tätigkeiten in den einzelnen Arbeitspakten aus der Reihe 
der Projektmitglieder sowie von der Projektleitung.

Nationale Planungsinformationen
Aus allen 11 Staaten liegen jetzt erstmalig in nationaler sowie 
englischer Fassung umfangreiche Glossare zur Thematik vor. 
Zusammen umfassen sie rund 2000 englische Planungsbe-
griffe. Die nationalen Texte zum Staats- und Verwaltungsauf-
bau sowie zum Planungssystem sind überwiegend fertigge-
stellt. Ein ergänzender Text über raumwirksame Aktivitäten 
(ausgewählte Fachdisziplinen) auf europäischer Ebene liegt 
im Entwurf vor. Aufbereitete Praxisbeispiele wurden in 

einer Posterausstellung vorgestellt und zeigten die Vielfalt 
der Planungspraxis in den Staaten und den verschiedenen 
Planungsebenen auf.

Die Projekt-Website wurde in ihren Funktionen vorgestellt 
und der Programmierer führte eine kurze Schulung durch, 
um den einzelnen Partnerinstitutionen zu ermöglichen, ihre 
erarbeiteten Inhalte dezentral in die gemeinsame Website 
einzustellen.

Weiterbildungsnetzwerk Raumplanung  
und Raumentwicklung
Sigrid Hedin vom Projektpartner Nordregio/Schweden sowie 
Laura Ahonen vom Projektpartner Stadt Jyväskylä/Finnland 
berichteten über weitgehend abgeschlossene Aktivitäten 
im Arbeitspaket 2.

Im Rahmen aller acht dreitätigen Trainingsseminare sowie 
der zwei Summer Schools sind rd. 170 Praktiker – und damit 
deutlich mehr als ursprünglich geplant – aus 16 Staaten zu 
verschiedenen Themenbereichen geschult worden. Die Teil-
nahme der meisten Praktiker, insbesondere aus den neuen 
EU-Mitgliedstaaten sowie Russland und Weißrussland, ist 
dabei erst durch die fi nanzielle Unterstützung bei den Rei-
se- und Unterkunftskosten ermöglicht worden. Die Vielzahl 
der Anmeldungen hat gezeigt, dass der Weiterbildungs-
bedarf noch um ein Vielfaches höher liegt. Die beteiligten 
Trainingsinstitutionen prüfen deshalb, ob weitere ähnliche 
Veranstaltungen auch nach Projektende im Rahmen ihrer 
Schulungsprogramme untergebracht werden können.

Projekttreffen in Kopenhagen

Mitglieder des COMMIN-Projektteams

Raum_4-06(S019-027).indd   19Raum_4-06(S019-027).indd   19 20.02.2007   12:26:3820.02.2007   12:26:38



4/200620

RAUMFORSCHUNG/
RAUMENTWICKLUNGSPOLITIK

Vorbereitung       
COMMIN-Abschlusskonferenz
Die Abschlusskonferenz des COMMIN-Projektes fi ndet 
am 26./27. April 2007 in Berlin statt und wird von der ARL 
gemeinsam mit dem IRS organisiert. Ergebnisse des COM-
MIN-Projektes sollen vorgestellt, refl ektiert und verbreitet 
werden. Darüber hinaus wird die Konferenz einen Ausblick 
auf künftige Tendenzen der Raumentwicklung im Ostsee-
raum bieten. Hierzu werden insgesamt etwa 80 Teilnehmer 
aus den COMMIN-Partnerinstitutionen und weiteren Institu-
tionen mit Multiplikatorfunktion sowie Einzelpersonen aus 
allen 11 Partnerländern eingeladen.

Am ersten Tag der Konferenz werden Arbeitsergebnisse aus 
den drei Arbeitspaketen vorgestellt und unter Einbeziehung 
externer Experten eingeordnet. Hieraus sollen abschließend 
Schlüsse darüber gezogen werden, inwieweit COMMIN-
Projektergebnisse Hilfestellung bei der Konzeption und Im-
plementierung zukünftiger Projekte geben können. Parallel 
wird eine Poster-Session mit ausgewählten Fallbeispielen aus 
den beteiligten Ländern der weiteren Veranschaulichung der 
Projektergebnisse dienen.

Der zweite Konferenztag wird einen stärker anwendungs-
orientierten Schwerpunkt setzen. Auf der Grundlage des 
ersten Tages sollen die Anwendungsmöglichkeiten von 
COMMIN-Ergebnissen in konkreten Projekten diskutiert 
werden. Dieses wird u. a. im Rahmen von thematischen 
Workshops, die von COMMIN-Projektpartnern geleitet 
werden, erfolgen.

Eine anschließende Tagungsdokumentation soll die ge-
wonnenen Erkenntnisse aufbereiten und zu ihrer Verbreitung 
beitragen.

Arbeitspaketübergreifend wurden in Kopenhagen ver-
schiedene Maßnahmen zur Zusammenführung vorhande-
ner und in der Bearbeitung befi ndlicher Projektergebnisse 
vereinbart, um einen Mehrwert aus den Einzelergebnissen 
zu erzielen.

Workshop:       
Gemeinsames englisches Glossar
Das Arbeitspaket 1-Treffen beinhaltete einen ersten Work-
shop, um die Vielzahl von rd. 2000 englischsprachigen 
Planungsbegriffen aus den nationalen Glossaren weiter zu 
kategorisieren und zu selektieren und daraus ergänzend 
ein Glossar der wichtigsten englischsprachigen Planungs-
begriffe zu erarbeiten. Dieses soll der Verbesserung der 
zukünftigen transnationalen Kommunikation und Koopera-
tion dienen. Die Notwendigkeit hierfür ist offenkundig, da 
erste Projektergebnisse zeigen, dass aus den Einzelstaaten 
heraus selten identische Begriffe in der englischen Über-
setzung verwendet werden, und wenn, dann oftmals mit 
unterschiedlicher Bedeutung. Planungsbegriffe, die einige 
transnational agierende Organisationen in Europa sowie die 
EU und die Europäische Kommission verwenden, müssen 
noch ergänzend berücksichtigt werden, da sie einem eher 
rahmensetzenden Kontext und weniger einem Umsetzungs-
kontext entstammen.

Die Diskussionen im Workshop haben gezeigt, wie schwie-
rig es ist, vor unterschiedlichen Planungshintergründen aus 

11 Staaten zu gemeinsamen und eindeutigen Zielen und 
Prozessen zu gelangen. Gerade hier zeigt sich der Bedarf 
an den Ergebnissen von COMMIN, ein für die transnatio-
nale Kommunikation und Zusammenarbeit gemeinsames 
Planungsverständnis zu fördern und eindeutige Begriffl ich-
keiten anzuwenden. Zur weiteren Arbeit am gemeinsamen 
englischen Glossar ist ein Workshop im Januar 2007 in 
Hamburg angesetzt worden.

Im Rahmen des dreitätigen Treffens wurde auch eine Ex-
kursion per Boot durchgeführt, die die Hafenentwicklung in 
Kopenhagen zum Thema hatte. Eindrucksvoll wurde dabei 
über die Entwicklung und die aktuelle Planung zahlreicher 
großfl ächiger und an Gewässer angrenzender Wohn- und 
Gewerbefl ächen durch Nutzung von Brachfl ächen, Flächen-
umwidmungen sowie Land-Neugewinnung im gesamten 
Großraum Kopenhagens berichtet. 

Dennis Ehm, Tel. (+49-511) 3 48 42 - 49
E-Mail: Ehm@ARL-net.de

Politikempfehlungen zu   
 Integriertem Küstenzonen-  
 management (IKZM)

Die Hauptaufgabe eines Integrierten Küstenzonenma-
nagements (IKZM) besteht darin, verschiedene Politiken 

und Nutzungsansprüche, die Einfl uss auf die Küstenzonen 
haben, zu harmonisieren. In diesem Zusammenhang kommt 
es vor allem darauf an, Überkomplexitäten zu reduzieren. 
Dies geschieht, indem durch Leitbilder eine strategische Aus-
richtung vorgegeben wird, die in gemeinsamen Entwicklungs-
vorstellungen mündet und so entscheidend zur Bündelung 
und Zielorientierung der zahlreichen Aktivitäten beitragen 
kann. So lautet der Tenor der Politikempfehlungen zu IKZM 
im Ostseeraum, die das Leibniz-Institut für Regionalentwick-
lung und Strukturplanung (IRS) kürzlich erarbeitet hat. Die 
Politikempfehlungen basieren auf einem transnationalen Ex-
perten-Workshop, der im Rahmen des von der ARL geleiteten 
BSR INTERREG III B-Projektes „COMMIN“ stattfand.

Die Politikempfehlungen richten sich an drei Ebenen:

Die transnationale Ebene, d. h. in diesem Fall die INTER-
REG-Programmebene für den Ostseeraum, interpretiert 
und bestimmt die gemeinsamen Regelungssysteme. 
Gleichzeitig vermittelt sie einen strategischen Ausblick 
und eine Zukunftsvision durch die Vorgabe bestimmter 
Entwicklungsvorstellungen.

Diese strategischen Vorgaben können dann auf der Ebene 
der Makroregionen für spezifi sche räumlich-funktionale 
Kontexte interpretiert werden. Unter Makro-Regionen 
sind dabei funktionale Kooperationszusammenhänge zu 
verstehen, in denen grenz- und sektorenübergreifende 
Interaktionen stattfi nden, die längerfristig zu etablierten 
Verfl echtungsmustern und Handlungsroutinen führen 
können.

Der regionalen Ebene schließlich kommt hauptsächlich 
die Aufgabe zu, die Vorgaben der makroregionalen 
Ebene umzusetzen. Diese Ebene vollbringt konkrete In-

■

■

■
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tegrationsleistungen, vor allem der Medien Wasser und 
Land, und sorgt somit für Legitimität und Akzeptanz von 
IKZM und Planung.

Vor diesem Hintergrund ist es schwierig, einzelne „good 
practice“-Projekte herauszustellen und auf andere Kontexte 
zu transportieren. Dennoch lassen sich bestimmte Indika-
toren identifi zieren, die Aufschluss über die Integrationswir-
kung von Projekten geben. Die Empfehlungen können über 
das IRS bezogen werden und sind in digitaler Form auch auf 
der Institutshomepage www.irs-net.de zu fi nden.

Angelika Pauli und Dr. Michael Arndt, IRS
E-Mail: paulia@irs-net.de und arndtm@irs-net.de

Baltic Sea Region Stakeholder  
 Conference
„Future of our Baltic Territory“  

 in Warschau

In Vorbereitung des informellen EU-Ministertreffens zur 
„Territorialen Kohäsion“ der für die Raumordnung zustän-

digen EU-Minister während der kommenden deutschen 
Präsidentschaft im Mai 2007 in Leipzig, bei dem eine Terri-
torial Agenda für die Jahre 2007–2100 beschlossen werden 
soll, fand zur Information der regionalen und nationalen 
Entscheidungsträger vornehmlich aus dem Ostseeraum 
am 6./7. November 2006 eine sog. Stakeholderkonferenz 
statt. Diese diente sowohl den an der Dokumentenerarbei-
tung unmittelbar und mittelbar Beteiligten (gegenwärtige 
fi nnische und künftige deutsche Ratspräsidentschaft, Kom-
mission, ESPON) als auch nationalen (Ministry of Regional 
Development Poland), regionalen, wissenschaftlichen und 
Nicht-Regierungs-Aufgabenträgern, namentlich aus dem 
baltischen Raum, als Forum.

Für andere als den baltischen Raum hat es bislang derartige 
auf wechselseitige Information angelegte Stakeholderkonfe-
renzen nicht gegeben und wird es bis Leipzig voraussichtlich 
auch nicht mehr geben. Für den EAK „Territoriale Kohäsion“, 
als dessen Vertreter der Autor an der Konferenz teilge-
nommen hat, war dies eine letzte Gelegenheit, vor der ab-
schließenden Vorlage eines Arbeitsergebnisses die eigenen 
Aussagen daraufhin zu überprüfen, inwieweit auf den fi nalen 
Entscheidungsprozeß optimierend Einfl uss genommen wer-
den kann. Festzustellen ist, dass praktisch erst zu der War-
schauer Konferenz vom Redaktionsausschuss der „Coming 
Presidency Group“ der gegenwärtige Stand der vorläufi gen 
Basisdokumente für die Beratungen in Leipzig („Territorial 
State and Perspectives of the EU“ und „Territorial Agenda for 
the EU 2007–2010“) verfügbar gemacht wurden. 

Trotz mancher Hemmnisse, mit denen sich der AK kon-
frontiert sah, konnten in den verschiedenen Arbeitssitzungen 
des AK dank der konzeptionellen Zusammenführung durch 
die Ausschussleitung Ergebnisse herauskristallisiert werden, 
die sich in weiten Teilen mit dem Inhalt der jetzt verfügbaren 
Basisdokumente decken, aber doch in einer Reihe von Punk-
ten kritische Distanz dazu wahren. Dabei zeichnet sich eine 

Reihe von Parallelen zu der Wahrnehmung in einigen der 
Warschauer Diskussionsbeiträge ab.

Wenngleich die individuellen Interessen der verschiedenen 
sich zu Wort meldenden subnationalen Stakeholder im 
Vordergrund der Diskussion standen, so gab es andererseits 
durchaus eindrucksvolle Stellungnahmen aus übergreifend 
nationaler Sicht, insbesondere des zuständigen polnischen 
Ministeriums, das die raumordnerische Koordinierung der 
künftig zu erwartendenden umfangreichen europäischen 
Regionalfondsmittel über entsprechende Planungsinstru-
mentarie als unabweislich bezeichnete, vor allem um Fehlal-
lokationen der Fondsmittel und daran anknüpfende negative 
Folgekosten zu vermeiden.

Die konzeptionelle Geschlossenheit des über mehrere 
Jahre (als Nachfolge des sog. „Mermaid-Dokuments“) in-
haltlich konsolidierten Evidenzpapiers „Territorial State and 
Perspectives for the EU“ hat den Eindruck auf die Konfe-
renzteilnehmer zwar nicht verfehlt, ist in den verschiedenen 
Arbeitsgruppen indes durchaus auch auf grundsätzlichen 
Widerspruch gestoßen. Dies hängt insbesondere mit der 
politisch vorgegebenen einseitig ökonomischen Ausrichtung 
der Basisdokumente an der ehrgeizigen Lissabon-Strategie 
zusammen, die soziale und ökologische Aspekte weitgehend 
ausblendet. Insbesondere die Ausgleichfunktion, die mit 
„territorialer Kohäsion“ auch verbunden sein sollte, wird 
vernachlässigt. Insofern sieht sich der EAK in seinen Diskus-
sionsergebnissen durchaus bestätigt.

Der Vertreter des polnischen Regionalentwicklungsmi-
nisteriums hat die in den Konferenzarbeitskreisen geäu-
ßerte Kritik in seiner zusammenfassenden Stellungnahme 
aufgegriffen und angedeutet, dass vor der abschließenden 
Beschlussfassung in Leipzig hier noch Änderungs- bzw. 
Klarstellungsbedarf bestehe.

Die auf der Konferenz vorgetragenen ESPON-Forschungs-
ergebnisse auf der Basis einer Zusammenfassung, die ca. 
25.000 Seiten Forschungsergebnisse auf eine 100-seitige 
Kurzfassung kondensiert, weisen damit einen Aggregati-
onsgrad auf, der vielfach kaum noch Bezüge zu konkreten 
Fragestellungen erlaubt. Die Idealvorstellung einer “evidence 
based policy“ könnte hier leicht verfehlt werden und poli-
tischer Instrumentalisierung von Forschungsergebnissen 
Vorschub leisten, weil eben nur noch bestimmte politikkon-
forme Ergebnisse offengelegt werden.

Während für das informelle Ministertreffen in Leipzig noch 
in der Tagungsbezeichnung an dem Begriff der territorialen 
Kohäsion festgehalten wird, hat sich die EU-Kommission 
weitgehend in ihren Dokumenten von diesem Begriff gelöst 
und benutzt als politischen Oberbegriff für ihre räumliche 
Politik zunehmend den Begriff „territorial co-operation“, 
also den Begriff „Territoriale Kooperation“. Damit will sie 
sich wohl auf ein ihr weitgehend unstrittig erscheinendes 
Kompetenzfeld zurückzuziehen und sich damit gleichzeitig 
von den inter-gouvernementalen Aktivitäten der informellen 
Ministertreffen absetzen. Daneben besetzt die DG XVI 
indes, insbesondere mit ihren Kohäsionsberichten, für die 
Kommission natürlich weiterhin generell das Politikfeld 
der Kohäsionspolitik, unter der namentlich verschiedene 
Europäischen Fondkonstrukte fi rmieren, auf deren Aus-
schöpfung sich intensive nationale und regionale Begehr-
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lichkeiten richten. Viele Stakeholder dürften sich mit dieser 
Absicht vorsorglich in Warschau eingefunden haben, weil 
die genauen Zusammenhänge zur künftigen Territorialen 
Agenda für sie (und uns) undurchschaubar sind. Da erstaunt 
es nicht, dass das Interesse der regionalen Aufgabenträger, 
sich bezüglich ihrer Planungsziele auf einen der Territorialen 
Agenda entsprechenden Planungshorizont festzulegen, 
wenig ausgeprägt war.

Nicht vertreten war in Warschau die CEMAT (Conférence 
Européenne des Ministres responsables de l'Aménagement 
du Territoire), eine Organisation unter dem Dach des Europa-
rates. Sie befasst sich vornehmlich mit Nachhaltigkeitsfragen 
und überlässt Fragen der „Territorialen Kohäsion“ arbeitsteilig 
weitgehend der Behandlung in den vorerwähnten infor-
mellen EU-Ministertreffen (informell deshalb, weil die EU 
über keine EU-vertragsbasierte Raumordnungskompetenz 
verfügt).

Als überregionale Handlungsansätze auf der Basis des 
Konzepts der „territorialen Kohäsion“ wurden insbesondere 
von den Konferenzteilnehmern anerkannt, dass der Aspekt 
der „territorialen Kohäsion“ sich auch auf die (baltischen) 
See- und Wasserfl ächen zu erstrecken habe und die im Ost-
seeraum vorhandene spezifi sche wissenschaftliche Exzellenz 
sich in der Errichtung einer gemeinsamen universitären For-
schungs- und Bildungseinrichtung niederschlagen müsse.

Prof. Dr. jur. Carl-Heinz David

Kompetenzzentrum    
 Klimafolgen und Anpassung

Mit einem Workshop am 17.10.2006 in Berlin nahm 
das Kompetenzzentrum Klimafolgen und Anpas-

sung (KomPass) im Umweltbundesamt seine Arbeit auf. 
Ziel des Kompetenzzentrums ist, die Bundesregierung 
bei der Entwicklung einer nationalen Anpassungsstra-
tegie an die Folgen des Klimawandels wissenschaftlich 
zu unterstützen. Daneben soll die Risikowahrnehmung 
der Entscheidungsträger in Öffentlichkeit, Unternehmen 
und Verwaltung geschärft werden, damit die Anfälligkeit 
gegenüber Klimaänderungen besser eingeschätzt und 
systematisch Risikovorsorge gegen den Klimawandel 
betrieben werden kann. Zur Erreichung dieser Ziele 
bietet KomPass vor allem folgende Dienstleitungen an: 
wissenschaftliche Zusammenfassung und Aufbereitung 
regionaler Klimafolgenforschungsprojekte; Aufbau eines 
Netzwerks mit Akteuren aus Politik, Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verwaltung; Vernetzung dieser Akteure über die 
KomPass-Website bzw. den Newsletter; Bereitstellung von 
Daten und Informationen aus der Klimafolgenforschung. 
Nähere Informationen sind unter http://osiris.uba.de/gi-
sudienste/Kompass/index.htm verfügbar.

Regionalplanung in der Region   
Hannover

Die Regionalplanung hat in der Region Hannover eine lan-
ge Tradition. Seit dem Jahr 1963 – dem Gründungsjahr 

des Verbandes Großraum Hannover – hat die Entwicklung 
von Leitbildern und die Festlegung von Zielen für die Entwick-
lung der Region stets eine hohe politische Bedeutung.

Regionalplanung heißt in der Praxis, die sozialen und 
wirtschaftlichen Ansprüche an den Raum mit seinen ökolo-
gischen Funktionen in Einklang zu bringen. Es liegt auf der 
Hand, dass die Summe von individuellen oder teilräumlichen 
Optimierungen nicht unbedingt ein gesamträumliches 
Optimum darstellt. Deswegen ist es Aufgabe der Regional-
planung, sich mit den unterschiedlichsten Akteuren über 
die regionalen Zielvorstellungen und ihre Umsetzung zu 
verständigen. Zur Regionalplanung gehört aber auch, den 
Wandel in Wirtschaft und Gesellschaft zu analysieren und 
bezüglich der Auswirkungen und räumlichen Folgen – so 
z. B. bei der Infrastrukturplanung – aufzugreifen und zu 
berücksichtigen.

Seit 2005 verfügt die Region Hannover mit dem neuen 
RROP über ein Planungsinstrument, das einen Rechts- und 
Orientierungsrahmen für die nächsten zehn Jahre bietet. Sie 

stellt in Heft 109 ihrer Reihe „Beiträge zur Regionalplanung“ 
in übersichtlicher Form Aufgaben, Zielsetzungen und Ins-
trumente der Regionalplanung vor. Die Broschüre ist 2006 
erschienen (ISSN 0175-5951).

❐

Effi zientes stadtregionales   
Management

Fachleute aus Deutschland, Österreich und der Schweiz 
fanden sich zur Fachtagung „Effi zientes stadtregionales 

Management – Herausforderungen im internationalen 
Stadtortwettbewerb“ vom 16. bis 18. November 2005 in 
Hannover ein, um zukunftsfähige Organisationsmodelle 
regionalen Handelns zu diskutieren. Dabei stand neben der 
Kernfrage, wie gut Stadtregionen auf die Herausforderungen 
im Standortwettbewerb vorbereitet sind, auch im Blickpunkt, 
welche Erfahrungen mit dem im Jahr 2001 realisierten Re-
formmodell „Region Hannover“ bislang vorliegen und ob 
diese auch für andere Stadtregionen verwertbar sind. Die 
Region Hannover hat die Ergebnisse der Fachtagung als Heft 
107 ihrer Reihe „Beiträge zur Regionalen Entwicklung“ (ISSN 
0175-5951) 2006 dokumentiert.

Neue Veröffentlichungen aus anderen Verlagen
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Fünf Jahre Region Hannover

Seit dem 1. November 2001 gibt es die Region Hannover, 
die das Gebiet des ehemaligen Landkreises und der Lan-

deshauptstadt Hannovers umfasst. Rund 1,1 Mio. Menschen 
leben hier in 21 Städten und Gemeinden auf einer Fläche 
von insgesamt 2.290 Quadratkilometern.

Mit der Bilanz „5 Jahre Region Hannover“ hat die Regions-
verwaltung im August 2006 zum Ende der ersten Wahlperi-
ode einen dokumentarischen, statistischen und leistungsver-
gleichenden Bericht vorgelegt, der die Entwicklung dieses 
bundesweit einmaligen Modellprojektes beschreibt. Auf über 
200 Seiten wird ein Überblick über die Umsetzung der mit 
der Regionalreform verbundenen Ziele und die vielfältigen 
Schwerpunktaufgaben der Region Hannover gegeben (www.
region-hannover.de).

❐

Zur Übertragbarkeit des Regional-
managements in ein Land der   
Dritten Welt

Am Beispiel der UGU District Municipality in Südafrika 
untersucht die Arbeit von Thekla Hellwig Möglichkeiten 

und Grenzen, Ansätze des bayerischen Regionalmanage-
ments in ein Land der Dritten Welt zu übertragen und dort 
zu implementieren. Grundlegende Aspekte des Regional-
managements, seine Minimalanforderungen sowie eine 
inhaltliche Abgrenzung zur Entwicklungszusammenarbeit 
werden zu Beginn dargestellt. Gemeinsam mit der Analyse 
struktureller Gegebenheiten im Untersuchungsgebiet bildet 
dies die Grundlage für den anschließenden Versuch, die 
mögliche Implementierung eines Regionalmanagements in 
der UGU District Municipality zu konkretisieren. Ausgehend 
von einer Erfüllbarkeit minimaler Anforderungen des Regi-
onalmanagements an das Gebiet seiner Implementierung 
werden im Weiteren die hierbei zugänglichen Handlungs-
felder einschließlich ihrer entsprechenden Handlungsansätze 
dargelegt. Angelehnt an die drei Säulen der Nachhaltigkeit 
wird hierbei auf soziale, ökonomische und ökologische 
Aspekte eingegangen.

Die Arbeit ist als Band 24 der Schriften zur Raumordnung 
und Landesplanung 2006 erschienen (ISBN 3-937006-02-
8).

❐

Leitfaden für die Sportstätten-  
entwicklungsplanung – Kommentar

Der im Jahr 2000 in 1. Aufl age erschienene „Leitfaden 
für die Sportstättenentwicklungsplanung“ des Bun-

desinstituts für Sportwissenschaft (BISp) fasst den Stand 
der Diskussion um eine methodische Neuausrichtung der 
Sportstättenentwicklungsplanung zusammen. Inzwischen 
liegen zahlreiche Sportstättenentwicklungsplanungen vor, 
die sich mehr oder weniger eng an dem Leitfaden orientiert 
haben. Weiterhin haben seit dem Jahr 2000 in zahlreichen 
Bundesländern Schulungen u. a. auf Einladung des BISp, des 
Deutschen Sportbundes, der Landessportbünde und der 

örtlichen Sportverwaltungen, zum Teil mit Unterstützung 
der zuständigen Sportministerien, in der Anwendung des 
Leitfadens stattgefunden. Die dort aufgetretenen Fragen 
sowie die Rückmeldungen aus der Anwendungspraxis ha-
ben das BISp veranlasst, einen Kommentar zum Leitfaden 
herauszugeben. Auch erscheint die Kommentierung notwen-
dig, da manches Missverständnis bei der Anwendung des 
Leitfadens aufgetreten ist, das zu methodischen Irrwegen 
in einzelnen Planungsschritten bis hin zu den Befragungen 
der Bevölkerung zur Erkundung des gegenwärtigen Sport-
verhaltens geführt hat. 

Mit dem Kommentar von Lüder Bach und Werner W. 
Köhl (ISBN 3-939390-78-X) sollen einerseits die durch zu 
kurze Darstellung aufgetretenen Missverständnisse beseitigt, 
andererseits aber auch aktuelle Verbesserungen mitgeteilt 
werden, die die Anwendung des Leitfadens erleichtern. Der 
Kommentar lehnt sich eng an die Gliederung des Leitfadens 
an, nimmt die dortigen Hauptthemen auf und fügt ihnen 
einen Kommentar mit ergänzenden Ausführungen hinzu.

❐

Bildung und Qualifi zierung   
in Niedersachsen

Insbesondere in fortgeschrittenen Volkswirtschaften stellen 
Bildung und Qualifi kation einen Schlüsselfaktor für die 

internationale Wettbewerbsfähigkeit dar, sowohl in gesamt-
wirtschaftlicher Betrachtung als auch aus unternehmerischer 
Sicht. Dies gilt nicht nur für die Industrie, sondern auch für 
weite Teile des Dienstleistungsgewerbes. Gleichzeitig sind 
Bildung und Qualifi kation aus Sicht des Einzelnen immer 
noch die beste Versicherung gegen Arbeitslosigkeit und 
zudem mit höheren Einkommenserwartungen verbunden. 

Die im September 2006 als Forschungsberichte des NIW 
Nr. 34 herausgegebene Studie von Birgit Gehrke und Ulrich 
Schasse (ISSN 0178-5206) hat vor allem zum Ziel, einen Ein-
stieg in das Thema und einen Überblick über die derzeitige 
Situation in Niedersachsen zu geben. Dafür werden zum ei-
nen wichtige, die Situation in Niedersachsen beschreibende 
statistische Kennzahlen dargestellt. Rückschlüsse auf regio-
nale Besonderheiten, spezifi sche Engpässe oder besondere 
Stärken werden durch interregionale Vergleiche mit den 
westdeutschen Bundesländern, Deutschland als Ganzem 
sowie mit anderen europäischen Ländern ermöglicht. Diese 
Studie folgt weitgehend einem deskriptiven Ansatz, um auf 
diese Weise wichtige Informationslücken über gegenwärtige 
Strukturen und deren absehbare Entwicklung für Politik, 
Verwaltung und Bildungsträger schließen zu können. 

❐

Europäische Metropolregionen   
in Deutschland

Metropolregionen haben in Forschung, Raumordnungs-
politik und Praxis vor Ort zunehmend an Aufmerksam-

keit gewonnen. Fünf Faktoren haben hierzu beigetragen: Die 
Leitbilder und Handlungsstrategien der Raumentwicklung 
in Deutschland durch die Ministerkonferenz für Raumord-
nung, die Stärkung der stadtregionalen Handlungsebene, 
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die zunehmend europäische Orientierung der regionalen 
Akteure, der Handlungsdruck durch die wirtschaftlichen und 
fi skalischen Rahmenbedingungen und nicht zuletzt die enge 
Zusammenarbeit der elf Metropolregionen im Initiativkreis 
Europäische Metropolregionen in Deutschland (IKM).

Der IKM hat eine Broschüre vorgelegt, um über den 
entwicklungsorientierten Ansatz der Metropolregion zu 
informieren, Akteure und Aktivitäten in den elf Metropolre-
gionen vorzustellen, seine Positionen und Anforderungen 
vorzutragen und für die Zusammenarbeit mit den Akteuren 
aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und Verwaltung zu 
werben (info@region-stuttgart.org)

❐

Problembezogenes     
Regionalmanagement

Regionalmanagement hat der planerischen Praxis im Be-
reich der Regionalentwicklung ein breites Experimentier-

feld eröffnet. Regionalmanagement entwickelte sich dabei 
auch zu einem „Container-Begriff“, der mit den unterschied-
lichsten Vorstellungen, was Regionalmanagement ist und 
leisten soll, befrachtet wurde. Obwohl es bereits zahlreiche 
Anwendungsbeispiele gibt, fehlt zumeist die über den Einzel-
fall hinausweisende, übertragbare Operationalisierung.

Regionalmanagement ist deswegen bis heute ein unaus-
gereiftes Konzept mit der Belastung hoher Erwartungen, wo-
durch letztlich auch bedeutende Chancen zur Aufwertung 
der raumbezogenen Planung verspielt werden.

Entwicklung und Ausgestaltung einer problembezogenen 
Variante des Regionalmanagements sind Inhalt dieses 2006 
herausgegebenen Buches von Stephan Löb. Dafür werden 
planungs- und steuerungstheoretische Positionen mit praxis-
nahen Erkenntnissen zusammengeführt. Wissenschaftlich 
fundierte und praxisorientierte Handreichungen dienen der 
Organisation und Gestaltung von Verfahren und helfen Stol-
persteine im Prozess zu vermeiden (ISBN 3-929797-97-6).

❐

Wissensbasierte     
Regionalentwicklung

In einer wissensbasierten Regionalentwicklung bilden die 
Produktion und die Nutzung von Wissen die Ausgangs-

basis für die Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit und 
damit Wachstumsdynamik einer Region. Außeruniversitäre 
Forschungseinrichtungen sind als Produzenten von neuem 
Wissen und Technologien sowie als „Antennen“ für regions-
externes Wissen in jüngerer Zeit verstärkt als Standortfaktor 
und strategischer Faktor der Regionalentwicklung in den 
Vordergrund gerückt.

Die Arbeit von G. Troeger-Weiß und N. Wagner vom 
Sommer 2006 untersucht die regionalen Wirkungen des 
Fraunhofer IESE auf die Region Westpfalz unter besonderer 
Berücksichtigung des Transfers von Wissen und Technolo-
gien. Abschließend werden Handlungsansätze formuliert, 
die richtungweisende Anregungen aufzeigen, die derzeit 
positiven Effekte des IESE zu optimieren und dessen Poten-

zial gewinnbringender für eine regionale Entwicklung und 
den Strukturwandel in der Region Westpfalz einzusetzen. 
Passende Strategien und Maßnahmen, die als Grundlage und 
Anregung für zukünftiges Handeln dienen können, werden 
hierzu formuliert. Die Arbeit ist als IESE-Report Nr. 044.06/D 
veröffentlicht worden.

❐

Städtebau in Georgien

Die Dissertation „Städtebau in Georgien – vom Sozia-
lismus zur Marktwirtschaft“ von Karl Ziegler (Kaisers-

lautern) stellt die wissenschaftliche Aufarbeitung von sechs 
Jahren Beratungsarbeit im Rahmen des von der Gesellschaft 
für technische Zusammenarbeit durchgeführten Projektes 
„Landmanagement Georgien“ zum Aufbau eines markt-
wirtschaftlichen Städtebau- und Raumordnungssystems 
in Georgien dar. Dabei geht es um die grundsätzliche 
Durchdringung eines komplexen Themenfeldes und den 
grundlegenden Aufbau einer bislang von westlicher Seite 
fehlenden Wissenschaftsbasis. Die Ergebnisse zeigen, dass 
sich der Städtebau in Georgien am Scheideweg befi ndet. 
Gesetze sind trotz formaler und inhaltlicher Schwächen vor-
handen und leistungsfähig. Jetzt geht es um die Anwendung, 
eine bedarfsorientierte Instrumentalisierung und vor allem 
die Beachtung der Gesetze. Eine weitere wichtige Aufgabe 
stellt in diesem Zusammenhang die Festigung von Struktu-
ren bei der Wahrnehmung von Planungsabläufen dar. Die 
Arbeit kann dazu beitragen, die städtebaulichen Prozesse 
in Georgien scharfkantiger und zielgenauer zu führen. An-
deren postsowjetischen Ländern kann sie als Leitfaden bei 
der Transformation der räumlichen Planungssysteme dienen 
(ISBN 3-939432-04-0).

❐

Grundfl ächen und Rohstoffquellen

Wem sollten die Grundfl ächen und Rohstoffquellen der 
Erde gehören? Wie vermag man eine strategische, 

sozial- und naturverträgliche Boden- und Rohstoffpolitik 
angesichts eines hohen Flächenverbrauchs und einer boo-
menden Nachfrage nach sämtlichen Rohstoffen zu instru-
mentalisieren und zu institutionalisieren? Welche Rolle spielt 
hierbei das Spannungsfeld von Privat- und Gemeineigentum 
an diesen Ressourcen? Kann man durch die Generierung von 
Gemeineigentum die Flächeninanspruchnahme reduzieren 
und mit dazu beitragen, das neue Energiezeitalter zukunfts-
fähig zu machen? Die Veröffentlichung „Grundfl ächen und 
Rohstoffquellen“ von Fabian Thiel widmet sich aktuellen 
energie- und bodenpolitischen Fragestellungen bei der 
Nutzung von Grundfl ächen und Rohstoffquellen. Besondere 
Berücksichtigung fi ndet die Frage der Eigentumsrechte der 
Staaten und Individuen an den Lagerstätten und Flächen 
der Erde. Das Buch behandelt sowohl raumplanerische, 
planungsjuristische als auch rohstoffwirtschaftliche Aspekte 
(ISBN 3-8258-9737-0).
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Ländliche Entwicklung    
in Mecklenburg-Vorpommern

Das Institut für Umweltgeschichte und Regionalentwick-
lung e.V. an der Hochschule Neubrandenburg hat 

einen weiteren Sammelband zur Regionalentwicklung im 
Nordosten Deutschlands herausgegeben. Im Mittelpunkt 
des Bandes „Ländliche Entwicklung in Mecklenburg-Vor-
pommern: Befunde, Anregungen und Ausblicke“ stehen 
der aktuelle Stand und die Perspektiven der Strukturen und 
Instrumente einer ländlichen Entwicklung. Darüber hinaus 
wird der Frage nachgegangen, ob und in welchem Maße die 
Landwirtschaft als Motor bzw. Partner einer Entwicklungs-
politik ländlicher Räume verstanden werden kann (ISBN 
3-8322-5249-5).

❐

Regionale Kooperationen    
im Rhein-Main-Gebiet

Interkommunale Kooperationen und Kooperationen mit 
Privaten gewinnen angesichts abnehmender fi nanzieller 

Handlungsspielräume der öffentlichen Haushalte eine 
immer größere Bedeutung für die regionale Entwicklung. 
Vor diesem Hintergrund und innerhalb der Rahmenbedin-
gungen von Globalisierung und europäischer Integration 
sowie wachsenden Stadt-Umland-Konfl ikten und steigenden 
Umweltbelastungen vollzieht sich auch die Entwicklung im 
Rhein-Main-Gebiet. Im Sinne einer Analyse werden in der 
Diplomarbeit „Regionale Kooperationen im Rhein-Main-
Gebiet. Anforderungen und Handlungsempfehlungen für 
eine zukunftsfähige Weiterentwicklung“ von Martin Schaffer 
und Christoph Scheck (TU Kaiserslautern) Kooperations-
möglichkeiten in allgemeiner Form sowie die derzeitigen 
Strukturen im Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main dargestellt. 
Im Anschluss daran werden zentrale Aspekte möglicher 
Kooperationsstrukturen im Rhein-Main-Gebiet analysiert. 
Hier stehen insbesondere die Aufgabenverteilung, die 
demokratische Legitimation und Finanzierungsmodelle 
im Mittelpunkt. Den Abschluss bilden zahlreiche konkrete 
Handlungsempfehlungen für eine zukunftsfähige Weiterent-
wicklung der regionalen Strukturen im Rhein-Main-Gebiet 
(ISBN 3-933103-31-2).

❐

Verfahrensdauern und Spannungs-
felder in Bebauungsplanverfahren

Die praxisorientierte Arbeit „Verfahrensdauern und 
Spannungsfelder in Bebauungsplanverfahren. Fakten 

– Meinungen – Stimmungen“ beinhaltet das Ergebnis einer 
zweimonatigen Befragung von 51 Ansprechpartnern in 
Kommunen unterschiedlicher Größe in Baden-Württemberg 
zum Thema der Kommunikation in Verfahren der Bebau-
ungsplanung. Die Verfasserin, Tina Bechtle, hat sich in ihrer 
Diplomarbeit an der Hochschule Nürtingen-Geislingen den 
unterschiedlichen Vorgehensweisen, Beteiligungen, Rahmen-
bedingungen und vor allem den Verhaltensweisen der am 
Verfahren Beteiligten gewidmet. Herzstücke dieser Arbeit 

sind unter anderem O-Töne der befragten Personen, wie 
zum Beispiel: „Fachbehörden sind Sammelstellen für Fachi-
dioten!“, „Verwaltungs- und Planungskultur bedeutet Mund 
halten!“ und „Baurechtler haben keine Moral und keinen 
Anstand“, die die realen Gegebenheiten und Situationen 
im Verwaltungs- und Planungsalltag von Bürgermeistern, 
Planern und Verwaltungsfachleuten im Zusammenhang mit 
den theoretischen Erkenntnissen des Projektmanagements 
und den bürokratischen, formellen Bebauungsplanverfahren 
darstellen. Durch fachliche, aber auch hoch emotionale 
und bewegende Vorortgespräche hatten die kommunalen 
Planungspraktiker die Gelegenheit, die Fakten über Verfah-
rensdauern von Bebauungsplanungen und die sie beeinfl us-
senden Rahmenbedingungen sowie ihre ganz persönlichen 
Meinungen, vor allem ihre Schwierigkeiten und die Span-
nungen in den Verfahren, zu dem oben genannten Thema 
darzulegen (Band 4 der Reihe Stadtentwicklung im Diskurs, 
ISBN 3-937559-10-8).

❐

Erschließungs- und Folgekosten 
durch die Baulandbereitstellung im 
Innen- und Außenbereich.    
Ein Vergleich verschiedener Wohn-
gebiete in Baden-Württemberg

In der Arbeit von Matthias Seiler wird untersucht, ob eine 
Baulandbereitstellung im baulichen Innenbereich einer Ge-

meinde günstiger zu realisieren ist als im Außenbereich. Zu 
diesem Zweck wurde eine Analyse von 33 Baugebieten bzw. 
Erschließungsmaßnahmen in sieben verschiedenen Städten 
und Gemeinden in Baden-Württemberg durchgeführt. Die 
Arbeit hält fest, dass die Nutzbarmachung von Bauland im 
faktischen Innenbereich der Gemeinde kostengünstiger ist, 
da bestehende technische Infrastruktur genutzt werden kann 
und die Auslastung der zu entwickelnden Flächen höher 
liegt. Vor allem die Folgekosten sind bei Neubaugebieten 
am Ortsrand oder „auf der grünen Wiese“ wesentlich hö-
her. Gleichzeitig wird aufgezeigt, dass die Abrechnung der 
Erschließungskosten über vertragliche Regelungen für die 
Kommunen auch auf lange Sicht hin meist günstiger ist als 
eine Finanzierung über das Erschließungsbeitragsrecht. Die 
Arbeit stützt insgesamt die These, dass die Innenentwicklung 
aus Sicht der kommunalen Haushalte auch langfristig die kos-
tengünstigere Form der Siedlungsentwicklung ist (Band 5 der 
Reihe Stadtentwicklung im Diskurs, ISBN 3-937559-11-6).
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Measuring vulnerability    
to natural hazards.    
Towards disaster resilient    
societies

Weltweit haben in jüngerer Vergangenheit Naturkatas-
trophen die Verwundbarkeit von Gesellschaften und 

die Notwendigkeit vorsorgender Planung vor Augen geführt. 
Für eine umfassende Risikovorsorge und ein effektives Risi-
komanagement müssen die komplexen Beziehungen zwi-
schen Naturgefahren und Verwundbarkeiten in Gesellschaft, 
Wirtschaft und Umwelt erkannt und verstanden werden. Die 
Messung der Verwundbarkeit kann als erster Schritt auf dem 
Weg zu einem umfassenden Risikomanagement und der 
Anpassung von Gesellschaften an zukünftige Gefahren ange-
sehen werden. Der Band, herausgegeben von Jörn Birkmann, 
stellt grundlegende Prinzipien, theoretische Ansätze und eine 
Vielzahl von Beispielen zur Erhebung der Verwundbarkeit vor 
und diskutiert ihre Anwendungsmöglichkeiten. Im Schlussteil 
werden die wesentlichen Inhalte zusammengefasst und of-
fene Forschungsbereiche identifi ziert. Ein Glossar relevanter 
Begriffe rundet das Buch ab (United Nations University Press, 
ISBN 92-808-1135-3).

❐

Landnutzungsveränderungen   
in Europa

Das Verständnis der Ursachen von Landnutzungsverän-
derungen ist eine wichtige Grundlage für die räumliche 

Planung und Voraussetzung, um das Ziel einer nachhal-
tigen Raumentwicklung zu erreichen. Die Studie “Land 
accounts for Europe 1990–2000“, herausgegeben von der 
Europäischen Umweltagentur, analysiert die Landnutzungs-
veränderungen von 1990 bis 2000 in Europa auf Basis der 
Satellitendaten des CORINE Land Cover-Projekts und ver-
bindet die Flächenbilanzen mit Daten zur wirtschaftlichen 
Nutzung der natürlichen Ressourcen. In der Studie werden 
die Ergebnisse für 24 europäische Länder vorgestellt und 
analysiert sowie methodische Fragen diskutiert. Download 
unter http://reports.eea.europa.eu/eea_report_2006_11 
(EEA Report Nr. 11/2006).

❐

Brandenburg regional 2006: eine 
räumliche Bestandsaufnahme der 
Regionen, Landkreise und kreis-
freien Städte

Mit „Brandenburg regional 2006“ ist nunmehr schon 
zum vierten Male in dieser Form ein komplexes 

Ergebnis der Laufenden Raumbeobachtung Brandenburg 
veröffentlicht worden. Diese vom Landesamt für Bauen und 
Verkehr Brandenburg (www.lbv.brandenburg.de) herausge-
gebene, völlig neu bearbeitete Regionalanalyse zeichnet ein 

zeitnahes Bild aller Brandenburger Regionen, Landkreise 
und kreisfreien Städte. Bewusst wird mit einem erneut weit-
gehend standardisierten Aufbau und einer entsprechenden 
Gliederung dabei an die drei Vorläufer angeknüpft (1993, 
1996 und 2001).

Inhaltliche Schwerpunkte bilden für jeden Kreis und jede 
Region wichtige Politikfelder wie Demographischer Wandel, 
Wirtschaft, Beschäftigung, Arbeitsmarkt und räumliche Pla-
nung. Dem wurde für jeden Teilraum eine kurze einführende 
Betrachtung über Verwaltungsaufbau, Landschaft und Flä-
chennutzung, historische und naturräumliche Entwicklungen, 
Natur- und Landschaftsschutz u. a. vorangestellt. 

Die sowohl Bestand als auch Entwicklung berücksichti-
gende, indikatorenbasierte Analyse der einzelnen Kreise 
und Regionen gewährleistet eine strukturräumliche Ver-
gleichbarkeit und Bewertung der unterschiedlich großen und 
ausgestatteten Brandenburger Teilräume und lässt Schluss-
folgerungen auf Ursachen und Wirkungen, Stärken und 
Schwächen sowie Aussagen zu Trendentwicklungen zu. 

Die durch zahlreiche Karten, Grafi ken, Tabellen und Fotos 
reich illustrierte Broschüre kann gegen eine Schutzgebühr 
bezogen werden und ist auch als pdf auf DVD erhältlich 
(Tel.: 0335 560 2751, E-Mail: jaqueline.heinschke@lbv-
ff.brandenburg.de).

Veranstaltungshinweise
2. – 4. März 2007 in Stuttgart

16. Bundesweiter Umwelt- und Verkehrskongress:   
Verkehrsrückgang als Chance – Inis und Unis mobilisieren

Veranstalter: UMKEHR e. V., Informations- und Beratungs-
büro für Verkehr und Umwelt, und    
FUSS e. V., Fachverband Fußverkehr Deutschland, Berlin

Anmeldung: Christoph Link, Vaihinger Landstraße 50, 
70195 Stuttgart, Tel. 0711-6993756, Fax 0711-6993203 
E-Mail: christoph.link@planet-interkom.de

Weitere Informationen: www.buvko.de

❐

7. – 9. März 2007 in Hagen

CRII (Cities Regain Identity and Image): Final International 
Congress on City Identity and City Image

Veranstalter: Stadt Hagen und Wirtschaftsförderung  
Hagen GmbH

Anmeldung: Wirtschaftsförderung Hagen GmbH  
Meike Sturm, Fleyer Straße 196 – Wissenspark Hagen, 
58097 Hagen, Tel. 02331-8099-72, Fax 02331-8099-80 
E-Mail: sturm@wfg-hagen.de

Weitere Informationen: www.crii-online.net/congress/
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14. März 2007 in Berlin

Integrierte Perspektiven von Metropolräumen im polyzent-
rischen Städtesystem – Räumliche Verantwortungsbereiche 
und Kooperation in Europa

Veranstalter/Kontakt: Deutscher Verband für Wohnungs-
wesen, Städtebau und Raumordnung e. V.   
Dr. Hans-Michael Brey, Georgenstraße 21, 10117 Berlin 
Tel. 030-20613250, Fax 030-20613251   
E-Mail: h-m.brey@deutscher-verband.org

Weitere Informationen: www.deutscher-verband.org

❐

14. – 16. März 2007 in München

12. Münchner Fortbildungsseminar Geoinformations- 
systeme

Veranstalter/Kontakt: Runder Tisch GIS e. V.  
c/o Technische Universität München  
Fachgebiet Geoinformationssysteme   
Gabriele Aumann, Arcisstraße 21, 80290 München  
Tel. 089-289-22857, Fax 089-289-22878   
E-Mail: runder-tisch@bv.tum.de

Weitere Informationen: www.rtg.bv.tum.de

❐

14. – 16. März 2007 in Speyer

9. Speyerer Planungsrechtstage und Speyerer Luftverkehrs-
rechtstag

Veranstalter/Anmeldung: Deutsche Hochschule für  
Verwaltungswissenschaften Speyer   
Prof. Dr. Jan Ziekow, Freiherr-vom-Stein-Straße 2,  
67346 Speyer, Tel. 06232-654-360, Fax 06232-654-421 
E-Mail: ziekow@dhv-speyer.de

Weitere Informationen: www.dhv-speyer.de

❐

21. – 25. März 2007 in Sevilla (Spanien)

5th European Conference on Sustainable Cities & Towns: 
Taking the Commitments to the Streets

Veranstalter/Kontakt: Local Governments for Sustainabil-
ity, European Secretariat, Leopoldring 3, 79098 Freiburg 
Tel. 0761-36892-0, Fax 0761-36892-19   
E-Mail: iclei-europe@iclei-europe.org

Weitere Informationen: www.sevilla2007.org

❐

26. – 27. März 2007 in Wuppertal

4. Internationale Verkehrstage: Verkehrsinfrastruktur für 
eine alternde Gesellschaft – Wie planen wir heute UNSER 
Morgen richtig?

Veranstalter/Kontakt: Bergische Universität Wuppertal 
Fachbereich D, Fachzentrum Verkehr, Lehr- und   
Forschungsgebiet Straßenverkehrsplanung und -technik, 
Dirk Boenke, Pauluskirchstraße 7, 42285 Wuppertal 
Tel. 0202-439-4089, Fax 0202-439-4088   
E-Mail: boenke@uni-wuppertal.de

Weitere Informationen: www.bauing.uni-wuppertal.
de/svt/fzv/

27. – 28. März 2007 in Speyer

Daseinsvorsorge im Spannungsfeld von Liberalisierungs-
zwang und Demographie

Veranstalter/Kontakt: Deutsche Hochschule für   
Verwaltungswissenschaften Speyer, Tagungssekretariat, 
Lioba Diehl, Freiherr-vom-Stein-Str. 2, 67346 Speyer  
Tel. 06232-654-226, Fax 06232-654-488   
E-Mail: tagungssekretariat@dhv-spexer.de

Weitere Informationen: www.dhv-speyer.de

❐

29. März 2007 in München

80. Darmstädter Seminar Umwelt- und Raumplanung: 
Klimawandel – Anpassungsstrategien in Deutschland und 
Europa

Veranstalter/Anmeldung: Technische Universität Darm-
stadt, Institut für Wasserversorgung und Grundwas-
serschutz, Abwassertechnik, Abfalltechnik, Industrielle 
Stoffkreisläufe, Umwelt- und Raumplanung

Dipl.-Ing. Susanne Bieker, Petersenstraße 13, 64287 
Darmstadt, Tel. 06151-16-5172, Fax 06151-16-2448, E-Mail: 
s.bieker@iwar.tu-darmstadt.de

Weitere Informationen: www.iwar.bauing.tu-darmstadt.de

❐

20. – 21. September 2007 in Kassel

Gewinnen, verlieren oder transformieren? Die europäischen 
Stadtregionen in Bewegung

Veranstalter/Kontakt: Universität Kassel   
FB Architektur Stadtplanung Landschaftsplanung  
Fachgebiet Stadt- und Regionalplanung   
Dipl.-Ing. Sabine Demel, Henschelstraße 2, 34109 Kassel 
Tel. 0561-804-2401, Fax 0561-804-2390   
E-Mail: demel@asl.uni-kassel.de

Weitere Informationen: www.uni-kassel.de/fb6/trafo/

❐

12. – 14. November 2007 in Dortmund

#railtec2007: Mobility Networks. Kongressmesse mit  
internationalem Bahngipfel

Veranstalter: Ministerium für Bauen und Verkehr des 
Landes Nordrhein-Westfalen (MBV), Düsseldorf, und  
Messe Westfalenhallen Dortmund 

Kontakt: #railtec2007-Offi ce, CP/COMPARTNER  
Agentur für Kommunikation GmbH, Markt 1, 45127 Essen 
Tel. 0201-1095-0, Fax 0201-1095-141   
E-Mail: railtec@cp-compartner.de

Weitere Informationen: www.railtec.de
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Raumwissenschaftliches   
Netzwerk

ARL • IfL • IÖR • IRS

Vom 18. bis 21. September 2006 fand die 1. Dresdner 
Sommerschule zum Thema „Demographischer Wandel“ 

statt. Sie ist Bestandteil des gemeinsamen Leibniz-Vorhabens 
der 4R-Einrichtungen und der Technischen Universität Dres-
den zur Vernetzung und Profi lierung ihrer Forschung und 
Lehre, insbesondere durch Förderung der Promotionen von 
Nachwuchswissenschaftlern. Veranstalter der Sommerschule 
waren die 4R-Einrichtungen ARL, IfL, IÖR und IRS sowie das 
„Zentrum Demographischer Wandel“ der TU Dresden. Zu 
den bis zu 29 Teilnehmern der Sommerschule gehörten 
sieben Stipendiaten, die im Rahmen des Paktprojektes ihre 
Dissertationen anfertigen, ausgewählte Wissenschaftler 
der 4R-Einrichtungen sowie Gäste. Als Veranstaltungsort 
war die Gartenstadt Hellerau im Norden Dresdens gewählt 
worden.

Ziele, Programm und Teilnehmer
Die Sommerschule war nicht nur die erste im Rahmen des 
Leibniz-Vorhabens, sie war auch ein weiterer Baustein in der 
Zusammenarbeit der 4R-Einrichtungen bei der Nachwuchs-
förderung. Allen war deshalb von vornherein der zum Teil 
experimentelle Charakter der Veranstaltung klar – was im 
Falle eines Vorhabens im Rahmen des Pakts für Forschung 
und Innovation nicht gänzlich überraschen sollte. Umso 
wichtiger war es, Ziele, Programm und Teilnehmer genau 
aufeinander abzustimmen.

In inhaltlicher Hinsicht lagen der Sommerschule zwei Ziele 
zu Grunde: zum einen die Vermittlung des Forschungsstan-
des in demographierelevanten Themenschwerpunkten an 
die Stipendiaten, zum anderen das Herausarbeiten von Im-
plikationen für Promotionen zum demographischen Wandel 
aus raumwissenschaftlicher Sicht, insbesondere im Sinne 
einer Eingrenzung der Themen- und Fragestellung.

Dem Programm lagen drei Prinzipien zur Gestaltung des 
Ablaufs zu Grunde: Ein hohes inhaltliches Niveau sollte durch 
Vorträge von Senior Researchern gewährleistet werden, 
um den Forschungsstand zu erfassen. Zur Aktivierung aller 
Teilnehmer wurde der Diskussion viel Platz eingeräumt. Die 
Stipendiaten wirkten bei der Formulierung von Themen-
schwerpunkten für die Diskussion im Zuge der Vorberei-
tung der Sommerschule maßgeblich mit. Nach zwei stärker 
vortragsorientierten Tagen widmeten sie sich verstärkt den 
Folgerungen aus den Vorträgen und Diskussionen für ihre 
Themenstellungen. Dabei wurden sie von Senior Resear-
chern unterstützt. Zudem wurde eine sehr lebendige und 
anschauliche Führung durch die Gartenstadt Hellerau mit 
dem Architekten Clemens Galonska unternommen. 

Die Teilnehmer der 1. Sommerschule können in vier Grup-
pen unterteilt werden:

die Stipendiaten

die Projektverantwortlichen und der Koordinator in den 
Leibniz-Einrichtungen und der Technischen Universität 

■

■

1. Dresdner Sommerschule „Demographischer Wandel“

Teilnehmer der Sommerschule in Dresden-Hellerau

Foto: IÖRFoto: IÖR
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Dresden (Prof. Bürkner/IRS, Dr. Klee/ARL, Dr. Meyer-
Künzel/IÖR, M. Siedhoff/TU Dresden, Dr. Tzschaschel/IfL, 
G. Hutter/IÖR) sowie der Projektbeirat (Prof. Lentz/IfL, 
Prof. Müller/IÖR, Prof. Killisch/TU Dresden)

die Senior Researcher als Experten für bestimmte Themen 
(Dr. Beetz/Humboldt-Universität Berlin, Prof. Margraf/IfL, 
Dr. Moss/IRS, Dr. Ragnitz/IWH, Dr. Sartorio/Cardiff 
University, Dr. Siedentop/IÖR, Prof. Thum/ifo-Institut, 
Dr. Wiechmann/IÖR, Dr. Wirth/IÖR)

weitere Doktoranden als Gäste

Ausgewählte inhaltliche Ergebnisse 
Komplexität ist nicht erst seit Beginn des 21. Jahrhunderts eine 
Herausforderung für die Stadt- und Regionalentwicklung. Ein 
Blick auf den Zusammenhang zwischen den Grundideen 
der Gartenstadt Hellerau und deren materieller Ausformung 
zeigt aus einer historischen Perspektive, wie Komplexität an 
einem spezifi schen Standort überzeugend bewältigt werden 
konnte. In diesem förderlichen Umfeld führte die 1. Dresdner 
Sommerschule zu wichtigen inhaltlichen Ergebnissen: 

Demographischer Wandel und disziplinäre Schwerpunkte: 
Raumwissenschaftler betonen den Aspekt der Bevölkerungs-
schrumpfung von Städten und Regionen mit ihren Auswir-
kungen auf den Wohnungsmarkt, die Siedlungsstruktur und 
die ökonomische Tragfähigkeit der technischen und sozialen 
Infrastruktur. Wirtschaftswissenschaftler hingegen widmen 
sich verstärkt der Frage nach der Produktivitätsentwicklung in 
einer Gesellschaft mit hohem Altenanteil. Politikwissenschaft-
ler und Soziologien gehen der zunehmenden kulturellen 
Heterogenität der Bevölkerung nach und suchen nach Mög-
lichkeiten der sozialen Integration. Disziplinen legen also 
unterschiedliche Schwerpunktsetzungen in der Betrachtung 
des demographischen Wandels nahe, über deren Gründe 
und Implikationen man sich bei der Formulierung der Frage-
stellung von Promotionen verständigen sollte.

Demographischer Wandel in städtischen und ländlichen 
Räumen: Die Unterscheidung zwischen Stadt und Land (bzw. 

■

■

zum Thema „Aufbau Ost – Perspektiven aus raumwissen-
schaftlicher Sicht“ haben die vier Partner beschlossen, ein 
zweites Kolloquium im Februar 2007, ebenfalls in Berlin, 
durchzuführen. Es beschäftigt sich mit der Frage nach der 
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse unter sich wan-
delnden Rahmenbedingungen und greift damit ein Thema 
auf, das in der ARL seit einiger Zeit intensiv bearbeitet wird. 
Insbesondere soll zur Diskussion gestellt werden, wie die 
wachsenden demographischen und ökonomischen Dispa-
ritäten, insbesondere in Ostdeutschland, mit der Zielvor-
stellung der Gleichwertigkeit in Einklang gebracht werden 
können und ob es hierzu eines raumordnungspolitischen 
Paradigmenwechsels bedarf. Den Einführungsvortrag wird 
Engelbert Lütke Daldrup, Staatssekretär im Bundesminis-
terium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, halten, den 

zwischen städtischer und ländlicher Gesellschaft) spielt in 
raumwissenschaftlichen, aber auch soziologischen Arbeiten 
eine wichtige Rolle. In den Diskussionen der Sommerschule 
zeigte sich indes, dass diese Unterscheidung gegenwärtig vor 
allem auf der konzeptionellen Ebene zur Groborientierung 
von Bedeutung ist. Empirisch ist eine ausgeprägte Vielfalt von 
Städten und Regionen zu beobachten, die durch anspruchs-
volle Typenbildungen (beispielsweise des Bundesamtes für 
Bauwesen und Raumordnung) oder auch radikal durch die 
Frage nach der heute noch gültigen Angemessenheit der 
Unterscheidung Stadt/Land thematisiert werden kann.

Strategien und Governance: Insbesondere aus raum-
wissenschaftlicher Sicht interessiert oftmals die Frage, 
welche Steuerungsmöglichkeiten raumrelevante Akteure 
zur Erreichung eigener und übergeordneter Ziele haben. 
Breiten Raum nahmen deshalb Arbeiten zur strategischen 
Planung, zu Governance und zu weiteren Dimensionen 
des gesellschaftlichen Wandels ein (z. B. Liberalisierung, 
Ökonomisierung). Senior Researcher der Sommerschule 
ermöglichten die Orientierung am sehr komplexen, dabei 
zuweilen unübersichtlichen Forschungsstand. Beispielsweise 
wurde sehr klar zwischen legalistischen, projektorientierten, 
kommunikativen und „planfreien“ Möglichkeiten der Strate-
gieentwicklung von Städten und Regionen unterschieden. 
Die Diskussion zeigte allerdings auch die Notwendigkeit für 
die Stipendiaten, refl ektierte Schwerpunktsetzungen in der 
Behandlung von Steuerungsfragen vorzunehmen und deren 
Implikationen zu beachten. 

Die 1. Dresdner Sommerschule war insgesamt von einer 
hohen inhaltlichen Dichte gekennzeichnet. So wurden 
beispielsweise auch methodologische und methodische 
Fragen intensiv besprochen, um eine Verständigungsbasis 
für die Stipendiaten mit unterschiedlichen disziplinären 
Hintergründen zu erzielen.

Gérard Hutter, IÖR, E-Mail: g.hutter@ioer.de
Monika Meyer-Künzel, IÖR, E-Mail: m.meyer-kuenzel@ioer.de

Andreas Klee, ARL, E-Mail: Klee@ARL-net.de

Seit dem Jahr 2000 treffen sich die Leiter der vier raumwis-
senschaftlichen Einrichtungen der Leibniz-Gemeinschaft 

und deren Mitarbeiter für Öffentlichkeitsarbeit zweimal 
jährlich, um gemeinsame Vorhaben auf den Weg zu bringen, 
über aktuelle Fragen der Forschungspolitik zu beraten und 
die Öffentlichkeitsarbeit zu koordinieren. Zum diesjährigen 
Herbsttreffen hatte das Leibniz-Institut für ökologische 
Raumentwicklung am 6. Dezember 2006 nach Dresden 
eingeladen. Auf dem Programm standen vor allem eine Reihe 
von Kooperationsprojekten und -veranstaltungen.

Raumwissenschaftliches Kolloquium
Nach dem großen Erfolg des ersten raumwissenschaftlichen 
Kolloquiums der 4R-Einrichtungen im Februar 2005 in Berlin 

Herbsttreffen der 4R-Einrichtungen
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Abschlussvortrag der Sächsische Staatsminister des Innern, 
Dr. Albrecht Buttolo.

Pakt für Forschung und Innovation
Unter Federführung des Leibniz-Instituts für ökologische 
Raumentwicklung (IÖR) in Dresden bearbeiten die 4R-
Einrichtungen im Rahmen des „Paktes für Forschung 
und Innovation“ das Projekt „Demographischer Wandel 
– Komplexität als Herausforderung für die Stadt- und Regi-
onalentwicklung“. Es wurden sieben Stipendien an Nach-
wuchswissenschaftlerinnen und -wissenschaftler vergeben. 
In Dresden galt es nun, die bereits durchgeführten Veran-
staltungen – Sommerschule und Workshops – auszuwerten 
und die für 2007 vorgesehenen Veranstaltungen auf einen 
guten Weg zu bringen. In diesem Zusammenhang wird die 
ARL am 2. Februar 2007 den internationalen Fachkongress 

ographentages in Bayreuth, der unter dem Motto „Umgang 
mit Risiken: Katastrophen – Destabilisierung - Sicherheit“ 
stattfi nden wird, zu präsentieren. Die Verantwortlichen 
für Öffentlichkeitsarbeit der 4R-Einrichtungen arbeiten ge-
meinsam mit der Geschäftsstelle der Leibniz-Gemeinschaft 
mit Hochdruck an einer Ausgabe des „Zwischenrufs“ zum 
Thema „Demographischer Wandel“, einer vorrangig an 
Entscheidungsträger in Politik und Verwaltung gerichteten 
Publikation der Leibniz-Gemeinschaft.

Perspektiven der Zusammenarbeit
Den Abschluss der Beratungen in Dresden stellte eine Dis-
kussion über die Perspektiven der weiteren Zusammenarbeit 
der 4R-Einrichtungen dar. Diese Überlegungen sind in die 
derzeit laufenden Strategiediskussionen auf der Ebene der 
Leibniz-Gemeinschaft einzubinden. Insbesondere angesichts 

„Demographic Change“ in Berlin ausrichten und die zweite 
Sommerschule im Juni 2007 in Dresden konzipieren. Neben 
diesem Paktprojekt beginnt ab Januar 2007 die Laufzeit 
eines weiteren Paktvorhabens mit dem Titel „Geographie[n] 
an den Rändern des Europäischen Projekts – Räumliche 
Orientierung und Peripherisierung an der Außengrenze der 
erweiterten Europäischen Union“. Hier hat das Leibniz-Insti-
tut für Länderkunde (IfL) in Leipzig die Federführung.

Kooperationsprojekte
Die beiden 4R-Kooperationsprojekte „Kulturlandschaften 
– Konkretisierung des Begriffs für die räumliche Planung“ 
und „Territorialplanung in der DDR“ sind in der Zwischenzeit 
erfolgreich abgeschlossen worden. Dies war Anlass, über 
eine Fortführung oder Neukonzeption von gemeinsamen 
Forschungsvorhaben nachzudenken. So wurde ein neuer 
4R-Arbeitskreis zum Thema „Suburbane Räume als Kultur-
landschaften“ eingerichtet und die Institute haben einen 
Bündelungsantrag zum Thema „Kulturlandschaften“ bei der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) eingereicht.

Öffentlichkeitsarbeit
Breiten Raum in den Diskussionen beim Herbsttreffen 
nahmen wiederum die verschiedenen Maßnahmen der 
koordinierten Öffentlichkeitsarbeit ein. So einigte man sich 
darauf, sich im Oktober 2007 im Rahmen des Deutschen Ge-

der sich rasch wandelnden fachpolitischen und fachorganisa-
torischen Rahmenbedingungen in Deutschland und Europa 
müssen die 4R-Einrichtungen nach Ansicht ihrer Direktoren 
wissen, wie sich der Verbund künftig verstehen und organisie-
ren soll. Mittelfristig soll ein 4R-Workshop zur Identifi zierung 
dieser Fragen stattfi nden. Dieser schließt auch eine Klärung 
ein, was die 4R-Einrichtungen für die Forschungsorganisation 
Leibniz-Gemeinschaft leisten können und was andererseits 
auch von ihr erwartet und gefordert werden kann.

9R-Austausch
Im Anschluss an die 4R-Beratungen vergrößerte sich der 
Kreis um Vertreter aus fünf weiteren raumwissenschaftlichen 
Einrichtungen. Auch dieser sogenannte 9R-Austausch ist 
mittlerweile gute Tradition geworden. Neben den Berichten 
aus den jeweiligen Häusern über größere neue Projekte und 
Veranstaltungen, personelle Veränderungen und strategische 
Überlegungen ging es um den Stellenwert und die Perspek-
tiven der Ressortforschungseinrichtungen auf dem Gebiet 
der Raumwissenschaften. Das Bundesamt für Bauwesen 
und Raumordnung ist vor kurzem vom Wissenschaftsrat 
evaluiert worden und wird voraussichtlich in Kürze eine orga-
nisatorische Veränderung erfahren. Die damit verbundenen 
forschungspolitischen und -organisatorsichen Konsequenzen 
für die gesamte raumwissenschaftliche Community wurden 
eingehend beraten. Zudem berichtete der Direktor des 
Instituts für Landes- und Stadtentwicklungsforschung und 

v.l.: Dietmar Scholich, Ulrike Weiland, Gregor Prinzensing, Rolf-Peter Löhr, Heiderose Kilper, Rainer Danielzyk, Klaus Reinsberg

Foto: Birgit Hantusch, IÖRFoto: Birgit Hantusch, IÖR
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Bauwesen des Landes Nordrhein-Westfalen (ILS NRW), Prof. 
Dr. Rainer Danielzyk, über die dort anstehenden Verände-
rungen, die weit reichende Konsequenzen für die Struktur 
und Organisation des Hauses haben.

Andreas Klee, Tel. (+49-511) 3 48 42 - 39
E-Mail: Klee@ARL-net.de

Rechtsextremismus als   
 Gegenstand der Stadt-   
 und Regionalforschung

Am 13. Juli 2006 hielt Thomas Bürk-Matsunami, Dok-
torand am Institut für Europäische Ethnologie an der 

Humboldt-Universität Berlin, im Rahmen des Doktoranden-
kolloquiums am Leibniz-Institut für Regionalentwicklung und 
Strukturplanung (IRS) in Erkner einen Vortrag zum Thema 
„Angstraum, Gefahrenzone, Feindesland – Eine alltägliche 
Geographie der Fremdenfeindlichkeit in ostdeutschen Städ-
ten“. Er untersucht in seiner Arbeit die alltägliche Bedrohung 
durch rechte Gewalt in drei Brandenburger Städten, rekons-
truiert deren Entwicklungspfade und diskutiert Strategien des 
politischen Umgangs.

In der anschließenden Diskussion wurde die negative 
Bedeutung von Fremdenfeindlichkeit für die Entwicklungs-
chancen von Städten und Regionen in Brandenburg betont 
und die Notwendigkeit formuliert, die Problematik aus einer 
raumwissenschaftlichen Perspektive zu untersuchen. Es führt 
dabei in die Irre, wenn einfach nur vermeintliche „Problem-
städte“ identifi ziert werden. Vielmehr ist nach Strategien zu 
suchen, wie Akteure zivilgesellschaftlichen Engagements 
gegen rechte Gewalt gezielt gestärkt werden können. Die 
Direktorin des IRS, Heiderose Kilper, kündigte an, das IRS 
werde sich dieser Thematik zukünftig verstärkt widmen. So 
wird im Frühjahr 2007 ein Regionalgespräch zum Thema 
Rechtsextremismus stattfi nden. Auch eine stärkere Berück-
sichtigung im Rahmen der Forschung ist vorgesehen.

Kontakt im IRS: Matthias Naumann, E-Mail: Naumann@
irs-net.de 

Förderung      
 der Wissensgesellschaft

Das Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung be-
auftragte im September 2006 das Leibniz-Institut für 

Regionalentwicklung und Strukturplanung (IRS) mit der 
Durchführung des Forschungsvorhabens über die „Raument-
wicklungspolitischen Ansätze zur Förderung der Wissensge-
sellschaft“. Das Projekt setzt bei den technischen, sozialen 
und ökonomischen Dimensionen der Wissensgesellschaft an 
und zeigt anhand bundesweit verfügbarer Statistiken auf, in 
welchen Teilen Deutschlands die Entwicklung von Wissens-
regionen beobachtet werden kann. Eines der Kernanliegen 
der Studie besteht darin, Modellvorhaben der Raumordnung 

zur Förderung der Wissensgesellschaft vorzubereiten und zu 
diesem Zweck bestehende Programme und Projekte auf den 
verschiedenen administrativen Ebenen zusammenzustellen 
und auszuwerten. Dieser Schritt wird in drei Fallstudien 
vertieft durchgeführt. 

Kontakt im IRS: Prof. Dr. Hans Joachim Kujath, E-Mail: 
kujathh@irs-net.de 

Strukturwandel     
 von Bergbauregionen
READY-Abschlussworkshop

Das Leibniz-Institut für ökologische Raumentwicklung 
(IÖR) erarbeitete seit Dezember 2003 in dem IN-

TERREG-IIIB-Projekt READY gemeinsam mit 21 Partnern 
aus sechs europäischen Ländern Strategien zur Sanierung 
und Entwicklung von Bergbauregionen. Die Ergebnisse der 
dreijährigen Projektarbeit wurden am 25. und 26. Oktober 
2006 auf dem sechsten und letzten Projektworkshop in 
Zwickau präsentiert.

Zwei Themen bestimmten das Treffen der Projektpartner 
aus Deutschland, Italien, Österreich, Rumänien, der Slowakei 
und Tschechien. Zum einen ging es um die Vorstellung der 
Ergebnisse der beteiligten Städte und Regionen. Im Mittel-
punkt standen Machbarkeitsstudien und kleine Investitionen 
zu Vorhaben in den Themenfeldern regenerative Energien, 
Umnutzung von Bergbaustandorten, Bergbautourismus und 
Sanierung. Zum anderen wurden Weichen für die weitere Zu-
sammenarbeit gestellt. So wird das im Rahmen des Projektes 
READY gegründete Netzwerk europäischer Bergbaustädte 
MINEC die Plattform für die weitere Zusammenarbeit bilden. 
Für die neue Förderperiode 2007 standen Projektideen auf 
dem Prüfstand. Die Partner waren sich einig, dass es nun 
verstärkt um die Umsetzung der bisher erstellten Konzepte 
geht. 

Kontakt im IÖR: Dr. Peter Wirth; E-Mail: P.Wirth@ioer.de

Das vollständig neu bearbeitete „Handwörter-
buch der Raumordnung“ (4. Aufl age 2005) bietet 

auf 1364 Seiten einen umfassenden Überblick über 
alle wesentlichen Bereiche 
von Raumordnung, Raum-
forschung und Raument-
wicklung. 

Das Handwörterbuch  
kann über den Online-
Shop der ARL (www.
arl-net.de/shop) oder im 
Buchhandel (ISBN 978-
3-88838-555-1) bestellt 
werden.

Handwörterbuch der Raumordnung
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Zeitschriftenschau

Als Informationsservice für die Forschung und zur 
  Förderung des Trans fers raumwissenschaftlicher 

Forschungsergebnisse in die Praxis wird in den ARL-
Nachrichten in jedem Heft auf raumrelevante Bei träge 
aus national und international bedeutsamen Zeitschrif-
ten hingewiesen. Vollständigkeit wird nicht angestrebt. 
Autoren und Leser werden gebeten, die Redaktion auf 
erwähnenswerte Arbeiten aufmerksam zu machen.

Die Zeitschriftenschau ist wie folgt gegliedert:

1.  Theoretische und methodische Grundlagen

 (Theorie der Raumentwicklung, Konzeptionen   
der Raumpolitik, Methodenfragen)

2.  Raum- und Siedlungsentwicklung in    
Deutschland 

 (alle räumlichen Ebe nen einschl. der Kommunen,  
Raum typen be trach tung: Agglomerationsräume,  
länd liche Räume; Wohnen)

3.  Raum- und Siedlungsentwicklung in Europa   
und dem sonstigen Ausland 

 (al le räumlichen Ebenen einschl. der Kommunen,  
Raum typen be trach tung: Agglo merations räume,  
ländliche Räume; Wohnen)

4.  Nachhaltige Raumentwicklung

5.  Umwelt 

6.  Wirtschaft 

 (Öffentliche Finanzen, Arbeitsmarkt, regionale   
Wirt schaftspolitik, Agrarpolitik, Tourismus)

7.  Soziales 

 (Bevölkerung, Bildungspolitik, Sozialpolitik,   
Lebensstile etc.)

8.  Infrastruktur 

 (Verkehr, Kommunikation, Ver- und Entsorgung,  
Bil dung etc.)

9.  Raumbezogene Planung 

 (Planung auf allen Ebenen: Raumordnung,   
Landes- und Regio nal planung, Stadt- und   
Regionalplanung, Kommunalplanung;    
Pla nungs recht; neue Planungsformen;    
Arbeitsmittel der räumlichen Pla nung)

10. Grenzüberschreitende Kooperation und   
Planung

Die Aufsätze werden nur einmal – nach ihrem inhalt-
lichen Schwerpunkt – einer dieser Rubriken zugeord-
net. 

1. Theoretische und methodische Grundlagen

Artner, Astrid / Siebert, Rosemarie: Der Beitrag sozialwis-
senschaftlicher Forschung zum Management von Bio-
diversität und Ökosystemen in Deutschland. Natur und 
Landschaft, Bd. 81 (2006), H. 7, S. 371-375.

Baecker, Dirk: Zu viel Kausalität, zu wenig Resonanz? Becks 
Risikogesellschaft und Luhmanns Ökologische Kommu-
nikation. politische ökologie, Bd. 24 (2006), H. 100, S. 
41-45.

Bieling, Claudia / Höchtl, Franz: Politische Ökologie. Ein the-
oretisch-konzeptioneller Rahmen für Forschungsarbeiten 
im Bereich der Landespfl ege und Regionalentwicklung. 
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Handwörterbuch der Raumordnung
Leseproben

Das vollständig neu bearbeitete „Handwörterbuch 
der Raumordnung“ (4. Auflage 2005) bietet einen 

umfassenden Überblick über alle wesentlichen Bereiche 
von Raumordnung, Raumforschung und Raumentwicklung. 
Bereits seit seiner Ankündigung wird es stark nachgefragt. Auf 
vielfachen Wunsch stellt die ARL jetzt erstmals Leseproben 
dieses Standardwerkes auf ihrer Website (www.arl-net.de) zur 
Verfügung.

In der Rubrik „News“ fi nden Sie einen Link auf die Seite des 
Handwörterbuchs. Hier liegen drei ausgewählte Beiträge als 
frei abrufbare pdf-Dokumente vor:

Bewertungs- und Entscheidungsmethoden

Konzeptionen der Raumordnung 

Regionale Strukturpolitik

Das Handwörterbuch kann über den Online-Shop der ARL 
(www.arl-net.de/shop) oder im Buchhandel (ISBN 978-3-88838-
555-1) bestellt werden.

■

■

■
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Am 13.10.2006 traf in Bonn der Arbeitskreis „Risikoma-
nagement als Handlungsfeld in der Raumplanung“ 

zu seiner konstituierenden Sitzung zusammen. Bereits im 
Februar hatte ein vorbereitendes Fachgespräch stattgefun-
den, in dem sich die später in den AK berufenen Akteure 
über die wesentlichen Grundlinien verständigt hatten (s. 
NACHRICHTEN 2/2006), die nun konkretisiert und in einem 
Arbeitsprogramm niedergelegt wurden.

Der Umgang mit raumrelevanten Natur- und Technikge-
fahren gewinnt in der Gesellschaft wie auch speziell in der 
Raumplanung zunehmend an Bedeutung – und dies dürfte 
sich im Zuge der durch den Klimawandel zu erwartenden 
Veränderungen in Zukunft noch verstärken. Risikopräven-
tion und Risikomanagement sind derzeit von einer Reihe 
von Spannungsfeldern geprägt, die ein effektives Handeln 
oft erschweren bzw. verhindern. Dies betrifft beispielweise 
den Blickwinkel auf Risiken (Orientierung an Raum/Fläche 
oder an Objekt/Quelle), das Verhältnis von übergeordneter 
Raumplanung zu sektoralen Fachplanungen und -politiken, 
die Stellung der Risikovorsorge gegenüber dem Katastro-
phenmanagement oder das grundsätzliche Verhältnis von 
staatlicher zu individueller Verantwortung für Risikovorsor-
ge und Schadensbewältigung. Aktuelle Beispiele zeigen, 
dass die Vorsorge und das Management von Katastrophen 
momentan defi zitär sind und insbesondere die Koordinie-
rungs- und Abwägungsfunktion der Raumplanung zu wenig 
genutzt wird.

Die Mitglieder des AKs kamen schnell überein, dass die 
Ergebnisse ihrer Tätigkeit konkrete Handlungsempfehlungen 
für die Planungspraxis – sowohl für die verschiedenen 

Der Arbeitskreis unter der Leitung von Priv. Doz. Dr. 
Markus Hesse, Berlin, befasst sich mit ausgewählten 

planerischen Aspekten der aktuellen Herausforderungen in 
der Verkehrsentwicklung. Dabei fokussiert er seine Arbeiten 
auf die großräumigen Verkehre und hat – vorläufi g zumin-
dest – sowohl den Personen- als auch den Güterverkehr im 
Auge. Damit sind die wichtigsten jüngeren Entwicklungen 
in den Rahmenbedingungen einschließlich der säkularen 
Veränderungen im Wirtschafts- und Lebensraum Europa 
angesprochen, ebenso denkbare Strategien für einen plan-
vollen Umgang mit Verkehrsströmen.

Neuer AK

Ebenen der Raumplanung als auch für die Fachplanungen 
– sein sollten. Grundsätzliches Ziel ist, Möglichkeiten zur 
Optimierung der anerkannten Zielvorstellung der Resilienz 
bzw. Anpassungsfl exibilität zu erarbeiten und hier vor allem 
die Rolle der Raumplanung herauszuarbeiten. Es wurde ver-
einbart, dass die Bearbeitung diejenigen Risiken fokussieren 
solle, die eine Raum- und gleichzeitig eine Raumplanungs-
relevanz aufweisen. Hierbei spielen Planungen im Außen-
bereich, aber auch im Bestand eine Rolle. In der weiteren 
Untersuchung sollen dann Beispiele z. B. aus Rheinland-Pfalz, 
von wo – bedingt durch die personelle Zusammensetzung 
des Arbeitskreises – viel Fachwissen und Praxiserfahrung 
vorliegen, vertiefend betrachtet werden.

In einem ersten Arbeitsschritt werden nun vorhandene 
Gesetze, Verordnungen und Richtlinien der Raumplanung 
bzw. der Fachpolitiken hinsichtlich ihrer Eignung für das 
Risikomanagement überprüft. Damit kann der aktuelle 
Stand dargestellt und über die Querschnittsbetrachtung 
der Zielsysteme die Grundlage für das weitere Vorgehen 
geschaffen werden. In späteren Phasen soll dann vor allem 
auch der Bereich der Risikokommunikation – eine Kernfrage 
im Risikomanagement – thematisiert werden.

Dem Arbeitskreis gehören an: Dr.-Ing. Jörn Birkmann, 
Bonn; Dr.-Ing. Stefan Greiving, Dortmund; Dr.-Ing. Karl-Heinz 
Rother, Mainz; Prof. Dr.-Ing. Gerhard Steinebach, Kaiserslau-
tern; ORR und Ltd. Planer Roland Wernig, Trier. Die Leitung 
obliegt Prof. Dr. Jürgen Pohl, Bonn, die Geschäftsführung hat 
Dipl.-Geogr. Swen Zehetmair, Bonn, übernommen.

Gerhard Overbeck, Tel. (+49-511) 3 48 42 – 22
E-Mail: Overbeck@ARL-net.de

AK Großräumiger Verkehr
Nord-Süd-Transversale am Oberrhein

Risikomanagement als Handlungsfeld     
 in der Raumplanung

Beispielhaft hierfür stand auf der letzten Sitzung die große 
europäische Nord-Süd-Transversale auf der Tagesordnung, 
die sich vom niederländischen Wirtschaftsraum Rotterdam 
über das gesamte Rheintal durch die Schweiz bis in den 
Wirtschaftsraum Nord-Italien bzw. bis nach Rom erstreckt 
(eine mutierte „Blaue Banane“). Zu der Sitzung waren – ne-
ben den Mitgliedern des Arbeitskreises – zusätzlich ausge-
wählte Verkehrsexperten aus verschiedenen hochrangigen 
Institutionen im Oberrheingraben eingeladen worden, um 
die Validität der bisherigen Überlegungen des Arbeitskreises 
an der „harten Realität“ messen zu können. Hierzu zählten: 
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Klaus-Peter Güttler, Abteilungsleiter, Verkehr/Straßenbau 
(Hess. Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landesent-
wicklung), Karl-Heinz Hoffmann-Bohner, Verbandsdirektor 
(Regionalverband Hochrhein-Bodensee), Winfried Hansl-
meier, Leiter Anlagenmanagement Südbaden/Württemberg 
(DB Netz AG, Karlsruhe), Dr. Hans-Jürgen Seimetz, Leitender 
Direktor (Verband Region Rhein-Neckar), Dr.-Ing. Dirk Sei-
delmann, Universität Karlsruhe (Institut für Städtebau und 
Landesplanung), Dr.-Ing. Peter Sturm, Prokurist (Zentrum für 
integrierte Verkehrssysteme, ZIV, Darmstadt), und Stephan 
Wildhirt, Verbandsdirektor (Planungsverband Ballungsraum 
Frankfurt/Rhein-Main).

Engpass Oberrheingraben
Grundlage bildete ein Referat von Prof. Dr. Bernd Scholl, 
Zürich. Er führte anhand eindrucksvoller Belege vor Augen, in 
welchem eklatanten Maße großen Verkehrsströmen in Euro-
pa auf deutscher Seite in planerischer Hinsicht ein konzeptio-
neller Flickenteppich gegenübersteht. Ausgangspunkt seiner 
Überlegungen war die Feststellung, dass in Deutschland 
auf nationaler Ebene keine über die einzelnen Träger und 
Regionen hinausgehende abgestimmte Verkehrsstrategie 
und mithin auch keine dementsprechende Planung existiert. 
Entsprechend wird die räumliche Entwicklung von Zufällig-
keiten geprägt, sodass die Gefahr besteht, dass Raum- und 
Siedlungsentwicklung in immer stärkerem Maß irreversibel 
auseinanderlaufen. Das bedeutet nichts anderes als eine 
Vergeudung grundlegender Ressourcen beim Humankapi-
tal, beim Sachkapital und bei den natürlichen Grundlagen. 
Diese Auswirkungen sind im Rheintal und insbesondere im 
Oberrheingraben deshalb in besonderer Weise gravierend, 
weil es sich hier um den Bereich Europas mit der höchsten 
Wirtschaftskraft handelt. Gleichwohl ist diese Transversale 
nicht im Fokus Europas und wird auf den verschiedenen 
Teilstrecken in unterschiedlicher Weise teilweise allein durch 
einzelne Träger beplant.

Beispiel Schweiz
In der Schweiz wird bekanntlich seit langem nicht ohne 
Erfolg daran gearbeitet, den größten Teil des Güterverkehrs 
auf die Schiene zu verlegen (im Gegensatz beispielsweise 
zu Deutschland oder zu Frankreich). An diesen Erfolgen 
wird – im doppelten Wortsinn – planmäßig weitergearbeitet 
mit einem systematischen Ausbau der Flachbahnen durch 
die Alpen (Neubau von Basistunnels). Auf diese Weise wird 
auf unterschiedlichen Etappen bis 2016 ein Maß an Quali-
tätsverbesserungen und an Leistungsfähigkeit erreicht, das 
durchaus als Quantensprung in der Verkehrsbewältigung 
bezeichnet werden kann. Dem steht auf deutscher Seite 
nichts Vergleichbares gegenüber. Während bei proportio-
nalen Investitionen in Deutschland jährlich ca. 15 Milliarden 
Euro Investitionsvolumen erforderlich wären (um den Zulauf 
Richtung Süden vergleichbar auszubauen), wird tatsächlich 
per annum nur eine Investitionstranche von ca. 1 Milliarde 
Euro realisiert. So ist davon auszugehen, dass auf deutscher 
Seite die bekannten Engpässe bei den Zulaufstrecken zur 
Schweiz weiterhin bestehen bleiben und in ihrer Dramatik 
noch zunehmen werden. Dies gilt umso mehr, als nach wie 
vor keine zentrale Abstimmung für die Nord-Süd-Transversale 
in Sicht ist.

Ein erster Schritt
Vor diesem Hintergrund forderte Scholl die Einrichtung 
eines grenzüberschreitenden „Consiliums“ von Experten 
zunächst aus der Schweiz und Deutschland, in dem eine 
interdisziplinäre Zusammenarbeit unter Einschluss der 
Regionen erfolgt. Dieses „Consilium“ sollte zunächst in-
formelle Vorarbeiten leisten und könnte dann übergehen 
in ein zunehmend mit Kompetenzen ausgestattetes Gre-
mium. In inhaltlicher Hinsicht müsste zunächst der Aufbau 
eines leistungsfähigen Städtenetzes in Angriff genommen 
werden, dessen Rückgrat nur die Schiene bilden kann. Eine 
Grundvoraussetzung dazu wäre ein attraktiver, integrierter 
und leistungsfähiger Regionalverkehr. Dieses Erfordernis 
besteht schon allein deshalb, um eine weitere Zersiedelung 
am Oberrhein und ein unkontrolliertes „Volllaufen“ der 
Seitentäler zu vermeiden.

Was fehlt: verbindliche Prioritäten
Wenn dazu ein abgestimmtes technisches System treten 
würde (was bis zum aktiven Schallschutz reicht) und eine 
Stärkung der Grenzregionen bewirkt werden könnte, wä-
ren noch erhebliche Mobilitätspotenziale vorhanden. Das 
bedeutet im Umkehrschluss: Solange eindeutige Prioritäten 
ebenso fehlen wie klare Zeithorizonte, d. h. solange von 
einem abgestimmten Vorgehen nicht ausgegangen werden 
kann, bestehen erhebliche Gefahren für die Raum- und Sied-
lungsstruktur in Deutschland und dürften sich Deutschland 
und die Schweiz weiter auseinanderentwickeln. Im Hinblick 
auf die Nord-Süd-Transversale bedeutet das eine Minderung 
der Leistungs- und Wirtschaftskraft für diesen Korridor im 
Herzen Europas und damit letztlich für ganz Europa. 

Diese vorläufi ge Analyse aus dem Arbeitskreis wurde von 
den anwesenden Experten der verkehrsplanerischen Praxis 
durchgängig bestätigt. Auch wenn die Verkehrsprojekte 
„Deutsche Einheit“ völlig zu Recht vorübergehend Priorität 
hatten, so ist nach Einschätzung der Praxis die Zeit nunmehr 
reif für eine abgestimmte Strategie für Gesamtdeutschland. 
Eine solche ist jedoch nicht in Sicht – der im Oktober 2006 
verabschiedete Investitionsrahmenplan ist offenbar kein 
Ersatz und wurde in diesem Zusammenhang als „Wunder-
tüte“ bezeichnet, die weit entfernt sei von den hier zur Rede 
stehenden Überlegungen. Mit zahlreichen Beispielen aus 
der verkehrsplanerischen Praxis wurden einzelne Ausbau-
erfordernisse ebenso belegt wie die Notwendigkeit eines 
abgestimmten Vorgehens. Dass dies bisher noch nicht ge-
lungen ist, ist nach allgemeiner Einschätzung nur teilweise 
ein Problem des Länderföderalismus. Es war Konsens, dass 
die Gründe hierfür auch beim Bund selber liegen.

Konkrete Erfordernisse
Im Ergebnis lassen sich die Erfahrungen aus den einzelnen 
konkreten Beispielen vor Ort zusammenfassen mit dem 
dringenden Erfordernis zu

langfristigen Bestimmungen der Leistungsfähigkeit in 
Abstimmung mit den internationalen „Übergabepunkten“ 
besonders im Güterverkehr,

einer räumlichen und kapazitativen Festlegung und dem 
daraus folgenden Ausbau von Knotenpunkten auch im 

■

■
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nationalen Interesse (mit klaren Zeitvorgaben und defi -
nierten Prioritäten),

einer Sicherung der Erreichbarkeiten insbesondere der 
Metropolregionen, aber auch aller anderen Räume 
entsprechend den unterschiedlichen Erfordernissen 
(Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse),

einer Offenlegung und langfristigen, verbindlichen Integra-
tion der Planungen der Deutschen Bahn in die nationale 
Verkehrsentwicklungsstrategie (angesichts der von ihr 
faktisch wahrgenommenen Schlüsselfunktionen),

einem konfl iktfreien Nebeneinander von Nah-, Regional- 
und Fernverkehr,

einer beispielhaften Zusammenführung von Raum- und 
Verkehrsplanung unter ausdrücklicher Integration der 
Strukturentwicklungspolitik.

■

■

■

■

Der zweite Themenblock umfasst das Verhältnis „der“ 
Infrastrukturplanung – die es im planerischen Sinn nicht 
(mehr) gibt – zur Raumplanung und zielt eher in Richtung 
der formalen und instrumentellen Zusammenhänge. Neben 
der Klärung wichtiger begriffl icher Grundlagen geht es da-
bei vor allem um die Fachplanungskoordination durch die 
Raumplanung auf den verschiedenen Ebenen planerischen 
Handelns (bis hinauf zur europäischen Ebene und bis hin 
zu einer empirischen Auswertung auf regionaler Ebene), 
um Schnittstellen zur Stadtplanung und Stadtentwicklungs-
planung sowie um neuere Kooperationsformen jenseits der 
Planungsinstrumente. Die Hauptverantwortlichen für diesen 
Bereich sind Dr. Timothy Moss, Erkner, und Dipl.-Ing. Klaus 
Einig, Bonn.

Mit dem dritten Block wird angestrebt, den Beitrag der 
Infrastruktur zur Regionalentwicklung darzustellen. Damit 
werden wichtige regionalökonomische Aspekte der zukünf-
tigen Infrastrukturversorgung angesprochen. Inwieweit es 
angesichts einer grundsätzlichen Ubiquität der Versorgung 
und gleichzeitig einer nicht unerheblichen Unübersicht-
lichkeit des Wandels möglich ist, das Maß des Beitrags der 
Infrastrukturversorgung zur regionalen Wertschöpfung 
zumindest qualitativ abzuschätzen, kann derzeit noch nicht 
gesagt werden. Aber auch empirische Aspekte regionaler 
Förderpolitiken sowie – in gegenteiliger Hinsicht – des Ab-
baus von Arbeitsplätzen, des langfristigen Rückgangs von 
Investitionen und möglicherweise auch des Rückgangs von 

Insgesamt ist der grundsätzliche Fokus des Arbeitskreises 
zur Zusammenführung der verschiedenen Einzelansätze 
bestätigt worden. Dass diese Dinge leichter gesagt sind als 
getan, liegt auf der Hand. Denn die Praxis lehrt, dass nicht 
nur die unterschiedlichen disziplinären Aspekte oft nur mit 
erheblichen Anstrengungen aufeinander abzustimmen sind, 
sondern insbesondere auch die föderalen Egoismen oft quer 
zu bestehenden Parteigrenzen verlaufen. Insofern dürfte 
dieses Ziel allenfalls in einem allmählichen und schrittweisen 
Vorgehen erreicht werden können. Da aber eine Alternative 
nicht erkennbar ist, wurde wiederholt dazu aufgefordert, die 
notwendigen Vorarbeiten zu leisten. Zusammengefasst ist 
das die Frage nach den konkreten Anforderungen an eine 
nationale Verkehrsentwicklungsstrategie. Der Arbeitskreis 
wird dazu seinen Beitrag leisten.

Burkhard Lange, Tel. (+49-511) 3 48 42 – 28
E-Mail: Lange@ARL-net.de

Der Arbeitskreis unter der Leitung von Prof. Dr. Hans-
Peter Tietz, Dortmund, ist damit befasst, die raumbe-

deutsamen Aspekte einer zukunftsfähigen Infrastrukturver-
sorgung zu untersuchen. Er hat sich darauf verständigt, seine 
Arbeiten im Wesentlichen auf die leitungsgebundene, wirt-
schaftsnahe Infrastruktur zu konzentrieren, wobei vorläufi g 
noch offen ist, inwieweit das den Bereicht IT einschließen 
wird. Der Ansatz des Arbeitskreises ist gekennzeichnet durch 
zunächst vier Themenfelder, die schwerpunktartig beleuchtet 
werden sollen und für die innerhalb des Arbeitskreises jeweils 
Hauptverantwortlichkeiten verabredet worden sind.

Arbeitsprogramm
Mit dem ersten Themenblock sollen die veränderten Rah-
menbedingungen der Ver- und Entsorgung im Hinblick auf 
ihre Raumrelevanz angesprochen werden. Wichtige Stich-
worte hierzu lauten: Änderungen in den gesetzlichen Grund-
lagen, technisch-organisatorische Änderungen, neue Markt-
bedingungen, räumlicher Strukturwandel und entsprechende 
Änderungen bei Nachfrage (einschl. dem demographischen 
Wandel) und Angebot, Deregulierung und Privatisierung, 
neue Technologien, Klimawandel etc. Freilich wird noch im 
Einzelnen festzulegen sein, inwieweit es im Detail gelingt, 
die einzelnen Bereiche in einer jeweils hinreichenden Tiefe 
anzusprechen. Die Hauptverantwortlichkeit für diesen The-
menblock liegt bei Prof. Dr. Hans-Peter Tietz.

AK „Zukunftsfähige Infrastruktur und     
 Raumentwicklung – Handlungserfordernisse   
 für Ver- und Entsorgungssysteme“
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Innovationen sind in diesem Zusammenhang von Interesse. 
Hier bedarf die nähere Eingrenzung noch einiger Diskussion. 
Die Hauptverantwortung für dieses Feld hat Prof. Dr. Irene 
Peters, Hamburg, übernommen.

Der vierte Themenblock schließlich betrifft die Infrastruk-
turversorgung in ihrem Verhältnis zur regionalen Umwelt-
politik. Die Hauptverantwortung für diesen Themenbereich 
liegt bei Dr. Jochen Monstadt, Zürich/Berlin. Wichtige 
Teilbereiche zu diesem Thema betreffen in grundsätzlicher 
Hinsicht die Zusammenhänge von Stoffstromökologie und 
technischen Infrastruktursystemen, die Wechselwirkungen 
von Naturschutz und technischer Infrastruktur sowie von 
städtischer Umweltpolitik und technischer Infrastruktur. Mit 
der Umweltrelevanz der unterschiedlichen Infrastruktursys-
teme sollen auch eventuelle neue räumliche Strukturen an-
gesprochen werden, die sich durch den Verlust traditioneller 
Möglichkeiten der Infrastruktursteuerung ergeben.

Alle vier Themenblöcke sind streng genommen nur die 
Vorarbeit für das abschließende und eigentliche Haupt-
kapitel der vorgesehenen Untersuchungen und werden 
dementsprechend auf dieses hin fokussiert: die Darstellung 
von Schlussfolgerungen und planerischen Handlungs-
empfehlungen zur zukünftigen Infrastrukturgestaltung in 
Stadt und Region. Es wird angestrebt, in einer integrierten 
Vorgehensweise die einzelnen Bausteine zu diesem Kapitel 
zusammenzufügen. Näheres wird im Laufe der weiteren 
Arbeit erkennbar werden.

Infrastruktur in einer strukturschwachen 
peripheren Region
Die jüngste Sitzung des Arbeitskreises wurde Mitte Dezem-
ber 2006 in Neubrandenburg durchgeführt. Mit der Wahl 
dieses Sitzungsortes ist der Arbeitskreis bewusst in eine 
dünn besiedelte und peripher gelegene Region gegangen, 
um vor Ort ausgewählte Aspekte der infrastrukturellen 
Versorgung in Augenschein zu nehmen. Er knüpfte damit 
an seine Sommersitzung 2006 in Essen an, die Fragen der 
infrastrukturellen Ver- und Entsorgung eines Ballungsraumes 
gewidmet war und zu der ebenfalls regionale Vertreter der 
Versorgungswirtschaft eingeladen worden waren.

Von der Hochschule Neubrandenburg referierten zunächst 
Dipl.-Ing. Johann Kaether und Prof. Dr. Peter Dehne über 
„Daseinsvorsorgestrategien der Raumordnung zur Bewäl-
tigung des demographischen Wandels“. Dabei wurden 
wichtige Zwischenergebnisse einer Dokumentenanalyse in 
Verbindung mit einer entsprechenden Umfrage vorgestellt. 
Diese war im Hinblick auf unterschiedliche Strategieoptionen 
ausgewertet worden. Es wurde deutlich, dass Maßnahmen 
zur Flexibilisierung, zu Kooperation und unterschiedlichen 
Anpassungsstrategien erfreulicherweise besonders dort am 
intensivsten zum Tragen kommen, wo die Bevölkerungsver-
luste am meisten ausgeprägt sind.

Prof. Dr. Volker Wagner, Neubrandenburg, referierte über 
die Bemessung von Kanalisationen bei rückläufi ger Bevölke-
rung. Er legte ein beredtes Beispiel für den Handlungsdruck 
dar, der im Bereich Wasser/Abwasser bei rückläufi ger Be-
völkerung besonders ausgeprägt ist und auf den in seiner 
Dramatik nicht deutlich genug hingewiesen werden kann 

(vgl. auch das vorjährige BBR/ARL/DASL-Kolloquium zur 
stadtregionalen Infrastrukturversorgung, NACHRICHTEN 
2/05, S. 49 ff.).

Über einen Kennzahlenvergleich für Ver- und Entsorgungs-
unternehmen der Wasserwirtschaft in Mecklenburg-Vor-
pommern referierte Dipl.-Ing. Torsten Birkholz, Hamburg. 
Er berichtete von einem Vorhaben, mit dem der Handlungs-
rahmen der Wasserver- und Abwasserentsorgungsunter-
nehmen analysiert werden soll und mögliche abzuleitende 
Maßnahmen auf ihre Durchführbarkeit am Beispiel konkreter 
Unternehmenssituationen geprüft werden sollen. Schließlich 
informierte der Leiter des Regionalen Planungsverbandes 
Mecklenburgische Seenplatte, Dipl.-Geogr. Christoph 
Kaufmann, über die dortige diskursive Anpassungsplanung 
der Daseinsvorsorge im Kontext von Modellvorhaben der 
Raumordnung (vgl. www.region-seenplatte.de).

Insgesamt sind mit dieser Sitzung die spezifi schen Merk-
male der derzeitigen wie der mittel- und langfristig zu erwar-
tenden Infrastrukturversorgung in einer strukturschwachen 
und peripheren Region (im Gegensatz zur Situation in einem 
Ballungsraum wie z. B. dem Ruhrgebiet) besonders deutlich 
geworden. Damit konnte ein weiter Bogen gespannt und 
eine gute Grundlage für die weiteren Untersuchungen 
des Arbeitskreises gelegt werden. Vor diesem Hintergrund 
werden die bisher erarbeitete Konzeption wie auch die be-
reits verabredeten konkreten Untersuchungsschritte weiter 
vorangetrieben.

Burkhard Lange, Tel. (+49-511) 3 48 42 – 28
E-Mail: Lange@ARL-net.de

Am 17. November 2006 fand in Hannover die abschlie-
ßende Sitzung des von Staatssekretär a. D. Dr. Ernst-Has-

so Ritter, Meerbusch, geleiteten Ad-hoc-Arbeitskreises (AAK) 
statt. Im Mittelpunkt des Treffens stand die Diskussion der 
Empfehlungen zur Novellierung des Raumordnungsgesetzes, 
deren endgültige Fassung dem Präsidium vorgelegt wurde 
und nun als Positionspapier der ARL veröffentlicht wurde. 
Das Positionspapier ist in diesem Heft (s. „Zur Diskussion“) 
abgedruckt. Damit hat der AAK seine Tätigkeit zügig und 
erfolgreich beendet. Er hat sich jedoch zur Aufgabe ge-
macht, den Gesetzgebungsprozess des neuen ROG weiter 
zu verfolgen.

Jana Kenzler, Tel. (+ 49-511) 3 48 42 - 43
E-Mail: Kenzler@ARL-net.de

AAK „Novellierung des   
 Raumordnungsgesetzes“   
 erfolgreich abgeschlossen
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Angebotsplanung durch Benennung geeigneter Freifl ächen 
in den Energiekonzepten erfolgen. Einem Ausbau der Geo-
thermie stünden zur Zeit noch technische Restriktionen und 
wirtschaftliche Risiken entgegen; grundsätzlich geeignete 
Bereiche seien von den Unternehmen jedoch bergrechtlich 
bereits gesichert. Biomasse stelle derzeit den wichtigsten 
Sektor der erneuerbaren Energien dar, mit erheblichen 
Erweiterungspotenzialen. Neben der CO

2
-Entlastung seien 

hierbei v. a. die regionale Wertschöpfung und das erhebliche 
Beschäftigungspotenzial wichtige positive Effekte.

Solarenergienutzung
Speziell auf die Solarenergienutzung ging Dipl.-Ing. Dirk 
Büscher, Karlsruhe, in seinem Referat ein: In der Region 
Mittlerer Oberrhein gelte zwar ebenfalls der Grundsatz 
„Solaranlagen gehören auf Dächer“, allerdings bestehe hier 
auch ein Druck auf Freifl ächen, sodass sich durchaus ein 
regionalplanerischer Handlungsbedarf ergebe. Im Rahmen 
des Konzepts zur planerischen Steuerung der Solarenergie-
nutzung in der Region wurden Potenzialfl ächen auf Konver-
sionsfl ächen, Deponien sowie landwirtschaftliche Flächen, 
die im Geltungsbereich eines Bebauungsplan liegen und 
dauerhaft in Grünland umgewandelt werden (vgl. § 11 EEG), 
betrachtet. Nach Anwendung eines von den baden-württem-
bergischen Regionalplanungsverbänden entwickelten Kri-
terienkatalogs, der Ausschlusskriterien für Solarparks sowie 
planerische Kriterien zur Standortfi ndung erhält, ließen sich 
aus fachlicher Sicht geeignete Standorte auffi nden, die dann 
mit den Kommunen diskutiert wurden. Als Ergebnis konnten 
im April 2006 zehn Vorbehaltsstandorte beschlossen sowie 
eine Potenzialfl äche festgesetzt werden. Das Vorgehen hat 
sich laut Büscher gelohnt, da es eine aktive Standortplanung 
ermögliche, die den Landschaftsschutz berücksichtige und 
den kommunal- und regionalpolitischen Dialog fördere. Der 
Handlungsdruck sei aber sicher regionsspezifi sch.

Energiepolitik Baden-Württembergs
Zum Abschluss des ersten Tages referierte Ministerialdirigent 
Karl Greißing, Leiter der Abteilung Energiepolitik im Wirt-
schaftsministerium Baden-Württemberg, über die Energiepo-
litik des Landes in der neuen Legislaturperiode. Als Ziele der 
Landesregierung bis 2010 nannte er einen Anteil von 11,5 % 
an der Stromerzeugung (bis 2020: 20 %) und von 4,8 % am 
Primärenergieverbrauch. Außerdem solle durch die Aufl age 
eines Energie-Effi zienzprogramms der Pro-Kopf-Verbrauch in 
den nächsten 10 Jahren um 20 % gesenkt werden. Daneben 
gebe es ein Förderprogramm für die Wärmeproduktion aus 
erneuerbaren Energien und zum Einsatz der Kraft-Wärme-
Kopplung. Bei der Stromerzeugung aus regenerativen Ener-
gien mache die Wasserkraft in Baden-Württemberg derzeit 
zwei Drittel aus. Die Nutzung von Biomasse hat seit dem 
Jahr 2000 um den Faktor 8 (elektrische Nutzung) bzw. 3 
(thermische Nutzung) zugenommen und dürfte durch die 

Mit regionalen Energiekonzepten griff die LAG Baden-
Württemberg auf ihrer 97. Sitzung, die am 26./27. 

Oktober 2006 in den Räumen der Universität Mannheim 
stattfand, ein aktuelles Thema auf, das die verschiedenen 
politischen Ebenen zunehmend beschäftigt. Die Problematik 
der CO

2
-Emissionen durch die Energieerzeugung, steigende 

Energiepreise oder die regionalwirtschaftlichen Effekte der 
Energieproduktion sind nur einige Aspekte, die auch in der 
Regionalplanung immer wichtig werden.

Energiepolitik aus Unternehmenssicht
Zum Einstieg in den ersten Sitzungstag berichtete Dipl.-
Ing. Michael Lowak, Geschäftsführer der MVV Energie 
AG, Mannheim, über regionale Energiepolitik aus Sicht 
eines großstädtischen Energiedienstleisters. Er betonte, 
dass für sein Unternehmen neben dem Kerngeschäft 
in den Bereichen Strom, Wärme und Dampf, Gas und 
Trinkwasser zunehmend die Wachstumsfelder Umwelt, 
Energiedienstleistungen und nationaler Stromvertrieb an 
Bedeutung zunehmen. Durch die Liberalisierung auf dem 
Energiemarkt/Strommarkt und vor dem Hintergrund neuer 
politischer Rahmenbedingungen, wie z. B. des CO

2
-Emis-

sionshandels, des Ausstiegs aus der Kernenergie oder des 
Ausbaus erneuerbarer Energien, seien Effi zienzsteigerungen 
für Energieversorgungsunternehmen unabdingbar. Insbeson-
dere gewinnen, so Lowak, Kooperationen an Bedeutung 
und die Anforderungen an das Netzmanagement steigen. 
Vor allem Holzpellet- und Holzhackschnitzelanlagen seien 
ökonomisch und ökologisch interessant; dabei ließen sich 
Projekte städtebaulicher Sanierung oft gut mit intelligenten, 
meist dezentralen Energiekonzepten verbinden.

Erneuerbare-Energien-Konzept
Dr. Hans-Jürgen Seimetz, Leitender Direktor des Verbandes 
Region Rhein-Neckar, Mannheim, stellte in seinem Vortrag 
das Erneuerbare-Energien-Konzept seiner Region vor. Das 
Konzept diene dazu, das Potenzial für erneuerbare Energien 
in der Region zu erfassen und einen Ausbau ihrer Nutzung 
zu fördern, um somit letztlich die Abhängigkeit von fossilen 
Energieträgern zu verringern. Im Verbandsgebiet wurde eine 
Befragung von Kommunen durchgeführt, deren Ergebnisse 
für die Region Rheinpfalz mittlerweile vorliegen, für die 
übrigen Teilräume werden sie Anfang 2007 folgen. Große 
Potenziale lägen in der Region v. a. in den Bereichen Bio-
energie, Geothermie und Solarenergie, allerdings könne der 
Energiebedarf der Region nicht vollständig aus erneuerbaren 
Energien gedeckt werden, sodass fl ankierende Maßnahmen 
zur Energieeinsparung und Effi zienzsteigerung unabdingbar 
seien. Im Bereich Solarenergie zeichne sich in der Region 
momentan kein Druck auf Freifl ächen ab. Damit sei eine 
regionalplanerische Steuerung von Photovoltaik-Anlagen 
derzeit nicht notwendig, sondern es solle vielmehr eine 

Regionale Energiekonzepte
97. Sitzung der LAG Baden-Württemberg

Foto: Keppel
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Biokraftstoffe zweiter Generation in Zukunft noch interes-
santer werden. Die Photovoltaik hat sogar einen Anstieg 
um den Faktor 30 zu verzeichnen – was natürlich mit der 
Förderung nach dem EEG zusammenhänge.

Lösen komplexer Planungsprobleme
Am zweiten Tag der LAG-Sitzung berichtete Dipl.-Ing. Jens-
Peter Grunau, Stuttgart, als Vertreter des Jungen Forums der 
ARL über das „Lösen komplexer Probleme“. Hintergrund 
seiner Ausführung war die häufi g angebrachte Kritik, dass 
der Wirkungsgrad der Planung vielfach gering sei, dass 
Planung zu oft an den Interessen der Bürger vorbeigehe 
und dass die Komplexität der bearbeiteten Problemen nicht 
ausreichend berücksichtigt werde. Diese Kritik sei zum Teil 
durchaus gerechtfertigt, denn: häufi g werde nicht ausrei-
chend genau analysiert, was überhaupt das Problem sei, da 
in erster Linie schnelle Lösungen erwartet werden. Planung 
sei im Gegenteil jedoch das Lösen komplexer Probleme, 
nicht das Abarbeiten von Routineaufgaben. Um wirklich 
zur Problemlösung zu kommen, sei es wichtig, sich der 
Schritte der Planung bewusst zu werden und diese gezielt 
abzuarbeiten. Grunau stellte ein am Institut für Grundlagen 
der Planung der Universität Stuttgart entwickeltes Konzept 
vor, das den Planungsprozess in seiner Breite und Tiefe 
umfassend analysiert und in dem v. a. die einzelnen Schritte 
der Planung klar differenziert werden.

Reihe Zukunftsform: Neue Entwicklungen 
der Kommunikationsinfrastrukur

dungsmöglichkeiten des TV-Handys und des wichtigsten 
Verfahrens hierbei, DMB (Digital Multimedia Boradcasting) 
vor. Mobiles Fernsehen – beispielsweise in Korea bereits 
weit verbreitet – per DMB ist in Deutschland derzeit erst in 
den Großstädten verfügbar. Aktuell können 20 % der Bevöl-
kerung erreicht werden, bis 2008 wird ein Anteil von 50 % 
angestrebt. Allgemein sei eine leistungsfähige Kommunika-
tionsinfrastruktur ein wichtiger Standortfaktor, insbesondere 
im ländlichen Raum, wo jedoch der Netzausbau oft sehr teu-
er sei. Aufgabe der öffentlichen Hand sei es entsprechend, 
Finanzierungskonzepte zu entwickeln und die Planung von 
Kommunikationsnetzen sorgfältig vorzubereiten.

Neue LAG-Mitglieder
Bei der anschließenden Mitgliederversammlung standen 
Neu- und Wiederwahlen auf dem Programm. Neu aufgenom-
men in die LAG wurden Dipl.-Ing. Dirk Büscher, Karlsruhe, 
Ministerialdirigentin Kristin Keßler, Stuttgart, Leiterin der 
Abteilung Infrastruktur im Wirtschaftsministerium Baden-
Württemberg, Ing. Christian Rankl, Bregenz, Dipl.-Ing. Dirk 
Seidemann, Karlsruhe, Ltd. Dir. Dr. Hans-Jürgen Seimetz, 
Mannheim, Dr. Volker Wille, Hannover, und Dipl.-Ing. Se-
bastian Wilske, Karlsruhe. Für eine weitere Amtsperiode 
bestätigt wurden Dr. Corinna Clemens, Sindelfi ngen, Dr. 
Holger Keppel, Rottenburg am Neckar, Dir. Dr. Thomas 
Langheinrich, Stuttgart, sowie Ass. jur. Christian Specht, 
Mannheim. Auch die Lenkungsgruppe der LAG wurde für 
eine weitere Amtszeit bestätigt. Auf eigenen Wunsch zogen 
sich Ministerialdirigent Karl Greißing und Dipl.-Ing. Ludwig 
Wiederhold aus der LAG zurück.

Auf der Sitzung wurde ebenfalls über die Aktivitäten der 
LAG-Arbeitsgruppen berichtet. Ihre Tätigkeiten abgeschlos-
sen hat die AG „Infrastruktur in einer mobilen Gesellschaft“ 
(Leitung: Verbandsdirektor Dr.-Ing. Stefan Köhler, Ravens-
burg); der Endbericht wird derzeit im ARL-Sekretariat für 
die Veröffentlichung aufbereitet. Die AG „Strategien für die 
Raumentwicklung in Baden-Württemberg“ unter der Leitung 
von Dr.-Ing. Dirk Engelke, Karlsruhe, hat sich auf ihren ersten 
beiden Sitzungen vor allem mit den Rahmenbedingungen 
und Steuerungsmöglichkeiten für die Raumentwicklung 
beschäftigt und wird vor Jahresende 2006 noch ein wei-
teres Mal tagen. Die Arbeitsgruppe „Grenzüberschreitende 
Fragen der Raumentwicklung Deutschland-Schweiz“ unter 
Leitung von Verbandsdirektor Dipl.-Geogr. Karl-Heinz Hoff-
mann Bohner, Waldshut-Tiengen, und Kantonsplaner Dipl.-
Ing. Hans-Georg Bächtold, Liestal, wird nach umfangreichen 
Vorarbeiten der beiden AG-Leiter im Januar 2007 zu ihrer 
ersten Sitzung zusammenkommen. Zunächst sollen bishe-
rige grenzüberschreitende Aktivitäten analysiert werden, um 
letztlich Handlungsempfehlungen ableiten zu können.

Intensiv wurde über die Einrichtung einer neuen Arbeits-
gruppe diskutiert, die sich Fragen der Kulturlandschaftsent-
wicklung und der Entwicklung der ländlichen Räume widmen 
soll. Die genaue Zielsetzung soll Anfang 2007 von einer 
Vorbereitungsgruppe unter Leitung von Dipl. Ing. Thomas 
Heinl, Heilbronn, diskutiert werden. Die LAG Baden-Würt-
temberg wird am 22./23. März 2007 im Raum Basel zu ihrer 
98. Sitzung zusammentreffen.

Gerhard Overbeck, Tel. (+49-511) 3 48 42 – 22
E-Mail: Overbeck@ARL-net.de

Thomas Langheinrich 

Medien auf terrestrischem Wege, d. h. über Sendemasten: 
Auch wenn nur etwa 4% der Mediennutzer überhaupt noch 
diesen Weg des Empfangs nutzten, müssten terrestrische 
Sendeanlagen dennoch als Bestandteil der Daseinsvorsorge 
angesehen werden, da die relativ kostenintensive Versorgung 
gerade abgelegener Räume von den privaten Anbietern 
nicht wahrgenommen werde. Aktuell erfolge der Ausbau 
des DVB-t-Netzes (Digital Video Broadcasting – terrestrial): 
bis 2008 sollen etwa 93 % von Baden-Württemberg versorgt 
sein. Weiter stellte Langheinrich anschaulich die Verwen-

Der Direktor der Lan-
desanstalt für Kom-
munikation (LFK), 
Thomas Langhein-
rich, Stuttgart, ging 
in seinem Vortrag in 
der Reihe „Zukunfts-
forum“ auf die künf-
tigen Entwicklungen 
der Kommunikati-
onsinfrastruktur un-
ter raumordnerischer 
Perspektive ein. Zu 
den Aufgaben der LFK 
gehört u. a. auch die 
Planung der Verbrei-
tungsgebiete für Hör-
funk und Fernsehen. 
Von Bedeutung sei 
v. a. die Versorgung 
der Bevölkerung mit 

Foto: Keppel
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Das Thema „Ländliche Räume“ hat Konjunktur. Nachdem 
das Präsidium der ARL im Herbst 2006 eine Kerngruppe 

eingesetzt hat, die einen Arbeitskreis zu Fragen der peri-
pheren, strukturschwachen ländlichen Räume vorbereitet, 
hat sich auch die LAG Bayern des Themas angenommen. 
Gerade angesichts der Leitvorstellung der gleichwertigen 
Lebensverhältnisse in allen Teilräumen Deutschlands stellt 
sich derzeit die Frage der Entwicklung ländlicher Räume 
in besonderem Maß. Mehrere Problembereiche betreffen 
alle Typen von ländlichen Räumen. Allen voran sind dies 
Auslastungs- und Tragfähigkeitsprobleme sowie Fragen der 
Erreichbarkeit. Darüber hinaus spielen in der derzeitigen Dis-
kussion Prinzipien der Bündelung bzw. Schwerpunktsetzung 
bei Infrastrukturen sowie privaten und öffentlichen Investiti-
onen eine große Rolle. Schließlich ist eine sozialverträgliche 
Gestaltung der für den Einzelnen oftmals gravierenden An-
passungsprozesse im Zusammenhang mit demographischen 
oder ökonomischen Entwicklungen von Bedeutung.

Die Arbeitsgruppe „Ziele und Strategien einer aktuellen 
Politik für ländliche Räume in Bayern“ hat bei ihrer konsti-
tuierenden Sitzung am 24. November 2006 in München 

Am 7. und 8. Dezember 2006 kamen die Mitglieder der 
LAG Bayern in Augsburg zusammen. Tagungsort war 

die Industrie- und Handelskammer Schwaben, am Rande 
der Augsburger Altstadt gelegen. Nicht nur die modernen 
Tagungsräume boten ein ansprechendes Ambiente für die 
Versammlung, sondern auch das in das Gebäude der IHK 
integrierte Lettl-Museum für surreale Kunst. In einer Führung 
konnten die Mitglieder der LAG zahlreiche Bilder des in 
Augsburg lebenden Künstlers Wolfgang Lettl bewundern. 
Sein Sohn führte die Gruppe durch die Ausstellung und er-
läuterte einzelne Kunstwerke. Vor und nach dem Exkurs in 

LAG Bayern beschäftigt sich mit ländlichen Räumen

mehrere künftige Handlungsfelder der Regionalentwicklung 
in ländlichen Räumen identifi ziert:

Ausbildung, Weiterbildung und Qualifizierung

Versorgung und Erreichbarkeit

Identifikation und Nutzung endogener Potenziale

Weiterentwicklung des Tourismus

Anpassung der Siedlungsstrukturen

Interkommunale Zusammenarbeit

Partizipation, bürgerschaftliches Engagement, Informa-
tion und Prozessgestaltung

Die Arbeitsgruppe unter der Leitung von Prof. Dr. Drs. h.c. 
Jörg Maier, Bayreuth, strebt an, bis zum Sommer 2007 erste 
Papiere vorzulegen. Diese sollen einen starken Handlungs-
bezug aufweisen und eine zielgerichtete Politikberatung 
auch im Hinblick auf die 2008 stattfindenden bayerischen 
Landtagswahlen beinhalten.

Andreas Klee, Tel. (+49-511) 3 48 42 - 39
E-Mail: Klee@ARL-net.de

■

■

■

■

■

■

■

die Welt der schönen Künste befassten sich die Mitglieder 
der LAG Bayern jedoch mit den „harten“ Realitäten der 
EU-Regionalpolitik sowie mit den aktuellen Vorhaben der 
LAG-Arbeitsgruppen.

EU-Regionalpolitik 2007–2013
Dr. Markus Eltges vom Bundesamt für Bauwesen und Raum-
ordnung (BBR) in Bonn referierte zu Beginn des ersten Tages 
über die EU-Regionalpolitik in der Strukturfondsperiode 
2007–2013 und stellte seine Ausführungen unter das Motto 

Mitgliederversammlung der LAG Bayern

Plenum
Foto: A. Klee
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„Was gibt es Neues bei der Förderung für deutsche Regi-
onen?“. Er skizzierte zunächst die Ziele, die mit der Regional-
förderung verbunden sind. Dies ist zum einen die Förderung 
von Wachstum und Beschäftigung in den rückständigsten 
Mitgliedstaaten und Regionen – in etwa das alte Ziel 1 –, zum 
anderen die Förderung der regionalen Wettbewerbsfähigkeit 
und Beschäftigung – in etwa die alten Ziele 2 und 3. Neu 
ist die Förderung einer ausgewogenen und harmonischen 
Entwicklung der Union im Sinne der Stärkung der europä-
ischen territorialen Zusammenarbeit. Deutlich wird, dass die 
Lissabon-Ziele – Wachstum und Beschäftigung – das Leitbild 
der Strukturpolitik bestimmen. Demnach sollte jede struk-
turpolitische Maßnahme einen Beitrag zum europäischen 

oder städtebauliche Maßnahmen. Schließlich soll im vierten 
Schwerpunkt die nachhaltige Entwicklung in Grenzregionen 
gefördert werden. Dies schließt touristische Infrastrukturpro-
jekte, Investitionsfördermaßnahmen und Maßnahmen zur 
Verbesserung der Verkehrssituation ein.

Innovative Regionalentwicklung
Neben den beiden Vorträgen über die EU-Regionalpolitik 
standen die Arbeitsgruppen der LAG Bayern auf der Ta-
gesordnung. Dr. Manfred Miosga und Dr. Raymond Saller 
berichteten über die Arbeitsgruppe „Innovative Regional-
entwicklung“, die ihre Tätigkeit nahezu abgeschlossen hat. 
Schwerpunkte der Arbeiten waren der Begriff und das 
Konzept der Metropolregionen, angewandt auf die Region 
München, sowie Fragen der Regional Governance in Metro-
polregionen. Die Ergebnisse wurden anschließend intensiv 
diskutiert. Dabei fand eine kritische Auseinandersetzung mit 
dem Konzept der Metropolregionen sowie mit möglichen 
Auswirkungen auf denkbare Reformen der Gebietskörper-
schaften statt.

Neue Arbeitsgruppe
Die Arbeitsgruppe „Sprint Regions“ unter der Leitung von 
Prof. Dr. Gabi Troeger-Weiß bringt ihre Arbeiten zum Ende 
des Jahres 2006 zum Abschluss. Dadurch war es möglich, 
eine neue Arbeitsgruppe vorzusehen, die sich mit dem 
Thema „Monitoring und Evaluation von Stadt- und Regio-
nalentwicklung“ beschäftigt.

Unternehmenscluster am Standort   
Augsburg
Der zweite Tag war Fragen der Unternehmenscluster am 
Standort Augsburg gewidmet. So fand die Sitzung dann im 
Augsburger Werk der Firma EADS (European Aeronautic 
Defence and Space Company) im Stadtteil Haunstetten statt. 
Der Werkleiter, Hans Lonsinger, stellte das Unternehmen so-
wie die verschiedenen Produkte für die zivile und militärische 
Luftfahrt vor und konzentrierte seine Ausführungen dann auf 
die Anwendungsbereiche einer in Augsburg entwickelten 
Faserverbundtechnologie einschließlich der darin liegenden 
Ansatzpunkte für ein Unternehmensnetzwerk in der Region. 
Dr. Matthias Meindl vom Anwenderzentrum Augsburg, 
Institut für Werkzeugmaschinen und Betriebswirtschaft, 
ergänzte die Ausführungen und stellte die Aktivitäten des 
Zentrums vor, die sich vor allem auf Forschung, Beratung, 
Umsetzung und Training in den Bereichen Betriebsorganisa-
tion, Automation und Mechatronik, „Rapid Manufacturing“ 
sowie Simulation beziehen. Es sind Dienstleistungsangebote 
für Unternehmer aus der Region mit dem Ziel, deren Innova-
tions- und Wettbewerbsfähigkeit zu erhöhen und im weites-
ten Sinn regionale Innovationsförderung zu betreiben.

Den Abschluss der Veranstaltung bildete eine Führung 
durch ausgewählte Produktionsbereiche im EADS-Werk, in 
denen unter anderem Teile für Airbus-Maschinen hergestellt 
werden.

Andreas Klee, Tel. (+49-511) 3 48 42 - 39
E-Mail: Klee@ARL-net.de

Wachstum leisten. Als strategische Leitlinien für die Periode 
2007–2013 wurden die Stärkung der Anziehungskraft der 
Regionen für Arbeitskräfte, die Förderung von Wissen und 
Innovationen sowie die Schaffung neuer und qualifi zierter 
Arbeitsplätze formuliert. Abschließend ging Eltges auf die 
Bedeutung der Leitlinien für die Stadt- und Regionalentwick-
lung in Deutschland ein und wies auf die Verbindungen zum 
Nationalen Strategischen Rahmenplan hin.

EU-Strukturpolitik aus bayerischer Sicht
Alexander Matiasko vom Bayerischen Staatsministerium für 
Wirtschaft, Verkehr, Infrastruktur und Technologie ergänzte 
die Ausführungen und kommentierte die Strukturpolitik der 
EU aus bayerischer Sicht. Er führt aus, welche Wirkungen 
das EFRE-Programm 2007–2013 in Bayern voraussichtlich 
entfalten wird und stellte die vier Schwerpunkte des Pro-
gramms im Ziel „Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Be-
schäftigung“ vor. Zum einen geht es um die Förderung von 
Innovation und wissensbasierter Wirtschaft. Dies schließt 
innovative Finanzierungsinstrumente ebenso ein wie die 
Förderung von Forschungs- und Entwicklungsmaßnahmen in 
Unternehmen, Clusterförderung oder Geothermieforschung. 
Der zweite Schwerpunkt umfasst die Gründungsförderung 
und Förderung der betrieblichen Wettbewerbsfähigkeit und 
zielt insbesondere auf kleine und mittlere Unternehmen. 
Schwerpunkt drei bezieht sich auf den Abbau intraregionaler 
Disparitäten sowie auf den Ausbau endogener Entwick-
lungspotenziale, beispielsweise durch Regionalmanagement 

v.l.: Hubert Job, Raymond Saller, Manfred Miosga

Foto: A. Klee
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Über die volle Arbeitsperiode 2005/2006 hat sich die 
LAG Hessen/Rheinland-Pfalz/Saarland mit ausge-

wählten Aspekten des demographischen Wandels in ihrem 
Teilraum befasst. Mit der letzten Sitzung Anfang November 
2006 in Frankfurt am Main hat sie diesen Zyklus nunmehr 
abgeschlossen. Dabei wurden noch einmal Fragen der 
Infrastruktur, der Wirtschaft und der Wahrnehmung des de-
mographischen Wandels in der Gesellschaft behandelt. Der 
LAG-Leiter, Ltd. MinRat Dipl.-Ing. Gerd Rainer Damm, Saar-
brücken, konnte wiederum zahlreiche Vertreterinnen und 
Vertreter aus Wissenschaft, Wirtschaft und der planenden 
Verwaltung der Region als Gäste begrüßen. Im internen Teil 
der Sitzung wurden dann die Mitglieder der neuen Lenkungs-
gruppe für die Arbeitsperiode 2007/2008 gewählt.

Infrastruktur: Dichte schützt vor   
Kostenremanenz
Die Auswirkungen des demographischen Wandels auf aus-
gewählte Infrastrukturen standen im Fokus des Vortrages von 
Dr. Jens Martin Gutsche (Büro Gertz, Gutsche, Rümenapp, 
Stadtentwicklung und Mobilität GbR, Hamburg). Er kon-
zentrierte sich auf technische Infrastrukturen wie Wasser, 
Abwasser und Straßenbau sowie auf die breite Palette 
sozialer Infrastrukturen aus Freizeit, Bildung und Ausbil-
dung sowie Gesundheit. Auf der Basis eigener empirischer 
Arbeiten im Kreis Havelland-Fläming diskutierte Gutsche die 
Reaktionsmuster und die Anpassungsfähigkeit der einzelnen 
Infrastrukturelemente. Danach ist bei zurückgehender Be-
völkerungszahl ein umso schnelleres Ansteigen der relativen 
Kosten pro Einwohner zu beobachten, je höher der Fixkos-
tenanteil im Einzelfall ist. Freilich ergeben sich Unterschiede 
in Abhängigkeit vom Einzugsbereich, von der Kleinteiligkeit 
und von der Versorgungsdichte. Denn so wie beim Neubau 
zu beobachten ist, dass beispielsweise bei nur etwa halber 
Dichte der Versorgungsregion grob von einer Verdoppelung 
des Erschließungsaufwandes (pro Einwohner) ausgegangen 
werden kann, so steigt im umgekehrten Fall relativ der in-
dividuelle Fixkostenanteil umso stärker an, je geringer die 
Dichte vorher war. Mit anderen Worten: Dichte schützt vor 
Kostenremanenz. Mehr noch als in der Vergangenheit gilt 
es künftig also, bei Investitionen diesen Grundsatz im Auge 
zu behalten.

Ein vergleichsweise hohes Maß an Flexibilität ist hingegen 
überall dort zu verzeichnen, wo der Personalanteil relativ 
hoch ist. Dies ist tendenziell eher bei der sozialen Infrastruk-
tur der Fall. Aus diesem Grund ist dort ein gewisser Rückgang 
der Nachfrage zunächst vielfach noch ohne gravierende re-
lative Kostensteigerungen möglich. Erst wenn der Rückgang 
erhebliche Dimensionen annimmt (z. B. 50 % und mehr) 
steigen auch dort die relativen Kosten drastisch an. Aller-
dings ist davon auszugehen, dass speziell in diesem Bereich 
der politische Widerstand gegen Anpassungsmaßnahmen 
erheblich schneller zu erwarten ist, sodass die größeren 

Handlungsspielräume von dieser Seite her schnell wieder 
kompensiert werden können.

Wirtschaft
Zum Thema „Demographischer Wandel und Wirtschaft“ 
referierte Prof. Dr. Harald Spehl, Trier. Er diskutierte die wich-
tigsten Einfl ussgrößen und verdeutlichte anhand der gesamt-
wirtschaftlichen Produktionsfunktion, dass im Hinblick auf 
das angestrebte Ergebnis „Wohlstand“ (Gesamteinkommen) 
positive wie auch negative Auswirkungen plausibel erwartet 
werden können. Es sei denkbar, dass bei rückläufi ger Bevöl-
kerungszahl und einem damit verbundenen Rückgang der ar-
beitsfähigen Bevölkerung dennoch eine (weitere) Zunahme 
des Einkommens erwartet werden darf, wenn beispielsweise 
die Erwerbsquote deutlich steigt oder die Qualifi kation der 
Erwerbstätigen entsprechend zunimmt. Würde beides gleich-
zeitig ansteigen, wäre dieser Effekt erst recht zu erwarten. Im 
Hinblick auf die Veränderungen am Sachkapital ist ohnehin 
von einer weiteren Zunahme der Kapitalintensität und damit 
der Arbeitsproduktivität auszugehen.

Auch die zentrale Frage nach der Rate des technischen 
Fortschritts ist nicht zwangsläufi g pessimistisch einzuschät-
zen. Traditionell wird zwar im Allgemeinen bei Alterung der 
Gesellschaft von einem Rückgang der Innovation ausgegan-
gen. Verschiedene Beobachtungen der jüngeren Zeit deuten 
aber darauf hin, dass möglicherweise mit einem Anstieg der 
Lebenserwartung und einer großen Anzahl älterer Hochqua-
lifi zierter auch in dieser Hinsicht Veränderungen zu erwarten 
sind, die zumindest nicht zwangsläufi g in eine negative 
Richtung zeigen und eventuell eine qualitativ andere Art 
von Innovation hervorbringen.

Im Ergebnis betonte Spehl, dass es langfristig „so oder 
auch so sein kann“. Er plädierte deshalb für Partialanalysen 
(z. B. nur GRV o. Ä.). Vor allem aber sei es wichtig, auf die 
einzelnen Einfl ussgrößen einzuwirken und sie bewusst zu 
gestalten. Das betrifft bei der Bevölkerungsstruktur bzw. Al-
tersstruktur Fragen der Ausbildung, die Frauenerwerbsquote, 
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf, die Zusammenarbeit 
von Jung und Alt und die Überprüfung der Tatsache eines 
abrupten Endes des Erwerbslebens mit dem Eintritt in den 
Ruhestand. Hier sind sicherlich fl exiblere Lösungen und 
auch mittelfristige Übergangslösungen angezeigt. Auch die 
Nationalstruktur gelte es, unter Aspekten der Kultur und ei-
ner Migration, die in Kooperation mit den Herkunftsländern 
erfolgt, weiterzuentwickeln.

Wahrnehmung durch die Gesellschaft
„Zur Karriere eines Themas in Politik und Wirtschaft“ refe-
rierte unter dem Blickwinkel des demographischen Wandels 
Dipl.-Soz. Roman Glauben, Saarbrücken. Er arbeitete den 
narzistischen Charakter unserer Fun-Gesellschaft heraus, in 
der alles sofort und möglichst ständig verfügbar sein muss 

LAG Hessen/Rheinland-Pfalz/Saarland
Demographischer Wandel in Wirtschaft und Gesellschaft
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und quasi als Kehrseite dieser Medaille ein extrem hohes 
Sicherheitsbedürfnis zu beobachten sei, das sich nach 
seiner Einschätzung mitunter mit einer entsprechenden 
Angstrhetorik artikuliert. Daran knüpfen einzelne Bevölke-
rungswissenschaftler an und durchaus auch einige andere 
Interessierte. Glauben konstatierte in dem Zusammenhang 
einen gewissen Alarmismus, der nicht weiterhelfe und eher 
resignativ wirke. Die über 2000 Jahre alte Frage aus dem Rom 
des Cicero, „cui bono?“ (wem nützt es?), kann möglicherwei-
se auch hier einen hilfreichen Blickwinkel öffnen. Wer sind 
die Profi teure der Angst beispielsweise im Hinblick auf die 
Rentenversicherung? Es gibt neben den boomenden privaten 
Rentenversicherungsträgern auch noch andere, für die Angst 
vor Zukunft und Überalterung durchaus gewinnträchtig ist. 
In dem Zusammenhang stellte Glauben fest, dass schon in 
rein sprachlicher Hinsicht deutlich wird, wie der Blick oft 
am eigentlichen Problem vorbeigeht: Wenn sich überhaupt 
mittel- und langfristig wesentlich größere Probleme als in 
der Vergangenheit ergeben sollten, dann nicht – wie stets 
behauptet – aus einer eintretenden „Überalterung“, sondern 
aus einer zunehmenden „Unterjüngerung“.

Glauben sieht das Thema des demographischen Wandels 
heute an der Stelle, wo die Umweltpolitik in den 80er-Jah-
ren war, und erkennt ein strukturelles Problem darin, dass 
das Thema noch nicht in der „1. Reihe“ von Wirtschaft und 
Gesellschaft angekommen ist. Als zentrale Voraussetzung, 
um negativen Folgen des demographischen Rückgangs ent-
gegenzuwirken, beschrieb er eine bestmögliche Verteilung 
des Arbeitsvolumens auf alle Arbeitswilligen und verwies 
auf die Bedeutung generell sicherer Arbeitsplätze. Dies 

gilt auch mit Blick auf die Familienphasen: Wickeltisch und 
Werkbank passen – trotz gegenteiliger Beteuerungen – nach 
wie vor nicht zusammen. Im Übrigen erkannte er fast eine 
Art Generalschlüssel im Bildungssystem und daraus folgend 
die langfristige Notwendigkeit, bei weniger Kindern mehr 
qualifi zierte Abschlüsse zu „produzieren“ – wie ein Blick in 
die Arbeitslosenstatistik immer wieder belegt.

Alle drei skizzierten Themenbereiche stießen auf ein 
beachtliches Interesse und wurden eingehend auch mit 
den zahlreichen Gästen diskutiert und beispielhaft vertieft. 
Darüber hinaus hatte die LAG-Sitzung eine entsprechende 
Außenwirkung in die allgemeine Öffentlichkeit, wie die 
beigefügte Pressenotiz belegen mag.

Neue Leitung
Im anschließenden internen Teil der Sitzung, bei dem nur 
die LAG-Mitglieder anwesend waren, wurden Vorschläge 
für die Zusammensetzung der Lenkungsgruppe für die 
neue Arbeitsperiode 2007/2008 erörtert. Da aus formalen 
Gründen eine weitere Kandidatur ausgeschlossen war, stand 
der bisherige stellvertretende Vorsitzende Prof. Dr. Martin 
Junkernheinrich, Trier/Münster, nicht wieder zur Verfü-
gung. Im Ergebnis wählte die LAG wiederum Ltd. MinRat 
Gerd-Rainer Damm zum Leiter für die neue Periode; für die 
stellvertretende Leitung wurden Prof. Ulrike-Christine Sailer, 
Trier, und wiederum Wiss. Dir. Dr. Hans-Jörg Domhardt, 
Kaiserslautern, gewählt.

Burkhard Lange, Tel. (+49-511) 3 48 42 – 28
E-Mail: Lange@ARL-net.de

Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 8. November 2006
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Dieses Thema stand im Mittelpunkt einer Sitzung der 
Landesarbeitsgemeinschaft (LAG) Nordrhein-Westfa-

len, die am 2. November 2006 bei der Bezirksregierung Köln 
stattfand. In seiner Einführung in die Thematik hob der Leiter 
der LAG, Prof. Dr. Rainer Danielzyk, Direktor des ILS NRW, 
Dortmund, hervor, dass schon die regionalisierte Strukturpo-
litik der 1980er-Jahre bundesweit Beachtung gefunden habe. 
Ähnliches gelte für die zurzeit im Lande verfolgten Cluster- 
und Kompetenzinitiativen sowie für die REGIONALEN als 
Instrument moderner Strukturpolitik in NRW.

Auswirkungen der neuen EU-Förderpolitik 
auf die Regionalentwicklung
In dem ersten Fachvortrag behandelte Ministerialrat Martin 
Hennicke vom Ministerium für Wirtschaft, Mittelstand und 
Energie des Landes NRW, Düsseldorf, die Frage „Welche 
Bedeutung hat die Neuausrichtung der EU-Förderpolitik für 
die Regionen in NRW?“. Er wies einleitend darauf hin, dass 
die EU-Kommission die Europäischen Strukturfonds stärker 
in den Dienst der Lissabon- (Wettbewerbsfähigkeit, Wissens-
gesellschaft) und Göteborg-Strategie (Nachhaltigkeit) stellen 
wolle. Von dem Finanzvolumen der Strukturfondsperiode 
2007 bis 2013 erhalte Deutschland nahezu 35 Mrd. EUR (z. B. 
Konvergenz: 16 Mrd. EUR; Regionale Wettbewerbsfähigkeit 
und Beschäftigung: 9,4 Mrd. EUR; Europäische Territoriale 
Zusammenarbeit: 0,9 Mrd. EUR).

Hiervon entfallen 2,3 Mrd. EUR auf Nordrhein-Westfalen 
(ESF ca. 0,7 Mrd. EUR, EFRE ca. 1,3 Mrd. EUR, Territoriale 
Zusammenarbeit ca. 47 Mio. EUR, ELER ca. 0,3 Mrd. EUR). Im 
Rahmen des NRW Ziel 2-Programms 2007–2013 werden die 
EFRE-Mittel unter den beiden Leitvorstellungen „Nachhaltige 
und umweltgerechte Entwicklung“ sowie „Gleichstellung 
von Männern und Frauen und Nichtdiskriminierung“ auf drei 
Förderschwerpunkte konzentriert: (1) Stärkung der unterneh-
merischen Basis (20 %, z. B. Beratungs- und Finanzierungshil-
fen für KMU und Existenzgründungen), (2) Innovation und 
wissensbasierte Wirtschaft (50 %, z. B. Innovation, Cluster- 
und Netzwerkförderung in der Wirtschaft, wirtschaftsnahe 
Technologie- und Forschungsinfrastrukturen, innovative 
Dienstleistungen, inter- und intraregionale Kooperation) 
und (3) nachhaltige Stadt- und Regionalentwicklung (30 %, 
z. B. integrierte Entwicklung städtischer Problemgebiete, 
Beseitigung von Entwicklungsengpässen, insbesondere in 
industriell geprägten Regionen).

Die Erreichung der Lissabon-Ziele erfordert, so Hennicke, 
einen landesweiten Förderansatz und eine Vergabe der Mit-
tel im Wettbewerb der Regionen bzw. Kommunen. Neben 
dem Wachstumsaspekt spiele auch der Ausgleichsaspekt, 
d. h. die Berücksichtigung interregionaler, interkommunaler 
und innerstädtischer Divergenzen eine wichtige Rolle. So 
seien für das Ruhrgebiet und einige andere Kommunen 
erhebliche Gründer- und Mittelstandslücken sowie z. T. gra-
vierende Erneuerungsbedarfe im Bereich der Infrastruktur 
festzustellen. Zudem seien viele Stadtteile durch besondere 
Probleme der lokalen Ökonomie und der sozialen Komposi-

tion (Segregation) gekennzeichnet. Die hiermit verbundenen 
Entwicklungsaufgaben erforderten nach wie vor eine Kon-
zentration der Finanzmittel auf bestimmte Problemgebiete 
und Handlungsfelder.

Projekte in öffentlicher Trägerschaft könnten nur dann 
gefördert werden, wenn sie auf einem regionalen und fach-
lichen Gesamtkonzept basierten. Hierbei gelte das Prinzip 
der Selbstorganisation der Regionen. Regionale Abstim-
mungs- und Kooperationsstrukturen würden nicht zentral 
vorgegeben, da die Konfi guration der Handlungsräume vom 
jeweiligen Fachaspekt abhinge.

Die komplexe Thematik wurde im Rahmen einer inten-
siven, von Prof. Danielzyk moderierten Diskussion vertieft.

Die REGIONALEN in NRW
Im Mittelpunkt des zweiten Teils des regional- und struktur-
politischen Diskussionsschwerpunktes der LAG standen die 
REGIONALEN in Nordrhein-Westfalen.

Mit dem Förderprogramm REGIONALE (aus „Region“ und 
„Biennale“) bietet die Landesregierung schlüssig abgegrenz-
ten Regionen die Chance, Erfahrungen und Strategien der 
Internationalen Bauausstellung Emscher Park (IAB) aufzu-
greifen und für die eigene Entwicklung zu nutzen. Sie sichert 
dabei in einem landesweiten, offenen Wettbewerb den 
ausgewählten Regionen prioritären Zugang zu den vorhan-
denen Finanzierungsinstrumenten in den Handlungsfeldern 
Stadtbaukultur, Naturschutz und Landschaftsentwicklung 
sowie Wirtschaft und Arbeit. Es handelt sich damit um ein 
strukturpolitisches Instrument des Landes, in dessen Rahmen 
die jeweils ausrichtende Region auf lange Frist angelegte 
(nachhaltige) Projekte zur regionalen Profi lbildung, (endo-
genen) Entwicklung sowie zur Aktivierung der Bevölkerung 
und regionaler Akteure anstößt.

EuRegionale 2008
Den Zuschlag für das Jahr 2008 bekam die Region Aachen 
mit den europäischen Partnerregionen Maastricht und 
Lüttich. Diese trinationale EuRegionale mit Sitz in Aachen 
wurde von ihrem Geschäftsführer, dem Niederländer Henk 
Vos, vorgestellt.

Der grenzübergreifende Aktions- und Kooperationsraum 
umfasst fünf Kulturen, vier Millionen Einwohner und drei Spra-
chen. Vielfalt sei von daher sein besonderes Kennzeichnen. 
Das Motto der Regionale lautet: „Grenzen überschreiten“. 
Unter den drei Leitthemen „FremdGehen“, „StadtFinden“ 
und „GrenzWissen“ werden in Belgien, den Niederlanden 
und in Deutschland vorbildhafte Projekte angestoßen, die 
einen Beitrag zur regionalen Strukturentwicklung und zum 
grenzübergreifenden Zusammenhalt leisten. In den drei 
Bereichen (1) Europäische Kultur- und Wissensregion, (2) 
Strukturwandel in der Industriellen Folgelandschaft sowie (3) 
Tourismus und Freizeitwirtschaft sind zahlreiche Programme 
entwickelt, Zukunftsprojekte vorbereitet sowie grenzüber-
greifende Kooperationen und Netzwerke gefördert worden. 

Regionale Strukturpolitik in Nordrhein-Westfalen
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Damit stärke die EuRegionale 2008 die Dreiländer-Region 
Aachen im Wettbewerb der Regionen, trage zur Sicherung 
von Arbeitsplätzen bei und verbessere die regionale Le-
bensqualität.

Regionale 2010
Auch die zweite REGIONALE (2010) im Regierungsbezirk 
Köln wurde von ihrem Geschäftsführer, Dr. Reiner Molitor, 
Köln, präsentiert. Sie ist ebenfalls als Struktur- bzw. „Zukunft-
sinvestitionsprogramm“ konzipiert, das die regionale Vielfalt 
aufzeigen, vorhandene Potenziale aktivieren und lokales mit 
regionalem Denken und Handeln verbinden soll. Dies bedeu-
tet, dass 53 Kommunen und vier Flächenkreise aufgerufen 
sind, in den Arbeitsbereichen :rhein, :stadt, :grün, :kulturelles 
Erbe, :gärten der Technik sowie für den Schwerpunkt :impul-
se (Standort, Wissenschaft, Nachwuchs, Mobilität) Projekte 
zu entwickeln, die den intraregionalen Austausch und die 
Vernetzung in der Region nachhaltig fördern.

Da in der Region Köln/Bonn – im Unterschied zu großen 
Teilen des Ruhrgebiets – nach wie vor ein beträchtlicher 
Wachstums- und Ansiedlungsdruck herrscht, sind die Aus-
wirkungen auf Freiraum und Landschaft, aber auch auf die 
bestehende Siedlungsstruktur, beträchtlich. Umso größere 
Bedeutung kommt dem von der Regionalen Agentur für die 
Gesamtregion aufgestellten Masterplan :grün zu, der eine 
Klammer für alle in diesem Bereich laufenden Regionale-
Projekte darstellt. Wichtigstes Ziel des Masterplans sei es, 
so Molitor, bestehende Landschafts- und Freiräume in der 
Region vorausschauend in ihrem Charakter zu sichern sowie 
neue Landschafts- und Freiraumqualitäten zu schaffen. 

Mit Ablauf der Frist für die Einreichung von Projekten (Ende 
2006) geht die Regionale von der Projektentwicklung zur 
Projektrealisierung über.

Neue Arbeitsgruppen
Im Mittelpunkt der weiteren Sitzung der LAG stand die Dis-
kussion künftiger Arbeitsschwerpunkte. Einleitend gab der 
Präsident der ARL, Prof. Dr.-Ing. Klaus Borchard, Königswin-
ter, einen Überblick über die Tätigkeit der Akademie. Er ging 
hierbei auf die Arbeiten der wichtigsten Forschungsgremien 
wie Arbeitskreise, Ad-hoc-Arbeitskreise und Landesarbeitsge-
meinschaften ein. Insbesondere die Information über die von 
den Arbeitsgruppen der anderen LAGs bearbeiteten Themen 
war eine wichtige Grundlage für die Diskussion.

Nachdem die Untersuchungen der Arbeitsgruppen „No-
vellierung des Landesplanungsrechts in NRW“, „Wasserwirt-
schaft und Raumplanung“ sowie „Demographischer Wandel 
in ausgewählten Regionstypen Nordrhein-Westfalens“ 
abgeschlossen werden konnten, sollen zwei neue Gruppen 
ihre Arbeit aufnehmen. 

(1) Die erste, von Dr. Bernd Mielke, ILS Dortmund, 
geleitete Arbeitsgruppe wird sich mit dem Thema „Neue 
Raumkategorien in Nordrhein-Westfalen unter besonderer 
Berücksichtigung der Europäischen Metropolregion Rhein-
Ruhr“ beschäftigen. Wie Mielke erläuterte, besteht für die 
zurzeit im Landesentwicklungsprogramm und im Landes-
entwicklungsplan Nordrhein-Westfalen ausgewiesenen 
Raumkategorien (z. B. Ballungskerne, Ballungsrandzonen, 

ländliche Räume) ein grundlegender Weiterentwicklungs- 
bzw. Ergänzungsbedarf. Zum einen wiesen sie mittlerweile 
im Hinblick auf zahlreiche Entwicklungsaspekte nahezu 
keinerlei Homogenität mehr auf. Dies führe dazu, dass 
sich mit den bisherigen Raumkategorien kaum noch rau-
mentwicklungspolitische Zielvorstellungen und Aufgaben 
– etwa Ordnung in Verdichtungsräumen oder Entwicklung 
in ländlichen Regionen – verbinden bzw. lösen lassen. 
Zum anderen habe es den Anschein, dass die raum- und 
siedlungsstrukturelle Entwicklung generell immer stärker re-
gional differenziert verläuft und entsprechend differenzierte 
Handlungsstrategien erfordert.

Daher stelle sich mit zunehmender Dringlichkeit die Frage 
nach einer für Raumanalysen, die Regional- und Landes-
planung, aber auch für andere Politikbereiche geeigneten 
Regionsabgrenzung. Hierbei wiederum spiele in Nordrhein-
Westfalen die Europäische Metropolregion Rhein-Ruhr 
eine zentrale Rolle, beeinfl usse sie doch maßgeblich die 
zukünftige Entwicklung des Landes, der Bundesrepublik 
Deutschland und größerer Teile Europas.

Zu diesen Fragen werden die Mitglieder der Gruppe 
Fachbeiträge erarbeiten. Nach ihrer ersten Sitzung haben sie 
bereits Übereinstimmung erzielt, dass die Suche nach einer 
themenübergreifenden „Allzweckregionalisierung“ kaum zu 
brauchbaren Ergebnissen führt, weil die Zusammenhänge 
in den einzelnen Themenfeldern zu unterschiedlich sind. 
Daher erscheint es sinnvoller, nach Regionsabgrenzungen 
für einzelne Politikfelder zu suchen.

(2) Eine zweite Arbeitsgruppe der LAG wird sich mit den 
Entwicklungen in den ländlichen Räumen Nordrhein-Westfa-
lens, also mit der komplementären Raumkategorie beschäf-
tigen. Sie wird zurzeit vorbereitet und nimmt ihre Tätigkeit 
Anfang 2007 auf. Die Leiter, Prof. Dr. Ulrike Grabski-Kieron, 
Münster, und Prof. Albert Schmidt, Ratingen, skizzierten die 
Umrisse eines Arbeitsprogramms.

So sollen nicht nur ländliche, sondern auch periurbane Räu-
me untersucht werden. Schon hieran zeigt sich, dass Fragen 
der Raumabgrenzung und -typisierung bei der Behandlung 
der Thematik eine grundlegende Rolle spielen. Wichtige 
fachliche bzw. sektorale Aspekte sind die Entwicklung der 
Land- und Forstwirtschaft, die Auswirkungen des Anbaus 
nachwachsender Rohstolle (Energiepfl anzen) auf die (Kultur-) 
Landschaftsentwicklung, die Diversifi zierung der Wirtschaft 
und der Arbeitsplätze, die Freiraumentwicklung, nicht zuletzt 
im Hinblick auf die Grundfrage, wie viel offene Landschaft 
zu bewahren ist, die Konsequenzen des demographischen 
Wandels für unterschiedliche Typen ländlicher Räume sowie 
der Bereich Verkehr und Mobilität. Darüber hinaus sollen 
– szenariengestützt – Leitbilder und Handlungsstrategien für 
unterschiedliche Typen ländlicher Räume erarbeitet werden. 
Dies beinhaltet eine Klärung der Fragen, was eine nachhaltige 
Entwicklung ländlicher Räume und was eine umweltgerechte 
Landbewirtschaftung bedeutet.

Gerd Tönnies, Tel. (+49-511) 3 48 42 - 23 
E-Mail: Toennies@ARL-net.de
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Mitglieder, ehemalige Mitglieder und Gäste der Lan-
desarbeitsgemeinschaft (LAG) Bremen, Hamburg, 

Niedersachsen, Schleswig-Holstein kamen am 5. Oktober 
2006 im Leibnizhaus in Hannover zu ihrer 100. Mitglieder-
versammlung zusammen.

Der Präsident der ARL, Prof. Dr.-Ing. Klaus Borchard, über-
brachte die Grüße und Glückwünsche sowie den Dank des 
Präsidiums. Der glückliche Umstand, dass der Besuch bei der 
nordwestdeutschen LAG mit dem 100. Treffen verbunden 
sei, werde nur wenigen Präsidenten zuteil. Bemerkenswert 
sei zudem, dass das LAG-Jubiläum mit zwei nicht minder 
bedeutenden Geburtstagen zusammenfalle. Das Land Nie-
dersachsen und die ARL sind 60 Jahre alt geworden. Die 
nördlichste LAG sei zwar nicht die älteste, das ist die LAG 
Bayern, die 1963 und damit sechs Jahre früher eingerichtet 
wurde. Es sei aber mehr als beachtlich, dass die nordwest-
deutsche LAG in wenigen Jahren auf vier Jahrzehnte höchst 
erfolgreicher Arbeit zurückblicken könne.

LAGs im ARL-Netzwerk
In seinem Grußwort ging der Präsident auf die Landesar-
beitsgemeinschaften als wichtige Säule der besonderen 
Struktur und bei der Aufgabenerfüllung der ARL ein. LAGs 
sind in Deutschland einmalige teilräumliche Forschungsnetz-
werke. Im Gegensatz zu den zeitlich befristet eingesetzten 
Arbeitskreisen sind die sieben LAGs der ARL auf Dauer 
angelegt und damit eine stabile Größe. Sie sind Garanten 
für Kontinuität.

Die sieben LAGs sind Regionsgrenzen und überwiegend 
sogar Landesgrenzen überschreitend gebildet und behan-
deln entsprechende Themen. Jede LAG hat gemeinsame 
Grenzräume mit den jeweiligen Nachbarstaaten. Deshalb 
übernehmen sie wichtige Funktionen bei den transnatio-
nalen Kooperationen der ARL. Sie sind Foren für regional 
orientierte Forschung und für den Informationsaustausch 

auf Länderebene und bearbeiten spezifi sche räumliche 
Entwicklungsprobleme in den betreffenden Ländern und 
Regionen. Daneben erbringen sie Dienstleistungen für Politik 
und Verwaltung.

Fragen der Landes- und Regionalentwicklung untersuchen 
zeitlich befristet eingesetzte Arbeitsgruppen der LAG. Sie 
behandeln Themen, die der Grundlagenforschung und vor 
allem der anwendungsbezogenen Wissenschaft zuzurech-
nen sind. Auch solche regionalen Forschungs- und Beratungs-
plattformen bietet – so hob Borchard hervor – keine andere 
raumwissenschaftliche Einrichtung in Deutschland an.

Der Mehrwert von teilräumlichen Erkenntnissen durch 
vergleichende Betrachtungen ist erheblich, was auch die 
Arbeiten in den sieben LAGs nachdrücklich bestätigen. 
Denn die Arbeit der LAGs wird untereinander und mit den 
zentralen Arbeitskreisen abgestimmt. Dadurch sind die 
Synergieeffekte insgesamt erhöht worden. Beispiele für 
die wechselseitige Abstimmung sind die Forschungen zum 
demographischen Wandel, zu den Metropolregionen oder 
zu ländlichen Räumen. Diese besondere Form der internen 
Verbundforschung wird die ARL nach Ansicht ihres Präsi-
denten künftig noch ausbauen.

Leistungsbilanz der nordwestdeutschen 
LAG
Die nordwestdeutsche LAG weist eine beeindruckende Leis-
tungsbilanz auf. Das machten sowohl der ARL-Präsident als 
auch anschließend ausführlich ihr derzeitiger Leiter, Senatsrat 
Dr. Ralph Baumheier, Bremen, deutlich. Und das gilt für die 
Forschungstätigkeit ebenso wie für die Politikberatung.

Die Liste der Veröffentlichungen mit Ergebnissen der LAG-
Tätigkeit ist lang und sie dokumentiert die Bandbreite der 
Themen, mit denen sich die LAG bislang beschäftigt hat. 
Hinter einer ganzen Reihe der Publikationen steht „vergrif-

Jubiläum der LAG Nordwest: 100. Treffen

LAG-Leiter Ralph Baumheier präsentiert die Arbeit der LAG

Foto: G. Overbeck
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fen“, was zeigt, dass die Arbeiten auf große Resonanz in der 
Fachöffentlichkeit gestoßen sind.

Es handelt sich mehrheitlich um für Nordwestdeutschland 
typische Fragestellungen und nicht selten wurde dabei Pi-
onierarbeit geleistet, sei es zu den Hafenstandorten an der 
Nord- und Ostsee, zu den Entwicklungspotenzialen des 
Nordens, zur Flusslandschaft Elbe, zu den Grenzräumen 
mit Dänemark und den Niederlanden oder zum Integrierten 
Küstenzonenmanagement (Raumordnung auf dem Meer).

Das gilt aber auch für die Themen, die vor kurzem erfolg-
reich abgeschlossen worden sind, zurzeit bearbeitet oder 
demnächst in Angriff genommen werden, wie z. B. die räum-
lichen Konsequenzen des demographischen Wandels, die 
teilweise noch jungen Metropolregionen im Nordwesten, die 
nachhaltige Tourismusentwicklung an Nord- und Ostsee oder 
die Regionsbildung im Norden Deutschlands. Und die LAG 
liefert mit ihren Themen wichtige Beiträge zu den derzeitigen 
Verbundforschungsprojekten der ARL, beispielsweise zu den 
Themen „Räumliche Konsequenzen des demographischen 
Wandels“, „Entwicklung der Agglomerationen und Metropo-
lregionen“ und „Entwicklung peripherer, strukturschwacher 
ländlicher Räume“.

Würdigung durch das Sitzland der ARL
Eine besondere Würdigung erhielt die 100. Sitzung der LAG 
durch einen vom niedersächsischen Ministerium für den 
ländlichen Raum, Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz ausgerichteten Empfang. Staatssekretär Friedrich-
Otto Ripke richtete zu diesem Anlass einige Grußworte an 
die Mitglieder und Gäste der LAG.

Ripke betonte, dass Niedersachsen ein Land der Regionen 
sei, in welchem dem ländlichen Raum eine wichtige Rolle 
zukomme. Dies gelte v. a. mit Blick auf die Bedeutung der 
Landwirtschaft – zunehmend auch im Bereich der Bioener-

Niedersachsens werde sich auch weiterhin auf wissenschaft-
liche Erkenntnisse stützen und von den Serviceangeboten 
und Produkten der ARL gerne Gebrauch machen.

Ausblick
Präsident Borchard richtete abschließend drei Wünsche an 
die LAG. So solle sie weiterhin die „Szene“ in Nordwest-
deutschland mit dem Ziel beobachten, das bestehende per-
sonelle Netzwerk schrittweise zu ergänzen und dabei fach-

Klaus Borchard

gie – sowie von Hand-
werk und Mittelstand 
für die Sicherung von 
Arbeitsplätzen. Vor die-
sem Hintergrund sei 
ein partnerschaftliches 
Verhältnis von Stadt 
und Land wichtig, das 
in der Diskussion um 
die Metropolregionen 
nicht übersehen wer-
den dürfte. Ziel seines 
Hauses sei, einen Dia-
log der Regionen zu in-
itiieren: Zur regionalen 
Entwicklung sei eine 
aktive Bürgergesell-

schaft wichtig, auch landkreisübergreifende Kooperationen 
gewönnen an Bedeutung. Grundsätzlich bemühe sein Haus 
sich um mehr Transparenz und eine Vereinfachung der Pla-
nungsverfahren sowie um mehr Bürgernähe, beispielsweise 
durch Bürgerbeteiligung über das Internet.

Ripke eröffnete den abendlichen Empfang und hob hervor, 
dass sein Land die ARL als Bindeglied zwischen Wissenschaft 
und Politik nicht missen wollte. Die Raumordnungspolitik 

Friedrich-Otto Ripke

liche und räumliche 
Lücken zu schließen. 
Im wissenschaftlichen 
Bereich sollten auch 
die Potenziale an den 
Fachhochschulen ge-
prüft werden.

Darüber hinaus 
solle die LAG noch 
konsequenter den 
Weg beschreiten, 
f rühze i t ig  Nach-
wuchskräfte in die 
Arbeit zu integrie-
ren und dadurch die 
ARL bei ihren Bemü-

hungen um Nachwuchsförderung zu unterstützen. Die LAGs 
sind ein erfahrungsgemäß besonders geeignetes Terrain, um 
die jungen Leute aus der Verwaltung, den Hochschulen und 
privaten Büros an die ARL heranzuführen. Die ARL bietet mit 
dem Jungen Forum den LAGs einen idealen Pool mit fachlich 
hochqualifi zierten und engagierten Mitstreitern.

Die LAGs eignen sich in besonderer Weise für die Politik-
beratung, die Medien- und die Öffentlichkeitsarbeit, weil 
i. d. R. sehr konkrete, anwendungsbezogene Themen be-
arbeitet werden und weil gerade auf der regionalen Ebene 
die Nähe zu den Adressaten aus Politik und den Medien 
sowie der Öffentlichkeit durch persönliche Verbindungen 
vorhanden ist und genutzt werden kann. Das Präsidium 
ermutigt die LAGs, bei geeigneten Arbeitsergebnissen die 
Politikberatung, Medien- und Öffentlichkeitsarbeit in der 
Zukunft noch zu verstärken.

Das Präsidium hat die Idee der Lenkungsgruppe der LAG 
nachdrücklich unterstützt, aus Anlass der 100. Sitzung einen 
wissenschaftlichen Workshop zu den Leitbildern für die Rau-
mentwicklung in Norddeutschland durchzuführen, zumal 
der Zeitpunkt geradezu ideal ist. Die MKRO hat am 30. Juni 
2006 die neuen Leitbilder und Handlungsstrategien für die 
Raumentwicklung in Deutschland verabschiedet. Die LAG 
hat hierzu mit ihren zuvor angesprochenen Aktivitäten aus 
dem Blickwinkel Nordwestdeutschlands wichtige Beiträge 
geliefert, sodass eine wechselseitige Refl exion höchst reizvoll 
ist (siehe den Beitrag in diesem Heft).

Dietmar Scholich, Tel. (+49-511) 3 48 42 - 37
E-Mail: Scholich@ARL-net.de

Foto: G. Overbeck

Foto: G. Overbeck
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Am 26. Oktober 2006 fand in Leipzig die Herbsttagung 
der LAG Sachsen/Sachsen-Anhalt/Thüringen zum The-

ma „Stadt-Umland-Beziehungen – Entwicklungen, aktueller 
Stand und Gestaltungsmöglichkeiten in Sachsen, Sachsen-
Anhalt und Thüringen“ statt.

Aktuelles aus den Ländern
Traditionell wurde der Veranstaltungstag mit Berichten zu 
aktuellen Fragen und Problemen der Raumordnung in den 
Ländern des LAG-Gebietes eingeleitet. Im Mittelpunkt der Be-
richte standen die geplanten Verwaltungsstrukturreformen. 
In Sachsen-Anhalt steht eine Kreisgebietsreform an, ein 
entsprechendes Kreisgebietsneugliederungsgesetz soll zum 
1. Juli 2007 in Kraft treten. Daneben sind verschiedene Funk-
tionalreformen bzgl. Gerichts-, Polizei- und Finanzstrukturen 
geplant. Auch in Sachsen wird es eine Kreisreform geben. 
Thüringen hat ein Behördenstrukturkonzept erarbeitet, mit 
dessen Umsetzung begonnen wird.

Entwicklung der Stadt-Umland-   
Wanderungen
Im wissenschaftlichen Teil der Tagung stellte Dr. Günter 
Herfert, Leipzig, die Wanderungstendenzen in den neuen 
Bundesländern vor. Anhand von umfangreichem Kartenma-
terial veranschaulichte er die seit 2000 zu beobachtende 
Abwanderung vor allem jüngerer Bevölkerungsgruppen 
von Mittelzentren in das Stadtumland und von dort in 
Oberzentren. Diese Entwicklung bezeichnete er als Umkehr 
der Suburbanisierung im Sinne einer Reurbanisierung und 
konkretisierte diesen Prozess als eine Rückkehr in die Stadt, 
aber gerade nicht aus dem Suburbanen.

Beziehungen zwischen Großstädten und 
ihrem Umland
Petra Köpping, Ländrätin des Landkreises Leipziger Land, 
berichtete über Kooperationen mit der Stadt Leipzig. Einlei-
tend verwies sie auf die Flutung stillgelegter Tagebaue, die 
das Leipziger Neuseenland entstehen lassen und vielfältige 
Freizeit- und Erholungslandschaften bieten. Als ein Beispiel 
für die Zusammenarbeit mit Leipzig benannte sie den „Grü-
nen Ring Leipzig“, an dem verschiedene Kommunen um 
Leipzig und zwei Landkreise beteiligt sind. Ziel der Arbeit 
des Grünen Ringes sei es, die Attraktivität der Region um 
Leipzig zu zeigen und die Kulturlandschaft zu sanieren, zu 
erhalten und für den Bürger erlebbar zu machen. Hinsichtlich 
der wirtschaftlichen Kooperation mit Leipzig setze der Land-
kreis auf verschiedene Cluster, wie Erneuerbare Energien 
und Fahrzeugbau.

Abschlussdiskussion
In der abschließenden Diskussion ging es erneut um die 
geplanten Verwaltungsreformen der einzelnen Länder. Für 
Sachsen wurde die Einführung von Großkreisen befürwortet. 
Daneben wurde diskutiert, ob die Einführung von Pfl icht-
zweckverbänden die Zusammenarbeit zwischen Städten 
und ihrem Umland stärken würde. Schließlich wurde die 
Metropolregion Halle/Leipzig/Sachsen-Dreieck thematisiert; 
hier wurde herausgehoben, dass Bürger kaum Einblicke in 
etwaige Strategien und Konzepte haben und das Modell der 
Metropolregion für sie wenig interessant sei.

Jana Kenzler, Tel. (+ 49-511) 3 48 42 - 43
E-Mail: Kenzler@ARL-net.de

Stadt-Umland-Beziehungen in Südostdeutschland

Plenum
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Am 25. und 26. September 2006 traf sich der Informa-
tions- und Initiativkreis (IIK) Braunkohlenplanung zu 

seiner diesjährigen Herbstsitzung in Hoyerswerda. Im Mittel-
punkt der Veranstaltung stand das Thema Bergbausanierung 
im Lausitzer Revier.

Braunkohlenplanung in der Planungs- 
region Oberlausitz-Niederschlesien
Nach Begrüßung der Teilnehmer durch den Leiter des IIK, 
Dr. Andreas Berkner, Regionale Planungsstelle Leipzig, gab 
Dipl.-Geol. Rolf Heidenfelder, Regionaler Planungsverband 
Oberlausitz-Niederschlesien, einen Überblick über diese 
Planungsregion, insbesondere über deren Braunkohlen-
planung. Als die derzeit noch aktiven Tagebaue nannte er 
die in Nochten und Reichwalde. Die bereits stillgelegten 
Tagebaugebiete befi nden sich in der Bergbausanierung; aus 
ihnen entsteht die Lausitzer Seenlandschaft. Entsprechende 
Sanierungsrahmenpläne, die als besondere Form der Braun-

die Gewässerqualität zu verbessern und die Infrastruktur 
der Seen (Radwanderwege, Reitwege, Errichtung schwim-
mender Häuser, Hafenanlagen) auszubauen.

Stand der Bergbausanierung    
im Lausitzer Revier
Zum Stand der Bergbausanierung im Lausitzer Revier refe-
rierte Herr Scholz von der Lausitzer und Mitteldeutschen 
Bergbau-Verwaltungsgesellschaft mbH. Auftrag der Gesell-
schaft sei die Wiedernutzbarmachung der vom Bergbau 
in Anspruch genommenen Flächen. Das beinhalte u. a. 
den Abbruch alter Fabrikanlagen, die Verschrottung der 
Technik, die Umverlegung von Trassen, den Verkauf von 
Liegenschaften, die Geschäftsbesorgung für den Bereich 
Umweltschutz bzw. Altlasten und die Wiederauffüllung der 
Tagebaurestlöcher mit Wasser. In diesem Zusammenhang 
wurde die Bedeutung einer länderübergreifenden Bewirt-
schaftung der Flussgebiete Spree, Schwarze Elster und 

IIK Braunkohlenplanung tagt im Lausitzer Revier

kohlenpläne aufgestellt werden, zielen vor allem auf eine 
touristische Nutzung der Tagebaurestlöcher; zum Teil wird 
das Gebiet auch für Naturschutzgroßprojekte (Vogelschutz- 
und FFH-Gebiete) genutzt. In diesem Zusammenhang wies 
Heidenfelder auf mögliche Nutzungskonfl ikte hin.

Touristische Entwicklung    
des Lausitzer Seenlandes
Die touristische Entwicklung des Lausitzer Seenlandes aus 
der Perspektive des Zweckverbandes Elstertal wurde von 
Dietmar Koark, Bürgermeister der Gemeinde Elsterheide, 
vorgestellt. Ziel des seit 1995 bestehenden Verbandes sei es, 
die touristische Entwicklung der Region zu begleiten. Dabei 
gehe es dem Verband vor allem darum, die Wasserfl ächen 
als besondere Attraktion der Region herauszustellen. Seine 
Hauptaufgaben sehe er derzeit darin, schiffbare Verbin-
dungen zwischen den entstandenen Seen herzustellen, 

Neiße hervorgehoben, deren Wasser für die 
Flutung genutzt wird. Darüber hinaus wurde auf 
Maßnahmen zur Wasserhaushaltssanierung hin-
gewiesen, die erforderlich seien, um den durch 
die Bergbaunutzung bedingten sauren pH-Wert 
der Gewässer zu neutralisieren.

Aktuelle Entwicklungen im Raum-
ordnungsrecht in den Ländern
Im Anschluss an die auf die Planungsregion 
Oberlausitz-Niederschlesien bezogenen 
Referate standen aktuelle Entwicklungen 
im Raumordnungsrecht der Bergbau betrei-
benden Länder auf der Tagesordnung. Berkner 
widmete sich in seinem Vortrag dem Thema 
Umweltprüfungen im Braunkohleplanverfahren. 
Dabei ging es auch um die Änderungen der 
Landesplanungsgesetze mit Blick auf die Ein-

führung der Strategischen Umweltprüfung. Die danach für 
Raumordnungspläne eingeführte SUP-Pfl icht betreffe auch 
die Braunkohlenpläne, die als Teilregionalpläne aufgestellt 
werden. Nach sächsischem Planungsrecht besteht für sie die 
zusätzliche Pfl icht, eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach 
Maßgabe des Bundesberggesetzes durchzuführen. Hier sei 
zu klären, welche Auswirkungen die Einführung der Plan-UP 
auf die Durchführung der Projekt-UVP hat. Nach derzeitigem 
Stand der Gesetzgebung in Sachsen wird die Projekt-UVP 
bei laufenden Projekten nicht erforderlich sein, bei Änderung 
laufender Projekte nur auf Antrag des Bergbaubetreibenden; 
bei neuen Projekten ist sie jedoch zwingend. Es stelle sich 
nun die Frage, wie beide Umweltprüfungen miteinander 
verbunden werden können, um Dopplungen zu vermeiden. 
Da sich ähnliche Problemlagen auch in den anderen Bun-
desländern ergeben, wird sich der IIK dieser Frage in seiner 
weiteren Arbeit verstärkt widmen.

Foto: J. Kenzler

Einrichtung schiffbarer Verbindungen zwischen den Tagebauseen der Lausitz
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Dr. Andrea Villwock, Regionale Planungsgemeinschaft 
Halle, berichtete über das gegenwärtig laufende Verfahren 
für die Neuaufstellung des Regionalen Entwicklungsplanes 
in der Planungsregion Halle. Derzeit befi ndet sich der Plan 
im schriftlichen Scoping. Schwerpunkte bilden die Was-
sergewinnung, die Ver- und Entsorgungsinfrastruktur und 
die Windenergienutzung. Schwierigkeiten bei der Planauf-
stellung bereite jedoch die in Sachsen-Anhalt anstehende 
Kreisgebietsreform. Die damit verbundene Bildung neuer 

Mitglieder des AK schlugen nach Beendigung ihrer Unter-
suchungen 1995 dem Präsidium vor, dass sie sich auch nach 
der offi ziellen Aufl ösung des Gremiums auf eigene Kosten 
im Rahmen eines Informations- und Initiativkreises ein- bis 
zweimal im Jahr über Fragen der Regionalplanung und der 
Regionalenwicklung informieren und austauschen. 

Das Präsidium begrüßte diesen Vorschlag und stellte die 
ARL als Dach für organisatorische Hilfestellungen zur Verfü-
gung. Es regte an, den Kreis vor allem für jüngere Regional-
planerinnen und -planer aus allen Teilräumen Deutschlands 
zu öffnen, was dann auch erfolgreich umgesetzt wurde. 
Darüber hinaus sollte der IIK neben der Diskussion von 
spezifi schen regionalen Erfahrungen, Anliegen, Problemen 
und Neuerungen aus Planungspraxis und -wissenschaft auch 
einen Beitrag dazu leisten, mehr grundsätzliche Fragestel-
lungen im regionalen Kontext zu strukturieren, z. B. auch 
im Hinblick auf die inhaltliche Vorbereitung von neuen For-
schungsinitiativen. Auch diese Vorstellungen des Präsidiums 
hat der IIK in vielfältiger Weise realisiert.

Das erste Treffen fand am 23./24. Februar 1996 in Han-
nover statt. Auf der ersten Tagesordnung standen u. a. die 
Inhalte künftiger Regionalpläne, das Thema „Kooperation 
und Konkurrenz in der Regionalplanung“ und der neue 
Plantyp als Verzahnung von Flächennutzungsplan und 
Regionalplan, der in das novellierte ROG von 1998 als Re-
gionaler Flächennutzungsplan (RFNP) Eingang fand. Der IIK 

Landkreise sei insoweit problematisch, als dass sie sich nicht 
an den bestehenden Planungsgemeinschaften orientiere.

Die Herbsttagung des IIK schloss mit einer Exkursion in 
das Naturschutzgebiet „Dubringer Moor“ sowie einer Fahrt 
durch das Lausitzer Seenland. Die Ausfl üge boten Gelegen-
heit, sich vom Stand und Erfolg der Bergbausanierung in der 
Lausitz selbst ein Bild zu machen.

Jana Kenzler, Tel. (+ 49-511) 3 48 42 - 43
E-Mail: Kenzler@ARL-net.de

Die Mitglieder des Informations- und Initiativkreises (IIK) 
Regionalplanung kamen am 8./9.12.2006 in Stuttgart 

zu ihrer 20. Sitzung zusammen; Anlass genug, dass der Prä-
sident der ARL, Prof. Dr.-Ing. Klaus Borchard, Grüße, Glück-
wünsche und den Dank des Präsidiums der Akademie für 
zehn Jahre erfolgreicher Arbeit überbrachte. Von Seiten des 
Gastgebers richtete Regionaldirektor Dr. Bernd Steinacher, 
Verband Region Stuttgart, Grußworte an die Teilnehmer. 
Die Region rangiere in der jüngsten OECD-Studie im bun-
desweiten Vergleich auf dem ersten Platz. Ausschlaggebend 
dafür seien u. a. das wirtschaftliche und demographische 
Wachstum sowie die innovativen Potenziale. Steinacher 
würdigte die Regionalplanung als wichtiges Instrument der 
Regionalentwicklung und hob die gezielten Investitionen 
in die Freiraumqualität der Region Stuttgart zur Sicherung 
von deren langfristiger Leistungsfähigkeit hervor. Das Treffen 
wurde von Dr. Dirk Vallée, Leitender Technischer Direktor 
des Verbandes, moderiert.

Vom AK „Regionalplanung 2000“   
zum IIK Regionalplanung
Anschließend ging Borchard zunächst auf den Ausgangs-
punkt des IIK ein. Den Stein ins Rollen hatte der damalige, 
von Prof. Dr. Hans Kistenmacher, TU Kaiserslautern, gelei-
tete Arbeitskreis „Regionalplanung 2000“ gebracht. Die 

Noch ein Jubiläum:
IIK Regionalplanung seit 10 Jahren erfolgreich

Mitglieder des IIK

Foto: D. Scholich
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hat hier schon früh seinem Namen Ehre gemacht und eine 
ARL-Initiative zum RFNP nicht nur angestoßen, sondern auch 
umgesetzt, indem IIK-Mitglieder im betreffenden Arbeitskreis 
mitwirkten und mit Prof. Dr. Axel Priebs, Hannover, auch 
den Leiter stellten.

Eindrucksvoller Output des IIK
Im Weiteren würdigte Borchard die vielfältigen, jeweils hoch-
aktuellen und die Diskussionen in Wissenschaft und Praxis 
anstoßenden Ergebnisse des IIK, die dieser zu wichtigen 
Fragen der Raumentwicklung nicht nur auf der regionalen 
Ebene in den zehn Jahren seines Bestehens vorgelegt hat. 
Stellvertretend ging er hier auf die Beratung von Politik und 
Verwaltung ein.

Die Liste der Positionspapiere aus der ARL, der Stellung-
nahmen und anderer Meinungsäußerungen, die aus den 
Aktivitäten des IIK Regionalplanung hervorgegangen sind, 
ist lang. Kein Forschungsgremium der ARL hat sich in der 
letzten Zeit so oft und mit derart großer und positiver Reso-
nanz in Wissenschaft, Verwaltung, Politik und Öffentlichkeit 
zu Wort gemeldet.

Sein erstes Positionspapier hat der IIK dem Präsidium 
1999 zur Plan-UP vorgelegt. Es ist als Nr. 33 unter dem Titel 
„Zur Anwendung der Umweltverträglichkeitsprüfung für 
Pläne und Programme der Raumplanung“ veröffentlicht, 
in der Fachöffentlichkeit (Wissenschaft und vor allem Ver-
waltung und Politik) verteilt und – wie üblich – auch in den 
Nachrichten der ARL abgedruckt worden (Heft 3/1999). 
Das Thema Plan-UP hat der IIK auch danach immer wieder 
aufgegriffen. Aus diesen Initiativen ist der AAK „Plan-UVP“ 
entstanden und eine kleine Gruppe, die eng mit der MKRO 
zusammenarbeitet und im Januar 2006 den viel beachteten 
Workshop zur Umsetzung der Plan-UP in Hannover organi-
siert und erfolgreich durchgeführt hat, dem im Januar 2007 
ein zweiter Workshop folgt.

Es folgten in regelmäßigen Abständen weitere Positionspa-
piere, zum Beispiel zur Modernisierung der Regionalplanung 
(Nr. 39), zum Thema „Mehr Nachhaltigkeit in Landes- und 
Regionalplänen“ (Nr. 54), zur gesellschaftlichen Bedeutung 
und Zukunft der Regionalplanung (Nr. 61), zu den Verwal-
tungsreformdiskussionen in den Ländern (Nr. 63) und zum 
großfl ächigen Einzelhandel als Herausforderung speziell für 
die Regionalplanung (Nr. 67). 

Klaus Borchard, Dietmar Scholich

Foto: Hoffmann-Bohner
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Die Bemühungen des IIK haben im Kern immer auch die 
Zukunftssicherung der regionalen Ebene als wichtiges Hand-
lungsfeld und der Regionalplanung als zentrale Planungsebe-
ne mit teilweise langjährig bewährten und auch interessanten 
neuen Instrumenten und Verfahren im Blickfeld. Von gleicher 
Intensität ist das Ziel, anderen die Bedeutung von Regionen, 
regionaler Politik und Planung näherzubringen. Der IIK hat 
dabei tatkräftig ähnliche Anstrengungen des Präsidiums der 
Akademie („Raumplanung tut Not“) und anderer Teile des 
ARL-Netzwerkes (z. B. das Junge Forum: „Raumentwicklung 
ist Chefsache“) unterstützt.

In den Kontext „Popularisierung der Regionalplanung“ 
gehören nach Ansicht Borchards die Zusammenarbeit mit 
den Schulgeographen, die der IIK maßgeblich mitgestaltet 
hat (Broschüre „Raumplanung heute“ und der Workshop 
zur Stadt-Umland-Zusammenarbeit beim 29. Deutschen 
Schulgeographentag 2004 in Berlin), und das Papier von 
Jürgen Schultheis von der Frankfurter Rundschau, das die 
IIK-Mitglieder initiiert und inhaltlich begleitet haben.

Sozusagen den Gründervätern und -müttern des IIK ist ein 
weiteres ARL-Produkt zu verdanken, die gesamtdeutsche 
Regionalplanertagung. Bei der Wissenschaftlichen Plenar-
sitzung (WP) der Akademie 1995 in Chemnitz standen die 
Ergebnisse des bereits genannten AK „Regionalplanung 
2000“ im Vordergrund. Der damalige Präsident funktionierte 
in seinem Schlusswort kurzerhand die WP zur 1. Deutschen 
Regionalplanertagung um; nicht nur wegen der Inhalte, son-
dern weil Planerinnen und Planer aus nahezu allen Regionen 
vertreten waren. Es war nach dem IIK ein weiteres neues 
ARL-Produkt geboren. Nach Chemnitz folgte 2002 Leipzig. 
2007 fi ndet die gesamtdeutsche Regionalplanertagung am 
6./7. September in Gera statt.

Präsident Borchard hob am Schluss seiner Grußworte 
hervor, dass die Mitglieder mit ihrer vorzüglichen und 
vorbildlichen Arbeit dazu beigetragen haben, dass IIKs zu 
einer Erfolgsstory und einer festen und wichtigen Säule der 
besonderen Struktur und bei der Aufgabenerfüllung der ARL 
geworden sind. 

Neues Arbeitsprogramm
Nach Abschluss der Untersuchungen zum großfl ächigen 
Einzelhandel (s. o.) hat der IIK die laufende Arbeitsperiode 
erfolgreich abgeschlossen. Deshalb stand das Treffen in 
Stuttgart ganz im Zeichen neuer Forschungsthemen. 

In der Arbeitsperiode 2007/2008 wollen sich die Mit-
glieder erneut intensiv mit der Weiterentwicklung der 
Regionalplanung beschäftigen. Es muss u. a. darum gehen, 
Perspektiven für eine zukunftsfähige, gut funktionierende 
Regionalentwicklung auf einer mittleren Ebene aufzuzeigen. 
Dafür ist es notwendig, auf der einen Seite die Aufgaben und 
fachlichen Themen im Sinne der strategischen Ausrichtung 
auf den Prüfstand zu stellen und ggf. neu zu defi nieren sowie 
auf der anderen Seite neue Organisations- und Steuerungs-
formen zu entwickeln. Die regionale Ebene als Politikfeld 
und die Regionalplanung als zentrales Aufgabengebiet 
bieten vielfältige Chancen, Effi zienzvorteile und Synergien, 
die noch präziser aufgezeigt werden müssen. Wichtige 
Gesichtspunkte sind darüber hinaus die Finanzausstattung 
und die Neuordnung der Finanzsysteme.

Ein weiteres wichtiges Betätigungsfeld werden die Kosten 
von Siedlungs- und Infrastrukturen sein. Der IIK wird in einem 
ersten Schritt vorhandene und laufende Untersuchungen 
zusammenführen und auswerten. 

Mit dem dritten Arbeitsschwerpunkt „Monitoring, Er-
folgskontrolle, Controlling in der Regionalplanung“ greifen 
die IIK-Mitglieder ein früheres Thema erneut auf und un-
terstützen damit zugleich die Bemühungen des Präsidiums 
der Akademie, die Diskussionen um die Überprüfung der 
theoretischen Fundierungen gesamträumlicher Planung 
voranzubringen. Inhaltliche Zugänge bieten sich hier zum 
Beispiel auf der einen Seite über die Notwendigkeit der 
Umsetzung des Leitbildes nachhaltiger Raumentwicklung 
und der raumbedeutsamen EU-Richtlinien wie der Plan-
UP sowie auf der anderen Seite über die Renaissance der 
Entwicklungsplanung im Sinne von strategischer Planung 
speziell auf der regionalen Ebene.

Dietmar Scholich, Tel. (+49-511) 3 48 42 - 37
E-Mail: Scholich@ARL-net.de

Umfangreiche Linksammlung 
auf der ARL-Website

Die ARL bietet in der Rubrik „Links“ ihrer Website (www.
ARL-net.de) eine umfangreiche Linksammlung an. Die 

Themenbereiche richten sich vor allem an Personen, die sich 
für raumwissenschaftliche Fragen und für die Praxis räumlicher 
Planung interessieren.

Das Erscheinungsbild und die Inhalte der Linksammlung sind 
umfassend überarbeitet worden. Damit konnte die Benutzer-
freundlichkeit der Seiten noch weiter verbessert werden.

Sie fi nden Links zu folgenden Themenbereichen:

Raumwissenschaftliche Einrichtungen in Deutschland und 
Europa
Institutionen mit Arbeitsschwerpunkten im raumwissen-
schaftlichen Bereich sowie in weiteren Forschungsgebieten 
des ARL-Netzwerks

Hochschulinstitute in Deutschland und Europa
Institute, Fakultäten und Fachbereiche mit raumwissen-
schaftlicher Orientierung an Universitäten und anderen 
Hochschulen

Behörden in Deutschland und Europa
Behörden mit Zuständigkeit für Raumordnung und Landespla-
nung sowie für weitere Interessengebiete des ARL-Netzwerks 
(z. B. Wirtschaft, Landwirtschaft, Umwelt und Verkehr)

Regionalplanungsstellen in Deutschland und Europa
Angebot des Regionalen Planungsverbandes Oberlausitz-
Niederschlesien in Zusammenarbeit mit der ARL

Bibliotheken, Kataloge, Datenbanken, Fachverlage
Ausgewählte Links zur Unterstützung bei der Literaturrecher-
che im raumwissenschaftlichen Bereich und in verwandten 
Fachgebieten

Raumwissenschaftliche Foren und Portale
Informationssysteme und Diskussionsplattformen im raum-
wissenschaftlichen Bereich und in verwandten Forschungs-
gebieten

Fragen, Hinweise und Anregungen zur Linksammlung der ARL 
richten Sie bitte an:

Manja Hangebruch, Tel. (+49-511) 3 48 42 - 12
E-Mail: Hangebruch@ARL-net.de
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120 Vertreter aus Wissenschaft, Politik und Planungspraxis 
trafen am 6. Oktober 2006 zu einem wissenschaftlichen 
Kolloquium zu den Leitbildern für die Raumentwicklung in 
Norddeutschland im Leibnizhaus in Hannover zusammen. 
Anlass war die 100. Sitzung der Landesarbeitsgemeinschaft 
(LAG) Bremen/Hamburg/Niedersachsen/Schleswig-Holstein 
(siehe eigenen Bericht in diesem Heft).

Die neuen Leitbilder der Raumentwicklung 
in Deutschland
Ministerialdirigent Manfred Sinz, Berlin, stellte in seinem 
einführenden Vortrag die neuen Leitbilder der Raument-
wicklung sowie die Rahmenbedingungen, die diese Weiter-
entwicklung nötig gemacht haben, vor. Die Leitbilder seien 
nicht nur eine Reaktion auf die sich ändernden Rahmenbe-
dingungen, sondern verdeutlichten auch den Wandel in der 
Raumordnungspolitik hin zu einer Ermöglichungsposition. 
Bei den neuen Leitbildern stünden Aufgaben, nicht Raum-
kategorien im Vordergrund – sämtliche Leitbilder sind fl ä-
chendeckend –, und die europäische Dimension ziehe sich 
als Querschnittsgedanke durch die einzelnen Leitbilder, die 

Leitbilder für die Raumentwicklung   
 in Norddeutschland
Wissenschaftliches Kolloquium der LAG Nordwest

ARL-Präsident Prof. Dr.-Ing. Klaus Borchard, Königswinter, 
betonte in seiner Einführung, dass die ARL stets an aktuellen 
Diskussionen der Raumentwicklung beteiligt gewesen sei 
und die Ergebnisse ihrer Forschungsarbeit früh in politische 
Prozesse, so z. B. aktuell den Prozess der Leitbilderarbeitung, 
einbringe. Die neuen Leitbilder seien vor allem auch vor 
einem tief greifenden Umbruch im Verständnis von Staat und 
Gesellschaft zu sehen. Hier verlaufe derzeit eine Entwicklung 
vom vorsorgeorientierten zum aktivierenden Staat mit einer 
Verantwortungsteilung zwischen Staat und Gesellschaft, hin 
zu einer Bürgergesellschaft. Auch die LAG Nordwest habe 
sich in der Vergangenheit regelmäßig mit den Leitlinien und 
Perspektiven in Norddeutschland und seinen Teilräumen 
befasst. Somit könne sie bei diesem Kolloquium direkt an 
die von Bund und Ländern gemeinsam ausgearbeiteten und 
am 30.06.2006 durch die MKRO verabschiedeten Leitbilder 
anknüpfen. Ziel der Veranstaltung sei eine Diskussion der 
Leitbilder mit Blick auf die Raumentwicklung auf dem Gebiet 
der LAG. Die Grundlage hierfür lieferte die kontinuierliche 
Arbeit der LAG und ihrer Arbeitsgruppen (AGs) in den letzten 
Jahren, in denen die verschiedenen inhaltlichen Aspekte der 
neuen Leitbilder und auch der europäische Bezug themati-
siert worden sind.

Plenum

sätzlichen Anmerkungen legte Sinz die wesentlichen Strate-
gieelemente zu den einzelnen Leitbildern „Wachstum und 
Innovation“, „Daseinsvorsorge sichern“ und „Ressourcen 
bewahren, Kulturlandschaften gestalten“ dar, die in den 
folgenden Vorträgen mit Bezug auf aktuelle Tätigkeiten der 
LAG Nordwest und somit mit einem Fokus auf Nordwest-
deutschland aufgenommen wurden.

Wachstum und Innovation
Senatsrat Dr. Ralph Baumheier, Bremen, Leiter der nordwest-
deutschen LAG, stellte zunächst die spezifi sch norddeutsche 
Ausgangslage für das Leitbild „Wachstum und Innovation“ 
dar, die von einem insgesamt recht positiven, räumlich aber 
durchaus differenzierten Entwicklungsstand gekennzeichnet 
sei. In den Vordergrund seiner Ausführungen stellte er die 
Diskussion um die drei Metropolregionen im norddeutschen 
Raum. Aus Sicht der von ihm geleiteten LAG-AG „Metropo-
lregionen in Nordwestdeutschland“, deren Arbeiten Ende 
2006 abgeschlossen wurden, ist vor allem das Verhältnis der 
Landespolitik zu den Metropolregionen zu klären, gerade 

gleichzeitig ein stra-
tegisches Konzept 
zur Umsetzung der 
räumlichen Dimen-
sion der Nachhaltig-
keit darstellen. Der 
Umsetzungsprozess 
sei Teil des Ziels, 
das Leitbildpapier 
als Strategiekonsens 
der MKRO könne 
nur als erste Etappe 
eines fachlichen und 
politischen Diskurses 
angesehen werden. 
Nach diesen grund- Manfred Sinz

Foto: Sturm
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vor dem Hintergrund der Flächenhaftigkeit der Metropolre-
gionen. In der Diskussion um großräumige Verantwortungs-
gemeinschaften gelte es, auch abseits gelegene Räume zu 
berücksichtigen. Innerhalb der Metropolregionen müsse 
das Themenspektrum breit und unter Berücksichtigung 
der eigenen Identität und der spezifi schen Profi le defi niert 
werden. Wichtig sei auch, teilräumliche Aufgaben nicht zu 
vergessen – was die Verfl echtungen mit dem Umland betref-
fe, herrschten zwischen den einzelnen Metropolregionen 
Norddeutschlands durchaus große Unterschiede, die unter-
schiedliche Entwicklungsstrategien notwendig machen.

Daseinsvorsorge sichern
Dipl.-Volksw. Hans-Jürgen Back, Barsinghausen, fasste in 
seinem Vortrag die wesentlichen Ergebnisse der von ihm 
seinerzeit geleiteten LAG-AG „Demographischer Wandel“ 
zusammen und stellte sie in Bezug zum Leitbild „Daseins-
vorsorge sichern“. Die AG hatte die Folgen der demogra-
phischen Entwicklung in drei ausgewählten Landkreisen 
in Niedersachsen und Schleswig-Holstein untersucht und 
dabei Handlungsempfehlungen für die drei Themenbereiche 
Tourismus/Freizeit/Wellness, Bildung und Mobilität/Verkehr 
aufgestellt (Arbeitsmaterial der ARL Nr. 328). Der Bevölke-
rungsrückgang an sich stelle kein gravierendes Problem dar, 
problematisch sei jedoch die Veränderung der Altersstruktur. 
Insgesamt muss aus Sicht der LAG-AG die Gleichwertigkeit 
der Lebensverhältnisse in den Teilräumen das Ziel der 
Raumentwicklungspolitik bleiben. Dabei müsse die Regi-
on sowohl als Akteur als auch als Gestaltungsraum in den 
Vordergrund treten. Ausgehend von regionalen Kriterien 
würden sich unterschiedliche Profi le ergeben, mit denen 
die einzelnen Regionen ihre Gleichwertigkeit im Konzert 
aller Teilräume defi nieren würden. Die Entwicklung dieser 
Kriterien müsse durch die Raumplanung unterstützt werden. 
Gleichzeitig gelte es, ein leistungsfähiges Grundangebot an 
öffentlicher Infrastruktur auch bei sinkenden Bevölkerungs-
zahlen zu sichern, wozu u. a. die Stärkung einer tragfähigen 
Zentrale-Orte-Struktur beitragen könne. Zur Erzielung von 
Synergieeffekten seien fach- und ortsübergreifende Koope-
rationen ebenso zu fördern wie Verantwortungsgemein-
schaften zwischen „starken“ und „schwachen“ Regionen.

Ressourcen bewahren, Kulturlandschaften 
gestalten
Das Leitbild „Ressourcen bewahren, Kulturlandschaften ge-
stalten“ erlaubt, so Dipl.-Geogr. Hildegard Zeck, Hannover, 
stellv. Leiterin der LAG, in ihrem Vortrag, eine neue Sicht 
auf den Raum und seine Veränderbarkeit – vom bewah-
renden Struktur- und Ordnungsverständnis (z. B. in Bezug 
auf Siedlungsstruktur, Freiraumstruktur, Infrastruktur, Nut-
zungsstruktur) hin zum dynamischen Gestaltungsanspruch 
einer nachhaltigen Raumentwicklung. „Kulturlandschaften“ 
würden zum sichtbaren Raum, die Veränderung greif- und be-
greifbar, Identifi kationsaspekte rückten in den Vordergrund. 
Dabei ergänzten sich die beiden Schwerpunkte des Erhaltens 
der Umwelt bzw. der natürlichen Ressourcen sowie der 
Gestaltung von unterschiedlichen Landschaften. Insgesamt 
sei die Rolle der Raumordnung bei der Umsetzung dieses 

Leitbildes gar nicht so einfach zu defi nieren – wichtig sei, 
dass Kulturlandschaften nicht nur vor dem Hintergrund einer 
bestimmten räumlichen Abgrenzung, sondern vor ihrem Nut-
zungsbezug gedacht würden, der durchaus Veränderungen 
unterliege: Raumordnung handele mit einem gesetzlichen 
Auftrag, aber dennoch mit offenem Ziel.

Die europäische Dimension 
Prof. Dr. Götz von Rohr, Kiel, stellv. Leiter der LAG und Leiter 
der LAG-AG „Tourismusentwicklung an Nord- und Ostsee“, 
thematisierte in seinem Beitrag die „Europäische Dimension 
der Raumentwicklungspolitik“ und fragte, welche Bestand-
teile der neu verabschiedeten Leitbilder auf europäischer 
Ebene – vor allem auch im Zusammenhang mit der territo-

rialen Agenda, die 2007 verabschiedet wird – verwendbar 
sind, welche Bestandteile spezifi sch deutsch sind und was 
sich andererseits zur Umsetzung der Leitbilder von den 
europäischen Partnern lernen ließe. Typisch deutsch sei bei-
spielsweise die Vielpoligkeit, vor allem bei Betrachtung der 
Metropolregionen – dabei sei die fl ächenhafte Abdeckung 
durch Verantwortungsgemeinschaften von Bedeutung. Auch 
der Ost-West-Gegensatz in Bezug auf die demographische 
Einrichtung sei ein deutsches Spezifi kum. Dennoch seien 
die Leitbilder geeignet, in der territorialen Agenda auf die 
europäische Ebene einzuwirken – gerade Metropolregionen, 
Kulturlandschafen und Ressourcenschutz seien letztlich vom 
Maßstab her europäische Themen.

Als Zielbündel für die räumliche Entwicklung in Nord-
deutschland nannte von Rohr a) Maßnahmen zur Vernetzung 
der Metropolregionen untereinander, b) die Förderung von 
Partnerschaften zwischen Stadt und Land, auch im euro-
päischen Kontext, c) den Aufbau transnationaler Cluster 
von Wirtschaft und Wissensgesellschaft, wie sie aktuell im 
Bereich der Luft- und Raumfahrt bereits bestehen, d) den Aus-
bau und die Gestaltung transnationaler Korridore (vor allem 
in den Bereichen Verkehr und Energie), auch in Bezug auf 
eine ökologische Optimierung und regionalwirtschaftliche 
Effekte, e) die Vermeidung naturbedingter Wachstumsri-
siken in Küsten- und Flussgebieten, deren raumordnerische 
Bewältigung vor allem auf der europäischen Ebene noch 
ausstehe und f) eine bessere Profi lierung ökologisch und 
kulturell wertvoller Gebiete im europäischen Kontext, auch 
vor dem Hintergrund der touristischen Potenziale – hier herr-
sche vor allem hinsichtlich grenzübergreifender Aktivitäten 

Hans-Jürgen Back, Götz von Rohr, Ralph Baumheier

Foto: Sturm
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ein großer Handlungsbedarf. Als Fazit lasse sich festhalten, 
dass es auch für die weitere LAG-Arbeit eine Vielzahl von 
Themen zur europäischer Dimension der Leitbilder bzw. der 
Raumentwicklung gebe.

Raum- und Versorgungsstrukturen zu integrieren. Längst 
ist deutlich geworden, dass kommunale Einzelhandelskon-
zepte vor allem auch interkommunal, regional gedacht und 
verbindliche Spielregeln vereinbart werden müssen, um die 
gewünschte Wirkung einer gezielten regionalen Standort-

zu fördern. Dabei sei – gerade vor dem Hintergrund der 
europäischen Integration – eine Balance zwischen interner 
und externer Vernetzung wichtig. Der Raumordnung komme 
dabei eine „Sowohl-als-auch“-Funktion zu: Ordnungs- und 

Bedeutung regionaler Verantwortungs- 
gemeinschaften
Die abschließende Diskussion, moderiert vom Generalse-
kretär der ARL, Prof. Dr.-Ing. Dietmar Scholich, Hannover, 
fokussierte vor allem die Bedeutung regionaler Verantwor-
tungsgemeinschaften – bis hin zur Forderung des Überden-
kens der Strukturen bzw. Bezugsräume für den kommunalen 
Finanzausgleich, der in Metropolregionen sicherlich ein-
facher zu organisieren wäre. Grundsätzlich müsse es das Ziel 
sein, die Entwicklung von regionaler Selbstverantwortung 

Dietmar Scholich, Manfred Sinz, Hildegard Zeck

Gestaltungsfunktionen stünden nebeneinan-
der, denn es gelte, sowohl eine leistungsfähige 
Grundversorgung zu sichern als auch Entwick-
lungsmöglichkeiten zu schaffen. Zu Letzterem 
sei die Zusammenarbeit mit Partnern sehr 
wichtig; so lasse sich zum Beispiel das Leitbild 
„Ressourcen bewahren, Kulturlandschaften 
gestalten“ alleine von der Raumordnung nicht 
erfüllen, die Maßstäbe zur Bewertung von Land-
schaften und zu ihrer Gestaltung könnten im 
Gegenteil nur in Zusammenarbeit mit Akteuren 
vor Ort entwickelt werden. Gerade deshalb sei 
der ambitionierte Gedanke der Entwicklung 
von mehr regionaler Selbstverantwortung sehr 

wichtig, und gerade dies sei auch Ziel des Konzeptes der 
Europäischen Metropolregionen.

Zum Abschluss der Veranstaltung betonte Scholich, dass 
die LAG Nordwest ebenso wie die ARL als Ganzes sich 
weiterhin aktiv mit den Leitbildern, deren Umsetzung und 
der wissenschaftlichen Begleitung des Umsetzungsprozesses 
beschäftigen und auch weiterhin durch ihre Forschungsak-
tivitäten Impulse für die Raumentwicklungspolitik geben 
werden.

Gerhard Overbeck, Tel. (+49-511) 3 48 42 – 22 
E-Mail: Overbeck@ARL-net.de

Handel ist Wandel. Was der Handel 
zurzeit erlebt, ist allerdings mehr als 

Wandel. Der Handel befi ndet sich in ei-
ner Phase fundamentaler Umbrüche. Die 
genauen Ursachen, Abläufe und Auswir-
kungen bis hin zu Verwerfungen werden 
wohl erst mit einem gewissen zeitlichen 
Abstand vollständig zu überblicken und 
einzuordnen sein.

Soll dem Geschehen adäquat Rechnung 
getragen werden, kann für alle Beteiligten 
die Devise nur lauten: Wandel im Handeln. 
Die sehr dynamisch verlaufenden Entwick-
lungen des Einzelhandels stellen zugleich 
auch die kommunalen und regionalen 

Foto: Sturm

Mittendrin statt nur dabei? Räumliche Steuerung   
 des Einzelhandels in Nordrhein-Westfalen
Konferenz für Planerinnen und Planer in Nordrhein-Westfalen

Planungen vor vielfältige Herausforderungen. Aufgrund 
der neuen, oftmals großfl ächigen Betriebsformen entfalten 
die Vorhaben häufi g weit über die Grenzen der jeweiligen 
Standortkommune hinausreichende räumliche Wirkungen 
und sind – wenn überhaupt – nur schwer in bestehende 

Tagungsstätte Regionalverband Ruhr
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steuerung des (großfl ächigen) Einzelhandels zu erreichen. 
Darüber hinaus besteht in Nordrhein-Westfalen seit einiger 
Zeit die Notwendigkeit, den im Landesentwicklungspro-
gramm NRW verankerten und im Einzelhandelserlass NRW 
erläuterten nordrhein-westfälischen Steuerungsansatz im 
Bereich „Einzelhandel“ fortzuentwickeln.

Die hochaktuelle Thematik der räumlichen Steuerung 
des Einzelhandels stand im Mittelpunkt der 12. Konferenz 
für Planerinnen und Planer in NRW, die am 23. Oktober 
2006 gemeinsam von der Landesarbeitsgemeinschaft 
Nordrhein-Westfalen der ARL, dem Institut für Landes- und 
Stadtentwicklungsforschung und Bauwesen (ILS) NRW sowie 
der Landesgruppe der DASL in Essen durchgeführt wurde. 
Ziel der Konferenz war es, aktuelle Handlungserfordernisse 
und -optionen im Überschneidungsbereich zwischen Ein-
zelhandelsentwicklung und räumlicher Planung im Land 
Nordrhein-Westfalen zu identifi zieren und zu diskutieren. 
Im Mittelpunkt standen dabei: Trends und Entwicklungen, 
Rahmenbedingungen und Eckpunkte, Gestaltungs- und 
normative Regelungsmöglichkeiten.

Aktuelle Trends der Einzelhandels-  
entwicklung

timente an gemischten 
Orten, die sich zuneh-
mend der traditionellen 
Bauleitplanung entzö-
gen. Das Hauptproblem 
in den Innenstädten 
sei allerdings die Un-
fähigkeit der Akteure, 
gemeinsame Konzepte 
und  handlungsfähige 
Strukturen zur Einzel-
handelsentwicklung zu 
finden bzw. zu etab-
lieren.

Einzelhandelsentwicklung    
aus Unternehmenssicht
Anschließend skizzierte Gerd Wilhelmus, Geschäftsführer 
der ECE Projektmanagement GmbH, Hamburg, die Situation 
und Entwicklung des Einzelhandels aus Unternehmenssicht. 
Er wies zunächst darauf  hin, dass der Einzelhandel in der 
letzten Dekade nahezu kontinuierlich Umsatzeinbußen 
erlitten habe. Nach einer Belebung im Jahre 2006 zeichne 
sich allerdings für das nächste Jahr wieder eine Stabilisierung 
der Umsatzentwicklung ab. Der Kunde bleibe ein „unbe-
kanntes Wesen“ und ändere seine Nachfragewünsche immer 
spontaner. Im Zuge einer generellen Individualisierung der 
Angebote gewännen vor allem sozial- und ethikorientierte 
Produkte sowie der mit wachsender Mobilität verbundene 
Erlebniseinkauf zunehmend an Bedeutung. Die Polarisierung 
der Märkte schreite voran, wobei in erster Line das mittlere 
Segment auf der Strecke bleibe.

Nach einer Einfüh-
rung in die Thema-
tik durch den Lei-
ter der LAG Nord-
rhein-Westfalen, 
Prof. Dr. Rainer 
Danielzyk, Dort-
mund, der zu der 
Konferenz nahezu 
190 Teilnehmer/
innen begrüßen 
konnte, und nach 
Grußworten des 
Bere ichs le i ters 
für Planung des 
Regionalverbands 
Ruhr, Dr. Thomas Rommelspacher, Essen, hielt Prof. Dr. 
Günter Heinritz vom Seminar für Sozialwissenschaftliche 
Geographie an der Ludwig-Maximilians-Universität München 
einen einführenden Vortrag zu den aktuellen Trends der Ein-
zelhandelsentwicklung. Der Strukturwandel im Einzelhandel 
sei durch ein starkes Wachstum der Mono-Marken-Stores 
auf Kosten der Multi-Marken-Stores gekennzeichnet. Der 
höhere Grad der Filialisierung und Internationalität führe 
zu einer wachsenden Uniformität der Architektur und zu 
einer Banalisierung der Angebote, wodurch wiederum die 
Attraktivität des Standorts Innenstadt abnehme. Die Unifor-
mität der Innenstädte korreliere also mit dem Wachstum der 
Mono-Marken-Stores, das sich auf Kosten der kleinteiligen 
und mittleren Einzelhandelsgeschäfte vollziehe. Gleichzeitig 
führe die Beschleunigung des Betriebsformenwandels dazu, 
dass die jeweiligen Immobilien immer rascher veralten.

Zudem fasse der Einzelhandel an neuen Orten Fuß, etwa 
in Transiträumen wie Bahnhöfen oder in Freizeit- und Sport-
anlagen wie Fußballstadien. Durch die breite Akzeptanz des 
Konsums als Teil der Freizeit entstünden neue gemischte Sor-

Rainer Danielzyk

Günter Heinritz

Gerd Wilhelmus

Im Hinblick auf den 
Betriebsformenwan-
del seien die Dis-
counter die Gewinner 
und die traditionellen 
Kaufhäuser sowie der 
Facheinzelhandel die 
Verlierer. Der Struk-
turwandel sei nicht zu 
stoppen. Er führe zu 
einem anhaltenden 
Druck auf die Flä-
chenproduktivitäten 
und erfordere eine 
permanente Flächen-
anpassung, die eine 
weitere Flächenexpansion nach sich ziehe. Aufgrund des 
Erlebnisfaktors würden Ambiente und Architektur immer 
wichtiger.

Nach Ansicht von Wilhelmus bietet Deutschland noch ein 
hohes Entwicklungspotenzial für erlebnisorientierte Shop-
ping Center. Die Standortentwicklung sei fast nur noch auf 
die Innenstädte bzw. Cityrandlagen gerichtet. Planerisch sei  
hierbei ein Funktionsmix zwar von Vorteil (Vielfalt als Kenn-
zeichen von Urbanität), unter Umsetzungsaspekten jedoch 
meist kontraproduktiv, da unter vielen Akteuren kaum ein 
Konsens zu erzielen sei.
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Innenstädte als Orte von Handel, Freizeit 
und Unterhaltung
Diesem Thema widmete sich im dritten Grundsatzvortrag 
Dipl.-Ing. Frank Roost vom Institut für Soziologie an der 
TU Berlin. Er skizzierte eine Tendenz zur Dualisierung der 
Einzelhandelsnachfrage, derzufolge bei bestimmten Gütern 
– eher des Normalbedarfs – eingespart werde, um den Kauf 
teurer Lebensstilartikel fi nanzieren zu können. Hintergrund 
hierfür sei eine zunehmend ausgeprägte Individualisierung, 
Differenzierung und Spezialisierung der Nachfrage, die alle 
Sozial- und Altersgruppen betreffe. Vorherrschend sei die 
Orientierung an bestimmten Marken (Branding). Der Ein-
zelhandel reagiere hierauf mit gezielten Identitätsmodellen 
(Markenidentität) und Lebensstilstrategien, die Bindungen 
erzeugen oder verstärken, wobei sich die meisten Anbieter 
auf das Design konzentrieren, während die Produkte kosten-
günstig in Entwicklungs- und Schwellenländern hergestellt 
werden.

delsbetriebe der Standortsteuerung unterworfen werden. 
Um den Verdrängungswettbewerb zu begrenzen, müssten 
die Gemeinden darüber hinaus (konsensual getragene) 
lokale und regionale Einzelhandelskonzpete erarbeiten. Als 
weiteres grundlegendes Ziel nannte Klaßmann-Voß eine 
Vereinfachung der Genehmigungsverfahren, nicht zuletzt 
um die Gutachtenfl ut zu begrenzen.

Arbeitsgruppen und Podiumsdiskussion
Im Anschluss an die Referate, deren Thematik durch Diskus-
sionen mit dem Plenum vertieft wurde, behandelten drei 
Arbeitsgruppen, an deren Beginn jeweils zwei Impulsstate-
ments standen, folgende Themenbereiche:

Arbeitsgruppe 1:  Einzelhandel und Planungsrecht

Moderation:  Dr. Susan Grotefels, Geschäftsführerin  
 des Zentralinstituts für Raumplanung  
 an der Universität Münster

Impulsstatements:  Dr. Olaf Bischopink, Rechtsanwälte  
 Baumeister und Partner, Münster,  
 und Dr. Ulrich Maidowski, Richter  
 am Oberverwaltungsgericht für das  
 Land Nordrhein-Westfalen

Arbeitsgruppe 2: Aktivierende Ansätze zur Stärkung  
 von Zentren

Moderation: Dipl.-Ing. Frank Osterhage, Fach- 
 bereich  Raumordnung und Landes- 
 entwicklung, ILS NRW, Dortmund

Impulsstatements: Jens Imorde, Geschäftsführer der  
 Imorde Projekt- & Kulturberatung  
 GmbH, Münster, und Eckart Kröck,  
 Leiter des Planungsamtes der Stadt  
 Bochum

Arbeitsgruppe 3: Möglichkeiten überörtlicher Steuerung

Moderation: AbtDir. Joachim Diehl, Leiter der  
 Abteilungen „Regionalplanung,  
 Wirtschaft“ und „Kommunalaufsicht,  
 Bauen und Wohnen“ bei der Bezirks- 
 regierung Köln

Impulsstatements: Jörg Lehnerdt, BBE Unternehmens- 
 beratung GmbH, Köln, und Dr. Gerd  
 Hager, Verbandsdirektor des Regional- 
 verbandes Mittlerer Oberrhein

Den Schluss der Konferenz bildete eine von Prof. Danielzyk 
moderierte Podiumsdiskussion mit namhaften Vertreterinnen 
und Vertretern aus den Bereichen Wissenschaft, Politik, 
Verwaltung und von Verbänden, in deren Mittelpunkt die 
Tendenzen der zukünftigen Einzelhandelsentwicklung und 
der daraus resultierende lokale und regionale Steuerungs-
bedarf standen.

Gerd Tönnies, Tel. (+49-511) 3 48 42 - 23 
E-Mail: Toennies@ARL-net.de

In den Stadt-
regionen fi nden 
sich die Bran-
d i n g - C e n t e r 
hauptsächlich 
in attraktiven 
Lagen der Kern-
städte. Ihre Aus-
wirkungen auf 
Kaufkraftströme, 
Nachbarzentren 
und -städte sind 
keineswegs un-
umstritten und 
im Einzelfall sehr 
unterschiedlich. 
Wichtig sei, so Roost, eine Vernetzung der oftmals uniformen 
Großstrukturen mit dem vorhandenen kleinteiligen inner-
städtischen Einzelhandel und mit kulturellen Angeboten. Auf 
gesamtstädtischer Ebene werde die feststellbare Reurbani-
sierung vor allem vom Wachstum der wissensorientierten 
Branchen und einer Wiederentdeckung der Wohnqualität 
der größeren Städte getragen.

Steuerung des Einzelhandels aus der Sicht 
der Landesplanung
An die drei Grundsatzvorträge schloss sich ein Statement zur 
Problematik der „Steuerung“ der Einzelhandelsentwicklung 
aus der Sicht der Landesplanung an, das Ministerialrätin Sa-
bine Klaßmann-Voß vom Ministerium für Wirtschaft, Mittel-
stand und Energie des Landes NRW, Düsseldorf, vortrug. Sie 
betonte, dass die Landesregierung an der landesplanerischen 
Steuerung der Einzelhandelsentwicklung festhalten wolle. 
Ziel sei es, die Innenstädte als Standorte des Einzelhandels 
zu stärken. Hierzu sei der einschlägige Paragraph im Lan-
desentwicklungsprogramm neu gefasst worden. Wichtiges 
Steuerungsinstrument seien künftig sog. zentrale Versor-
gungsbereiche, die die Kommunen auszuweisen hätten. Das 
System der Zentralen Orte bleibe weiterhin gültig. Neu sei, 
dass auch mit Freizeiteinrichtungen verbundene Einzelhan-

Frank Roost
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Dieses Thema stand im Mittelpunkt einer mit ca. 100 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern gut besuchten Ko-

operationsveranstaltung der Universität Kassel (Fachgebiet 
Stadt- und Regionalplanung), der ARL und des Zweckver-
bandes Raum Kassel (ZRK), die am 14. September 2006 in 
Kassel stattfand.

Zur Thematik
Hinter den Begriffen Globalisierung und Regionalisierung 
stehen Megatrends, die eine neue Dynamik und eine 
neue Vielfalt von funktionalen Verfl echtungen auf unter-
schiedlichen räumlichen Ebenen bewirken. Dies führt zur 
Herausbildung neuer Zentrenstrukturen, die tief greifende 
Veränderungen der Raumstrukturen nach sich ziehen. So 
lässt sich auf der transnationalen Ebene eine Restrukturie-
rung des europäischen Städtesystems feststellen. Hierbei 
entwickeln sich (Groß-)Stadtregionen zu Knoten in einem 
zunehmend komplexeren Netz.

Knoten im Netz als Orte der Innovation, der Steuerung 
von Wirtschaft und Politik sowie des Wissens- und Kulturaus-
tausches spielen eine besondere Rolle in einer globalisierten 
und vernetzten Welt. Sie erfordern neue Lesarten der Raum-
strukturen und -entwicklungen. Dabei muss eine Politik für 
Städte und Stadtregionen die Aufmerksamkeit nicht nur auf 
das „Funktionieren nach innen“ (Flächennutzungsplanung, 
ÖPNV, technische Ver- und Entsorgung, Wohnungsmarkt), 
sondern auch auf die „Positionierung nach außen“ (Bildung, 
Forschung und Entwicklung, Messen, Kulturangebote und 
Events, Standortmarketing) richten.

Die großen Städte haben dies längst erkannt. Sie haben 
das raumordnerische Konzept der Metropolregionen auf-
gegriffen und präsentieren sich inzwischen als Motoren 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung. Metropolregionen 
stellen die hochrangigsten Standorte in den räumlichen 
Netzen der Wissens- und Informationsgesellschaft dar. 
Derzeit bezeichnen sich elf Großräume in Deutschland als 
Metropolregionen, und die „Bewegung“ hat sich längst auf 
andere Städte außerhalb dieser Räume ausgedehnt.

Die durch ökonomische Transformationsprozesse indu-
zierte räumliche Restrukturierung erzeugt auch außerhalb 
der Metropolen Handlungsbedarf. Hier setzt die Idee der 
„Regiopolen“ an. Zunächst handelt es sich dabei um eine 
Metapher, die das Thema regionaler Positionierung für 
Räume diskussionsfähig machen soll, die bisher nicht zu 
den Metropolregionen gehören, jedoch Berührungspunkte 
zu ihnen haben und als Schnittstellen fungieren.

Die Tagung in Kassel sollte einer Verständigung über 
den Begriff der Regiopole und die dahinter stehenden 
Erklärungsansätze und Entwicklungskonzepte dienen. 
Zugleich sollte für die mittleren Großstädte ein Forum 
im Rahmen des Diskurses zur Metropolenentwicklung 
geschaffen werden.

Eröffnung und Einführung
In seiner Begrüßung und inhaltlichen Einführung skizzierte 
Prof. Dr. Jürgen Aring, Universität Kassel, die besondere 
Situation der Regiopolen im Spannungsfeld zwischen Me-
tropolregionen und (deren) großräumigen Peripherien. Als 
wichtige Bestimmungsmerkmale für Regiopolen nannte 
er eine Mindesteinwohnerzahl (ca. 150.000 bis 250.000 
Einwohner), ICE-Halt, Universitätsstandort, hochrangige 
kulturelle Funktionen, eigenständige Arbeitsmärkte und 
größere, ein nachhaltiges Wachstum ermöglichende Wirt-
schaftspotenziale. Diese größeren Stadtregionen außerhalb 
der metropolitanen Kernnetze – wie Kassel, Göttingen, Kiel, 
Magdeburg, Rostock, Cottbus, Bielefeld, Würzburg oder Ulm 
– stünden vor allem vor der Frage, ob sie einen Wachstums-
verbund mit den großen Metropolregionen eingehen oder 
eine stärker eigenständige Profi lierung im Rahmen einer en-
dogenen Regionalentwicklungsstrategie favorisieren sollten. 
Im Hinblick auf ihre Lage im Raum und die räumlich-funk-
tionale Aufgabenteilung im gesamten Stadtregionssystem 
nähmen Regiopolen wichtige Brücken- und innovations- bzw. 
wachtstumsrelevante Diffusionsfunktionen wahr.

Für die ARL als Mitveranstalter führte deren Vizepräsident, 
Prof. Dr. Dr. h. c. Horst Zimmermann, Marburg, in die Thema-
tik der Tagung ein. Er gab zunächst einen kurzen Überblick 
über Publikationen der ARL zu „mittleren Räumen“. Anschlie-
ßend skizzierte er die Umrisse eines ökonomisch-raumwis-
senschaftlichen Konzeptes zur Erforschung der Ursachen, 
Entwicklungsdeterminanten und Handlungserfordernisse 
einer Politik zur Förderung der „Wachstumsmotoren“ außer-
halb der engeren metropolitanen Verfl echtungsbereiche. Im 
Einzelnen setzte er sich mit fünf grundlegenden Forschungs-
aspekten auseinander: (1) Konkretisierung des Forschungs-
objektes Regiopolen, (2) Ableitung testfähiger Hypothesen, 
(3) Datenaufbereitung, (4) Hypothesentests mit statistischen 
bzw. ökonometrischen Methoden und (5) Folgerungen für 
theoretische Erklärungsansätze und raumentwicklungspoli-
tische Handlungsmöglichkeiten.

Regiopolen im Kontext der neuen   
Leitbilder der Raumentwicklung
Im ersten Teil der Tagung wurden von MinDgt Manfred 
Sinz, BMVBS, Berlin, zunächst die neuen Leitbilder und 
Handlungsstrategien für die Raumentwicklung in Deutsch-
land vorgestellt, die die Raumordnungsminister/innen von 
Bund und Ländern am 30. Juni 2006 verabschiedet haben. 
Mit ihnen verbindet sich der Anspruch, die aktuellen und 
künftigen Herausforderungen der Raumentwicklungspolitik 
aufzugreifen. Denn seit der Verabschiedung des „Raumord-
nungspolitischen Orientierungsrahmens“ (ORA 1992) haben 
sich die Rahmenbedingungen für die räumliche Entwicklung 
gravierend geändert.

Daher gab Sinz zunächst einen Überblick über wichtige 
Rahmenbedingungen und säkulare Trends der sozioökono-
mischen Entwicklung: die Globalisierung und die europä-

Regiopolen – zwischen Metropolregionen und Peripherien
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ische Integration, die Zunahme räumlicher Verfl echtungs-
prozesse und des interregionalen Standortwettbewerbs, 
der demographische Wandel, insbesondere Alterung und 
Rückgang der Bevölkerung, die Veränderungen staatlicher 
Steuerungsformen sowie die zunehmende Ressourcen-
knappheit. Anschließend widmete er sich den räumlichen 
Wirkungsebenen dieser Prozesse.

Obwohl sich die Lebensverhältnisse durch eine generel-
le „Verstädterung“ der Gesellschaft angeglichen hätten, 
entstünden gleichwohl neue räumliche Disparitäten durch 
Alterung, Abwanderung, Ausdünnung der Versorgungsnetze 
und durch Versorgungsengpässe. Zudem habe sich die 
Städtekonkurrenz erheblich verschärft und der Prozess der 
Metropolisierung schreite unvermindert voran. Neben den 
hierdurch verstärkten räumlichen Nutzungskonfl ikten sei 
gleichzeitig eine Erhöhung der Reichweite von Eingriffen 
in die Natur und die Zunahme von Umweltrisiken festzu-
stellen.

Nach Hinweisen auf wichtige Grundlagen für die Ausge-
staltung der Zielvorstellungen und Handlungsstrategien der 
Raumentwicklungspolitik ging Sinz dann im Einzelnen auf 
die neuen Leitbilder der Raumentwicklung ein. In Anbetracht 
der Tagungsthematik stand hierbei das Leitbild „Wachstum 
und Innovation“ im Vordergrund.

Mit diesem Leitbild leiste die Raumentwicklungspolitik 
einen Beitrag dazu, das wirtschaftliche Wachstum stärker 
zu fördern – insbesondere durch eine Weiterentwicklung 
der Wissensgesellschaft. Alle Räume sollten befähigt wer-
den, ihren Beitrag hierzu zu leisten, indem die spezifi schen 
Stärken in den jeweiligen Regionen unterstützt werden. 
Eine besondere Rolle spielten dabei die elf europäischen 
Metropolregionen in Deutschland. Diese Räume seien wich-
tige Motoren der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Entwicklung und hätten eine besondere Verantwortung für 
ihren jeweiligen metropolitanen Verfl echtungsraum.

Ziel der Raumentwicklungspolitik sei es, durch angepass-
te Strategien die Regionalentwicklung zu fördern. Hierbei 
gelte es, Netzwerke, überregionale Wachstumsbündnisse 
und solidarische Partnerschaften zwischen den Metropol-
regionen, den Wachstumsräumen außerhalb der engeren 
metropolitanen Verfl echtungsräume und den Stabilisie-
rungsräumen zu etablieren. Einzelne Handlungsansätze 
könnten die Innovationsförderung, der gezielte Ausbau der 
großräumig bedeutsamen Verkehrsinfrastruktur, die Förde-
rung der europäischen Perspektive in den Metropolregionen 
oder die Entwicklung von großräumigen Verantwortungsge-
meinschaften zwischen metropolitanen Kernen und ihren 
ländlichen, dünn besiedelten und oftmals strukturschwachen 
Peripherien sein.

Regiopolen nähmen in diesem Zusammenhang ebenfalls 
hochrangige stadtregionale Funktionen wahr, jedoch  nur 
in einzelnen Teilbereichen. Für ihre Entwicklung sei es ent-
scheidend, über ein ausreichendes und entwicklungsfähiges 
endogenes Potenzial zu verfügen und gleichzeitig hinrei-
chend weit entfernt von bzw. in den Räumen zwischen den 
Metropolregionen zu liegen. Ausgehend von einer räumlich 
ausgewogenen Verteilung der Metropolregionen bestünden 
die größten Lücken in den Großräumen Kassel und Rostock, 
in denen Metropolregionen fehlten.

Weitere Vorträge
Im nächsten Vortrag behandelte Dipl.-Ing. Michael Glatthaar, 
Universität Kassel, das Thema „Regiopolen – Neue Lesarten, 
Knoten und Raumpartnerschaften“. Er  hob hervor, dass das 
deutsche Städtesystem im Vergleich zu anderen Siedlungs-
systemen in Europa durch eine relativ große Zahl mittlerer 
Stadtregionen gekennzeichnet sei. Dies werde durch die 
Metropolregionendebatte vernachlässigt, die den Wachs-
tumsaspekt auf wenige Großagglomerationen und deren 
Overspill-Potenziale konzentriere.

Im Hinblick auf die räumliche Diffusion von Innovationen 
und die regionale Ausgewogenheit von Wachstumspro-
zessen komme daher, so Glatthaar, den Regiopolen  – als 
außerhalb der metropolitanen Verfl echtungsräume gelegene 
Oberzentren mit größeren Wachstumspotenzialen – eine 
erhebliche Bedeutung zu. Sie leisten zugleich einen Beitrag 
zur Erfüllung der regionalen Implikationen der Leitvorstellung 
einer nachhaltigen Raumentwicklung. Nach ihrer Lage im 
Raum können unterschieden werden: (1) Regiopolen in den 
engeren metropolitanen Verfl echtungsbereichen, (2) dyna-
mische Wachstumskerne außerhalb der engeren Metropol-
regionen und (3) mittlere Stadtregionen bzw. Oberzentren in 
strukturschwachen ländlichen (Stabilisierungs-)Räumen. Ein 
wichtiges Kennzeichen der Regiopolenentwicklung sei das 
deutlich geringere Ausmaß negativer Verdichtungsfolgen. 

Als Kriterien für die Bestimmung von Regiopolen seien 
u. a. die Lage außerhalb der metropolitanen Kernräume, eine 
Mindestgröße der Kernstadt von ca. 100.000 Einwohnern, 
ein größeres endogenes Wachstums- und Arbeitsmarktpo-
tenzial (z. B. Anteil Wachstumsbranchen, Exportumsatz je 
Industriebeschäftigten) sowie ein Haltepunkt im schienen-
gebundenen Schnellverkehrssystem (ICE) heranzuziehen. 
Ein weiterer, gleichermaßen wachstums- wie ausgleichspo-
litisch bedeutsamer Aspekt beziehe sich schließlich auf die 
Bündelung von Wachstums- und Versorgungspotenzialen 
durch Kooperation zwischen Regiopolen oder aber zwischen 
Metropolregionen und Regiopolen.

Drei weitere Vorträge setzten sich mit der Rolle von 
Regiopolen als Impulsgeber für die regionale Entwicklung 
auseinander. Zunächst behandelte Prof. Dr. Nikolaus Risch, 
Rektor der Universität Paderborn, die Bedeutung der Univer-
sitäten als Impulsgeber in der Wissensgesellschaft. Anschlie-
ßend gab Prof. Dr.-Ing. Jörg Knieling, HafenCity Universität 
Hamburg, einen detaillierten Überblick über Formen der 
Regional Governance in Regiopolen. Im letzten Vortrag 
sprach Dr. Arno Brandt, Nord LB, Hannover, zum Thema 
„Hidden champions in hidden regions“ und ging damit auf 
die regionalentwicklungspolitisch zentrale Frage ein, welche 
Handlungsmöglichkeiten für diejenigen Stadtregionen beste-
hen, die  zwar ebenfalls räumliche Kristallisationskerne des 
Wachstums sind, jedoch aufgrund ihrer Größe und funktio-
nalen Ausstattung keine Chance haben, als Metropolregion 
ausgewiesen zu werden.

Fachdiskussionen
Ergänzend zu den Vorträgen wurden wichtige Themenkom-
plexe in Form von Fachdiskussionen vertieft, in die auch das 
Plenum einbezogen wurde. Prof. Aring moderierte eine 
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Podiumsdiskussion unter dem Thema „Dynamische Regio-
nalentwicklung außerhalb von Metropolregionen – zufällig 
oder geplant?“. Einführende Statements hielten Friedrich San-
tschi und Mathis Güller vom Verein Region Bern, Schweiz. 
Und Prof. Dr. Iris Reuther, Universität Kassel, moderierte die 
Gesprächsrunde „’Regiopole’ als neue regionale Perspek-
tive?“, an der neben Dr. Dieter Scheidemann, Leiter des 
Fachbereichs Geodienste und Baukoordinierung der Stadt 
Magdeburg, Dipl.-Volkswirt Henrik Krieger, Zweckverband 
Raum Kassel, und Ltd. Ministerialrat Gerd-Rainer Damm, 

Was ist eigentlich eine Metropolregion?
Nach der Begrüßung von Seiten des VDSG, Studiendirektor 
Dr. Reinhard Kurz, Burgwedel, führte der Generalsekretär 
der ARL, Prof. Dr.-Ing. Dietmar Scholich, Hannover, mit 
seinem Beitrag „Metropolregionen als strategischer Ansatz 
der Raumpolitik – Einführung“ in die Workshopthematik ein. 

Ministerium für Umwelt des Saarlandes, Saarbrücken, teil-
nahmen.

Auch hierbei zeigte sich, wie wichtig die Erfüllung von zwei 
Grundvoraussetzungen einer erfolgreichen Regiopolenent-
wicklung ist: eine hinreichende Größe bzw. „kritische Masse“ 
für regionale Wachstums-/Entwicklungsprozesse und eine 
hinreichende Distanz zu den metropolitanen Kernräumen, 
die eine eigenständige Regionalentwicklung gewährleistet.

Gerd Tönnies, Tel. (+49-511) 3 48 42 - 23 
E-Mail: Toennies@ARL-net.de

Die ARL hat sich auf Einladung des Verbandes Deutscher 
Schulgeographen (VDSG) über ihre Landesarbeitsge-

meinschaft Bremen/Hamburg/Niedersachsen/Schleswig-
Holstein mit einem Workshop am 30. Deutschen Schulge-
ographentag in Bremen beteiligt. Der Workshop fand am 
25.09.2006 zum Thema „Der Nordwesten startet durch! 
Metropolregion Bremen/Oldenburg als Verantwortungsge-
meinschaft“ an der Universität in Bremen statt.

Mit dem Workshop wurde in Form von Werkstattberichten 
Einblick in die aktuelle Forschungstätigkeit der ARL gege-
ben. Wichtige Themen der ARL-Forschungen sind zurzeit 
– aber auch noch in den nächsten Jahren – die räumlichen 
Konsequenzen des demographischen Wandels und damit 
eng verbunden die Neujustierung gleichwertiger Lebensver-
hältnisse, die nachhaltige Raumentwicklung, die europäische 
Raumentwicklung, die Entwicklung ländlicher Räume und 
die Entwicklung von Agglomerationen/Metropolregionen. 

Der Nordwesten startet durch!
Kooperation mit den Schulgeographen erfolgreich fortgesetzt

Für die Wahl des The-
mas „Metropolregi-
onen“ sprach darüber 
hinaus, dass drei der 
Metropolregionen in 
Deutschland im Nor-
den liegen. 

Der Geographentag 
fand in Bremen statt. 
Insofern war es nur 
konsequent, den Leiter 
der LAG-Arbeitsgrup-
pe zu den nordwest-
deutschen Metropol-
regionen, Senatsrat Dr. 
Ralph Baumheier, und 
andere Akteure aus 
der Region zu bitten, 
über die Metropolre-
gion Bremen/Olden-
burg zu berichten.

Dietmar Scholich
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Er machte zunächst an Beispielen deutlich, dass das Thema 
„Metropolregion“ in Deutschland seit einigen Monaten 
ein ausgesprochen viel und kontrovers diskutiertes Thema 
ist; und zwar in fast allen Landesteilen, in der Politik, in der 
Verwaltung wie auch in der Öffentlichkeit und in den Me-
dien. Anschließend zeigte er die Entwicklung von zunächst 
sieben europäischen Metropolregionen 1995 zu elf im Jahr 
2005 auf und erläuterte den Begriff und die wichtigsten 
Funktionen von Metropolregionen (Entscheidungs- und 
Kontrollfunktion, Innovations- und Wettbewerbsfunktion, 
Gateway-Funktion). 

Im Weiteren ging Scholich auf die politische Praxis in 
Deutschland ein, würdigte den Stand der Umsetzung der 
neuen Raumordnungskategorie in den Teilräumen und 
sprach vor allem auch Problembereiche wie die Tendenz 
zur übermäßigen räumlichen Ausdehnung mancher Me-
tropolregionen kritisch an. Die Abgrenzungsproblematik 
verdeutlichte er u. a. am Beispiel der drei Metropolregionen 
im Norden, Hamburg, Hannover-Braunschweig-Göttingen 
und Bremen-Oldenburg. Danach gehören nur einige wenige 
niedersächsische Landesteile – vorrangig im Westen wie 
Osnabrück, Emsland und Ostfriesland – nicht zu einer Me-
tropolregion. Teilweise überlappen sich die norddeutschen 
Metropolregionen.

Strategien der regionalen Zusammenarbeit

Der zweite notwendige Entwicklungsstrang neben INTRA 
Region Bremen ist nach Ansicht Baumheiers die Metropolre-
gion Bremen/Oldenburg im Nordwesten. Die Überlegungen 
des Bundes wurden auf Initiative der Regionalen Arbeitsge-
meinschaft Bremen/Niedersachsen in rekordverdächtiger 

Zeit sowohl in Bremen als auch in den beteiligten niedersäch-
sischen Institutionen umgesetzt. Baumheier nannte einige 
Kerngrößen für die künftige strukturpolitische Zusammen-
arbeit im größeren Nordwestraum, für die Optimierung der 
metropolitanen Funktionen in Wirtschaft, Wissenschaft und 
Infrastruktur sowie für ein schlagkräftiges Regionen-Marke-
ting. Die Gründungsversammlung der Metropolregion fand 
am 22.11.2006 statt.

Planung tut Not!
Ulrich Kinder, Geschäftsführer des Kommunalverbundes 
Niedersachsen/Bremen, Delmenhorst, referierte anschlie-
ßend zum Thema „Planung tut Not! Erfolgreiche Kooperation 
braucht Verlässlichkeit und Verbindlichkeit“. Auch Kinder 
ging zu Beginn auf die Vielzahl regionaler und teilregionaler 

Im zweiten Vortrag „Der 
Nordwesten auf Kurs! Rah-
menbedingungen, Potenzi-
ale, Ziele“ ging Baumheier, 
Leiter des Referats Raumord-
nung, Stadtentwicklung und 
Flächennutzungsplanung 
beim Senator für Bau, Um-
welt und Verkehr der Freien 
Hansestadt Bremen, auf 
Strategien der regionalen 
Zusammenarbeit im Raum 
Bremen/ Niedersachsen ein. 
Er zeigte zunächst mit der 
Regionalen Arbeitsgemein-
schaft Bremen/Niedersach-
sen, dem Kommunalverbund 
Niedersachsen/Bremen, den 
ehemaligen Regierungsbezir-

ken in Niedersachsen und der Gemeinsamen Landesplanung 
die vielfältige Ausgangslage und die lange Tradition freiwil-
liger regionaler Zusammenarbeit in diesem Teilraum auf. 
Klassischen Aufbaufonds folgten Regionale Entwicklungs-
konzepte und die gemeinsame Erarbeitung eines interkom-
munalen Raumstrukturkonzeptes mit Zielvorstellungen zur 
künftigen Siedlungs-, Freiraum- und Verkehrsentwicklung 
in der Region Bremen (INTRA). Das angestrebte Ergebnis 
ist sozusagen ein freiwilliger Regionalplan für den Verfl ech-
tungsraum Bremen. INTRA wurde am 01.03.2005 von 35 
Kommunen beschlossen. Im Kern geht es um eine stärkere 
Verbindlichkeit der regionalen Zusammenarbeit und um die 
Einrichtung eines Regionalforums Bremen.

Ralph Baumheier

Akteure mit unter-
schiedlichen Interes-
sen ein. Er sprach 
von der Patchwork-
Region mit ganz ver-
schiedenen teilräum-
lichen historischen 
Entwicklungen und 
Identitäten. Im Wei-
teren stellte er den 
Kommunalverbund 
Niedersachsen/Bre-
men vor, seine Struk-
tur, Themenschwer-
punkte, Arbeitsweise 
und ausgewählte Pro-
jekte wie den Grünen 
Ring Region Bremen 
und das Gartenkultur-
Musikfestival. Kinder 
vertiefte das von Baumheier angerissene Thema „INTRA“ 
und ging dabei auf Kernaussagen des Leitbildes der konzent-
rierten Siedlungsentwicklung ein: Zentren und Innenstädte 

Ulrich Kinder

Foto: D. Scholich

Foto: D. Scholich
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beleben, regionale Dienstleistungs- und Gewerbestandorte 
profi lieren, regionalen ÖPNV stärken, Wohnqualitäten der 
ZO erhalten und ausbauen sowie regionale Freiräume si-
chern bzw. entwickeln.

Ausführlich erläuterte Kinder als wichtiges Teilprojekt die 
interkommunale Moderation von Ansiedlungsvorhaben 
des großfl ächigen Einzelhandels (IMAGE). Dieses Thema 
beschäftigt derzeit alle Agglomerationen (siehe das Positi-
onspapier aus der ARL Nr. 67, Nachrichten der ARL 3/2006, 
S. 4 – 8). Mit diesem freiwilligen Verfahren will der Kommu-
nalverbund die Ansiedlungen großfl ächigen Einzelhandels 
regional abstimmen und negative Auswirkungen auf die 
jeweils angrenzenden Gemeinden vermeiden. Dafür ist 
der Ablauf eines Bewertungs- und Moderationsverfahrens 

entwickelt worden. Kinder berichtete über bisherige prak-
tische Erfahrungen sowie über Leistungen und Grenzen von 
IMAGE. Ziel ist die Aufstellung eines regionalen Zentren- und 
Einzelhandelskonzeptes. 

Netzwerk über Grenzen hinweg optimieren

lautete das seinerzeitige Motto. In acht Jahren wurden 156 
Kooperationsprojekte über kommunale und Landesgren-
zen hinweg gefördert. Unter dem Stichwort „Drehscheibe 
Nordwest“ sind zahlreiche Erfolge erzielt worden wie der 
Tiefwasserhafen Jade-Weser-Port in Wilhelmshaven. Priorität 
hat nach Meinung Privats zurzeit die Küstenautobahn A 22, 
um wichtige Industriestandorte in Nordwestdeutschland zu 
erschließen, vorrangig Standorte der chemischen Industrie 
und Airbus-Standorte.

Bei der Frage, welche Leistungen der Nordwesten für ganz 
Deutschland erbringt, ging Privat auf das Beispiel der Linde 
AG als weltweit führender Anlagenhersteller u. a. für die Erd-
öl- und Chemieindustrie sowie auf Windenergieerzeugung, 
-technik, -management und -forschung ein. Sie rundete ihren 
Vortrag mit einer Kurzvorstellung der Regionalen Arbeitsge-
meinschaft Bremen/Niedersachsen ab.

Kooperation mit dem VDSG wichtig   
für Wissenstransfer
Die ARL ist den Veranstaltern des Deutschen Schulgeo-
graphentages sehr dankbar, dass sie den Workshop ausrich-
ten konnte. So war ein zeitnaher Transfer neuer Ergebnisse 
und Erkenntnisse möglich.

Als nutzbringend beim Wissenstransfer haben sich sog. 
Multiplikatoren herausgestellt. Hier spielt die Allianz mit 
dem VDSG in den letzten Jahren eine immer größere Rolle. 
Denn vor allem über den Geographieunterricht werden 
die Schüler erreicht. In unserer Gesellschaft werden die 
Beteiligung der Öffentlichkeit, die Eigenverantwortung und 
Mitbestimmung der Bürger oder das ehrenamtliche Engage-
ment immer wichtiger, auch wenn es um die Entwicklung 
unserer Räume, Dörfer, Stadtteile, Städte und Regionen 
geht. Raumentwicklung betrifft Wohnen, Arbeiten, Aus- und 

Carolin Privat

Im Abschlussvortrag „Län-
der – Kommunen – Wirt-
schaft – ein Netzwerk 
über Grenzen hinweg 
optimieren“ von Caroline 
Privat, Geschäftsführerin 
der Regionalen Arbeits-
gemeinschaft Bremen/
Niedersachsen, Syke, ver-
deutlichte die Referentin, 
dass die Idee einer Metro-
polregion Bremen/Olden-
burg ihren Ursprung in der 
EXPO 2000 hatte. „315o 
– Kompasskurs Nordwest“ 

Foto: D. Scholich
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Weiterbildung, Verkehr, Freizeit und Erholung und geht damit 
jeden von uns an. Beteiligung, Mitreden und Verantwortung 
übernehmen muss man lernen; je früher, umso besser. Am 
besten schon als Schüler.

Diesem Ziel diente auch die Zusammenarbeit zwischen 
der ARL und den Schulgeographen anlässlich des Landes-
verbandstages Niedersachsen und Sachsen-Anhalt 2006 
zum Thema „Wirtschaftsräumliche Beziehungen und Struk-
turwandel in Nieder-Sachsen-Anhalt“ Anfang September in 

anzumerken ist jedoch, dass die bisher vorhergesagten 
Veränderungen in etwa eingetroffen sind.

Vorsorge gegen die Folgen des Klima- 
wandels – eine Querschnittsaufgabe
Vorsorge gegenüber den Folgewirkungen des Klimawandels, 
dabei vor allem auch gegenüber extremen Schadensereignis-
sen, beruht auf einer breiten Palette von Anreizen, die dem 
Querschnittsanliegen des Klimaschutzes entsprechend von 
Wirtschafts- und Umweltpolitik bis hin zur Raumordnung 
und Raumplanung reichen. Dabei kann es nicht allein darum 
gehen, die Folgen von Katastrophen möglichst schnell und 
reibungslos zu beseitigen. Diese traditionelle Katastrophen-
politik hat schon bisher dazu geführt, dass etwa nach einem 
Hochwasser in potenziellen Überschwemmungsgebieten 
erneut problematische Bebauung und Flächennutzung ent-
stehen konnte. Vielmehr müssen Haushalte, Unternehmen 
und Gebietskörperschaften, die solchen Risiken ausgesetzt 
sind, dazu angehalten werden, potenzielle Schäden mög-
lichst präventiv zu begrenzen und somit durch ihr Verhalten 
maßgeblich das Risiko und das Ausmaß der Schäden zu 
beeinfl ussen. Dies kann sowohl im Zuge der Stärkung des 
Subsidiaritätsprinzips als auch etwa durch konditionale 
Katastrophenhilfe geschehen. Generell sollte die Vorsorge 
gegenüber drohenden klimabedingten Risiken, unabhängig 
davon aber auch der Klimaschutz, ressortübergreifend ge-
stärkt werden. Dies erfordert einen integrativen Ansatz unter 
Betrachtung unterschiedlicher Fachbelange. In den Fachpla-
nungen werden der Klimawandel und die Folgen durch die 
damit verbundenen Extremereignisse bislang häufi g noch zu 
wenig thematisiert. Wo eine Auseinandersetzung stattfi ndet, 
erfolgt diese eher sektoral und selektiv – der Blick auf die 
räumliche Konzentration und regionale Dimension von sich 
überlagernden Risiken geht dabei leicht verloren. 

Angepasste Planung trotz Unsicherheiten
Vor dem Hintergrund der generell erforderlichen Aufwertung 
des Bevölkerungsschutzes vor den Folgen des Klimawandels 
ist es in diesem Zusammenhang zunächst Aufgabe der 
Raumplanung, die regionale Dimension klimabedingter 
Katastrophenrisiken kartographisch zu erfassen (hazard 
maps) und allen Akteuren zu verdeutlichen. Die Rolle der 

Magdeburg. Dort referierten OM Ministerialrätin Margrit 
Paepke, Ministerium für Bau und Verkehr, Magdeburg, zu 
Strukturproblemen und -veränderungen in Sachsen-Anhalt 
und der Generalsekretär der ARL, Prof. Dr.-Ing. Dietmar 
Scholich, Hannover, über die neue Raumkategorie Me-
tropolregionen. ARL und VDSG werden ihre ertragreiche 
Zusammenarbeit 2007 fortsetzen.

Dietmar Scholich, Tel. (+49-511) 3 48 42 - 37
E-Mail: Scholich@ARL-net.de

Am 27./28. November 2006 kamen in Hannover Vertreter 
des Deutschen Komitees Katastrophenvorsorge e.V. 

(DKKV) und der ARL zu dem federführend vom DKKV orga-
nisierten Workshop „Wandel von Vulnerabilität und Klima: 
Müssen unserer Vorsorgewerkzeuge angepasst werden?“ 
zusammen.

Im ersten Block diskutierten die rund 20 Teilnehmer aus 
verschiedenen Forschungseinrichtungen, Behörden und 
Organisationen im Bereich des Katastrophenmanagements 
die im Verlauf der letzten 100 Jahre bereits eingetretenen 
Klimaveränderungen. Im zweiten Block wurden ausgewählte 
Bezüge zwischen Klimawandel und Raumplanung thema-
tisiert. Dabei ging man auf materielle und institutionelle 
Herausforderungen für die Planung ein. In diesem Zusam-
menhang kamen auch ökonomische Anreize zur Stärkung 
der privaten Hochwasservorsorge zur Sprache. Daneben 
wurden für ausgewählte Bereiche die Möglichkeiten zur 
Anpassung an den Klimawandel nach derzeitigem Recht 
diskutiert. Im dritten Block des Workshops standen die 
steigenden Anforderungen an das Management von Ka-
tastrophenereignissen und die Vorsorgeplanung bei den 
entsprechenden Organisationen, wie z. B. Feuerwehr, DRK 
oder GTZ, im Vordergrund.

Im Folgenden werden die wesentlichen Ergebnisse des 
Workshops knapp dargestellt; eine ausführliche Dokumenta-
ion fi ndet sich auf den Internetseiten des DKKV (www.dkkv.
org), wo auch die Referate zum Download zur Verfügung 
stehen.

Der Lufttemperaturverlauf der letzten 100 Jahre zeigt für 
Mitteleuropa eine deutliche Zunahme, sowohl im Sommer 
wie im Winter, und wird offenkundig durch anthropogene 
Einfl üsse geprägt. Dagegen lässt sich für Niederschlagsge-
schehen und Sturmereignisse bislang kein so eindeutiges Bild 
abzeichnen. Gemäß den mittlerweile vorliegenden Klimapro-
jektionen werden sich auch für Deutschland in den nächsten 
100 Jahre deutliche Veränderungen relevanter Klimagrößen 
wie Temperatur, Niederschlag, Extremwetterlagen etc. 
ergeben, was Effekte sowohl für die Häufi gkeit und Stärke 
von Extremereignissen wie auch auf die Raumnutzungen 
haben wird. Zwar muss hierbei bislang vor allem aufgrund 
von unterschiedlichen zugrundeliegenden Szenarien der 
Entwicklung der CO

2
-Emissionen von einer gewissen Band-

breite der möglichen Entwicklungen ausgegangen werden, 

Wandel von Vulnerabilität und Klima
DKKV-ARL-Workshop
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Raumplanung bei Risikokommunikation und -bewertung 
– die momentan im Rahmen bestehender planerischer 
Verfahren bereits erfolgt – sollte ausgebaut werden, damit 
Fachbelange besser koordiniert werden und dem Schutz vor 
den Folgen des veränderten Klimas mehr Berücksichtigung 
im Diskurs verschafft wird. Darüber hinaus müssen klima-
bedingte Katastrophenrisiken insbesondere im Rahmen der 
Bebauungs- und Flächennutzungsplanung stärker Eingang in 
die Betrachtung fi nden. Da nicht davon ausgegangen werden 
kann, dass die Projektionen und Szenarien aus der Klima- 
bzw. Klimafolgenforschung zu allen klimatischen Verände-
rungen regional hoch aufgelöste und gleichzeitig präzise 
Daten liefern werden, gilt es, Möglichkeiten zu entwickeln, 
wie die Bandbreite der möglichen Veränderungen von Klima 
bzw. der Häufi gkeit von Schadensereignissen in heute erfol-
genden Planungen eingebracht werden kann. Ziel sollte trotz 
dieser Unsicherheiten sein, die Angepasstheit von Planungen 
an die Veränderungen des Klimas zu überprüfen – und somit 
die zu erwartenden Auswirkungen des Klimawandels in der 
Abwägung zu berücksichtigen. Hierfür kann der Weiterent-
wicklung bestehender Instrumente, beispielsweise der strate-
gischen Umweltprüfung, eine große Bedeutung zukommen. 
Dabei ist wichtig, neben den klassischen Naturgefahren, die 
durch den Klimawandel aller Voraussicht nach zunehmen 
werden (Hochwasser, Sturmfl uten, Erdrutsche, Sturm, etc.), 

aus der planenden und der Finanzverwaltung von Bund 
und ausgewählten Ländern. Gesprächsgegenstand waren 
unter dem angegebenen Blickwinkel vielfältige Fragen von 
Landes- und Bundessteuern, von kommunalen Hebesetzen, 
der Sozialversicherungen und spezielle Aspekte wie der 
Föderalismus, die Demographie o. Ä.

Im Ergebnis wurden zahlreiche Fragen der ARL zur Bear-
beitung empfohlen. Diese betrafen im Wesentlichen:

konzeptionelle Bausteine zur Messung der räumlichen 
Inzidenz,

steuerpolitische Auswirkungen des Föderalismus,

Landes- und Bundessteuern,

die Fortentwicklung des Systems der Verteilung von 
Steuerarten und Steuerkompetenzen auf die öffentlichen 
Haushalte,

den kommunalen Bereich und

die Sozialversicherungen.

Die Experten empfahlen der ARL, die Thematik in geeig-
neter Weise aufzugreifen. Das Präsidium hat diese Empfeh-
lung aufgegriffen. So wird die Wissenschaftliche Plenarsit-
zung der Akademie 2008 in Berlin unter das Thema „Öffent-
liche Finanzströme und regionale Entwicklung“ gestellt. Nach 
Durchführung der Veranstaltung wird das Präsidium über die 
weitere Bearbeitung der Thematik entscheiden.

Burkhard Lange, Tel. (+49-511) 3 48 42 – 28
E-Mail: Lange@ARL-net.de

■

■

■

■

■

■

auch andere Flächennutzungen bzw. Schutzgüter, die vom 
Klimawandel beeinfl usst werden, einzubeziehen. Im Sinne 
des Offenhaltens von Entwicklungsmöglichkeiten kommt der 
Flächenvorsorge für die Umsetzung von Schutzmaßnahmen 
gegen Naturgefahren, aber auch für Anpassungen in den Be-
reichen Naturschutz, Landbewirtschaftung, Infrastrukturen 
etc. eine wichtige Rolle zu.

Zahlreiche Forschungsimpulse
Der Workshop zeigte eine Reihe von Forschungsfeldern 
auf. Die Veranstaltung lieferte somit Impulse sowohl für die 
Arbeit des DKKV als auch der ARL, speziell auch für den 
ARL-Arbeitskreis „Risikomanagement als Handlungsfeld in 
der Raumplanung“, in dem einige der angesprochen As-
pekte bereits behandelt werden (s. Beitrag in diesem Heft). 
Darüber hinaus ist beabsichtigt, den Bereich „Anpassung an 
den Klimawandel“ innerhalb der ARL in Zukunft dezidierter 
zu thematisieren.

Gerd Tetzlaff (DKKV), Universität Leipzig, Institut für Meteorologie, 
Tel. (+49-341) 9 73 28 50, E-Mail: tetzlaff@uni-leipzig.de

Helmut Karl (DKKV/ARL), Ruhr-Universität Bochum, Lehrstuhl für 
Wirtschaftspolitik III, Tel. (+49-234) 3 22 53 32, E-Mail: helmut.karl@

ruhr-uni-bochum.de

Gerhard Overbeck, Tel. (+49-511) 3 48 42 - 22, E-Mail: Overbeck@
ARL-net.de

In den Wirtschaftswissenschaften sind in jüngerer Zeit 
vermehrt Aspekte von räumlichen Implikationen der gene-

rellen ökonomischen Entwicklung und wichtiger einzelner 
Bestimmungsgrößen in den Vordergrund der Betrachtung 
gerückt. Auch wenn dabei ausgewählte Aktivitäten der 
öffentlichen Haushalte durchaus mit betrachtet werden, ist 
das Wissen um die entsprechenden und überaus vielfältigen 
fi skalischen Beziehungen nach wie vor lückenhaft. Insbeson-
dere im Hinblick auf die föderale Struktur in Deutschland und 
die damit verbundenen zahlreichen fi skalischen Wechselwir-
kungen sind erhebliche Wissensdefi zite vorhanden.

Die ARL ist deshalb im Rahmen eines Expertenwork-
shops am 9./10. Oktober 2006 in Speyer unter der Leitung 
von Prof. Gisela Färber der Frage nachgegangen, welche 
regionalen Inzidenzen mit dem Steuersystem vorhanden 
sind. Dabei ging es um eine Beleuchtung der wichtigsten 
Bestimmungsgrößen im föderativen System von Steuern 
und Abgaben, aber auch Sozialversicherungen, sowie um 
die regionalen Inzidenzen, die damit verbunden sind. Es 
wurde angestrebt, eine Thematisierung und Klärung der 
wichtigsten Forschungsfragen, die sich aus räumlicher Sicht 
in diesem Feld stellen, vorzunehmen. Damit sollte zugleich 
eine Grundlage zur Entscheidung darüber erarbeitet werden, 
ob und in welcher Weise die ARL ein Forschungsvorhaben 
in dieser Richtung in Angriff nehmen soll.

Teilnehmende des Workshops waren namhafte Vertrete-
rinnen und Vertreter aus der Wissenschaft, insbesondere 
von fi nanzwissenschaftlichen Instituten, sowie Experten 

Regionale Inzidenz des deutschen Steuersystems
Expertenworkshop
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Die Föderalismusreform und die mit ihr einhergehenden 
Änderungen des Grundgesetzes stellen (auch) die 

Raumordnung vor neue Rahmenbedingungen. Im Zuge der 
Reform wurde das Recht der Raumordnung von der einstigen 
Rahmengesetzgebungskompetenz in die konkurrierende 
Zuständigkeit des Bundes überführt. Für die Raumordnung 
ergibt sich daraus sowohl die Pfl icht zur Neufassung ihrer 
Rechtsgrundlagen als auch die Chance einer grundlegenden 
inhaltlichen Überprüfung ihrer Leitvorstellungen, Instrumente 
und Verfahren.

Diese Entwicklung nahm die ARL zum Anlass, am 10. 
Oktober 2006 in Hannover einen Experten-Workshop durch-
zuführen, der die Möglichkeit bot, die im Zusammenhang 
mit der Neuregelung des Raumordnungsrechts stehenden 
Fragen im Kreise von ca. 20 ausgewählten Experten zu erör-
tern. Gleichzeitig ergänzte der Workshop die Arbeit des im 
Juli 2006 von der Akademie einberufenen Ad-hoc-Arbeits-
kreises (AAK) „Novellierung des Raumordnungsgesetzes“. 
Die Arbeitsergebnisse und eine erste Stellungnahme des 
AAK in einem „Impulspapier“ dienten dabei als Diskussi-
onsgrundlage.

Auftrag der Raumordnung und Eckpunkte 
der Neuregelungen
ARL-Präsident Prof. Dr.-Ing. Klaus Borchard, Königswinter, 
hob in seiner Begrüßung mit Blick auf das kürzlich verab-
schiedete Reformpaket zur Änderung des Grundgesetzes 
die besondere Aktualität des Themas hervor. In einem ein-
leitenden Referat stellte AAK-Leiter Dr. Ernst-Hasso Ritter, 
Meerbusch, die von der Gruppe entwickelten Eckpunkte 
einer Neuregelung des ROG vor. Er hob zum einen die 
Notwendigkeit der Stärkung der raumordnerischen Stellung 
des Bundes, der Koordinationsfunktion der Raumordnung ge-
genüber Fachplanungen sowie der Effektivität und Effi zienz 
raumplanerischer Instrumente hervor. Zum anderen sei eine 
Anpassung des raumordnerischen Instrumentariums an die 
zunehmende Bedeutung der raumentwicklungspolitischen 
Aktivitäten der EU erforderlich. Die Empfehlungen des AAK 
wurden von den Workshopteilnehmern sehr positiv aufge-
nommen. In der sich anschließenden Diskussion betonten 
sie, dass es bei den Vorschlägen für die Neuregelungen 
vor allem auch darauf ankomme, die Notwendigkeit der 
Raumordnung zu vermitteln, da diese seitens der Politik 
in der Kritik stehe und in ihrer Wirksamkeit angezweifelt 
werde. Die Neufassung solle daher Bewährtes erhalten, das 
bestehende Recht bei Wahrung seines materiellen Inhalts 
vereinfachen und Änderungen aufnehmen, die sich aus der 
Praxis und Rechtsprechung heraus als notwendig erwiesen 
haben. Dabei dürfe sich die inhaltliche Ausgestaltung eines 
neuen Raumordnungsgesetzes zwar nicht entscheidend von 
den Abweichungsbefugnissen der Länder leiten lassen, die 
Abweichungsrechte müssten aber bei der Neukonzeption 

mit bedacht werden. Es sei wichtig, dass Bund und Länder 
zusammenarbeiten; hervorgehoben wurde insoweit die 
Bund-Länder-Arbeitsgruppe der MKRO, die einen Entwurf 
für ein neues ROG erarbeite.

Im Anschluss an die Auftaktdiskussion gab es Gelegenheit, 
sich im Rahmen von drei parallel tagenden Arbeitsgruppen 
zu ausgewählten Themen auszutauschen.

Rechtliche Grundlagen des neuen  
Raumordnungsgesetzes
Die Arbeitsgruppe unter der Leitung von Ass. jur. Frank 
Reitzig, Rechtsanwalt Berlin, befasste sich zum einen mit 
dem neuen Kompetenzgefüge zwischen Bund und Ländern 
für das Recht der Raumordnung. Sie sprach sich dafür aus, 
dem Bund für den Bereich der Raumordnung trotz der 
unbegrenzten Abweichungsrechte der Länder einen sog. 
abweichungsfesten Kern zuzugestehen, der abweichendem 
Länderrecht nicht zugänglich sei. Jenseits dessen gelte aber 
das uneingeschränkte Abweichungsrecht der Länder. Zum 
anderen griff die Arbeitsgruppe den Vorschlag zur Stärkung 
der Bundesraumordnungsplanung auf und grenzte ihn auf 
einige wichtige Bereiche wie die Rohstoffsicherung und die 
Infrastruktur ein. Abschließend plädierte sie für die Einfüh-
rung einer generellen Planungspfl icht für die Regionen.

Auftrag und Zielvorstellungen    
der Raumordnung
Die zweite Arbeitsgruppe wurde von Prof. Dr. Wilfried 
Erbguth, Universität Rostock, geleitet. Die Teilnehmenden 
betonten, dass dem Auftrag der Raumordnung als Ordnungs- 
und Entwicklungsplanung auch in dem Namen des neuen 
Gesetzes Rechnung getragen werden müsse; empfohlen 
wurde daher, es in „Raumordnungs- und Raumentwick-
lungsgesetz“ umzubenennen. Weiter sei die Vollzugsorien-
tierung der Raumordnung zu stärken; hier komme es vor 
allem auf eine räumliche Kongruenz der Zuständigkeiten für 
(Raum)Planung und Vollzug an. Ebenso sei die länderüber-
greifende Zusammenarbeit, z. B. zwischen Stadtstaaten und 
deren Umland, bei länderübergreifenden Metropolregionen 
weiterzuentwickeln. Schließlich wurde die Neufassung der 
Raumordnungsgrundsätze diskutiert; hier sei entscheidend, 
sie neuen Entwicklungen anzupassen und dementsprechend 
stärker auf Schrumpfung auszurichten.

Instrumente und Verfahren    
der Raumordnung
Die dritte, von Abt.Dir. Dipl.-Ökon. Heinz Konze, Bezirks-
regierung Düsseldorf, geleitete Arbeitsgruppe diskutierte 
raumordnerische Instrumente und Verfahren. Die Teilnehmer 
dieser Arbeitsgruppe verständigten sich darauf, dass die 

ARL-Workshop
Novellierung des Raumordnungsgesetzes
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Neuregelung den Entwicklungsauftrag der Raumordnung 
insbesondere durch informelle Planung und konsensuale 
Handlungsweisen zu stärken habe, die neben die formelle 
Planung treten und diese ergänzen sollen. Bei einer entspre-
chenden Umsetzung hätten raumordnerischen Verträge eine 
besondere Bedeutung. Darüber hinaus sei das Regionalma-
nagement zu stärken, z. B. durch Aufhebung der Trennung 
von Planung und Umsetzung sowie durch die Einbindung 
der Wirtschaftsförderung. Weiter hat sich die Arbeitsgruppe 
gegen die Aufstellung von Bundesraumordnungsplänen 
mit Zielqualität ausgesprochen. Demgegenüber sollten 
verbindliche „punktuelle“ Festlegungen für national und 
international bedeutsame Vorhaben getroffen werden, vor 
allem für Infrastrukturprojekte (z. B. internationale Flughäfen, 
Seehäfen). Darüber hinaus bestätigte die Arbeitsgruppe 
den Vorschlag des Ad-hoc-Arbeitskreises, das Monitoring 
der SUP zu einem Controlling im Sinne einer Evaluierung 
der Zielerreichung bzw. Wirksamkeitskontrolle weiterzu-
entwickeln.

Abschlussdiskussion
Die Ergebnisse der Arbeitsgruppen wurden in einer ab-
schließenden Diskussion zusammengetragen. Besonders 
kontrovers wurde eine etwaige zielbindende Bundesraum-
ordnungsplanung diskutiert: Es wurde darauf hingewiesen, 
dass sie eine „zusätzliche Ebene“ erzeugen würde. In diesem 
Zusammenhang stelle sich insofern die Frage, ob es Möglich-
keiten gebe, bei Planungen (andere) Ebenen einzusparen. Fer-
ner wurde die Möglichkeit einer Rückkopplung zu § 5 ROG 

Die Metropolregionen als Motoren der wirtschaftlichen, 
gesellschaftlichen und kulturellen Entwicklung sollen 
nicht nur die Leistungs- und Konkurrenzfähigkeit Europas 
und Deutschlands verbessern, sondern darüber hinaus 
dazu beitragen, den europäischen Integrationsprozess 
zu beschleunigen. Neben dem Wachstumsziel (Stärken 
stärken, Potenziale bündeln) soll zugleich das Ausgleichs-
ziel (Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse, territoriale 
Kohäsion) durch die Förderung des Zusammenwachsens 
Europas erreicht werden. 

Gerade das Spannungsverhältnis zwischen Entwicklung 
der Metropolregionen und territorialer Kohäsion wird im 
Mittelpunkt der Veranstaltung stehen. Die Grundfrage ist 
hierbei, ob durch die Förderung dieser Wachstumsmo-
toren auch Entwicklungsunterschiede ausgeglichen und 
der regionale Zusammenhalt gestärkt werden können, 
um zu einer nachhaltigen Raumentwicklung beizutragen.  
Können Metropolregionen als Zentren großer regionaler 
„Verantwortungsgemeinschaften“ zugleich Aufgaben 

gesehen: Für die in dieser Vorschrift genannten besonderen 
Bundesmaßnahmen solle dem Bund die Befugnis für eine 
verbindliche Planung eingeräumt werden. Weiter wurde über 
eine Planungspfl icht für Regionen diskutiert. Hier stelle sich 
das Problem der Unterschiede zwischen den Regionen. Den-
noch erkannte man die Erforderlichkeit bundeseinheitlicher 
Vorgaben bzgl. wichtiger Eckpunkte der Regionalplanung an. 
Sodann ging es um die sog. Soll-Ziele, die unter Beachtung 
der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts nur 
dann für zulässig erachtet wurden, wenn Ausnahmen von 
den Zielen im Plan konkret vorgegeben sind. Schließlich 
wurde das der Raumordnung fehlende Mitspracherecht 
bei Fördermaßnahmen beklagt und ein entsprechendes 
Mitwirkungsrecht bei der Vorbereitung und Entscheidung 
über die Vergabe von Fördermitteln (das betrifft namentlich 
die Strukturförderung und die Technologieförderung) für 
wünschenswert befunden.

Mit einem Dank an den Leiter und die weiteren Mitglieder 
des AAK für die inhaltliche Vorbereitung des Workshops 
sowie an die Teilnehmer für die engagierten und ein breites 
fachliches Spektrum abdeckenden Diskussionsbeiträge 
schloss Borchard die Veranstaltung. Die Diskussionsergeb-
nisse haben in die Empfehlungen des Arbeitskreises zur 
Novellierung des ROG, die im Positionspapier der ARL Nr. 
70 veröffentlicht wurden, Eingang gefunden (siehe „Zur 
Diskussion“ in diesem Heft).

Jana Kenzler, Tel. (+ 49-511) 3 48 42 - 43
E-Mail: Kenzler@ARL-net.de

Wissenschaftliche Plenarsitzung 2007 der ARL

Metropolregionen und territoriale Kohäsion
Hamburg, 14. und 15. Juni 2007

Die raumentwicklungspolitische Diskussion in 
Deutschland wird zurzeit in starkem Maße vom Kon-

zept der Metropolregionen bestimmt. Wichtige Gründe 
hierfür sind die wachsenden globalen Wirtschaftsverfl ech-
tungen und der forcierte internationale Wettbewerb. An 
der Spitze des europäischen und deutschen Städtesys-
tems formiert sich die Liga der Metropolregionen, d. h. 
großer, oft sehr dynamischer Räume mit hohem Bevöl-
kerungs- und Wirtschaftspotenzial, die aufgrund ihrer 
sozioökonomischen Leistungsfähigkeit über besondere 
„Qualifi kationen“ und Chancen für den internationalen 
Wettbewerb verfügen. 

Auf europäischer Ebene wird mit der Lissabon-Strategie 
eine verstärkte Ausrichtung der Politik auf Wissen, For-
schung und Innovation (Humankapital) gefordert – Poten-
ziale, die vorwiegend in Metropolregionen konzentriert 
sind. Gleichzeitig wird auf eine doppelte Zielsetzung 
hingewiesen, die die Ministerkonferenz für Raumordnung 
(MKRO) in Deutschland schon seit längerem betont: 
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bei der Stimulierung und Stabilisierung der Entwicklung 
ländlicher, strukturschwacher und peripher gelegener 
Räume wahrnehmen und damit zur territorialen Kohäsion 
beitragen? Die Räume am Rande der und zwischen den 
Me tropolen dürfen nicht „außen vor“ bleiben. Viele von 
ihnen sind in der Lage, wichtige Leistungen im Rahmen 
großräumiger funktionaler Aufgabenteilungen und Rau-
mentwicklungspartnerschaften zu erbringen. 

Freitag, 15. Juni 2007
9.00 Metropolregionen – das neue Zentrensystem?

 Prof. Dr. Hans Heinrich Blotevogel,   
 Universität Dortmund

9.30 Metropolregionen und territoriale Kohäsion –  
 ein Beitrag zur nachhaltigen Raumentwicklung?

 Prof. Dr.-Ing. Jörg Knieling,    
 HafenCity-Universität Hamburg

10.00 Verleihung des Werner-Ernst-Preises   
 durch den Förderkreis für Raum- und   
 Umweltforschung (FRU)

10.30 Pause

11.00 Podiumsdiskussion 

 „Metropolregionen und territoriale Kohäsion  
 – wie funktionieren großräumige    
 Verantwortungsgemeinschaften?“

12.30 Diskussion mit dem Plenum

13.00 Pause/Imbiss

13.45 Schlussvortrag „Leitbilder und Entwicklungs- 
 strategien für die Metropolregionen in   
 Deutschland“

 Wolfgang Tiefensee, Bundesminister für   
 Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, Berlin

14.15 Schlusswort

 Prof. Dr. Heinrich Mäding

 Präsident der Akademie für Raumforschung  
 und Landesplanung, Hannover

14.30 Schluss der Plenarsitzung

Gerhard Overbeck, Tel. (+49-511) 3 48 42 - 22
E-Mail: Overbeck@ARL-net.de

Dietmar Scholich, Tel. (+49-511) 3 48 42 -37
E-Mail: Scholich@ARL-net.de

Gerd Tönnies, Tel. (+49-511) 3 48 42 - 23 
E-Mail: Toennies@ARL-net.de

Im Rahmen der Wissenschaftlichen Plenarsitzung wird 
die Thematik in Form von Grundsatzreferaten und Po-
diumsdiskussionen behandelt. Dabei soll auch versucht 
werden, den vordringlichen raumentwicklungspolitischen 
Handlungsbedarf im Spannungsfeld von Metropolentwick-
lung und territorialer Kohäsion zu konkretisieren.

Tagungsprogramm

Donnerstag, 14. Juni 2007
13.30 Begrüßung und Eröffnung

 Prof. Dr. Heinrich Mäding

 Präsident der Akademie für Raumforschung  
 und Landesplanung, Hannover

 Prof. Dr. Hans-Jörg Schmidt-Trenz,   
 Hauptgeschäftsführer Handelskammer   
 Hamburg

13.50 Metropolregion Hamburg – ein Modell für  
 die Zukunft?

 Dr. Michael Freytag, Senator für Stadtentwick- 
 lung und Umwelt der Freien und Hansestadt  
 Hamburg

14.15 Metropolregionen – eine Erfolgsstory? 

 Dr. Bernd Steinacher, Regionaldirektor Verband  
 Region Stuttgart, Sprecher Initiativkreis   
 Europäische Metropolregionen in Deutschland  
 IKM, Präsident Network of European Metro- 
 politan Regions and Areas METREX

14.45 Territoriale Kohäsion – zwischen Göteborg und  
 Lissabon

 Prof. Dr. René L. Frey, em. Ordinarius für   
 Nationalökonomie der Universität Basel,   
 CREMA – Center for Research in Economics,  
 Management and the Arts, Basel/Schweiz

15.15 Pause

15.45 Podiumsdiskussion 

 „Metropolregionen und territoriale Kohäsion:  
 Sichtweisen in Europa“

17.15 Diskussion mit dem Plenum

18.00 Ende des ersten Veranstaltungstages

18.30 Empfang der Freien und Hansestadt Hamburg
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Wandel
der Stromversorgung
und räumliche Politik

Dieter Gust (Hrsg.)

Forschungs- und Sitzungsberichte
der Akademie für Raumforschung und Landesplanung

Hannover 2007, Bd. 227, 250 S., m. farb. Abb.
ISBN: 978-3-88838-056-3

Mit dem neuen Energiewirtschaftsgesetz von 1998 und 
dessen Novellierung 2005 haben sich die Strukturen 

und die Systeme der Strom- und Gasversorgung in der 
Bundesrepublik Deutschland grundlegend verändert. Die 
bis dahin fest gefügten Gebietsmonopole der großen Ener-
gieversorger wurden aufgebrochen. Damit wurde versucht, 
Wettbewerb bei der Produktion, der Verteilung und der 
Preisgestaltung auf dem Energiemarkt zu etablieren. Hinzu 
kamen weitere rechtliche Regelungen, insbesondere im 
Umweltbereich, die diese Umstrukturierung weiter beför-
derten. Damit wurden grundlegende Rahmenbedingungen 
neu gesetzt.

Durch diese erfolgte Liberalisierung und Deregulierung 
wird es auch in Zukunft zu gravierenden Veränderungen 
der räumlichen Struktur der Energiewirtschaft kommen, 
die einen neuen Bedarf für regionale und überregionale 
Koordination erwarten lassen. Gerade vor dem Hinter-
grund einer nachhaltigen Regionalentwicklung kommt 
der Einbindung energiepolitischer Leitbilder und Ziele auf 
der Ebene von Regionen und Kommunen eine besondere 
Bedeutung zu.

Mit dem vorliegenden Band wird den Aspekten dieser 
räumlichen Auswirkungen nachgegangen und versucht, 
die Frage nach einem weiter gehenden Bedarf raumplane-
rischer Steuerung im Energiesektor zu beantworten.

   Vorwort

Dieter Gust, Räumliche Aspekte des energie-  
Hans Pohle politischen Wandels in Deutschland  
   – Einführung

I  Liberalisierung und Privatisierung der    
 öffentlichen Infrastruktur – Gesellschaftliche,   
 volkswirtschaftliche und rechtliche Rahmen-
 bedingungen

Jochen Monstadt Großtechnische Systeme der   
   Infrastrukturversorgung: Über-  
   greifende Merkmale und räum-  
   licher Wandel 

Ulrich Scheele Privatisierung, Liberalisierung   
   und Deregulierung in netzgebun- 
   denen Infrastruktursektoren

Hans-Jörg Weiß Problemfelder staatlicher Infra-  
   strukturpolitik nach einer Markt-  
   öffnung: Eine wettbewerbs-  
   ökonomische Perspektive

Jens-Peter Raumrelevante Vorgaben und 
Schneider, aktuelle Entwicklungen im euro- 
Janine Prater päischen und deutschen Energie- 
   recht 

II Auswirkungen der Liberalisierung auf das   
 Mengengerüst, die Erzeugungstechnik und   
 das Verteilungssystem unter Berücksichtigung   
 der Klimaschutzziele und des Atomausstiegs 

Georg Förster, Mengenbezogene Veränderungen 
Ulrich Fahl der Stromversorgung im Zusam-  
   menhang mit der Liberalisierung  
   und dem Kernenergieausstieg

Jörg Fromme Wandel der Stromversorgung   
   und räumliche Verteilungs-  
   wirkungen 

Hans-Peter Tietz Raumplanerische Ansätze zur   
   Beeinfl ussung und Steuerung   
   künftiger Standort- und  Trassen-  
   ansprüche

 

III Aufl ösung der Monopole und Veränderungen   
 der institutionellen Rahmenbedingungen

Gerhard Wagner Regionale Auswirkungen der   
   Liberalisierung im Stromsektor   
   auf die Wettbewerbsfähigkeit 

Jochen Monstadt Energiepolitik und Territorialität:  
   Regionalisierung und Europäi-  
   sierung der Stromversorgung   
   und die räumliche Redimensio-  
   nierung der Energiepolitik

Dieter Gust Auswirkungen der neuen Energie- 
   politik in der Bundesrepublik   
   Deutschland auf die raumplane-  
   rischen Steuerungsansätze

IV Handlungsbedarf und Handlungsansätze

Dieter Gust, Raumpolitischer Steuerungs-
Ulrich Fahl bedarf und Schlussfolgerungen   
   für raumpolitisches Handeln –   
   Empfehlungen des Arbeitskreises

 

Kurzfassungen / Abstracts 
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Grenzenloser Verkehr? 
Verkehr an Grenzen!

Klaus Borchard (Hrsg.)

Forschungs- und Sitzungsberichte
der Akademie für Raumforschung und Landesplanung

Hannover 2006, Bd. 229, 128 S.
ISBN-10: 3-88838-058-8

ISBN-13: 978-3-88838-058-7

Mit der Wissenschaftlichen Plenarsitzung am 16./17. 
Juni 2005 in Ravensburg widmete sich die ARL erneut 

dem Thema des Zusammenwirkens von Verkehrspolitik und 
Raumordnung. Die Vorträge und Diskussionen dieser Ver-
anstaltung haben sich aus unterschiedlichen Blickwinkeln 
heraus diesem Thema genähert. Neben der spezifi sch ver-
kehrswissenschaftlichen und raumordnerischen Sicht wur-
de auch die verhaltenswissenschaftliche Perspektive zum 
Problem der Mobilität an Grenzen vertieft. Der Blick auf 
ausgewählte Problemsituationen an den hoch belasteten 
Grenzen, beispielsweise zur Schweiz, zu den Niederlanden 
und zu Polen, zeigte mögliche Wege aus dem Dilemma auf 
und trug damit zur Versachlichung der vielfach emotional 
geführten Diskussion bei. Den Abschluss der Vorträge 
bildeten philosophische Grundsatzüberlegungen zur Rolle 
von Grenzen im Kontext des menschlichen Handelns.

Im vorliegenden Band werden diese Vorträge und Diskus-
sionen sowie auch die Arbeiten der Preisträger des parallel 
durchgeführten Journalistenwettbewerbs zusammenge-
führt. Mit der Veröffentlichung dieser Tagungsergebnisse 
und einem zur gleichen Zeit gegründeten Arbeitskreis will 
die Akademie für Raumforschung und Landesplanung die 
Diskussion zu zentralen Fragen des Verhältnisses von Raum-
ordnung und Verkehrspolitik voranbringen und der Öffent-
lichkeit neue konzeptionelle Überlegungen vorstellen.

Bernd Scholl Einführung in das Podium 1 

Evelyn Gustedt Diskussionsbericht

 

Teil 2: Verkehr an Grenzen! 

Rüdiger  Der Grenzraum als klassisches 
von der Weth Feld von Chancen und Konfl ikten

Podium 2: Verkehr an Grenzen – Beispiele  
 aus Räumen beiderseits der   
 Grenzen Deutschlands 

Markus Hesse Einführung in das Podium 2 

Burkhard Lange Diskussionsbericht

 

Abschlussvortrag 

Hermann Lübbe Der Verkehr, die Grenzen und  
 die Demokratie. Europäische   
 Aspekte zivilisatorischer   
 Evolution

Klaus Borchard Schlusswort 

Anhang 

Hans Pohle Wettbewerb für Journalisten  
Gerd Tönnies und Journalistinnen –   
 Berichterstattung zur Wissen-  
 schaftlichen Plenarsitzung 2005  
 der ARL – Einführung

Prämierte Beiträge 

1. Preis  
Sara Reinke Wann wird endlich das Beamen  
 erfunden? 

2. Preis  
Frederik Bombosch Großer Grenzverkehr 

4. Preise
Christian Benjamin  Die Angst vor dem Verkehrs- 
Müller kollaps – Infarktrisiko im Herzen  
 Europas 

Anke Scholz Verkehr an Grenzen – Die   
 Mauer ist gefallen 

Sonderpreis  
Remko Kragt In Europa geht der Zug ab
 

  

Kurzfassungen / Abstracts 

 Vorwort

Klaus Borchard Begrüßung und Eröffnung 

Rudolf Köberle Verkehrspolitik im Transitland   
 Baden-Württemberg

 

Teil 1:  Grenzenloser Verkehr im   
 zusammenwachsenden Europa?

Wolfgang Bonß Mobilität und Verkehr in der   
 modernen Gesellschaft 

Klaus J. Beckmann Verkehr in Europa grenzenlos   
 entfesselt? – Perspektiven,   
 Handlungserfordernisse und   
 Handlungsmöglichkeiten 

Podium 1: Grenzenloser Verkehr im   
 zusammenwachsenden Europa? 
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Arbeitsmaterial
der Akademie für Raumforschung und Landesplanung

Hannover 2006, Nr. 325, 230 S., m. farb. Abb.
ISBN-10: 3-88838-325-0

ISBN-13: 978-3-88838-325-0

Agglomerationen –
Situation und Perspektiven

Nina Hangebruch, Michael Kiehl,
Achim Prossek, Yasemin Utku,

Katrin Weiß (Hrsg.)

Agglomerationsräume gelten seit langem als Zentren des 
wirtschaftlichen, politischen und kulturellen Lebens. 

Dies gilt in besonderer Weise für Deutschland, das mit 
einer Bevölkerungsdichte von 231 Einwohnern je Quadrat-
kilometer zu den am dichtesten besiedelten europäischen 
Ländern zählt. Aktuell sehen sich Raumordnungspolitik, 
Raumplanung und raumwissenschaftliche Forschung in 
den Agglomerationsräumen vor besondere und vielfältige 
Herausforderungen gestellt. Das Zusammentreffen von De-
industrialisierung, demographischem und sozialem Wandel 
sowie regionalem Strukturwandel führt in diesem Raumtyp 
zu starken Umbrüchen, die hinsichtlich ihrer Auswirkungen 
und der daraus resultierenden Handlungsbedarfe noch zu 
wenig diskutiert werden.

Vor diesem Hintergrund widmete sich das Junge Fo-
rum 2005 der Akademie für Raumforschung und Lan-
desplanung auf seiner Tagung vom 1. bis 3. Juni 2005 in 
Gelsenkirchen der Situation und den Perspektiven der 
bundesdeutschen Agglomerationsräume. Neben grund-
legenden Fragestellungen wurden vier Themenbereiche 
besonders behandelt:

Zwischen High-Tech und Arbeitslosigkeit – Welche 
ökonomischen Perspektiven haben deutsche Agglo-
merationsräume?

Kooperation als Erfolgsfaktor? Regionale und interkom-
munale Zusammenarbeit in Agglomerationen

Lebensraum und Designerregion: soziale Vielfalt, indi-
viduelle Nutzung, strategische Gestaltung

Aktuelle Aspekte der Siedlungsentwicklung in Agglo-
merationen

Zur Untersuchung dieser Thematik hat die Landesarbeits-
gemeinschaft Nordrhein-Westfalen der ARL eine Arbeits-
gruppe eingerichtet, die sich mit den Herausforderungen 
und Chancen der demographischen Entwicklung für die 
regionale Planung und Politik im Lande auseinander setzte. 
Die Ergebnisse der Tätigkeit fi nden ihren Niederschlag in 
diesem Band. Im Mittelpunkt stehen die Auswirkungen des 
demographischen Wandels in ausgewählten Sektoren und 
auf ausgewählte Politikbereiche, etwa die Arbeitsmarkt-, 
Infrastruktur-, Wohnungsmarkt- und Verkehrspolitik so-
wie die Freiraumpolitik und die kommunalen Finanzen. 
Darüber hinaus enthält der Band einen Überblick über 
die wichtigsten Prognosen und Ansätze zur Erklärung der 
demographischen Entwicklung im Lande und die Ergebnisse 
einer Gemeindetypisierung nach demographischen Merk-

■

■

■

■

 Vorwort

Einführende Beiträge

Nina Hangebruch Einführung
Michael Kiehl 
Achim Prossek
Yasemin Utku 
Katrin Weiß

Hans Heinrich  Metropolregionen in der Raum- 
Blotevogel ordnungspolitik – Bloße Rhetorik  
 oder Paradigmenwechsel? 

Ilse Helbrecht Die Stadt als Ressource der   
 Wissensgesellschaft.
 Zur wachsenden Bedeutung   
 geographischen Kapitals

Wilhelm Schulte Fallbeispiel einer Agglomeration:  
 Die Metropolregion Hamburg

Aus den Arbeitsgruppen

Zwischen High-Tech und Arbeitslosigkeit – Welche 
ökonomischen Perspektiven haben deutsche Agglo-
merationsräume?

Michael Kiehl Einführung in die Arbeitsgruppe 
Stefano Panebianco

Stefan Gärtner Kompetenzbasierte Struktur-  
 politik: Positionierungsmöglich- 
  keiten von Stadt-, Land-, Agglo-  
 merationsräumen und dem,
 was dazwischen liegt 

Peter Schmitt Agglomerationsräume als poly-  
 zentrisch organisierte Netzwerk- 
 regionen – Folgerungen für die  
 Planungspolitik

Stefano Panebianco Die „Entrepreneurial City“ –
 Ein Erfolgsmodell für deutsche   
 Großstädte?

Lars Tata Clusterpolitik: Grundlagen –
 Das Beispiel „dortmund-project“–  
 Nicht intendierte Wirkungen 

Kooperation als Erfolgsfaktor? Regionale und inter-
kommunale Zusammenarbeit in Agglomerationen

Nina Hangebruch Einführung in die Arbeitsgruppe 
Frank Osterhage

Birte Frommer Vielfalt regionaler Kooperationen  
 im Rhein-Main-Gebiet: Vorteil   
 oder Hindernis für Organisation  
 und Selbstverständnis der Metro- 
 polregion Rhein-Main?

malen. Zum Abschluss werden die in den einzelnen Kapiteln 
dargestellten Handlungsempfehlungen zur Gestaltung des 
räumlich-demographischen Wandels in Form kurzer Eck-
punkte für politisches Handeln zusammengefasst.
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Lorenz Blume Ökonomische Effekte von Ein-  
 kreisung und Einge  meindung:   
 Das natürliche Experiment   
 deutscher Stadtregionen

Frank Othengrafen Neue Formen der Zusammen-
Antje Matern arbeit in Agglomerationsräumen: 
Susanne Bieker Das Beispiel Hamburg

Stefan Preuß Raumplanung als Arena regio-  
 naler Kooperation –
 Erfahrungen aus der West-  
 Midlands-Region in England

Lebensraum und Designerregion: Soziale Vielfalt,
individuelle Nutzung, strategische Gestaltung

Achim Prossek Einführung in die Arbeitsgruppe 
Katrin Weiß

Tana Petzinger Städteregion Ruhr 2030. Vom   
 Forschungsvorhaben zur stadt-
 regionalen Emanzipation –
 Ein Beispiel für erfolgreiche inter- 
 kommunale Kooperation

Dorothee Zschocke Partizipation in Regionalisie-  
 rungsprozessen. Untersuchung  
 zweier Projekte aus dem For-  
 schungsvorhaben Stadt 2030

Kamilla Kanafa Die Neunte Stadt. Ideen für   
 polyrationale Kooperation

Maya Kohte Landschaftsgestaltung für   
 Agglomerationen

Anne Pfeifer Suburbane Räume als städte-  
 bauliches Handlungsfeld –
 Ein Forschungsprojekt an der   
 ETH Zürich

Ludger Gailing Informelle Institutionen und   
 Stadtregionen – Handlungs-
 logiken, Identitäten und Images  
 in der Regionalparkentwicklung

Aktuelle Aspekte der Siedlungsentwicklung
in Agglomerationen

Felix Blasch Einführung in die Arbeitsgruppe 
Yasemin Utku

Torsten Thurmann Der Beitrag des regionalen
 Flächenmanagements zu einer  
 fl ächensparenden Siedlungsent- 
 wicklung – Erfahrungen aus vier  
 Stadtregionen

Sebastian Wilske Zwischenstand des Modellpro-  
 jektes „Nachhaltiges Regionales  
 Siedlungsfl ächenmanagement in  
 der Region Stuttgart“ (MORO-  
 RESIM)

Barbara Weber Semizentrale Ver- und Entsor- 
Susanne Bieker gungssysteme – Ein Erfolgsfak- 
Alexandra Selz tor für wachsende und schrump-
Peter Cornel fende Regionen gleichermaßen?
Hans Reiner Böhm  

Joachim Scheiner Entwicklung von Verkehr und   
 Mobilität in Agglomerations-  
 räumen    

Kurzfassungen / Abstracts

Anhang 

Programm des Jungen Forums in Gelsenkirchen

Teilnehmerliste des Jungen Forums in Gelsenkirchen

Das Junge Forum 2005 im Bild

❐

Arbeitsmaterial
der Akademie für Raumforschung und Landesplanung

Hannover 2006, Nr. 329, 162 S., m. farb. Abb. 
ISBN-10: 3-88838-329-3

ISBN-13: 978-3-88838-329-8

Räumliche Konsequenzen 
des demographischen Wandels

Teil 8

Demographischer Wandel in 
ausgewählten Regionstypen 

Nordrhein-Westfalens
Herausforderungen und Chancen 

für regionale Politik
Rainer Danielzyk, Heiderose Kilper (Hrsg.)

Die langfristige Abnahme und die kontinuierliche Alte-
rung der Bevölkerung sowie die internationale und 

interregionale Migration lösen auch in Nordrhein-Westfa-
len einen tief greifenden sozialen und demographischen 
Wandel aus. Gerade unter dem Aspekt einer nachhaltigen 
Raumentwicklung ergibt sich ein umfassender Anpassungs- 
und Reorganisationsbedarf der Siedlungs-, Versorgungs- und 
Infrastruktur.

Der demograhisch-strukturelle Wandel betrifft die einzel-
nen Regionen in Nordrhein-Westfalen in unterschiedlichem 
Maße. Ein besonderer Anpassungsbedarf ergibt sich für die 
ohnehin seit Jahrzehnten vom ökonomischen Strukturwan-
del betroffenen altindustrialisierten Gebiete. Aber auch die 
anderen Regionstypen sind von den Konsequenzen des 
soziodemographischen Wandels betroffen. So nimmt infolge 
internationaler Zuwanderung und damit verbundener He-
terogenisierungsprozesse gerade in den Metropolregionen 
und Dienstleistungszentren die soziale Polarisation und 
Segregation zu.

Zur Untersuchung dieser Thematik hat die Landesarbeits-
gemeinschaft Nordrhein-Westfalen der ARL eine Arbeits-
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gruppe eingerichtet, die sich mit den Herausforderungen 
und Chancen der demographischen Entwicklung für die 
regionale Planung und Politik im Lande auseinander setzte. 
Die Ergebnisse der Tätigkeit fi nden ihren Niederschlag in 
diesem Band. Im Mittelpunkt stehen die Auswirkungen des 
demographischen Wandels in ausgewählten Sektoren und 
auf ausgewählte Politikbereiche, etwa die Arbeitsmarkt-, 
Infrastruktur-, Wohnungsmarkt- und Verkehrspolitik sowie 
die Freiraumpolitik und die kommunalen Finanzen. Darüber 
hinaus enthält der Band einen Überblick über die wichtigsten 
Prognosen und Ansätze zur Erklärung der demographischen 
Entwicklung im Lande und die Ergebnisse einer Gemein-
detypisierung nach demographischen Merkmalen. Zum 
Abschluss werden die in den einzelnen Kapiteln dargestell-
ten Handlungsempfehlungen zur Gestaltung des räumlich-
demographischen Wandels in Form kurzer Eckpunkte für 
politisches Handeln zusammengefasst.

Heiderose Kilper Einführung 

Teil I:  Demographischer Wandel in Nordrhein-  
 Westfalen

Rainer Danielzyk Demographische Entwick-  
   lungen in Nordrhein-Westfalen 
   Befunde – Prognosen – Erklä- 
   rungsansätze 

Hans H. Blotevogel Gemeindetypisierung Nord-  
   rhein-Westfalens nach demo-  
   graphischen Merkmalen

Teil II: Folgen des demographischen Wandels   
in ausgewählten Sektoren

Heinz Konze  Einwohnerentwicklung und   
   kommunale Finanzen 

Hans H. Blotevogel Demographischer Wandel und  
Gerald Wood Arbeitsmarkt.   
   Allgemeine Zusammenhänge,  
   regionale Auswirkungen in   
   Nordrhein-Westfalen und   
   ausgewählte Handlungsfelder

Heiderose Kilper Folgen des demographischen  
Thomas Schleifnecker Wandels in Nordrhein-West-  
   falen für die Wohnungsmärkte

Albert Schmidt Folgen des demographischen  
   Wandels in Nordrhein-West-  
   falen für die Freiräume

Klaus Einig  Folgen des demographischen  
   Wandels in Nordrhein-West-  
   falen für die technische Infra-  
   struktur: eine qualitative   
   Abschätzung der Anpassungs- 
   kosten

Klaus J. Beckmann Folgen des demographischen  
   Wandels in Nordrhein-West-  
   falen für die Verkehrsentwick- 
   lung

Teil III: Bilanzierung und Eckpunkte

Heiderose Kilper Demographischer Wandel in  
   Nordrhein-Westfalen – Bilanzie- 
   rung und Eckpunkte für poli-  
   tisches Handeln

Kurzfassungen / Abstracts

❐

Umbau von
Städten und Regionen
in Nordostdeutschland

Handlungsnotwendigkeiten
und Handlungsperspektiven

Hans Joachim Kujath,
Suntje Schmidt (Hrsg.)

Arbeitsmaterial
der Akademie für Raumforschung und Landesplanung

Hannover 2007, Nr. 330, 298 S., m. farb. Abb.
ISBN: 978-3-88838-330-4

In Ostdeutschland hat der demographische Wandel ein be-
sonderes Ausmaß angenommen, auf den politisch und pla-

nerisch reagiert werden muss, damit die betroffenen Städte 
und Regionen den notwendigen Umbauprozess bewältigen 
können. In den Ländern Ostdeutschlands liegen jedoch be-
völkerungsmäßig schrumpfende Regionen neben Regionen 
mit zunehmenden Bevölkerungszahlen und wirtschaftlich 
prosperierende fi nden sich ebenso wie solche mit erheb-
lichen Problemen im Strukturwandel. Raumspezifi schen 
Handlungsansätzen und Problemlösungen ist daher der 
Vorrang gegenüber pauschalen und generellen Konzepten 
einzuräumen. Die beiden Landesarbeitsgemeinschaften in 
Ostdeutschland haben sich daher in einer abgestimmten 
Weise diesem Thema gewidmet.

Die AG „Umbau von Städten und Regionen“ der LAG 
Berlin/Brandenburg/Mecklenburg-Vorpommern behandelte 
die den Raum prägenden ländlichen Räume und die Me-
tropolregion Berlin. Die erarbeiteten und hier wiedergege-
benen Beiträge behandeln, langfristig und zukunftsorientiert 
ausgerichtet, die regionalspezifi schen Probleme Nordost-
deutschlands im Umbauprozess, die bisher ergriffenen 
politischen und planerischen Maßnahmen zur Gestaltung 
dieses Prozesses und ihre langfristigen Wirkungen sowie in 
Szenarienform und konkreten Fallanalysen nachhaltige Stra-
tegien und Handlungskonzepte zur Bewältigung der Folgen 
des demographischen Wandels. Eine handlungsorientierte 
Zusammenfassung der Beiträge mit Vorschlägen zur Reform 
der raumpolitischen Entwicklungsstrategien, neuer Konzepte 
und ihrer Instrumente beschließt den Band.
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  Vorwort

I  Einführung

Hans Joachim Kujath Umbau von Städten und
Hans Pohle Regionen im Nordosten   
Suntje Schmidt Deutschlands –
  Ein Arbeitsauftrag für die   
  anwendungsorientierte raum-
  bezogene Wissenschaft

Karl-Hermann Hübler  Ausgangslage und neue  
Hans Joachim Kujath Herausforderungen für die   
  Raumentwicklungspolitik in   
  Nordostdeutschland

II  Einfl uss des demographischen Wandels auf  
 verschiedene raumrelevante Politikfelder

Klaus-Peter Schwitzer Folgen der demographischen  
  Alterung und der Veränderung  
  familialer Lebensformen in   
  (Ost-) Deutschland – Chancen  
  und Handlungsoptionen

Ralf-Peter Janke Demographischer Wandel  
Harald Michel und Anpassungsstrategien in 
Volker Schulz strukturschwachen ländlichen  
  Räumen Brandenburgs (unter  
  besonderer Berücksichtigung  
  des Brandenburger Landkreises  
  Ostprignitz-Ruppin) 

Jörn Hollenbach Regionale Residualbevölke-
Wolfgang Weiß rungen in der Wissensgesell-  
  schaft

Georg Dybe Anpassen oder gegensteuern?
  Das Wechselverhältnis zwischen  
  Wirtschaftsförderung und demo- 
  graphischer Entwicklung in   
  Nordostdeutschland

III  Klein- und Mittelstädte im ländlichen Raum  
 (Fallstudien)

Jörn Hollenbach Veränderte Handlungsspiel- 
Wolfgang Weiß räume der Landes- und Raum- 
  planung infolge demographi-  
  scher Veränderungsprozesse in  
  ländlichen Räumen an Beispie- 
  len aus Mecklenburg-Vorpom- 
  mern

Manfred Kühn Regenerierungsstrategien in   
  schrumpfenden Mittelstädten:  
  Brandenburg/Havel und
  Neuruppin  

Peter Dehne Kleine Stadt, was tun? –
Christine Hannemann Zukunftschancen von kleinen
  Städten im Peripherieraum
  Nordostdeutschlands

IV Dünn besiedelte ländliche Räume –
 Entwicklungsszenarien

Wolf Beyer Kleinräumige Szenarioprozesse 
Gabriele Saupe als Handlungsgrundlage für   
  Akteure ländlicher Räume
  (dargestellt an einem Beispiel  
  aus Nordwestbrandenburg)

Thomas Weith Szenarien zur Entwicklung  
unter Mitarbeit von ländlich-peripherer Regionen  
Karl-Hermann Hübler Nordostdeutschlands
und Klaus Müller

   

V Metropolregion Berlin – Vorreiter des
 Umbauprozesses? (Fallstudien)

Suntje Schmidt Stärkung des Metropolraumes  
  Berlin-Brandenburg durch Stadt- 
  und Regionsumbau für die   
  Wissensökonomie

Frank Wolter Metropolregion Berlin –
  Demographischer Wandel und  
  Entwicklungsperspektiven

VI  Zusammenfassung

Hans Joachim Kujath Umbau von Städten und
Hans Pohle Regionen in Nordostdeutsch-  
Suntje Schmidt land – Handlungserfordernisse  
  und Reformnotwendigkeiten

Kurzfassungen / Abstracts

❐

Neue Positionspapiere 
aus der ARL

Nr. 69

Gleichwertige Lebensverhältnisse: eine wichtige gesell-
schaftspolitische Aufgabe neu interpretieren!

Positionspapier aus dem Ad-hoc-Arbeitskreis „Gleichwertig-
keit der Lebensverhältnisse“ der ARL. Kurzfassung in diesem 
Heft, s. „Zur Diskussion“.

Nr. 70

Empfehlungen zur Novellierung des Raumordnungsge-
setzes.

Positionspapier aus dem Ad-hoc-Arbeitskreis „Novellierung 
des Raumordnungsgesetzes“ der ARL. In diesem Heft, s. 
„Zur Diskussion“.

Die Positionspapiere aus der ARL können als pdf-Datei von 
der Website der ARL (www.ARL-net.de/News) heruntergela-
den werden oder sind über das Sekretariat der ARL (E-Mail: 
Berswordt@ARL-net.de, Tel. 0511–34842–13) zu beziehen.
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German Annual
of Spatial Research and Policy
Restructuring Eastern Germany

Sebastian Lentz (ed.)

ISBN 978-3-540-32077-7

With “Restructuring Eastern Germany” fi ve spatial re-
search institutes have introduced the fi rst volume of 

the German Annual of Spatial Research and Policy. Four of 
these institutes belong to the Leibniz Association: The Aca-
demy for Spatial Research and Planning (ARL) in Hannover, 
the Leibniz Institute for Regional Geography (IfL) in Leipzig, 
the Leibniz Institute of Ecological and Regional Develop-
ment (IÖR) in Dres-
den and the Leibniz 
Institute for Regional 
Development and 
Structural Planning 
(IRS) in Erkner. The 
fi fth institute is the 
Federal Office for 
Building and Regio-
nal Planning (BBR) in 
Bonn. These research 
institutes have foun-
ded this new scientifi c 
series with the goal of 
providing internatio-
nal colleagues with 
information on an 
annual basis concer-
ning problems and 
research results with-
in this current and socially relevant issue in Germany. The 
combined presentation of issues addressed in articles from 
these individual institutes is an example of how complemen-
tary the respective research approaches and abilities are. This 
kind of yearbook therefore documents a network which has 
existed for several years between the institutes in the form of 
mutual information and trusting research cooperation.

Seven articles within this volume are devoted to a total 
analysis of spatial structures and processes in eastern Ger-
many as well as the politics of restructuring and specifi c 
recommendations for action within the political arena of 
the Aufbau Ost programme (Economic Reconstruction in 
the East). Two articles are concerned with the more specifi c 
themes of urban developmental policies using examples in 
eastern Germany. The articles are supplemented by reports 
of regional structures and regional planning systems in east-
ern and south-eastern European countries.

Contents:

Michael Schädlich, Gerald Wagner

Perspectives and Options for Economic Policy in Eastern 
Germany – With Special Reference to Aspects from the 
Spatial Sciences

Karl-Dieter Keim

On the Diffi culties involved with the Examination of 
Complex Policy Agendas

Rupert Kawka

Regional Disparities in the GDR – Do They Still Mat-
ter?

Markus Eltges, Wendelin Strubelt

Equal Living Conditions and their Fiscal Bases

Martin T.W. Rosenfeld

Interregional Support Policy for East German Regions

Günter Herfert, Sebastian Lentz

New Spatial Patterns of Population Development as a 
Factor in Restructuring Eastern Germany

Ulf Matthiesen

Strengthening the Human Resource Base in Eastern 
German Regions

Manfred Kühn, Heike Liebmann

Strategies for Urban Regeneration – The Transformation 
of Cities in Northern England and Eastern Germany

Monika Meyer-Künzel

Urban Development with Olympic Games and World 
Exhibitions – is it Possible to Plan Usage?

André Müller

Countries Undergoing Transformation – “New” Europe-
an Neighbours in Spatial Planning

Hans Joachim Kujath, Sabine Zillmer

Spatial Development Strategies in the New EU Mem-
ber States: ESPON Project 2.2.2 on Pre-Accession Aid 
Impact Assessment

Burkhard Lange

The Knowledge Society and Spatial Development
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Eine wichtige Aufgabe der von Prof. Dr. Bernd Scholl, 
Zürich, geleiteten Grundsatzkommission (GKOM) ist 

die Beratung des Präsidiums der ARL im Hinblick auf die 
Behandlung strategischer Themen, bei denen es von grund-
legender Bedeutung ist, frühzeitig über breite und zuverläs-
sige Informationen sowohl zu Forschungs-, Beratungs- und 
Kooperationsbedarfen als auch zur Leistungsfähigkeit des 
personellen Netzwerkes der ARL zu verfügen.

Daher führen die Mitglieder der GKOM einen kontinuier-
lichen themenbezogenen Strategiediskurs, in dessen Mit-
telpunkt auf der Sitzung im Frühjahr 2006 beispielweise die 
Themen „Perspektiven der Entwicklung ländlicher Räume“, 
„Risikovorsorge in der räumlichen Entwicklung und Planung“ 
sowie „Langfristperspektiven der Raum- und Energieentwick-
lung“ standen. Eine Ausnahme stellte die Herbstsitzung der 
GKOM dar, auf der nicht der künftige Forschungsbedarf, 
sondern zwei für die bevorstehende Bewertung der ARL 
durch den Senatsausschuss Evaluierung (SAE) der Leibniz-Ge-
meinschaft wichtige „Dokumente“ beraten wurden, nämlich 
das Antwortpapier aus der ARL zum Fragenkatalog des SAE 
und das Arbeitsprogramm 2007/2008. Im Anschluss daran 
wurden jedoch potenzielle künftige Forschungsthemen 
diskutiert und eine Themenauswahl getroffen.

Bericht des Präsidenten
In seinem Bericht informierte Präsident Prof. Dr.-Ing. Klaus 
Borchard, Königswinter, über die Tätigkeit der ARL im letzten 
Halbjahr. Aus der großen Zahl der Aktivitäten hob er die 
Vorbereitung auf die Evaluierung hervor. Nach Beratungen 
im Sekretariat wurde der Entwurf des Antwortpapiers zu 
den Fragen des SAE Mitte September und Anfang Oktober 
im Präsidium ausführlich erörtert. Im Hinblick auf die Ge-
spräche mit den Mitgliedern der Bewertungskommission 
wurde beschlossen, wie bei der letzten Evaluierung sog. 
Tandems zu den vier Forschungsschwerpunkten der ARL 
einzusetzen. Diese bestehen aus Ordentlichen Mitgliedern 
(Repräsentanten des personellen Netzwerks) und den Wis-
senschaftlichen Referentinnen und Referenten des Sekretari-
ats. Zudem hat das Präsidium – nicht zuletzt mit Blick auf die 
Evaluierung – den zweiten Teil der Analyse und Bewertung 
der unentgeltlichen Tätigkeit in der ARL (Ehrenamtlichkeit) 
begonnen, dessen Ergebnisse in die Evaluierungsunterlagen 
einfl ießen werden.

Im Mittelpunkt des weiteren Berichts des Präsidenten 
standen die Öffentlichkeitsarbeit, die Politikberatung und der 
Wissenstransfer. Im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit sind vor 
allem die Kontakte zu Medienvertretern, etwa zu Journalis-
tinnen und Journalisten, die an Fragen der Raumentwicklung 
interessiert sind, aber auch zu politischen Stiftungen, mit 
denen weitere Kooperationen verabredet worden sind, sowie 
zu den Schulgeographen ausgebaut worden.

Die Vielzahl der Aktivitäten zur Beratung von Politik und 
Verwaltung veranschaulichte Präsident Borchard anhand der 
neueren Positionspapiere aus der ARL (etwa zur Clusterpo-
litik in ländlichen Räumen, zu den Herausforderungen der 
Steuerung des großfl ächigen Einzelhandels, zur Notwendig-
keit einer neuen Volkszählung oder zur Neuinterpretation 
des Postulats gleichwertiger Lebensverhältnisse), anhand der 
Mitwirkung an der Erarbeitung der Leitbilder und Handlungs-
strategien für die Raumentwicklung in Deutschland und der 
Novellierung des Raumordnungsgesetzes.

Zu dem letzten Punkt merkte er an, dass die Föderalismus-
reform und die mit ihr zum 1. Januar 2007 in Kraft tretenden 
Änderungen des Grundgesetzes auch die Raumordnung vor 
neue Rahmenbedingungen und Herausforderungen stellen. 
Im Zuge des Reformpakets wird das Recht der Raumordnung 
von der einstigen Rahmengesetzgebungskompetenz in die 
konkurrierende Zuständigkeit des Bundes überführt. Für 
die Raumordnung ergebe sich daraus sowohl die Pfl icht zur 
Neufassung ihrer Rechtsgrundlagen als auch die Chance 
einer grundlegenden inhaltlichen Überprüfung ihrer Leitvor-
stellungen, Instrumente und Verfahren.

Im Hinblick auf den Wissenstransfer, so der Präsident, hat 
der Wissenschaftliche Beirat der ARL in seinem Audit Ende 
2005 erneut attestiert, dass er in der ARL effi zient abläuft und 
an den Bedürfnissen der in Betracht kommenden Nachfrager-
gruppen orientiert ist. Gleichwohl habe sich das Präsidium 
um weitere Qualitätsverbesserungen bemüht und neben 
einem bereits vorliegenden Gutachten zur Transfereffi zienz 
in den wissenschaftlichen Raum ein zweites zur Beurteilung 
des Wissenstransfers in die Praxis vergeben. In diesem Zu-
sammenhang ist gerade eine Online-Befragung durchgeführt 
worden, um Informationen über die Zufriedenheit der „Kun-
den“ mit den Produkten der ARL zu erhalten.

Seinen Bericht über die Tätigkeit der ARL-Gremien, die 
Einrichtung neuer Arbeitskreise und Arbeitsgruppen der 
Landesarbeitsgemeinschaften sowie die Vorbereitung von 
Veranstaltungen und Workshops beschränkte der Präsident 
auf ausgewählte Vorhaben. Zum Abschluss wies er darauf 
hin, dass eine Reihe von der GKOM initiierter Forschungs-
initiativen bereits durchgeführt worden ist oder zurzeit 
vorbereitet wird. Hierzu gehören beispielsweise die Themen 
Theoriebedarf der Raumplanung, Wasser und nachhaltige 
Raumentwicklung, Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse, 
Zukünftige Infrastruktur und Raumentwicklung, Perspektiven 
der Entwicklung ländlicher Räume sowie Risikomanagement 
als Handlungsfeld in der Raumplanung.

Grundsatzkommission diskutiert    
 Forschungsperspektiven der ARL
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Antwortpapier aus der ARL    
zum Fragenkatalog des SAE
Nach einer kurzen Einführung durch den Generalsekretär 
der ARL, Prof. Dr.-Ing. Dietmar Scholich, Hannover, zu Sinn 
und Zweck und zur Entstehung des Antwortpapiers aus der 
ARL zum Fragenkatalog des SAE nahmen die Mitglieder 
der GKOM in vorwiegend generellen Statements zu dem 
Text Stellung. Es herrschte der Eindruck vor, dass das Papier 
eine gute Grundlage für die bevorstehende Evaluierung der 
ARL darstelle. Insbesondere im Bereich der angewandten 
Forschung und der Politikberatung sei die ARL offenbar 
überzeugend aufgestellt. 

Eine weitere Grundfrage bezog sich darauf, inwieweit die 
ARL als Serviceeinrichtung für die Forschung harte Kriterien 
der wissenschaftlichen Arbeit (empirische Fundierung der 
Ergebnisse, Erfüllung des citation index) zu erfüllen hat. Es 
sei zu prüfen, ob die in dem Papier verfolgte Antwortstra-
tegie in dieser Hinsicht noch fortentwickelt werden kann. 
Dabei sei zwischen dem personellen Netzwerk als der ei-
gentlichen ARL und dem Sekretariat als Organisations- und 
Koordinationseinheit für die Netzwerkaktivitäten strikt zu 
unterscheiden.

Einigkeit bestand darüber, dass es aufgrund von Erfas-
sungs-, Zurechnungs- und Darstellungsschwierigkeiten nicht 
möglich ist, die wissenschaftliche Leistungsfähigkeit des 
gesamten personellen Netzwerks anhand harter Kriterien 
zu erfassen und zu dokumentieren. Gleichwohl sei die wis-
senschaftliche „Performance“ seit der letzten Evaluierung 
spürbar und belegbar verbessert worden (etwa Ergebnisse 
der Verbundforschung zu den räumlichen Auswirkungen des 
demographischen Wandels), nicht zuletzt auch mit Blick auf 
Ergebnisse, die für die internationale raumwissenschaftliche 
Forschung von Bedeutung seien (z. B. neue Reihe „Studies in 
Spatial Development“). Zudem werden seit vielen Jahren die 
Forschungsergebnisse vor ihrer Veröffentlichung von ebenso 
kompetenten wie renommierten Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftlern extern evaluiert.

Andere Diskutanten hoben hervor, dass nicht nur Service-, 
sondern auch Forschungseinrichtungen in ganz Europa erheb-
liche Probleme mit der einseitigen Vorgabe bzw. Erfüllung 
harter Evaluationskriterien, wie des Zitationsindexes, hätten. 
Die ARL solle jedoch prüfen, ob und inwieweit Rezensions-
listen, die Dokumentation von Diskussionen grundlegender 
Forschungsergebnisse in der Presse bzw. den Medien 
sowie die Vergabe von Forschungsaufträgen zu zentralen 
methodischen und fachlichen Fragen der Raumwissenschaft 
Stellvertreterfunktionen übernehmen könnten. Die Ergeb-
nisse von Forschungsaufträgen hätten in internationalen 
Fachzeitschriften aller Voraussicht nach bessere Publikations-
chancen. Ähnliches gelte für ausgewählte Beiträge, die aus 
der Tätigkeit von Arbeitskreisen der ARL hervorgehen oder 
mit vertretbarem zusätzlichem Arbeitsaufwand als Essenz 
hieraus gewonnen werden können.

Im Verlauf der weiteren Diskussion wurde Einigkeit dar-
über erzielt, dass die Reduzierung der ARL-Tätigkeit auf 
eine reine Erfüllung harter wissenschaftlicher Kriterien an 
dem (Mehr-)Wert der ARL als personellem Netzwerk mit 
zahlreichen Kontaktchancen, Synergiepotenzialen und 
Schnittstellen zwischen raumwissenschaftlichen Diszipli-

nen sowie zwischen Wissenschaft und Praxis vorbeigehe. 
Keineswegs dürfe die Evaluierungskultur auf die Methodik 
im angelsächsischen Forschungsraum eingeengt werden. 
Eher sei (dort) eine Qualitätsoffensive und die (wieder) 
stärkere Gewichtung „weicher“ (qualitativer) Evaluations-
kriterien erforderlich. Eine permanente „Infrastruktur“ zur 
Pfl ege und Fortentwicklung des raumwissenschaftlichen 
und raum entwicklungspolitischen Diskurses, wie die ARL sie 
vorhalte, gewinne schließlich auch deshalb an Bedeutung, 
weil an den Universitäten zunehmend die „kritische Masse“ 
hierzu fehle.

Arbeitsprogramm 2007/2008 der ARL
Wiederum führte Generalsekretär Scholich kurz in die 
Thematik ein. Er gab insbesondere einen Überblick über 
die Entstehung von Forschungsthemen im Netzwerk der 
ARL (z. B. Forschungsimpulse von der GKOM, vom Wis-
senschaftlichen Beirat, vom Präsidium, aus Arbeitskreisen 
und Arbeitsgruppen der LAGs oder von IIKs) sowie über 
ihre anschließende Strukturierung und fachliche Konkreti-
sierung im Rahmen von (State-of-the-art-)Workshops oder 
Pilotstudien. Das Arbeitsprogramm (AP) orientiere sich 
zudem an der mittelfristigen Forschungsperspektive der ARL 
(Orientierungsrahmen) und sei in seiner Darstellungsform 
nach außen gerichtet.

Im Hinblick auf die Einbindung der ARL in die Forschungs-
landschaft wurde die große Bedeutung der europäischen 
Dimension bzw. des europäischen Forschungs- und Koope-
rationsraumes hervorgehoben. Zur inhaltlichen Ausrichtung 
des Programms (Forschungsschwerpunkte, Verbundfor-
schungsprojekte) wurde angemerkt, dass im Hinblick auf die 
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse frühzeitig (szenari-
enhaft) die Frage behandelt werden müsse, welche raument-
wicklungspolitischen Strategien zu verfolgen sind, wenn sich 
die interregionalen Disparitäten schneller und gravierender 
verschärfen und die regionalen Mindeststandards deutlicher 
unterschritten werden als erwartet. Darüber hinaus sollte 
sich die Beschreibung der Entwicklungsperspektiven länd-
licher Räume nicht vorrangig an Problemen, sondern eher 
an (endogenen) Potenzialen und Entwicklungschancen 
orientieren, die es in zahlreichen Teilräumen und Hand-
lungsfeldern (z. B. Schaffung neuer Erwerbs möglichkeiten, 
Diversifi zierung der Arbeitsmärkte, Stabilisierung der Ver-
sorgungsstrukturen) durchaus gebe. Hierauf sei die gesamte 
Politik zur Entwicklung ländlicher Räume einschließlich ihrer 
Förderinstrumente auszurichten.

Auf die Frage nach der Möglichkeit einer Abstimmung 
der Tätigkeit des künftigen Arbeitskreises „Periphere, struk-
turschwache ländliche Räume“ mit Arbeitsgruppen von 
Landesarbeitsgemeinschaften zur gleichen Thematik wurde 
erläutert, dass dies überwiegend in Form von Verbundfor-
schungsprojekten geschieht. Hierbei behandeln Arbeitskreise 
die mehr grundsätzlichen Forschungsaspekte, während die 
LAGs aufgrund ihrer größeren Nähe zu den Entwicklungen 
vor Ort und in den Regionen über komparative Forschungs-
vorteile für die Durchführung konkreterer Analysen und die 
Erarbeitung detaillierterer Handlungsstrategien verfügen. 
Dadurch können die Synergieeffekte in dem jeweiligen 
Forschungsfeld (z. B. Entwicklung ländlicher Räume, Entwick-
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lung von Metropolregionen, räumliche Auswirkungen des 
soziodemographischen Wandels) erhöht werden. 

Strategisch bedeutsame Themen   
der Raumentwicklung
Die Diskussion knüpfte an die auf der letzten Sitzung der 
GKOM geführte Aussprache zu strategisch bedeutsamen 
Aspekten der Raumentwicklung an. Ziel war die Generierung 
einer Liste von Themen, die im Mittelpunkt der weiteren 
Beratungen stehen werden. 

Die Aussprache führte zu den neun nachstehend aufge-
führten Themenfeldern, die mit ersten inhaltlichen Stichwor-
ten und Anmerkungen zu ihrer Forschungsrelevanz bzw. 
-priorität versehen wurden und auf der nächsten Sitzung von 
Mitgliedern der GKOM in Form kurzer Plädoyers vorgestellt 
werden sollen: 

Herausforderungen der europäischen Raumentwicklung 
für die räumliche Politik und Planung in den Mitglied-
staaten der EU

Lösung von Zielkonfl ikten im Rahmen der Nachhaltig-
keitsdiskussion

1.

2.

ging er ausführlich auf neu in Angriff genommene Vorhaben 
ein, berichtete „aus der Werkstatt“ bestehender Forschungs-
gremien und wies auf die Veröffentlichungen hin, die in den 
letzten sechs Monaten erschienen sind und die Arbeitser-
gebnisse von Gremien beinhalten. Auch Öffentlichkeitsar-
beit, Kooperationsvorhaben und Veranstaltungen waren 
Gegenstand des Berichtes. Darüber hinaus unterrichtete 
Borchard das Kuratorium über die Maßnahmen zur Vorbe-
reitung der anstehenden Evaluierung, die im Präsidium und 
im Sekretariat konzipiert und durchgeführt worden sind. 

Die Mitglieder des Kura-
toriums bestärkten das 
Präsidium, die zahlreichen 
und vielfältigen Aufgaben 
der Politikberatung fortzu-
führen und nach Möglich-
keit auszubauen, denn sie 
schätzen die adressaten-
orientierte und politikna-
he Forschung sowie den 
Transfer der Ergebnisse für 
die eigene Arbeit als sehr 
gewinnbringend ein.

Im Anschluss an den 
Bericht des Präsidenten 
und die damit einherge-
hende Diskussion standen 
verschiedene satzungsge-
mäß vorgegebene Punkte 
auf der Tagesordnung. 
Zum einen wurde Gene-

Neukonstruktion des Planungs- und Umweltrechts und 
-instrumentariums: Grundlegende Überlegungen zu einer 
Neuordnung der Vielzahl existierender planungs- und 
umweltrechtlicher Instrumente auf der Grundlage einer 
Analyse des Problemlösungsbedarfs, der Überschnei-
dungen und Inkonsistenzen im derzeitigen Umwelt- und 
Planungsrecht

Zusammenhänge zwischen Immobilienbewirtschaftung 
und Raumentwicklung

Fragen der politischen Ökonomie zur „Regional Gover-
nance“

Migration, Integration, Interkulturalität – Auswirkungen 
auf die Raum- und Siedlungsentwicklung

Räumliche Auswirkungen veränderter Lebensformen, 
multilokaler Lebensführung und neuer Haushaltstypen

Historische Vertiefung und Selbstrefl exion in der Raum-
planung

Künftige Anforderungen an die Ausbildung für die 
Raumplanung

Gerd Tönnies, Tel. (+49-511) 3 48 42 - 23 

E-Mail: Toennies@ARL-net.de

3.

4.

5.

6.

7.

8.

9.

Das Kuratorium der ARL traf sich am 5. Dezember 2006 
unter dem Vorsitz von Ministerialdirigent Werner 

Müller, Wiesbaden, zu seiner Herbstsitzung in Frankfurt am 
Main. Neben dem Bericht des Präsidenten stand eine Reihe 
von Beratungspunkten auf der Tagesordnung, mit denen 
sich das Kuratorium als Aufsichtsorgan der ARL regelmäßig 
beschäftigt.

Präsident Prof. Dr.-Ing. Klaus Borchard, Königswinter, 
informierte die Mitglieder des Kuratoriums über die Arbeit 
des Präsidiums seit der letzten Zusammenkunft. Wie immer 

Kuratorium kommt in Frankfurt am Main zusammen

Mitglieder des Kuratoriums
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ralsekretär Prof. Dr.-Ing. Dietmar Scholich aufgrund eines 
externen Prüfungsberichtes über die ordnungsgemäße 
Rechnungsführung für das Haushaltsjahr 2005 entlastet. 
Zum anderen beschloss das Kuratorium den Entwurf des 
Haushalts für 2007. Der Entwurf für 2008 wurde zur Kenntnis 
genommen. Gegenüber den Haushaltsplänen der Vorjahre 
nimmt im Entwurf für 2008 ein relativ neues Element einen 
nicht unbedeutenden Stellenwert ein: Neben der üblichen 
und bewährten institutionellen Zuwendung weist der Plan-
entwurf für 2008 auch vier Projekte auf, um die sich die ARL 
im Rahmen des „Paktes für Forschung und Innovation“ der 
Leibniz-Gemeinschaft beworben hat. Zweimal hat sie als 
beteiligter Partner bereits den Zuschlag erhalten, über zwei 
Anträge – einer davon federführend durch die ARL selbst 
gestellt – wurde noch nicht entschieden.

Schließlich bezog der Wissenschaftliche Beirat Stellung 
zum Entwurf des Programmbudgets für das Jahr 2008. Er 
würdigte die konzeptionellen Änderungen des Papiers ge-
genüber der Version für 2007 und gab noch einige Hinweise, 
die sich auf eine optimierte Darstellung des Zahlenwerks 
bezogen.

Andreas Klee, Tel. (+49-511) 3 48 42 - 39
E-Mail: Klee@ARL-net.de

Zu den Aufgaben des Kuratoriums gehört es auch, die 
Arbeitsprogramme der ARL zu prüfen und zu genehmigen. 
In Frankfurt lag den Kuratoriumsmitgliedern der Entwurf des 
Arbeitsprogramms 2007/2008 vor, zu dem eine Reihe von 
Anmerkungen und Empfehlungen zur weiteren Ausarbeitung 
gegeben wurden. Satzungsgemäß wurde das Arbeitspro-
gramm dann genehmigt. Schließlich hat das Kuratorium das 
von der Mitgliederversammlung in Gütersloh neu gewählte 
Präsidium für die Amtszeit 2007/2008 berufen. Die Berufung 
von Prof. Dr. Heinrich Mäding, Berlin, zum Präsidenten sowie 
von Prof. Dr.-Ing. Klaus Borchard und Prof. Dr. Hans H. Blote-
vogel, Dortmund, zu Vizepräsidenten erfolgte einstimmig.

Andreas Klee, Tel. (+49-511) 3 48 42 - 39
E-Mail: Klee@ARL-net.de

Am 10. November 2006 kam in Hannover der Wissen-
schaftliche Beirat der ARL unter dem Vorsitz von Prof. 

Dr.-Ing. Gerhard Steinebach, TU Kaiserslautern, zu seiner 
Herbstsitzung zusammen. Im Mittelpunkt der Beratungen 
stand die bevorstehende Evaluierung der ARL durch den 
Senatsausschuss Evaluierung der Leibniz-Gemeinschaft. Zur 
Diskussion stand insbesondere das im Sekretariat erarbeitete 
und bereits mit dem Präsidium, der Grundsatzkommission 
und dem Kuratorium abgestimmte 
sogenannte Antwortpapier. Auch 
der Wissenschaftliche Beirat gab 
eine Reihe von Empfehlungen zur 
Überarbeitung, die alle umgesetzt 
wurden.

Neben der Vorbereitung der 
Evaluierung stand die Diskussion 
des Entwurfs des Arbeitspro-
gramms 2007/2008 auf der 
Tagesordnung. Er fand bei den 
Mitgliedern des Beirats breite 
Zustimmung. Gleichwohl wurden 
Hinweise auf Themen gegeben, 
mit denen sich die ARL aus Sicht 
des Beirats in den kommenden 
Jahren beschäftigen könnte. Bei-
spielsweise wurde betont, dass 
die Themen „Informationsinfra-
struktur“ – vor allem hinsichtlich 
neuer räumlicher Infrastrukturen 
aufgrund neuer Telekommunikati-
on sowie deren Konsequenzen für 
die bisherige Infrastrukturförde-
rung – und „Wissensgesellschaft“ immer wichtiger werden. 
Diese Vorschläge fügen sich gut in das Themenspektrum im 
Forschungsschwerpunkt „Wirtschaft, Technik, Infrastruktur“ 
ein und sind inzwischen im Arbeitsprogramm verankert 
worden.

Sitzung des Wissenschaftlichen Beirats

v. l.: Dietmar Scholich, Klaus Borchard, Gerhard Steinebach, Heinz Faßmann, Jörn Dettmer (Praktikant), 
Hans Jarass (verdeckt), Andreas Cornett
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Am 1. Dezember 2006 kamen die Ordentlichen Mitglieder 
(OM) der ARL zu ihrer zweiten Mitgliederversammlung 

2006 zusammen. Rund 60 OM trafen sich in Gütersloh, wo 
die Bertelsmann Stiftung in einem ihrer Hauptgebäude am 
Stadtrand Räumlichkeiten zur Verfügung stellte. Dass die Mit-
gliederversammlung zu Gast bei der Stiftung war, war kein 
Zufall. Denn Akademie und Bertelsmann Stiftung setzen sich 
derzeit intensiv mit Fragen des demographischen Wandels in 
Deutschland und Europa auseinander und können auf eine 
Reihe interessanter Forschungsergebnisse zurückgreifen.

Demographischer Wandel
Daher lag es nahe, 
die Versammlung 
mit einem Vortrag 
von Andreas Esche, 
Projektleiter der 
Aktion „Demogra-
phischer Wandel“ 
der Bertelsmann 
Stiftung, zu begin-
nen. Er stellte seine 
Ausführungen un-
ter das Motto „Auf 
dem Weg zu neu-
en Lebensformen: 
Chancen und Not-
wendigkeiten des 
demographischen Wandels“ und widmete sich vor allem 
dem Aspekt der demographischen Alterung und seinen 
vielfältigen Auswirkungen auf alltägliche Lebensbereiche. 
Befasst sich die ARL vor allem mit den räumlichen Konse-
quenzen des demographischen Wandels, so thematisierte 
Andreas Esche beispielsweise die Nutzung von Technologien 
im Alter. Er führte aus, dass die Nutzung von Computern und 
anderen High-Tech-Geräten mit zunehmendem Alter eben 

nicht kontinuierlich abnimmt, sondern dass die „Generation 
60+“ immer mehr in der Lage und willens ist, die für sie re-
lativ neuen Technologien kennenzulernen und im täglichen 
Leben außerhalb des Berufs einzusetzen. Er leitete daraus 
eine Reihe von Einsatzmöglichkeiten neuer Technologien 
ab, die den Alltag von Senioren entlasten und zu mehr 
Lebensqualität führen können. Hierzu zählen Maßnahmen 
zur Verbesserung der Gesundheit, beispielsweise durch 
Telemedizin, verbesserte Mobilitätsbedingungen sowie Si-
cherheitsanforderungen und -wünsche. Esche wies auch auf 
die sich problematisch entwickelnden Staatsausgaben und 
-einnahmen in Bezug auf das Bevölkerungsprofi l in Deutsch-
land sowie die daraus resultierenden Schwierigkeiten der 
Finanzierung von Infrastrukturen und Bildungsangeboten 
hin. Denn die Zahl der Personen im erwerbsfähigen Alter 
wird mittelfristig weiter zurückgehen, während jüngere und 
ältere Menschen einen erhöhten Bedarf an unterstützenden 
Leistungen haben werden. 

Bericht des Präsidenten
Im Anschluss an den Vortrag aus dem Hause der Bertelsmann 
Stiftung legte ARL-Präsident Prof. Dr.-Ing. Klaus Borchard 
der Versammlung Rechenschaft über die Arbeit des Präsi-
diums im letzten halben Jahr ab. Sein Bericht, der vor der 
Versammlung allen OM auf schriftlichem Wege zugegangen 
war, wurde wie immer mit großem Interesse aufgenommen. 
Dabei stand die Berichterstattung über die Vorbereitungen 
auf die Evaluierung im März 2007 im Mittelpunkt. Er ging 
unter anderem auf die dem Senatsausschuss Evaluierung 
der Leibniz-Gemeinschaft vorzulegenden Evaluierungsunter-
lagen ein, die in den vergangenen Monaten im Sekretariat 
und nach ausführlichen Beratungen im Präsidium, in der 
Grundsatzkommission, im Wissenschaftlichen Beirat und 
im Kuratorium erstellt wurden. Die sogenannte Begehung 
fi ndet am 8. und 9. März 2007 statt. Dabei kommen – wie 
bereits bei der letzten Evaluierung – Tandems aus OM und 

Versammlung der Ordentlichen Mitglieder

Plenum

Andreas Esche
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den betreffenden wissenschaftlichen Referentinnen und 
Referenten im Sekretariat zu den vier Forschungsschwer-
punkten zum Einsatz.

Ausführlich ging Borchard auch auf die Arbeit des Zuwahl-
ausschusses ein, der am 7. September 2006 zu einer Sitzung 
zusammengekommen war. Die Mitglieder erledigen ihre 
Aufgaben mit größter Sorgfalt, sorgen für hohe Transparenz 
und nehmen der Mitgliederversammlung viel Arbeit ab. Der 
Präsident schloss sich einer Empfehlung des Zuwahlaus-
schusses an, dass sich insbesondere die OM stärker insoweit 
engagieren sollten, dass sie vor allem in den Landesarbeitsge-
meinschaften Kandidatinnen und Kandidaten zur Berufung 
als Korrespondierende Mitglieder vorschlagen, um dadurch 
den Fundus für die Zuwahl von OM erhöhen zu können.

OM Ulrich Höhnberg ergänzte den Bericht und informierte 
die Mitgliederversammlung über ein aktuelles Urteil des 
Bundesverwaltungsgerichts zum Ausbau des Flughafens Ber-
lin-Schönefeld. Das Urteil enthält auch interessante grundle-
gende Anmerkungen zum Verhältnis von Raumplanung und 
Fachplanungen. OM Höhnberg nahm diese Anmerkungen 
zum Anlass für den Vorschlag, dass sich die ARL mit den 
Beziehungen zwischen Raumplanung und Fachplanungen, 
insbesondere Umweltplanung, befassen sollte.

Territoriale Agenda
Den zweiten Vortrag des Tages hielt OM Manfred Sinz, 
Ministerialdirigent im Bundesministerium für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung, zum Thema „Die Territoriale Agenda 
der EU – Beitrag eu-
ropäischer Raument-
wicklungspolitik zu 
Wachstum, Beschäf-
tigung und nachhal-
tiger Entwicklung“. 
Er stellte zunächst die 
Ziele der Territorialen 
Agenda der EU in 
den Vordergrund, 
die einerseits auf ein 
Wirtschaftswachs-
tum und auf die 
Förderung von Ar-
beitsplätzen in allen 
Teilräumen abstellen 
und die Unterstützung des Wachstums auch außerhalb des 
Kernbereichs Europas einschließen. Andererseits sollen die 
grenzüberschreitende und transnationale Zusammenarbeit 
sowie regionale Identitäten gestärkt werden. Hierzu sind 
sechs Prioritäten formuliert worden, die im Rahmen der 
Agenda aufgegriffen werden sollen:

Vernetzung von Metropolregionen und Regionalzentren 
im Sinne von "Stärken stärken"

Bildung von Partnerschaften zwischen Stadt und Land im 
Sinne von Verantwortungsgemeinschaften

Raumentwicklung als Dreiklang "Wirtschaft – Wissen-
schaft – Verwaltung", was die Zusammenarbeit bei Aus- 
und Weiterbildung, Forschung und Entwicklung und im 
Sinne innovativer Cluster einschließt

■

■

■

Nutzung transeuropäischer technologischer Netzwerke 
und Korridore, vor allem hinsichtlich Verkehr und Ener-
gie

Transeuropäisches Risikomanagement

Inwertsetzung des kulturellen und ökologischen Erbes

Die Ausführungen von OM Manfred Sinz wurden mit 
großem Interesse aufgenommen. Sie stehen insbesondere 
mit den Arbeiten des EAK "Territoriale Kohäsion" in engem 
Zusammenhang, die der Mitgliederversammlung vor einigen 
Monaten in Rostock vorgestellt wurden.

Zielgruppenbefragung
Prof. Dr. Jörg Bogumil, Ruhr-Universität Bochum, hat mit 
zwei Mitarbeitern im Auftrag des Präsidiums ein Gutachten 
zum Wissenstransfer der ARL in die Praxis erstellt. Ziel war es 
aufzuzeigen, wie der Wissenstransfer evaluiert werden kann. 
Er stellte in Gütersloh den Ansatz sowie erste Ergebnisse der 
im September 2006 durchgeführten Online-Befragung vor. 
Diese Befragung hatte das Ziel, die Stärken und Schwächen 
der ARL aus der Sicht der wesentlichen Adressaten in raum-
bezogenen Praxis- und Forschungsfeldern zu erheben. Die 
Fragen bezogen sich auf die Anforderungen der Zielgruppen 
der ARL an wissenschaftliche Informationen, Veranstaltun-
gen, Arbeitsgremien und Präsentationsformen, auf die tat-
sächliche Nutzung der Angebote der ARL, auf die Bewertung 
dieser Angebote und auf Desiderata der ARL-Arbeit. Hierzu 
wurden über 800 Personen angeschrieben, größtenteils im 
Rahmen einer Online-Erhebung. Der Rücklauf der Fragebö-
gen war mit über 60 % erfreulich hoch. Im Ergebnis zeigt 
sich eine durchweg gute Bewertung des Angebots der ARL; 
das Sekretariat und die Publikationen schneiden sogar sehr 
gut ab. Die detaillierten Ergebnisse der Befragung werden in 
einem der nächsten Hefte der ARL-Nachrichten ausführlich 
dargestellt. Sie fl ießen im Übrigen auch in die Evaluierung 
der ARL im März 2007 ein.

Wahlen
Unter der Regie von Generalsekretär Prof. Dr.-Ing. Dietmar 
Scholich wurde schließlich das Präsidium für die Amtszeit 
2007/2008 gewählt und es fand die Wahl neuer Ordentlicher 
Mitglieder statt (siehe gesonderte Meldungen in dieser Rub-
rik). Präsident Borchard schloss die Sitzung mit der Einladung 
zur nächsten Mitgliederversammlung, die am 15. und 16. Juni 
2007 in unmittelbarem Anschluss an die Wissenschaftliche 
Plenarsitzung in Hamburg stattfi nden wird.

Andreas Klee, Tel. (+49-511) 3 48 42 - 39
E-Mail: Klee@ARL-net.de

■

■

■

Manfred Sinz
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Das diesjährige Treffen des Präsidiums mit den älteren Or-
dentlichen Mitgliedern der ARL fand am 1. Dezember 

– in zeitlichem Zusammenhang mit der Mitgliederversamm-
lung – in Gütersloh statt. Es ist schon zur Tradition geworden, 
dass sich das Präsidium mit den älteren Akademiemitgliedern 
zum Gedankenaustausch trifft.

Betriebsbesichtigung bei Sonopress
Das Treffen begann mit einer Führung durch ausgewählte 
Produktionsbereiche der Firma Sonopress in Gütersloh. 
Sonopress ist Teil der Bertelsmann Gruppe und seit fast 50 
Jahren ein führender Hersteller von Trägern für Musik, Filme 
und Video, für Software und Spiele und kümmert sich auch 
um die entsprechende Verpackung der Produkte sowie für 
deren Distribution. In Gütersloh werden bereits seit 1985 
Compact Discs (CD) produziert. Unter fachkundiger Füh-
rung von Mitarbeitern konnten die Akademiemitglieder den 
Herstellungsprozess dieser Informationsträger verfolgen. Ein 
etwas jüngeres Produkt ist die DVD (Digital Versatile Disc). 
Sie zeichnet sich durch eine enorme Speicherkapazität 
von Ton-, Bild- und Computerdaten sowie durch eine hohe 

Datentransferrate aus. Große Datenmengen können damit 
schnell übertragen werden, was vor allem für Video- und 
Multimediaanwendungen wichtig ist. Auch hier konnten 
ausgewählte Teile der Produktion besichtigt werden. Ins-
gesamt wurde deutlich, dass die Produktions- und Dienst-
leistungen des Bertelsmann-Konzerns – einschließlich der 
Firma Sonopress – weit mehr als verlegerische Tätigkeiten 
und die Buchherstellung umfasst. Für viele war das neu und 
bedeutete hochinteressante Einblicke in die Welt moderner 
Datenträger. 

Die Kraft des regionalen Unterschieds
Im Anschluss an die Führung trafen sich die älteren Or-
dentlichen Mitglieder im Hause der Bertelsmann Stiftung. 
Präsident Prof. Dr.-Ing. Borchard berichtete zunächst über 
einige bedeutsame Vorhaben und Aktivitäten der Akademie 
sowie über die bevorstehende Evaluierung.

Im Mittelpunkt stand dann ein Vortrag von Vizepräsident 
Prof. Dr. Dr. h. c. Horst Zimmermann zum Thema „Die Kraft 
des regionalen Unterschieds“ – ein Thema, mit dem er sich in 
den letzten Jahren intensiv auseinandergesetzt hat und des-

Neues Präsidium 2007/2008

Die Ordentlichen Mitglieder der ARL wählten in ihrer Versammlung am 1. Dezember 2006 in Gütersloh das 
Präsidium für die Amtsjahre 2007 und 2008.

Zum Präsidenten wurde gewählt: Prof. Dr. Heinrich Mäding, bis Ende September 2006 Leiter des Deutschen 
Instituts für Urbanistik, Berlin. Zu Vizepräsidenten wurden gewählt: Prof. Dr. Hans H. Blotevogel, Leiter des 
Fachgebiets Raumordnung und Landesplanung an der Fakultät für Raumplanung der Universität Dortmund, und 
Prof. Dr.-Ing. Klaus Borchard, ehemals Rektor der Rheinischen Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn und Direktor 
des Instituts für Städtebau, Bodenordnung und Kulturtechnik.

Das Kuratorium der ARL hat in seiner Sitzung am 5. Dezember 2006 die Mitglieder des Präsidiums für die 
Amtszeit 2007/2008 berufen.

Treffen des Präsidiums mit den älteren Ordentlichen Mitgliedern

Heinrich Mäding Klaus BorchardHans H. Blotevogel

Intern_4-06(S082-091).indd   88Intern_4-06(S082-091).indd   88 20.02.2007   13:39:0220.02.2007   13:39:02



4/200689

INTERN

sen Thesen er hier zur Diskussion stellte. Seine Ausführungen 
waren in die übergeordnete Frage eingebettet, ob wir es der-
zeit – angesichts neuer ökonomischer Rahmenbedingungen, 
der Triebkräfte der Globalisierung und der Leitvorstellung 
der gleichwertigen Lebensverhältnisse – mit einem Konfl ikt 
zwischen nationalem Wachstumsziel und regionalem Aus-
gleichsziel zu tun haben. Zimmermann stellte anschaulich 
anhand einer Karte dar, wo in Europa Wachstumsregionen 
existieren, in denen so viel „Einnahmen“ erwirtschaftet 
werden, dass damit die wirtschaftsschwächeren Regionen 
alimentiert werden können. Jahrelang konnte so eine Harmo-
nie zwischen Wachstum und Ausgleich hergestellt werden. 
Neuere Ergebnisse – unter anderem aus der New Economic 
Geography – legen jedoch den Schluss nahe, dass Ballungs-
gebiete als ein „natürliches Ergebnis des Wirtschaftens“ 
verstanden werden können, deren Prosperität auch durch 
Maßnahmen der Innovationsforschung und -förderung un-
terstützt werden sollten. Dieser damit verbundene Wechsel 
von der Ausgleichs- zur Wachstumsorientierung beschreibt 
durchaus einen gegenwärtigen Zielkonfl ikt.

Wie sollte damit umgegangen werden? Zimmermann 
plädiert für die Pfl ege der modernen Agglomerationen. 
München, Frankfurt und Hamburg sind derzeit Wachstums-
motoren, die auch einen Vorbildcharakter haben. In den länd-
lich-peripheren, strukturschwachen Regionen ist andererseits 
die Mindestversorgung zu sichern. Eine eher schwierig zu 
fassende Kategorie sind die „mittleren Räume“, in denen 
regionsspezifi sche Lösungen sinnvoll sind. Zimmermann 
schloss seine Ausführungen mit der Empfehlung, dass man 
für einige Zeit das nationale Wachstumsziel stärken sollte. 
Wenn dann dieses Wachstum mehr Einnahmen bringt, kann 
man sich wieder verstärkt den Ausgleichszielen widmen.

Diese Ausführungen regten die Ordentlichen Mitglieder 
zu interessanten und teils kontrovers geführten Diskussi-
onen an. Die Thesen stießen nicht überall auf ungeteilte 
Zustimmung. Sie stellen jedoch eine sehr fundierte Analyse, 
Einschätzung und Bewertung der regionalen Struktur unter 
regionalökonomischen Fragestellungen dar und bereichern 
die Debatte innerhalb der Akademie sowie darüber hinaus 
in Wissenschaft und Politik außerordentlich.

Andreas Klee, Tel. (+49-511) 3 48 42 - 39
E-Mail: Klee@ARL-net.de

Besuch im Sekretariat
Prof. Dr. Kenji Yamamoto, KM der ARL, Faculty of Economics, 
Kyushu University, Fukuoka, Japan, hält sich regelmäßig zu 
Forschungszwecken in Deutschland auf. Bei diesen Gele-
genheiten führt ihn sein Weg immer auch in das Sekretariat 
der ARL nach Hannover, um sich zu bestimmten Fragen der 
raumwissenschaftlichen Forschung, der Raumentwicklung 
und der Raumpolitik auszutauschen. Anlässlich seines Be-
suchs Ende August 2006 stand das Thema „Soziale Stadt“ 
im Mittelpunkt der Beratungen mit Verantwortlichen in der 
Bauverwaltung, Referat Planen und Stadtentwicklung, der 
Landeshauptstadt Hannover. Die Gespräche wurden durch 
eine Exkursion in ausgewählte Stadtteile, in denen sich Han-
nover mit Projekten am Förderprogramm „Soziale Stadt“ des 
Bundes und der Länder beteiligt, abgerundet.

Neue Ordentliche Mitglieder

In der Mitgliederversammlung am 1. Dezember 2006 
in Gütersloh wurden für die Dauer von zehn Jahren 

zu Ordentlichen Mitgliedern gewählt:

Professor Dr. Martin 
T. W. Rosenfeld, Leiter 
der Abteilung „Stadt-
ökonomik“ am Insti-
tut für Wirtschaftsfor-
schung Halle

■

Dipl.-Ing. Petra Ilona 
Schmidt, Ministerialrä-
tin im Ministerium für 
Verkehr, Bau und Lan-
desentwicklung Meck-
lenburg-Vorpommern, 
Abteilung Raumord-
nung und Landespla-
nung, Schwerin

■

Damit hat die ARL zurzeit 135 Ordentliche Mitglieder.

Dr. Stefan Köhler, Ver-
bandsdirektor des Regi-
onalverbands Boden-
see-Oberschwaben in 
Ravensburg

■
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Personalien
OM Prof. Dr. Dr. h. c. mult. Klaus Töpfer, früherer Bun-
desraumordnungs- und -umweltminister und bis Juni 2006 
Direktor des Umweltprogramms der Vereinten Nationen 
(UNEP) ist im September 2006 erster Umweltbotschafter 
der Deutschen Auslandsgesellschaft geworden. Die Gesell-
schaft will nach Angaben der Deutschen Bundesstiftung 
Umwelt Menschen aus unterschiedlichen Ländern für den 
Naturschutz begeistern.

Töpfer wurde auch mit dem ersten Deutschen Alpenpreis 
ausgezeichnet. Die deutsche Vertretung der internationalen 
Alpenschutzkommission CIPRA (Commission Internationale 
pour la Protection des Alpes) hat am 24. November 2006 in 
Lindau erstmalig diesen Preis verliehen. CIPRA ehrt mit dem 
Deutschen Alpenpreis herausragende Politiker, Unternehmer, 
Wissenschaftler, Verbandsvertreter und/oder Bürger für 
ihren engagierten Einsatz für eine nachhaltige Entwicklung 
des Alpenraums.

❐

Bundespräsident Horst Köhler berief auf Vorschlag der Regie-
rung acht Vertreter aus Wirtschaft, Politik und Wissenschaft, 
die Gesetze und Gesetzentwürfe auf ihre Kosten für die 
Wirtschaft überprüfen sollen. Ziel ist es, die Unternehmen 
von Bürokratiekosten zu entlasten. Mitglied des Normen-
kontrollrates zum Abbau von Bürokratie in Deutschland ist 
OM Prof. Dr. Gisela Färber, Speyer.

❐

Die Mitgliederversammlung des Bundesverbandes für 
Wohneigentum und Stadtentwicklung (vhw) hat im Sep-
tember 2006 die vhw-Gremien neu berufen. ARL-Präsident 
Prof. Dr.-Ing. Klaus Borchard, Königswinter, wurde als 
Vorstandsmitglied ebenso bestätigt wie KM Beig. Folkert 
Kiepe, Köln.

❐

Neu in das vhw-Kuratorium wurden die OM Prof. Dr. Jür-
gen Aring, Kassel, und Prof. Dr.-Ing. Klaus J. Beckmann, 
Berlin, gewählt. Weitere Mitglieder des Kuratoriums sind 
u. a. die OM Prof. Dr. Hartmut Häußermann, Berlin, Prof. 
Dr. Michael Krautzberger, Bonn, und Ministerialdirektor 
Dr. Peter Runkel, Berlin, sowie KM Prof. Dr. Gerd Schmidt-
Eichstaedt, Berlin.

❐

Am 17. November 2006 erhielt OM Prof. Albert Schmidt, 
Ratingen, die Osnabrücker Ehrenmedaille des Freundes-
kreises Fachhochschule Osnabrück Gartenbau und Land-
schaftsarchitektur. Schmidt studierte in den 50er-Jahren an 
der Höheren Gartenbauschule Osnabrück (HGO). Er war 
bis zu seiner Pensionierung 1998 Präsident der Landesan-
stalt für Ökologie, Landschaftsentwicklung und Forsten in 
Recklinghausen.

Mit Wirkung vom 1. Oktober 2006 wurde OM Prof. Dr. 
Klaus R. Kunzmann vom Rektor der Universität Dortmund 
auf eigenen Wunsch in den vorzeitigen Ruhestand versetzt. 
Mit einem internationalen Symposium über „Implications of 
China‘s Economic Growth for Cities and Regions in Europe“ 
verabschiedete sich Kunzmann am 29./30. September 2006 
von der Universität Dortmund.

Auch die Auszeichnung „Bürger des Ruhrgebiets“ ging im Jahr 
2006 an Kunzmann. Der Verein „Pro Ruhrgebiet“ zeichnet 
damit seit 25 Jahren Persönlichkeiten aus, die sich in beson-
derer Weise für die Region engagieren. Die Auszeichnung 
wird im Februar 2007 verliehen.

❐

OM Prof. Dr. Isolde Roch, Leiterin der Abteilung „Regional-
entwicklung und Landschaftsökologie“ am Leibniz-Institut 
für ökologische Raumentwicklung in Dresden, wurde vom 
Präsidenten der China University of Mining and Technology 
zur Honorarprofessorin berufen.

❐

KM Prof. Dr. Stanislaw Herman, Warschau, ist von Bundesprä-
sident Horst Köhler der Verdienstorden der Bundesrepublik 
Deutschland 1. Klasse für seine großen Verdienste um die 
Zusammenarbeit zwischen Polen und Deutschland verliehen 
worden. Als damaliger Sekretär der Polnischen Akademie der 
Wissenschaften nahm Herman bereits in den 1970er-Jahren 
Kontakt zur ARL auf. Aus ersten Begegnungen entwickelte 
sich eine langjährige ertragreiche Kooperation.

❐

Der Leiter des Referats Grundlagen der Landesplanung im 
Innenministerium Schleswig-Holstein, KM Dr.-Ing. Christian 
Diller, Kiel, hat einen Ruf an das Fachgebiet Geographie der 
Justus-Liebig-Universität Gießen angenommen.

❐

KM Dr. Thomas Döring, bisher Philipps-Universität Marburg 
und Universität Kassel, hat den Ruf auf eine Professur für 
Volkswirtschaftslehre mit Schwerpunkt öffentliche Finanzwirt-
schaft an der Fachhochschule Kärnten in Villach (Österreich) 
angenommen.

❐

KM Dipl.-Volksw. Jens Gabbe wurde am 24.11.2006 nach 34 
Jahren erfolgreicher Tätigkeit für die Grenzregionen offi ziell 
als Generalsekretär der Arbeitsgemeinschaft Europäischer 
Grenzregionen (AGEG) verabschiedet. Vieles hat sich wäh-
rend dieser Zeit in Europa zugunsten der Grenzräume und 
der grenzübergreifenden Regionen verändert. INTERREG, 
PHARE CBC und vieles mehr würde es ohne die AGEG 
nicht geben. 

❐

KM Dipl.-Ing. Sigurd Trommer ist anlässlich einer Festveran-
staltung am 21. September 2006 als langjähriger Stadtbaurat 
der Stadt Bonn in den Ruhestand verabschiedet worden. 
Er trat im Oktober 1990 sein Amt an und hat in den darauf 
folgenden 16 Jahren den Wandel der Stadt zur UN-Stadt und 
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zu einem zukunftsorientierten Wirtschafts-, Wissenschafts- 
und Kulturstandort wesentlich mitgestaltet.

❐

Das langjährige Mitglied des Kuratoriums der ARL, Mi-
nisterialdirigent Henning Binnewies, Leiter der Abteilung 
Landesplanung im Niedersächsischen Ministerium für den 
ländlichen Raum, Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz, Hannover, ist zum neuen Oberbürgermeister 
der Stadt Goslar gewählt worden. Er trat das Amt am 1. 
November 2006 an.

✝
Egon Dheus

Am 1. November 2006 verstarb im 84. Lebensjahr KM 
Stadtdirektor a. D. Prof. Dr. Egon Dheus, Bernried. Der 
Verstorbene ist über viele Jahre hinweg mit der Akademie 
verbunden gewesen, hat sich durch bemerkenswerte 
wissenschaftliche Beiträge und wichtige Erfahrungen aus 
der Praxis in den Bereichen Soziologie, Bevölkerungs-
wissenschaft, Statistik, Städtebau und Stadtentwicklung 
ausgezeichnet und damit zum Erfolg der Akademiearbeit 
beigetragen, indem er diesen reichhaltigen Erfahrungs-
schatz in die ARL einbrachte. So war er z. B. Mitglied 
der Arbeitskreise „Räumliche Wirkungen öffentlicher 
Ausgaben“ und „Probleme öffentlicher Finanzen in 
Ballungsgebieten“. Im Jahr 1972 hat ihn das Präsidium 
in Anerkennung seiner fachlichen Leistungen zum Kor-
respondierenden Mitglied der ARL berufen. Wir werden 
Egon Dheus ein ehrendes Andenken bewahren.

✝
Heinrich Lowinski

Am 13. September 2006 verstarb im 73. Lebensjahr 
OM Ltd. Ministerialrat a. D. Dr. Heinrich Lowinski, Düs-
seldorf. Er war nahezu 40 Jahre auf das Engste mit der 
Akademie verbunden. Während dieser Zeit befasste er 
sich intensiv mit Fragen der Raumordnung und Landes-
planung und dabei insbesondere mit Konzeptionen der 
Landesentwicklung für die Raum- und Siedlungsstruktur 
in Nordrhein-Westfalen und mit der raumplanerischen 
Zusammenarbeit in Europa, mit dem Bund und zwischen 
den Bundesländern. Sein fundiertes und vielfältiges 
Wissen auf diesen und anderen Gebieten brachte Hein-
rich Lowinski über viele Jahre hinweg in die Arbeit der 
Akademie ein. Er wirkte in zahlreichen Arbeitskreisen 
und Ad-hoc-Arbeitskreisen mit und hat auch der Landes-
arbeitsgemeinschaft Nordrhein-Westfalen durch seine 
Mitarbeit wichtige Impulse verliehen. Dieses vielschich-
tige Schaffen fand seinen Niederschlag in einer ganzen 
Reihe von Beiträgen in ARL-Publikationen. Als Mitglied 
des Wissenschaftlichen Rates hat er mit dazu beigetragen, 
dass die Akademie für künftige Anforderungen stets gut 
gerüstet war und ist. Durch seine verbindliche Art, seine 
Zielstrebigkeit und seine breite berufl iche Erfahrung 
hat Heinrich Lowinski maßgeblich zum Erfolg unserer 
Arbeit beigetragen. Das Wirken des Verstorbenen in 
der ARL ist nicht zuletzt auch durch die Berufung 1970 
zum Korrespondierenden Mitglied und durch die Wahl 
zum Ordentlichen Mitglied 1982 anerkannt worden. 
Die ARL wird ihrem engagierten Mitglied ein ehrendes 
Andenken bewahren.

✝
Sigfrid Schneider

KM Wiss. Direktor a. D. Prof. Dr. Sigfrid Schneider, 
Bonn, ist am 1. November 2006 im 92. Lebensjahr 
verstorben. Er war über viele Jahre hinweg mit der Aka-
demie verbunden und hat sich durch bemerkenswerte 
wissenschaftliche Beiträge im Bereich der Geographie, 
Umweltwissenschaften und Landschaftsplanung sowie 
insbesondere der Fernerkundung ausgezeichnet. Die 
Zusammenarbeit war stets ertragreich und persönlich 
angenehm. Durch seine anerkannte Kompetenz und 
seine verbindliche Art hat er maßgeblich zum Erfolg 
der Akademiearbeit beigetragen. Sigfrid Schneider war 
z. B. Leiter des Arbeitskreises „Verwendung der Fern-
erkundung für die Planung“. Im Jahr 1979 hat ihn das 
Präsidium in Anerkennung seiner fachlichen Leistungen 
zum Korrespondierenden Mitglied der ARL berufen. Die 
Kollegen und Mitglieder der Akademie werden ihm ein 
ehrendes Andenken bewahren.

✝
Wolfgang Istel

Am 21. Dezember verstarb kurz vor seinem 70. 
Geburtstag KM Prof. Dr. Wolfgang Istel, Ebersberg. 
Der Verstorbene war über viele Jahre hinweg mit der 
Akademie eng verbunden und hat sich durch eine 
Vielzahl wissenschaftlicher Beiträge in den Bereichen 
Raumplanung und Raumentwicklung sowie Geschichte 
der Raumordnung, Landes- und Regionalplanung aus-
gezeichnet. Diesen reichhaltigen Erfahrungsschatz hat 
Wolfgang Istel in die ARL eingebracht. So war er seit 1972 
Mitglied in der Landesarbeitsgemeinschaft Bayern und in 
verschiedenen Arbeitskreisen, z. B. zur Abgrenzung von 
Agglomerationsräumen und zur Raumforschung in der 
ehemaligen DDR. Darüber hinaus brachte er sich aktiv in 
verschiedene Regionalplanertagungen ein. Im Jahr 1982 
hat ihn das Präsidium in Anerkennung seiner fachlichen 
Leistungen zum Korrespondierenden Mitglied der ARL 
berufen. Wolfgang Istel hinterlässt auch im Kreise seiner 
Kollegen und unserer Mitglieder eine große Lücke. Wir 
werden ihm ein ehrendes Andenken bewahren.
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nfobörse
Diplomarbeiten, Dissertationen etc.

Abgeschlossene und laufende   
 Arbeiten

Technische Universität Berlin
Stadt- und Regionalplanung

Berg, Markus
Bedeutung der technischen Infrastruktur für Stadtentwick-
lungskonzepte im Land Brandenburg
(Diplomarbeit, abgeschl. 08/2006)

Buchholz, Frank
Kooperative Regionalentwicklung durch Regionalmanage-
ment?
(Diplomarbeit, abgeschl. 08/2006)

Erdal, Yilmaz
Zeyrek – ein letzter Blick auf ein städtebauliches Weltkul-
turerbe?
(Diplomarbeit, abgeschl. 08/2006)

Graetz, Manuela; von Kuczkowski, Kester
Konzepte internationaler Kooperation und Raumplanung für 
eine nachhaltige Entwicklung
(Diplomarbeit, abgeschl. 08/2006)

Heidemann, Kerstin
Zukunftsfähige Entwicklung des ländlichen Raumes – Wel-
chen Beitrag leistet LEADER+?
(Diplomarbeit, abgeschl. 08/2006)

König, Michael
Regionalstadt Frankfurt
(Diplomarbeit, abgeschl. 08/2006)

■

■

■

■

■

■

Koschack, Stefan
Ein See entsteht – Über die touristische Entwicklung des 
Bärwalder Sees im Lausitzer Seenland
(Diplomarbeit, abgeschl. 08/2006)

Krengel, Jacqueline
Energiekompetenzzentrum Lausitz – Motor der Regional-
entwicklung
(Diplomarbeit, abgeschl. 08/2006)

Noack, Carsten
Neuausrichtung des Zentrale-Orte-Systems und der Wirt-
schaftsförderung im Land Brandenburg – Strategie der Stadt 
Wittenberge
(Diplomarbeit, abgeschl. 08/2006)

Seewald, Björn
Windenergienutzung als wirtschaftlicher Motor für struktur-
schwache Regionen?
(Diplomarbeit, abgeschl. 08/2006)

Sept, Ariane
Urbanistica in Movimento – Die italienische Stadtplanung 
und das europäische Programm URBAN
(Diplomarbeit, abgeschl. 08/2006)

Tada, Yoshiaki
Auswirkung der Wohnungspolitik und der Entschädigungs-
regelung der Volksrepublik China auf die Stadterneuerung 
in der Pekinger Altstadt
(Diplomarbeit, abgeschl. 08/2006)

Türk, Oliver
Licht in Sicht? Stadtentwicklung in der Peripherie
(Diplomarbeit, abgeschl. 08/2006)

Zühr, Simone
Zuwanderung im Quartier – Planungsprobleme und Wege 
zur Lösung
(Diplomarbeit, abgeschl. 08/2006)

Universität Dortmund
Fakultät Raumplanung

Bahrke, Michael
Wissensökonomie und regionale Entwicklung
(Diplomarbeit, abgeschl. 11/2006)

■

■

■

■

■

■

■

■

■

Neue Mitglieder im FRU

Als neue Mitglieder im Förderkreis begrüßt der 
Vorstand:

Dipl.-Math. Dipl.-Umweltwiss. Frank Ahlhorn, 
Varel

Dipl.-Ing. Volker Kreuzer, Dortmund

■

■

Unter dieser Rubrik erscheinen Hinweise auf beachtenswerte Diplomarbeiten, Dissertationen und sonstige 
graue Literatur. Der Förderkreis möchte auf diese Weise auf Leistungen des wissenschaftlichen Nach-
wuchses aufmerksam machen. Interessenten können die Adressen, an die Anfragen zu den gemeldeten 
Arbeiten zu richten sind, über den Förderkreis erhalten.

Diese Rubrik steht allen inner- und außerhalb des personalen Netzwerks der ARL zur Verfügung; eine 
Auswahl ist vorbehalten. Informationen über Arbeiten, die in den folgenden Heften der ARL-Nachrichten 
veröffentlicht werden können, werden erbeten an:

FRU c/o ARL 
Hohenzollernstr. 11 

30161 Hannover 
Fax: (+49-511) 3 48 42 - 41 

E-Mail: FRU@ARL-net.de
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Benkert, Bettina
Raumentwicklung durch europäische Kooperationsprojekte 
– Untersuchung des Mehrwertes transeuropäischer Koo-
peration am Beispiel von INTERREG B/C-Projekten in der 
Region Weser-Ems
(Diplomarbeit, abgeschl. 10/2006)

Bison, Michael
Wissens- und Technologietransfer. Identifi kation von Unter-
nehmenshemmnissen im Hochsauerlandkreis
(Diplomarbeit, abgeschl. 09/2006)

Bölting, Torsten
1950er-Jahre-Siedlungen in Transformationsprozessen. 
Auswirkungen für Mieter und Siedlungen in Dortmund 
– ein gesamtstädtischer Ansatz zur zukunftsfähigen Sied-
lungsentwicklung
(Diplomarbeit, abgeschl. 10/2006)

Bursian, Lars; Aldenkirchs, Stephan
Public Relations als unterstützendes Instrument zur Umset-
zung städtebaulicher Planungen – Eine Handlungsempfeh-
lung für Kommunen
(Diplomarbeit, abgeschl. 10/2006)

Doepner, Johanna
Tankstellen-Shops – Nahversorger der Zukunft?
(Diplomarbeit, abgeschl. 11/2006)

Fei, Jingfang
Die räumliche Einbindung des Technologieparks in der Stadt. 
Was kann Xian in China von Dortmund lernen?
(Diplomarbeit, abgeschl. 09/2006)

Fieg, Ursula Eva
Der Einzelhandel an Flughäfen und seine Relevanz für die 
Raumplanung
(Diplomarbeit, abgeschl. 08/2006)

Fiegen, Lukas
Zwischen Wald und Wasser – städtebauliche Bausteine für 
Hattingens Stadtprofi l
(Diplomarbeit, abgeschl. 09/2006)

Growe, Anna
Metropolregionen in der Wissensgesellschaft
(Diplomarbeit, abgeschl. 10/2006)

Hoffmann, Anne
Auswirkung von Gartenschauen auf die Stadt- und Regi-
onalentwicklung – Aufgezeigt an vier Beispielen in der 
Rhein-/Ruhrregion
(Diplomarbeit, abgeschl. 09/2006)

Kahrau, Stephanie
Stadtentwicklung ohne Wachstum – nachfragegerechtes 
Wohnen am Beispiel von Hagen
(Diplomarbeit, abgeschl. 10/2006)

■

■

■

■

■

■

■

■

■

■

■

Kemme, Thomas
Der öffentliche Raum in der Kölner Innenstadt – ein strate-
gisches Programm zur Qualitätssicherung
(Diplomarbeit, abgeschl. 10/2006)

Kuss, Michael
Corporate Citizenship – Förderung von bürgerschaftlichem 
Unternehmensengagement auf kommunaler Ebene am 
Beispiel Dortmund
(Diplomarbeit, abgeschl. 11/2006)

Kutsch, Alexander
Stadtteilimages – Entstehung, Auswirkungen und Interventi-
onen am Beispiel des benachteiligten Stadtteils Dortmund-
Borsigplatz
(Diplomarbeit, abgeschl. 10/2006)

Marciniak, Jessica
Wohnen an der Schiene – Eine Arbeitshilfe für die Stadt-
planung
(Diplomarbeit, abgeschl. 11/2006)

Rothkamp, Arnd Heinz
Handlungsempfehlungen für zukünftige Standorte von 
Gewerbeimmobilien des Typs Fußballhalle am Beispiel der 
Städte Duisburg und Frankfurt am Main
(Diplomarbeit, abgeschl. 10/2006)

Schumann, Henrik
Potenziale von Eigenheimquartieren im Bestand vor dem 
Hintergrund des demografi schen Wandels. Das Beispiel der 
1950-60er Jahre Eigenheimsiedlung Siegen-Charlottental
(Diplomarbeit, abgeschl. 08/2006)

Schürmann, Thomas
Möglichkeiten und Grenzen der Evaluation eines Regional-
plans in NRW
(Diplomarbeit, abgeschl. 08/2006)

Robert Tausewald
Perspektive der Innovationsstrategie der Region Schlesien 
im Rahmen des „Regional Innovation Strategies“ Programms 
der Europäischen Union
(Diplomarbeit, abgeschl. 10/2006)

Uti, Sina
Nachhaltige und kleinräumige Stadtentwicklung am Beispiel 
der Stadt Santa Clara, Kuba. Potenziale der sozialen Mikrobri-
gade und Analyse der Wohnungsbaureform
(Diplomarbeit, abgeschl. 11/2006)

Vitt, Jost-Henning
Neighbourhood Branding – Ein geeigneter Ansatz zur Image-
verbesserung in Großsiedlungen?
(Diplomarbeit, abgeschl. 08/2006)

■

■

■

■

■

■

■

■

■

■
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HafenCity Universität Hamburg
Department Stadtplanung

Becker, Anna
Quartiersentwicklung mit Migrantenökonomie: die Entwick-
lung von Migrantenökonomie im Quartier; Untersuchung 
zur wechselseitigen Beeinfl ussung von Quartiersentwicklung 
und lokal eingebetteter Ökonomie
(Diplomarbeit, abgeschl. 09/2006)

Brüggemann, Daniela
Konversion einer Militäranlage: Perspektiven für die Para-
celsus-Kaserne
(Diplomarbeit, abgeschl. 08/2006)

Ewald, Markus
Bielefeld-Bethel: von der Anstalt zur Ortschaft
(Diplomarbeit, abgeschl. 09/2006)

Kommert, Ines; Penndorf, Claudia
Brachen als Chance: Impulse zur Aktivierung innerstädtischer 
Flächenpotenziale; Nördliche Wallhalbinsel und Rodden-
koppel in Lübeck
(Diplomarbeit, abgeschl. 09/2006)

Mettler, Pascale Livia
Verkauf und Rückmietung öffentlicher Immobilienportfolios: 
eine Untersuchung planungsrelevanter Probleme und einge-
setzter Lösungsstrategien bei der Verkaufsvorbereitung
(Diplomarbeit, abgeschl. 09/2006)

Naujoks, Michael; Prokof, Cindy
Vom Campus zum Stadtteil: die TUHH und ihr Campus; 
Impulsgeber für die Stadtentwicklung?
(Diplomarbeit, abgeschl. 08/2006)

Neumann, Stefan
Flächenmasterplan für den Logistikstandort Hamburg: ein 
Entwicklungsszenario unter Berücksichtigung immobilien-
wirtschaftlicher und regionalplanerischer Aspekte
(Diplomarbeit, abgeschl. 08/2006)

Rabausch, Nell
Hamburg_Speicherstadt_Zukunft: ein Quartier zwischen 
Innenstadt und HafenCity
(Diplomarbeit, abgeschl. 08/2006)

Rothenburg, Stephan
Bremerhaven: Perspektive 2050; oder von der Notwendig-
keit Stadtschrumpfung langfristig zu planen
(Diplomarbeit, abgeschl. 09/2006)

Seyler, Christoph
Quartiers- und Projektentwicklung am Beispiel Veielbrunnen 
in Stuttgart Bad Cannstatt
(Diplomarbeit, abgeschl. 08/2006)

Vogt, Michael
Alles nur Kulisse? Zur Zukunft historischer Innenstädte in 
Mitteldeutschlalnd
(Diplomarbeit, abgeschl. 09/2006)

■

■

■

■

■

■

■

■

■

■

■

Wichert, Bianca
StadtKirchenLeben: Chancen der Quartiersaufwertung 
durch Mit- und Umnutzungen von kirchlichen Gebäuden 
untersucht am Fallbeispiel der Auferstehungskirche Barm-
bek-Nord
(Diplomarbeit, abgeschl. 07/2006)

Wittke, Gerhard
Auswirkungen innerstädtischer Shopping Center auf den 
Hauptgeschäftsbereich. Analyse der bayerischen Oberzent-
ren Augsburg, Regensburg und Ingolstadt 
(Diplomarbeit, abgeschl. 09/2006)

Yomi, Andrew
Integrierte Siedlungs- und Verkehrsentwicklung als Grund-
lage für die zukünftigen Wohnbaulandausweisungen der 
Stadt Hamburg
(Diplomarbeit, abgeschl. 09/2006)

Ludwig-Maximilians-Universität München
Institut für Geo- und Umweltwissenschaften

Biener, Jan Kirsten
Tor zum Orient oder zum Okzident? Die dichotome Ent-
wicklung desTourismus und seiner Raumbilder im Libanon 
seit Ende des Bürgerkriegs
(Diplomarbeit, abgeschl. 10/2006)

Brüller, Verena
Investitionsmarkt Wohnimmobilien: Ist die Übernahme von 
kommunalen Wohnungsbeständen durch ausländische In-
vestoren eine neue Chance für Quartiere? Das Fallbeispiel 
Berlin-Hellersdorf
(Diplomarbeit, abgeschl. 07/2006)

Bucher, Tobias
Raumwirksamkeit der Vertikalisierung im Handel. Eine Un-
tersuchung am Beispiel von Mono-Marken-Stores
(Diplomarbeit, abgeschl. 07/2006)

Dankwort, Silke
Geodaten und Geoinformationssysteme in der Immobilien-
wirtschaft – Nutzen – Chancen – Potenziale
(Diplomarbeit, abgeschl. 08/2006)

Eder, Christian
Verbrauchermärkte in Shopping Centern – eine Standortstra-
tegie mit Zukunft? Eine Untersuchung ausgwählter Objekte 
der EDEKA Südbayern unter besonderer Berücksichtigung 
des Impulskaufverhaltens
(Diplomarbeit, abgeschl. 08/2006)

Erny, Michael
Meet me in Bavaria! Markenkonzepte im Regionalmarketing 
dargestellt am Beispiel des Kongress- und Tagungstourismus 
in Bayern
(Diplomarbeit, abgeschl. 10/2006)

■

■

■

■

■

■

■

■

■

FRU_4-06(S092-094).indd   94FRU_4-06(S092-094).indd   94 20.02.2007   13:21:0920.02.2007   13:21:09



4/200695

INFOBÖRSE

Gruber, Klaus
Wohnen statt Arbeiten – Lässt sich durch die Umnutzung 
leerstehender Bürofl ächen der hohen Nachfrage auf dem 
Münchner Wohnungsmarkt begegnen?
(Diplomarbeit, abgeschl. 10/2006)

Kleiner-Weidhaas, Isabella
Die „neue“ Kinderfreundlichkeit in einem gentrifzierten 
Innenstadtgebiet – untersucht am Beispiel des Glocken-
bachviertels
(Diplomarbeit, abgeschl. 09/2006)

Plappert, Alexandra
Chancen und Hemmnisse mobiler Serviceangebote in Kom-
munen – dargestellt am Beispiel „Mobile City Bregenz“
(Diplomarbeit, abgeschl. 12/2006)

Rothe, Susanne
Die Konzentration von Minderheiten in städtischen Quar-
tieren. Eine Untersuchung am Beispiel der lesbischen Szene 
im Glockenbachviertel von München
(Diplomarbeit, abgeschl. 11/2006)

Scherer, Stephanie
Die Auswirkungen der S-Bahnverlängerung S7 auf die Wirt-
schaft in Geretsried
(Diplomarbeit, abgeschl. 07/2006)

Carl von Ossietzky Universität Oldenburg
Kröcher, Uwe

Räumliche Aspekte von ökonomischen Beziehungen – Zur 
Konzeptualisierung des Bedeutungsgewinns „räumlicher 
Nähe“ in den neueren regionalwissenschaftlichen Ansät-
zen
(Dissertation, abgeschl. 11/2006)

Technische Universität Berlin
Institut für Stadt- und Regionalplanung

Schulz, Carolin
Transantiago – Planung und Governance des öffentlichen 
Nahverkehrs in Santiago de Chile
(Diplomarbeit, abgeschl. 09/2006)

■

■

■

■

■

■

■

RAUMFORSCHUNG
  RAUMORDNUNGUND

6/2006

Wissenschaftliche Beiträge

■ Horst Lutter

 Neue Leitbilder der Raumentwicklung in Deutschland

■ Jürgen Aring, Manfred Sinz

 Neue Leitbilder der Raumentwicklung. Ein Impuls zur 
Modernisierung der Raumordnung?

■ Hans H. Blotevogel

 Neuorientierung der Raumordnungspolitik? Die neuen 
„Leitbilder und Handlungsstrategien für die Raument-
wicklung in Deutschland“ in der Diskussion

■ Jörg Knieling

 Leitbilder und strategische Raumentwicklung. Planungs-
theoretische Einordnung und Diskussion der neuen 
Leitbilder für die deutsche Raumentwicklung

■ Patricia Jacob

 Die Rolle von Karten im Leitbildprozess. Arten und  
Funktionen am Beispiel nationaler Leitbilder aus  
europäischen Nachbarländern

Berichte aus Forschung und Praxis

■ Klaus Borchard, Dietmar Scholich

 60 Jahre ARL. Ausgewählte Etappen der Raumentwick-
lung und Raumpolitik im Spiegel von raumwissenschaft-
licher Forschung und Beratung

■ Klaus Becker

 Die Zeitschrift „RuR“ 1936 – 2006
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